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Geschäftsbericht  1 

des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V. 
vom  1.  Januar  1934  bis  1.  Januar  1935 

Ein  Jahr  harter,  aber  erfolgreicher  Arbeit  liegt  hinter  uns.  Dank 
der  gütigen  Förderung  und  Unterstützung  aller  behördlichen  und 
privaten  Stellen  hat  der  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutsch¬ 
lands  E.  V.,  Interessenvertretung  aller  blinden  Akademiker  und  Gei¬ 
stesarbeiter,  die  ihm  gestellten  Aufgaben  lösen  und  weitere  Ziele  ver¬ 
folgen  können.  Durch  Aufklärung  ist  es  gelungen,  den  Wert  des 
Blinden  in  den  Augen  seiner  sehenden  Mitmenschen  trotz  seiner 
schweren  Behinderung  zur  Anerkennung  zu  bringen.  Die  meisten 
unserer  Schicksalsgefährten  sind  rassisch  und  erbbiologisch  gesund, 
seelisch,  geistig  und  körperlich  voll-,  ja  oft  hochwertig.  Staat  und 
Volk  haben  ihnen  ihre  Unterstützung  auch  im  vergangenen  Jahre 
zuteil  werden  lassen  und  uns  in  den  Stand  gesetzt,  ihre  Belange 
zu  fördern. 

V  < 

In  seiner  äußeren  Organisation  hat  der  VbAD.  folgende  Aende- 
rung  erfahren:  Laut  Schreiben  der  Rechtsabteilung  der  NS.  Volks¬ 
wohlfahrt  vom  28.  November  1934  entfällt  die  korporative  Mitglied¬ 
schaft  des  VbAD.  zur  NS.  Volkswohlfahrt.  Er  untersteht  nunmehr 
der  Aufsicht  der  NSDAP.,  Amt  für  Volks  Wohlfahrt. 

In  der  inneren  Organisation  dagegen  haben  sich  keine  wesent¬ 
lichen  Aenderungen  ergeben.  Vorsitzender  des  Verbandes  ist  nach  wie 
vor  der  Unterzeichnete,  Stellvertreter  Prof.  Dr.  Schultz,  Dresden. 
Vertreter  der  Kriegsblinden  ist  Land-  und  Amtsgerichtsrat  Dr.  Becker, 
Frankfurt-Main,  Beisitzer  ohne  Stimmrecht  Dr.  Westphal,  Marburg. 

Zum  Arbeitsausschuß  gehören  die  Bezirksleiter: 

Dr.  E.  Claessens  für  Groß-Berlin,  Brandenburg,  Pommern,  Ostpreu¬ 
ßen  und  Grenzmark  Posen- Westpreußen,  Danzig;  ferner  mit  Dr. 
Becker  Vertreter  der  Belange  der  kriegsblinden  Kommilitonen, 

cand.  phil.  Dehnhardt,  Marburg,  für  die  Belange  der  Marburger 
Studierenden, 

Schulmusiklehrer  Freund,  Marburg,  für  Hessen-Nassau,  Freistaat 
Hessen,  Freistaat  Thüringen,  Belange  der  blinden  Musiklehrer, 

Dr.  Mittelsten  Scheid,  Marburg,  für  Westfalen,  Rheinprovinz, 
Saargebiet, 

Dr.  Reuß,  Schwetzingen,  für  Baden,  Württemberg, 

Prof.  Dr.  Schultz,  Dresden,  für  Anhalt,  Bayern,  Freistaat  Sachsen, 
Provinz  Sachsen, 
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Regierungsrat  Schwendy,  Breslau,  für  Ober-  und  Niederschlesien, 

der  Unterzeichnete  für  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Hamburg, 

Lübeck,  Bremen,  Braunschweig,  Mecklenburg,  Oldenburg. 

Als  Ortsgruppenleiter  wurden  ernannt: 

Dr.  Ziemssen,  München;  Organist  Schneider,  Nürnberg;  Wohl¬ 
fahrtspfleger  Meißel,  Hamburg. 

Jedes  Mitglied  des  Vorstandes,  jeder  Bezirks-  sowie  Gruppenleiter 
bekam  1  Stück  der  Handbücher  der  Blindenwohlfahrtspflege,  Teil  I 
(Deutschland),  Teil  II  (Europa  und  Nordamerika)  zur  Verfügung, 
ebenso  laufend  die  Zeitschrift  „Nationalsozialistischer  Volksdienst“, 
damit  sie  sich  ständig  über  die  Wohlfahrtspflege  und  das  Blinden¬ 
wesen  orientieren  können. 

Obmann  der  Fachgruppe  der  blinden  Musiklehrer  ist  Schulmusik¬ 
lehrer  Freund,  dessen  Stellvertreter  cand.  phil.  Organist  Loeffler, 
Würzburg. 

Zur  Bearbeitung  der  juristischen  Belange  des  Verbandes  wurde 
der  Rechtsanwalt  Dr.  Gottwald,  Berlin,  als  Justitiar  bestellt. 

Der  Bewilligungsausschuß  besteht  aus  dem  Unterzeichneten, 
sowie  den  Herren  Dr.  Mittelsten  Scheid  und  Dr.  Becker.  Er  ge¬ 
währt  Darlehen,  Zuschüsse  für  Studien-  und  Erholungszwecke;  ferner 
Werk-,  Erziehungs-,  Kinder-  und  Sterbebeihilfen.  Im  Laufe  des  Jahres 
1934  wurden  bewilligt:  Darlehen  an  9,  Studienbeihilfen  und  Zuwen¬ 
dungen  an  50,  Erholungsbeihilfen  an  insgesamt  39  (20  für  Marburg, 
19  für  anderwärts),  Einzelzuschüsse  für  Rundfunkgeräte,  Schreib¬ 
maschinen,  technische  Behelfe,  Werkbeihilfen  an  54  Personen. 

Die  Mitgliederzahl  betrug  am  31.  Dezember  1933:  389,  am  31.  De¬ 
zember  1934:  430  (3  ausgetreten,  5  verstorben,  49  neueingetreten). 

An  Sitzungen  fanden  statt: 

3  Vorstandssitzungen  in  Marburg  und  Leipzig,  2  Teil- Vorstands¬ 
und  -Arbeitsausschußsitzungen  in  Marburg,  16  Bezirksversammlun¬ 
gen,  und  zwar  3  in  Berlin,  2  in  Breslau,  2  in  Dresden,  2  in  Ham¬ 
burg,  2  in  Marburg,  je  1  in  Frankfurt-Main,  Heidelberg,  Leipzig, 
München,  Nürnberg.  Rundschreiben  ergingen  6  während  des  letzten 
Jahres  mit  42  Anordnungen  betr.  Erholungsfürsorge,  Erziehungsfür¬ 
sorge,  Arbeitsfürsorge,  Sterbekasse,  Förderung  technischer  Hilfsmittel, 
Studienbeihilfen,  Werkbeihilfen,  Vergünstigungen  bei  Lohn-,  Ein¬ 
kommen-,  Bürger-,  Umsatzsteuer,  Fahrpreisermäßigungen,  Freikarten 
für  Oberammergauer  Passionsspiele,  Vermittlung  von  Normalschreib¬ 
maschinen,  Grammophonen,  Pressekursus,  Pressekorrespondenz,  Buch¬ 
händlerbörse,  Freiwilliger  Arbeitsdienst,  Verlagsarbeit,  Ausgestaltung 
der  Bezirksversammlungen,  Mitgliederwerbung,  Mathematik-  und 
Chemieschriftkommission,  Rente,  Schulungskurse. 
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Wie  in  den  vorhergehenden  Jahren,  so  unterstützte  auch  1934 
der  Verband  die  Blindenstudienanstalt  durch  einen  Zuschuß,  der  sich 
im  vergangenen  Jahre  auf  19  727.75  RM  belief. 

Die  Blindenstudienanstalt  ist  ein  reichswichtiges,  gemeinnütziges 
Unternehmen  und  als  milde  Stiftung  anerkannt.  Sie  steht  unter  der 
besonderen  Fürsorge  des  Reichsarbeitsministeriums,  sowie  des  Reichs¬ 
und  Preußischen  Ministeriums  für  Wissenschaft,  Erziehung  und  Volks¬ 
bildung. 

Die  Blindenstudienanstalt  unterhält: 

1.  Die  Blindenhochschulbücherei  mit  wissenschaftlichem  Charakter. 
Am  31.  Dezember  betrugen  die  Bestände  19  389  Bände  (1933: 
17  956  Bände,  Zuwachs  1433  Bände).  Ausgeliehen  wurden  27  474 
Bände  (1933:  23  845  Bände,  Zuwachs  3  629  Bände).  Die  Zahl  der 
Entleiher  betrug  im  Jahre  1934:  1613  (1933:  1446,  Zuwachs  167). 
Die  Räume  der  Hochschulbücherei  haben  sich  als  nicht  ausreichend 
erwiesen.  Es  ist  daher  eine  Erweiterung  geplant,  zu  deren  Durch¬ 
führung  der  VbAD.  weitere  5  000  RM  bereitgestellt  hat. 

2.  Die  VerlagsaÄstalt  mit  Blinden-  und  Schwarzdruckerei,  Abschreibe- 
und  Korrekturabteilung.  Bis  Ende  1934  sind  herausgebracht  408 
Werke  =  1182  Bände  (1933:  362  Werke  =  1049  Bände,  Zuwachs 
46  Werke  =133  Bände)  wissenschaftlicher  und  belehrender  Diszi¬ 
plinen.  Unter  diesen  Verlagswerken  sind  folgende  hervorzuheben: 
Das  Werk  unseres  Herrn  Reichkanzlers  Adolf  Hitler  „Mein  Kampf“ 
ist  in  der  durch  Zuschuß  seitens  der  Reichskanzlei,  des  Reichs¬ 
ministeriums  für  Wissenschaft,  Erziehung  und  Volksbildung  und 
des  Reichsministeriums  für  Volksaufklärung  und  Propaganda  ver¬ 
billigten  Auflage  von  500  Stück  restlos  abgesetzt.  Bei  der  Zweit¬ 
auflage  wird  das  Stück  zu  22.50  RM  verkauft.  Lebhaftes  Interesse 
zeigte  sich  auch  für  das  von  dem  Verlage  in  Blindendruck  heraus¬ 
gebrachte  Tagebuch  des  Herrn  Reichsministers  Dr.  Goebbels  „Vom 
Kaiserhof  zur  Reichskanzlei“  sowie  für  andere  nationalsozialistische 
Literatur.  Die  einzige  Selbstbiographie  des  verstorbenen  Herrn 
Reichspräsidenten  Generalfeldmarschalls  Paul  von  Beneckendorff 
und  von  Hindenburg  „Aus  meinem  Leben“  wurde  mit  Zuschuß 
des  Reichsarbeitsministeriums  in  250  Exemplaren  aufgelegt  und 
zum  Preise  von  5  RM  an  die  Bezieher  abgegeben. 

3.  Das  Studentenheim,  im  Jahre  1934  von  21  Studierenden  und  3  in 
Berufsausbildung  besucht.  Davon  haben  im  Jahre  1934  1  promo¬ 
viert,  1  die  Staatsprüfung  abgelegt.  Der  Tagesverpflegungssatz 
beträgt  1.70  RM;  für  Zimmer  einschl.  Nebenkosten  sind  monatlich 
12 — 17  RM  zu  zahlen. 

4.  Das  Schülerheim  mit  der  staatlich  genehmigten  einzigen  Aufbau¬ 
schule  (Untertertia  bis  Oberprimareife)  für  Blinde  mit  Reformreal- 
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gymnasialziel.  Die  Schule  führt  zur  mittleren  bzw.  Obersekunda¬ 
reife,  Primareife  und  Abitur.  Eine  höhere  Handelsschulabteilung 
zur  Ausbildung  von  Korrespondenten  und  Stenotypisten  sowie  eine 
Abteilung  zur  Förderung  der  blinden  Musikschüler,  umfassend  den 
Lehrstoff  eines  Musik-Proseminars,  sind  angegliedert.  Im  Jahre 
1934  wurde  die  Schule  von  38  Schülern  und  Schülerinnen  besucht. 
Davon  legten  5  die  Reife-,  2  die  Schulschlußprüfung  ab.  Der  Inter¬ 
natspreis  beträgt  einschl.  Schulgeld  und  Lehrmittelbeschaffung 
jährlich  etwa  1100  RM. 

Auf  Grund  einer  Anregung  des  Reichsarbeitsministeriums  hat 
das  Reichsministerium  für  Wissenschaft,  Erziehung  und  Volks¬ 
bildung  gemeinsam  mit  dem  Reichsministerium  des  Innern  sich 
bereit  erklärt,  blinde  Abiturienten  und  Abiturientinnen,  wenn  die 
übrigen  Voraussetzungen  zutreffen,  außerhalb  der  normalen  An¬ 
zahl  zur  Hochschulreife  zuzulassen. 

5.  Das  Archiv  und  die  Beratungsstelle  zur  Auskunfterteilung  in  allen 
Fragen  des  Blindenbildungs-,  Fürsorge-  und  Versorgungs wesens. 
Diese  arbeiten  mit  allen  amtlichen  und  privaten  Stellen  und  setzen 
sich  für  die  Vermittlung  aller  Akademiker  und  ausgelernten  Gei¬ 
stesarbeiter  durch  individuelle  Betreuung  und  Förderung  ein.  Die 
Archivbestände  und  die  Schwarzdruckbücherei  weisen  rund  9  000 
Bände  auf.  Sie  wurden  für  gutachtliche,  statistische  und  wissen¬ 
schaftliche  Arbeiten  stark  beansprucht. 

6.  Die  Maschinen-  und  Lehrmittelkonstruktions-  und  Reparaturwerk¬ 
stätte,  die  allen  Anforderungen  gerecht  zu  werden  bemüht  ist,  mit 
Verkaufs-  und  Vermittlungsabteilung  für  alle  Maschinen,  Behelfe 
und  Materialien,  die  der  Blinde  braucht.  Die  Konstruktion  der 
Marburger  Stenographiermaschine  ist  durch  die  Blindenstudien¬ 
anstalt  wesentlich  gefördert  worden.  Ihre  Fabrikation  wurde  in 
Angriff  genommen  und  durch  einen  einmaligen  Zuschuß  von  1  000 
RM  zur  Beschaffung  von  Werkzeugen  durch  den  VbAD.  unter¬ 
stützt.  Die  erste  Serie  wird  Ende  Februar  verkaufsfertig  sein.  Ihr 
Bezugspreis  beträgt  einschl.  Porto  und  Verpackung  80  RM.  Alu¬ 
minium-Trichtertafeln  in  allen  Formaten  in  dauerhafter  Ausfüh¬ 
rung  wurden  herausgebracht  und  fanden  bei  allen  Interessenten 
lebhaften  Anklang.  Im  Dezember  wurde  ein  163  Nummern  um¬ 
fassendes  Blindenlehr-  und  -behelfsmittelverzeichnis  herausge¬ 
geben,  das  an  alle  Blindenbildungsanstalten,  Vereine  und  Personen 
kostenfrei  abgegeben  wird. 

2  Schallplattenbücher  sind  bei  40  Einzel-,  mehreren  Gruppen¬ 
interessenten  in  Umlauf  gesetzt.  Die  Vermittlung  guter,  billiger 
Grammophone  und  Platten  ist  durch  uns  eingeleitet  worden.  Mit 
den  zuständigen  Industriefirmen  sind  Verhandlungen  über  den 
33V3  Touren-Schreiber  und  -Empfänger  aufgenommen. 
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7.  Die  Hauptgeschäftsstelle  Wörthstraße  11,  die  mit  den  behördlichen, 
privaten  Stellen,  sowie  etwa  700  blinden  Akademikern  und  Gei¬ 
stesarbeitern  in  persönlicher  und  schriftlicher  Verbindung  steht, 
sie  in  allen  kulturellen,  wirtschaftlichen  und  sozialen  Fragen  berät. 
Akademiker  und  Geistesarbeiter  mit  abgeschlossener  Berufsaus¬ 
bildung  wurden  in  ihrem  Streben,  eine  ihren  Fähigkeiten  ange¬ 
messene  Tätigkeit  zu  finden,  durch  persönliche  Vermittlung  und 
Beratung  in  zahlreichen  Fällen  unterstützt.  Insgesamt  hat  die  Ge¬ 
schäftsstelle  des  VbAD.  einen  Briefverkehr  von  13  264  Eingängen 
und  16  089  Ausgängen  im  Laufe  des  Jahres  gehabt. 

Auch  im  Jahre  1934  war  der  VbAD.  bemüht,  in  der  Berufsfür¬ 
sorge  und  im  Aufklärungsdienst  für  blinde  Geistesarbeiter  tätig  zu 
sein  durch  Eingaben  an  das  Reich,  die  Länder  und  durch  Gesuche 
bei  behördlichen  und  privaten  Stellen. 

Seit  dem  Preuß.  Erlaß  vom  2.  Mai  1925  (Zentralblatt  für  die  ge¬ 
samte  Unterrichtsverwaltung  in  Preußen  1925,  Heft  10,  S.  158  ff.) 
müssen  Musikstudierende  die  mittlere  Reife,  abgesehen  von  wenigen 
Ausnahmen,  zum  Besuch  einer  Musikschule  aufweisen.  Diese  Be¬ 
stimmung  ordnet  die  blinden  Musiker  in  die  Reihen  der  blinden 
Geistesarbeiter  und  somit  in  die  Betreuung  durch  den  VbAD.  ein. 
Die  Belange  der  blinden  Schul-  und  Privat-Musiklehrer,  Organisten 
und  Künstler  wurden  durch  die  Gruppe  der  blinden  Musiklehrer  beim 
Verbände,  dessen  Mitgliedschaft  zur  Notenbeschaffungszentrale,  in 
der  der  Unterzeichnete  als  Vorstandsmitglied,  Freund  und  Löffler  als 
Arbeitsausschuß-Mitglieder  bestätigt  wurden,  dem  Zentralstellennach¬ 
weis  für  blinde  Kirchenmusiker  und  durch  verbilligten  Bezug  der 
„Musikrundschau“  unterstützt. 

Für  die  blinden  konzertierenden  Künstler  haben  sich  durch  das 
Sammlungsgesetz  vom  5.  November  1934  gewisse  Schwierigkeiten 
ergeben,  da  hierdurch  der  Verkauf  der  Konzertkarten  von  Haus  zu 
Haus  unterbunden  ist.  Durch  einen  Runderlaß  vom  12.  Dezember  1934 
hat  jedoch  der  Reichs-  und  Preuß.  Minister  des  Innern  diese  Schwie¬ 
rigkeit  wieder  behoben  und  damit  wirklich  befähigte  blinde  Musiker 
in  den  Stand  versetzt,  Konzerte  im  Laufe  des  Winters  zu  geben,  bei 
denen  die  Eintrittskarten  von  Haus  zu  Haus  vertrieben  werden.  Die 
Voraussetzungen  dafür  sind  neben  nachzuweisender  künstlerischer 
Befähigung  die  Rentabilität  der  Konzerte,  der  einwandfreie  Karten¬ 
vertrieb  sowie  die  genügend  hohe  Beteiligung  des  blinden  Künstlers 
am  Reingewinn. 

Der  VbAD.  war  bemüht,  die  Lage  der  blinden  konzertierenden 
Künstler  weiterhin  zu  verbessern  durch  Eingaben  an  die  NS.  Kultur¬ 
gemeinde,  den  Reichsrundfunk,  sowie  an  die  größeren  deutschen 
Sender,  um  bei  ihren  Darbietungen  wirklich  befähigte  blinde  Künstler 
heranzuziehen.  Alle  Stellen  haben  sich  dazu  bereit  erklärt  unter  der 
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Bedingung,  daß  nur  wirklich  anerkannte  und  leistungsfähige  blinde 
Künstler  vom  Verband  aus  hierfür  empfohlen  werden. 

Nach  eingehender  Prüfung  ist  ein  Plan  ausgearbeitet  worden,  um 
die  Notlage  der  blinden  Künstler  zu  beheben.  Hierzu  sollen  die  ge¬ 
werbsmäßigen  Konzertagenturen  Deutschlands  gewonnen  werden,  die 
die  Konzerte  rein  geschäftsmäßig  aufziehen,  wobei  den  mitwirkenden 
Künstlern  ein  Verdienst  von  33V3%  gewährleistet  wird.  Die  zustän¬ 
digen  Reichsministerien,  die  Reichsmusikkammer  und  die  NS.  Kultur¬ 
gemeinde  sind  gebeten,  den  Entwurf  einer  Vereinigung  blinder 
Künstler  Deutschlands  im  Anschluß  an  den  VbAD.  zu  prüfen  und 
ihm  ihre  Unterstützung  zu  gewähren. 

Laut  Vorstandsbeschluß  vom  19.  12.  34  ist  für  1935  eine  Arbeits¬ 
ausschußsitzung  als  Schulungswoche  auf  dem  Gebiete  der  Blinden¬ 
wohlfahrtspflege  geplant,  bei  welcher  Referate  über  die  Wohlfahrts¬ 
pflege  im  allgemeinen,  die  Kriegs-  und  Friedensblindenfürsorge  im 
besonderen  gehalten  werden  sollen.  Ebenso  ist  eine  Schulungswoche 
für  die  blinden  Musiker  in  Aussicht  genommen. 

Von  dem  Bestreben  geleitet,  den  blinden  Geistesarbeitern  neue 
Betätigungsmöglichkeiten  zu  erschließen,  hat  der  VbAD.  vom  8. — 27. 
Oktober  1934  einen  Kursus  zur  Einführung  in  das  Zeitungswesen  in 
den  Räumen  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg -Lahn,  unter  der 
Leitung  des  kriegsblinden  Chef-  und  Verlagsredakteurs  Kittel  ver¬ 
anstaltet.  Den  einführenden  Vortrag  bei  der  Eröffnungsfeier  hielt 
Ministerialrat  Dr.  Schmidt -Leonhardt  vom  Reichsministerium  für 
Volksaufklärung  und  Propaganda  über  das  Thema  „Weltanschau¬ 
liche  Grundlagen  des  deutschen  Pressewesens“.  Des  weiteren  brachte 
der  Kursus  einen  äußerst  aufschlußreichen  Vortrag  von  Direktor  Dr. 
Lüddecke,  Leiter  des  Institutes  für  Zeitungswesen  in  Halle-S.,  der 
die  praktischen  Möglichkeiten  für  den  Blinden  auf  dem  Gebiete  des 
Zeitungswesens  beleuchtete.  Der  von  17  Teilnehmern  besuchte  Kursus 
brachte  durch  eingehende  Besichtigungen,  Vorträge  und  Uebungen 
eine  Fülle  von  Anregung  und  Belehrung,  sodaß  auch  für  1935  ein 
solcher,  und  zwar  für  Neueinzuführende  und  für  Fortgeschrittene, 
geplant  ist.  Es  steht  zu  hoffen,  daß  hierdurch  tatsächlich  eine  neue 
Berufs-,  mindestens  aber  eine  neue  Betätigungsmöglichkeit  für  den 
blinden  Geistesarbeiter  gewiesen  ist. 

Die  „Marburger  Pressekorrespondenz“,  die  1932  ins  Leben  ge¬ 
rufen  wurde,  um  literarische  Erzeugnisse  blinder  Schriftsteller  in 
der  Tagespresse  unterzubringen,  soll  ausgebaut  und  in  eine  Buch¬ 
besprechungskorrespondenz,  mit  wissenschaftlichen  und  feuilletoni- 
stischen  Beiträgen  untermischt,  umgewandelt  werden.  Eine  Umfrage 
unter  den  Mitgliedern  des  Verbandes  hat  ergeben,  daß  reges  Inter¬ 
esse  dafür  vorhanden  ist.  Verhandlungen  mit  der  Reichspresse-,  der 
Reichsschrifttumskammer  und  den  Fachschaf ten  sind  in  die  Wege 
geleitet. 


Das  Pflichtorgan  des  Verbandes,  die  „Beiträge  zum  Blindenbil¬ 
dungswesen“,  in  Punktschrift  monatlich,  in  Schwarzschrift  viertel¬ 
jährlich  erscheinend,  hat  eine  Auflage  von  850  Exemplaren,  die  eben¬ 
falls  im  Verlage  des  Verbandes  erscheinenden  Zeitschriften  „Um¬ 
schau,  Zeitschrift  zur  Belehrung  in  Fragen  der  Wissenschaft,  Kunst, 
Literatur,  Wirtschaft  und  Politik“  eine  solche  von  150,  die  „Schach¬ 
zeitung“  von  40  Exemplaren.  Der  Preis  der  Zeitschriften  ist  ab 
Januar  1935  wie  folgt  festgesetzt: 

Für  Nichtmitglieder  „Beiträge“  in  Punktschrift  jährlich  4  RM,  in 
Schwarzdruck  jährlich  6  RM;  „Umschau“  jährlich  5  RM,  „Schach“ 
jährlich  2  RM. 

Durch  die  Zugehörigkeit  der  Verbandsmitglieder  zu  der  jeweiligen 
berufsständischen  Organisation  bestehen  Beziehungen  des  VbAD.  zu 
dem  Juristenbund,  dem  NS.  Lehrerbund,  der  Reichspresse-,  Reichs¬ 
schrifttums-,  Reichsmusik-  und  Reichskulturkammer,  ferner  eine  direkte 
Verbindung  mit  der  NSKOV.,  Abteilung  Bund  erblindeter  Krieger, 
durch  die  dem  VbAD.  angehörenden  Kriegsblinden. 

Ebenso  wie  die  berufstätigen  blinden  Geistesarbeiter  in  die  deutsche 
Arbeitsfront  eingegliedert  sind,  hat  man  Maßnahmen  getroffen,  um 
die  blinden  Schüler  in  die  Jugendorganisationen  der  NSDAP,  ein¬ 
zugliedern.  Die  Blindenstudienanstalt  hat  eine  eigene  Kameradschaft 
der  HJ.  mit  einem  besonderen  sehenden  Kameradschaftsführer,  wäh¬ 
rend  die  Mädchen  in  den  BdM.  aufgenommen  werden.  Für  die  blin¬ 
den  Studierenden  sind  an  der  Universität  Marburg  besondere  Sport- 
und  Körperschulungskurse  eingerichtet  worden,  die  von  einem  im 
Turnen  Blinder  bereits  erfahrenen  akademischen  Sportlehrer  geleitet 
und  abtestiert  werden.  So  ist  unserer  geistig  strebenden  blinden 
Jugend  die  Möglichkeit  geboten,  neben  dem  seelisch-geistigen  auch 
den  körperlichen  Ausgleich  zu  schaffen,  damit  sie  in  jeder  Beziehung 
als  vollwertig  betrachtet  und  später  zu  den  mittleren  und  höheren 
Berufen  zugelassen  werden.  Ein  weiterer  Schritt  auf  diesem  Wege 
ist  die  geplante  Zulassung  einer  gewissen  Anzahl  männlicher  Mit¬ 
glieder  des  VbAD.  im  Alter  bis  zu  25  Jahren  zu  einem  Kamerad¬ 
schafts-Schulungslager,  das  einen  Ausgleich  für  den  Arbeitsdienst 
bieten  soll.  Voraussichtlich  wird  dieser  Kursus  im  Frühjahr  1935 
beginnen. 

Bei  den  neuen  Steuergesetzen  ist  es  dem  VbAD.  gelungen,  wich¬ 
tige  Vergünstigungen  für  die  berufstätigen  Blinden  zu  erzielen.  Die 
Friedensblinden  wurden  durch  den  Erlaß  vom  9.  Juli  1934  auf  eine 
Freigrenze  von  500  RM  monatlich  gebracht  und  den  Pflegezulage¬ 
empfängern  gleichgestellt,  dadurch  auch  von  Arbeitslosenhilfe  und 
Ehestandshilfe  für  den  Rest  des  Jahres  1934  befreit.  In  den  neuen 
Steuergesetzen  vom  16.  Oktober  1934  wurden  die  Belange  der  Blin¬ 
den  in  dankenswerter  Weise  weitgehend  berücksichtigt.  Berufstätige 
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Lohn-  und  Gehaltsempfänger  haben  eine  Freigrenze  von  400  RM 
monatlich,  nicht  erwerbstätige  und  Ruhegehaltsempfänger  von  240 
RM.  Für  die  freien  Berufe  und  die  Gewerbetreibenden  sind  weit¬ 
gehende  Steuerermäßigungen  in  Aussicht  genommen.  Bis  zu  einem 
Jahreseinkommen  von  4500  RM  ist  der  Blinde  bürgersteuerfrei.  Die 
Umsatzsteuererleichterung  für  blinde  Gewerbetreibende  entspricht 
den  früheren  Bestimmungen. 

Durch  Vermittlung  des  Herrn  Reichsministers  für  Volksaufklärung 
und  Propaganda  gelang .  es,  den  Mitgliedern  des  VbAD.  Freikarten 
für  die  Oberammergauer  Passionsspiele  zu  verschaffen. 

Weiter  wurde  bei  transatlantischen  Fahrten  und  anderen  See¬ 
reisen  auf  den  großen  Schiffahrtslinien  eine  Ermäßigung  des  Fahr¬ 
preises  um  je  25%  für  Blinde  mit  einem  Begleiter  erwirkt.  Die  Fahr¬ 
preisermäßigung  auf  sächsischen  Kraftfahrzeugen  wurde  für  die  ge¬ 
samten  Blinden  des  Reiches  bestätigt.  Es  sind  Schritte  unternommen 
worden,  um  die  Ermäßigungen  auf  Straßen-  und  Kleinbahnen  den 
Blinden  zu  erhalten. 


Eine  Reihe  von  Ausstellungen  des  BeK.  und  die  Hallenser  Aus¬ 
stellung  „Menschen  des  Dennoch“  (Der  Körperbehinderte  in  der  Kunst 
und  im  Handwerk)  wurden  von  Marburg  aus  beschickt.  Ebenso  ist 
eine  Beteiligung  bei  der  internationalen  Blinden-Bücher-  und  -Lehr¬ 
mittelausstellung  in  Prag  vom  Verband  zugesagt  worden. 

Mit  Bezug  auf  die  Blindenrente  nimmt  der  VbAD.  dieselbe  Stel¬ 
lung  wie  früher  ein,  stellt  die  Arbeitsfürsorge  in  den  Vordergrund, 
unterstützt  aber  im  übrigen  den  Antrag  des  RBV.  auf  eine  Versor¬ 
gung  derer,  die  nicht  mehr  arbeiten  können,  oder  denen  keine  Arbeit 
nachgewiesen  werden  kann. 

lieber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  gibt  der  Bericht  Anl.  1  Auf¬ 
schluß,  während  die  neuen  Richtlinien  für  die  Verbandsarbeit  im 
Geschäftsjahre  1935  in  Anl.  2  enthalten  sind. 


Allen  Mitgliedern  des  Vorstandes,  des  Arbeitsausschusses,  den 
Gruppen-  und  Ortsleitern  sowie  denen,  die  durch  Anregungen  und 
Vorschläge  an  der  Weiterführung  und  am  Ausbau  unserer  Vereins¬ 
arbeit  mitgeholfen  haben,  sage  ich  an  dieser  Stelle  herzlichen  Dank. 
Besonderer  Dank  gebührt  allen  öffentlichen  und  privaten  Stellen,  so 
auch  den  fördernden  Mitgliedern,  die  durch  finanzielle  Unterstützung 
und  Beratung  es  dem  Verein  ermöglicht  haben,  den  blinden  Aka¬ 
demikern  und  Geistesarbeitern  kulturelle,  wirtschaftliche  und  soziale 
Hilfe  in  ihrem  schweren  Daseinskampf  zu  leisten.  g  ^ 
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Anlage  1 


Kassenbericht 


des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands,  E.  V.,  Marburg-Lahn 
für  die  Zeit  vom  1.  Januar  1934  bis  einschl.  31.  Dezember  1934 


I 


II. 


A.  Einnahmen 


Bestände  am  1.  Januar  1934 

1.  Kassenbestand . . 

2.  Debitoren . 

3.  Lagerbestand . - 

Etatseinnahmen 

1.  Außerordentliche  Beiträge  und  Spenden 

2.  Mitgliederbeiträge . 

3.  Zinsen . 

4.  Wohlfahrtsrente . 

5.  Rücklaufende  Darlehen . 

6.  Zeitschrift  . 

7.  Verlag . 

III.  Kreditoren  am  31.  Dezember  1934  .  .  .  . _ 

Insgesamt  RM 


Voranschlag 

Vereinnahmt 

1934 

1934 

RM 

RM 

2  691.05 

10  204.71 

RM 

2  150.— 

15  045.76 

28000.— 

26  036.05 

1  000.— 

1  758.10 

2  500.- 

1  874.48 

1  275.75 

1  275.75 

1  200.— 

in  Debit,  u. 

Kr.  enth. 

1  500.— 

1  513.75 

1  000.— 

1  417.38 

33  875.51 

1511.— 

36  475.75 

50  432.27 

B.  Ausgaben 


I.  Etatsausgaben 

1.  Ordentl.  u.  a.  o.  Beitrag  an  die  Blindenstu¬ 
dienanstalt,  Marburg . 

2.  Erholungsfürsorge . 

3.  Darlehen  an  blinde  Studierende . 

4.  Unterstützung  für  produktive  Zwecke  und 

Studiengeldbewilligungen . 

5.  Schulungswoche  u.  Förder.  d.  bl.  Musiklehrer 

6.  NBZ.  u.  Förderung  der  Kommissionsarbeit. 

7.  Zuschüsse  für  Rundfunkgeräte,  Schreibm. 
und  technische  Behelfe,  Werkbeihilfen  .  . 

8.  Arbeitsausschußarbeiten . 

9.  Kommissions-  und  Vorstandsarbeiten  .  .  . 

10.  Studienzwecke,  Förderung  d.  int.  Zusammen- 
arb.  u.  Vereinheitl.  d.  Blindenschriftsysteme 

11.  Schwarzdruckverlag . 

12.  Zeitschrift  . 

13.  Blindenkorrespondenz . 

14.  Allg.  Büro-,  Porto-  und  Geschäftsunkosten 

15.  Propaganda  und  Aufklärungsmaterial  .  .  . 

16.  Lehrmittel  bau,  nachträgl.  Bewilligung  .  .  . 

II.  Lagerbestand:  11  Kappelmaschinen  .  ,  .  .  . 

III.  Kreditoren  am  1.  Januar  1934  . 


Voranschlag  Verausgabt 
1934  1934  V 

RM  RM  RM 


19  800.—  19727.75 

2  000.—  2150.25 

1  000. —  in  Debitoren  enthalt. 


(1  337.59 

für  1934) 

3  000.— 

3  336.18 

500.- 

319.28 

800.— 

600.- 

1  500.— 

1  516.80 

600.— 

665.42 

700.— 

743.95 

500.— 

323.25 

400.— 

722.90 

2  275.75 

2  393.05 

(879.30 

400.— 

63.— 

[Zuschuß) 

2  000.- 

2  618.20 

1  000.— 

1  036.23 

1000.— 

37  266.26 

2  200.— 
1  556.25 

IV.  Debitoren  am  31.  Dezember  1934 

1.  Darlehen  .  RM  6  056.46 

2.  Außenstände .  RM  1  269.72  7  326.18 

V.  Kassenbestand  31.  Dezember  1934  .  .  .  .  .  2  083.58 

Insgesamt  RM  36  475.75 _ 50  432.27 
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Anlage  2 


Wirtschafts-Voranschlag  1935 


Einnahmen 


Beiträge  fördernder  Mitglieder . 

Ordentliche  Mitgliederbeiträge . 

Zinsen . . 

Wohlfahrts-Rente  .  .  .  . . 

Zurücklaufende  Darlehen . 

Zeitschriften  (Umschau,  Beiträge  einschl.  Schwarz¬ 
schriftausgabe)  . 

Verlag  .  . . 


RM 


29  500  — 
1  500.— 
1  500  — 
1  275.75 
700.— 


2  000.— 

1  000.—  RM  37  475.75 


A.  Ordentliche  Ausgaben 


Blindenstudienanstalt . 

Erholungsfürsorge . 

Darlehen . 

Studienbeihilfen  und  Schulgelder . 

Zuschüsse  f.  Maschinen,  Musikgeräte,  Bücher  usw. 

Gruppe  blinder  Musiklehrer . 

Noten-Beschaffungs-Zentrale . 

Arbeitsausschuß-Arbeiten . 

Kommissions-  und  Vorstandsarbeiten . 

Studienzwecke,  internationale  Zusammenarbeit,  Ver¬ 
einheitlichung  der  Blindenschrift-Systeme  .  . 

Schwarzschrift- Verlag . 

Blinden-Zeitschriften . 

Förderung  technischer  Arbeiten . 

Büro,  Porti,  Geschäftsunkosten  . 

Propaganda  . . 


RM 

20  000.— 

V 

2  000.— 

700.— 

3  000.— 

V 

2  000.- 

» 

700.— 

V 

600.— 

» 

600.— 

V 

800.— 

300.— 

600.— 

2  775.75 

400.— 

2  000.— 

V 

1  000.— 

RM  37  475.75 


B.  Außerordentliche  Ausgaben 

1.  4  Schulungskurse 

a)  für  blinde  Musiklehrer 

b)  für  Freiwilligen  Arbeitsdienst 

c)  für  Einführung  in  die  Presse 

d)  für  Einführung  in  die  Wohlfahrt .  RM  3  000. — 

2.  Außerordentlicher  Zuschuß  an  die  Blindenstudien¬ 
anstalt  zur  Erweiterung  der  Büchereiräume  und 

zur  Anschaffung  von  Stahlregalen  .  RM  5  000. —  RM  8  000. — 

RM  45  475.75 
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Eheanalyse  im  Hinblick  auf  Nichtsehende 

Von  Kurt  Karasch,  Breslau 

Nicht  ausgesprochene  Blindenehen  sollen  in  Folgendem  erörtert  werden, 
sondern  die  Ehen,  bei  denen  ein  Teil  nichtsehend  ist.  Da  dies  in  den  mei¬ 
sten  Fällen  den  Mann  betrifft,  dürfte  es  wichtig  sein,  daß  der  Nichtsehende, 
der  eine  Ehe  mit  einer  sehenden  Frau  eingehen  will,  sich  darüber  klar  ist, 
ob  irgendwelche  besondere  Beweggründe  seitens  der  Frau  vorherrschen, 
welche  die  Bereitschaft  zur  Ehe  mit  einem  Nichtsehenden  motivieren,  und 
welcher  Art  diese  sind.  Insbesondere  hätte  er  zu  prüfen,  ob  seine  Einstel¬ 
lung  und  temperamentmäßige  Veranlagung  hinsichtlich  solcher  Motive  die 
Möglichkeit  zu  gegenseitiger  Harmonie  bieten,  oder  ob  Kontraste  überwiegen 
würden.  Letztere  müßten  sich  in  solcher  Ehe  besonders  unangenehm  aus¬ 
wirken;  denn  einerseits  ist  er  als  Mann  der  dominierende  Eheteil  in  wich¬ 
tigen  Entscheidungen,  während  er  andererseits  durch  die  Blindheit  in  man¬ 
cher  Hinsicht  in  die  Lage  eines  Abhängigen  gedrängt  wird.  Ferner  ist  die 
Fähigkeit  sich  unterzuordnen  bei  dem  Mann  bekanntlich  geringer,  während 
sein  Zustand  schon  in  den  Dingen  des  täglichen  Lebens  Behinderung  schafft. 
Daher  ist  die  Ehe  an  sich  für  ihn  ein  Wagnis,  und  Uebereinstimmung  oder 
Angleichung  sind  doppelt  erforderlich. 

Da  solche  Ehe  naturgemäß  besondere  Aufgaben,  vielleicht  auch  Schwie¬ 
rigkeiten  mit  sich  bringt,  ergibt  sich,  daß  ein  hoher  Prozentsatz  von  Frauen 
hierfür  nicht  geeignet  ist  und  nicht  bereit  sein  wird.  Es  bedarf  einer  nicht 
geringen  Erkenntnis  und  Lebenserfahrung,  eine  dazu  notwendige  Urteils¬ 
fähigkeit  zu  gewinnen. 

Wenn  auch  wahre  Liebe  Gegensätze  überbrücken  soll  und  kann,  so 
vermögen  mancherlei  Umstände  im  Laufe  der  Ehe  eine  gewisse  Ernüchte¬ 
rung  zu  bewirken,  was  bei  den  hier  in  Frage  kommenden  Ehen  nicht 
minder  der  Fall  sein  dürfte.  Daher  sollten  wir  bemüht  sein,  Klarheit  zu 
schaffen,  auch  dann,  wenn  manche  Erkenntnis  nicht  immer  angenehm 
empfunden  wird. 

Hinsichtlich  individueller  Lebenswünsche  ist  die  durch  die  Blindheit  ge¬ 
schaffene  Lage  allerdings  wenig  aussichtsvoll.  Bei  verhältnismäßig  wenigen 
Frauen  wird  die  Vorstellung,  mit  einem  Blinden  eine  Ehe  einzugehen,  im 
Denken  Fuß  fassen,  was  auch  ganz  natürlich  ist.  Es  müssen  da  schon  be¬ 
sondere  Fügungen,  besondere  Einstellung  vorhanden  sein.  Außerdem  ist 
für  den  Nichtsehenden  die  Möglichkeit  gering,  zu  wählen  oder  Vergleiche 
zu  ziehen,  sowie  die  notwendige  Erfahrung  für  die  Ehe  zu  gewinnen.  Dazu 
kommt,  daß  mitunter  gerade  bei  Nichtsehenden  Sensitivität  und  kompli¬ 
ziertes  Innenleben  vorhanden  sind,  was  einen  ergänzenden  und  harmo¬ 
nierenden  Ehepartner  um  so  schwerer  finden  läßt. 

Wenn  auch,  wie  bereits  gesagt,  die  Blindheit  wenig  verlockende  Aus¬ 
sichten  für  die  Ehebereitschaft  seitens  einer  sehenden  Frau  bietet,  erscheint 
jener  Standpunkt  summarisch  denkender  Menschen  undiskutabel,  daß  der 
blinde  Mann  eigentlich  froh  sein  müßte,  überhaupt  eine  sehende  Frau  zu 
bekommen ! 

Zwar  könnte  diese  Ansicht  möglicherweise  auch  beim  nichtsehenden 
Mann  aufkommen  angesichts  jener  für  ihn  vorhandenen  Schwierigkeiten, 
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das  Rechte  zu  finden.  Aber  das  würde  um  so  mehr  zur  Folge  haben,  un¬ 
vorsichtig  zu  entscheiden. 

Bezüglich  der  möglicherweise  vorhandenen  Motive,  welche  bei  der 
Bereitschaft  seitens  der  sehenden  Frau  mitsprechen,  die  Ehe  mit  einem 
Nichtsehenden  einzugehen,  lassen,  sich  hauptsächlich  vier  unterscheiden: 

1.  Wahre  Liebe  sollte  auch  hier,  wie  überhaupt  bei  allen  Ehen,  den 
Hauptbeweggrund  bilden,  sowohl  seitens  der  sehenden  Frau,  wie  auch  des 
nichtsehenden  Mannes.  Indes  brauchen  auch  hier  die  Ehen,  welche  aus 
mehr  praktischen  und  nüchternen  Motiven  heraus  geschlossen  werden,  sich 
keineswegs  ungünstig  zu  gestalten.  Bei  wahrer  Liebe  seitens  der  sehenden 
Frau  ist  anzunehmen,  daß  diese  besonders  gefestigt  sein  wird  im  Hinblick 
auf  die  Ehebereitschaft  einem  Nichtsehenden  gegenüber.  Und-  somit  wäre 
die  günstigste  Voraussetzung  geschaffen. 

Würde  jedoch,  wie  es  im  Lehen  mitunter  vorzukommen  pflegt,  die 
Gegenliebe  weniger  gefestigt  sein,  oder  durch  von  außen  eintretende  schick¬ 
salhafte  Begebenheiten,  vielleicht  auch  durch  innere  Umwandlung  aufhören, 
so  müßte  dadurch  auch  eine  um  so  stärkere  Gegenwirkung  sich  auslösen. 
Enttäuschung,  vielleicht  Empörung  auf  der  anderen  Seite  würden  um  so 
größer  sein,  und  je  nach  Veranlagung  wird  sich  vielleicht  die  Ansicht  fest¬ 
setzen,  daß  von  einem  Blinden  Dankbarkeit  zu  erwarten  sei.  Dieses  Stadium 
wäre  weit  kritischer  als  im  gleichen  Falle  in  einer  Ehe  zwischen  Sehenden, 
weil  hier  die  Rollen  nicht  so  ungleich  sind,  und  jene  Dankbarkeitsforderung 
nicht  ins  Gewicht  fallen  würde.  Dazu  kommt,  falls  Kontraste  unüberbrückbar 
werden,  daß  ein  Auseinandergehen  oder  eine  vorübergehende  Trennung 
weit  schwieriger  sind  als  bei  Sehenden. 

Wahre  Liebe  wird  nicht  immer  ein  gegenseitiges  Verstehen  garantieren. 
Denn  es  gibt  Menschen,  die  an  und  für  sich  dem  Verstehen  anderer  schwer 
zugänglich  sind.  Diese  werden  um  so  schwieriger  auch  für  die  Ehe  den 
ergänzenden  Partner  finden,  wodurch  wahre  Liebe  und  gleichzeitig  ein 
gegenseitiges  Verstehen  möglich  sind.  Mitunter  wird  behauptet,  daß  ein 
gegenseitiges  Verstehen  eher  gewährleistet  sei,  wenn  beide  Teile  nicht- 
sehend  sind.  Das  dürfte  ein  Irrtum  sein,  da  gegenseitiges  Verstehen  mehr 
auf  seelisch  gegenseitig  sich  ergänzender  Veranlagung  beruht,  also  weder 
ans  Augenlicht,  noch  an  dessen  Nichtvorhandensein  gebunden  ist. 

Die  Erfahrung  zeigt,  daß  auch  andere  Motive  vorhanden  sein  können. 
Diese  brauchen  wahre  Liebe  keineswegs  auszuschließen,  können  jedoch 
dominieren,  oder  sich  auch  im  Laufe  der  Zeit  herausentwickeln. 

2.  Es  sind  jene  Fälle  zu  nennen,  wo  die  sehende  Frau  aus  besonderen 
Gründen  keinen  sehenden  Mann  bekommen  kann,  aber  dennoch  eine  Ehe 
eingehen  möchte.  Einige  dieser  Frauen  dürften  nicht  besonders  sensibel, 
auch  nicht  gefühlsmäßig  individuell  veranlagt  sein.  Immerhin  können  sich 
diese  Ehen  gut  gestalten,  wenn  seitens  des  Nichtsehenden  Sympathie  und 
ihrerseits  seelische  Qualitäten  vorhanden  sind;  oder  auch,  wenn  er  aus 
mehr  praktischen  Gründen  heraus  die  Ehe  einzugehen  veranlagt  ist.  Läßt 
die  Zuneigung  jedoch  nach,  so  wird  die  Tatsache  nicht  mehr  gemildert  oder 
verschönt,  daß  er  eigentlich  ein  Ersatzobjekt  ist,  weil  sie  keinen  sehenden 
Mann  bekam. 

Hierher  gehört  auch  ein  gewisser  Prozentsatz  jener  Fälle,  in  denen 
die  sehende  Frau  älter  ist.  Während  sich  die  ersten  Jahre  solcher  Ehen 
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meist  recht  günstig  gestalten,  ändert  sich  das  mit  der  Zahl  der  Jahre  fast 
immer.  Es  ist  bekannt,  daß  sich  in  solchen  Fällen  sehende  Männer  zu 
helfen  wissen.  Ob  dies  zu  entschuldigen  ist  oder  nicht,  braucht  hier  nicht 
erörtert  zu  werden.  Solche  Lebenslage  kann  für  den  nichtsehenden  Mann 
bedeutend  bedrückender  werden,  falls  seine  bessere  Hälfte  die  Rolle  als 
streng  behütende  Ehegewaltige  übernimmt.  So  müßte  er  seine  Lage  dann 
als  Schicksalsschule  auffassen  in  dem  Sinne,  daß  nun  vielleicht  ein  mehr 
geistiges  Band  zu  knüpfen  sei. 

Als  Anekdote  sei  hier  folgendes  Kuriosum  eingeflochten:  Ein  Blinder 
hatte  eine  verwachsene  sehende  Frau.  Sie  lebten  recht  gut  miteinander. 
Dies  pflegte  er  gelegentlich  in  folgendem  Knittelvers  auszudrücken:  y/0  wie 
sind  wir  beide  glücklich;  ich  bin  blind,  und  sie  ist  pücklich!“ 

3.  Sicherheitsgefühl.  Hier  herrscht  der  Glaube,  daß  gerade  die  Blind¬ 
heit  ein  schützendes  Bollwerk  für  die  Ehe  bildet  und  die  Gewähr  bietet, 
im  sicheren  Ehehafen  besonders  fest  verankert  zu  sein.  Namentlich  Frauen 
mit  ungünstigen  Lebenserfahrungen  hinsichtlich  Treue  seitens  schlechter 
Männer  können  sehr  leicht  zu  solcher  Schlußfolgerung  gelangen,  falls  ein 
Nichtsehender  irgendwie  in  ihren  Lebenskreis  eintritt.  Jene  Tatsache  dürfte 
hier  mitsprechen,  daß  der  Blinde  kaum  ohne  sie  Wege  gehen  kann  oder 
wird,  oder,  wenn  er  doch  Selbständigkeit  und  Sicherheit  dazu  besitzt,  diese 
sehr  begrenzt  sein  wird  im  Vergleich  mit  einem  sehenden  Mann.  Ferner 
werden  infolge  des  fehlenden  Sehvermögens  und  der  dadurch  bedingten 
Unselbständigkeit  nicht  so  leicht  ihr  unerwünschte  Anknüpfungspunkte 
möglich. 

Oft  wird  bei  solchen  Frauen  die  Veranlagung  zur  Eifersucht  besonders 
ausgeprägt  sein;  und  die  Schlußfolgerung  liegt  nahe,  daß  die  Ehe  mit  einem 
Nichtsehenden  eine  beruhigende  Voraussetzung  bildet,  was  auch  tatsächlich 
oft  der  Fall  ist.  Nur  darf  dann  der  Blinde  nicht  zu  selbständig  sein  oder 
den  Wunsch  nach  Selbständigkeit  besitzen;  denn  das  würde  die  Harmonie 
solcher  Ehe  erheblich  stören  Das  wäre  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  Selb¬ 
ständigkeit  keineswegs  zu  egoistischen  Zwecken  ausgenutzt  würde. 

Solcher  Beweggrund  braucht  jedoch  nicht  immer  auf  starker  Veran¬ 
lagung  zur  Eifersucht  zu  beruhen.  Vielmehr  sind  auch  solche  Fälle  denk¬ 
bar,  wo  die  sehende  Frau  starken  Drang  eines  Behütenwollens  an  sich 
besitzt,  vielleicht  aus  erzieherischen  oder  ethischen  Motiven  heraus;  viel¬ 
leicht  auch,  um  ein  hohes  Eheideal  zu  verwirklichen.  Oder  es  kann  auch 
starker  Geltungstrieb  den  Grund  bilden.  Jedenfalls  wird  in  solcher  Ehe  alles 
gut  gehen,  wenn  der  Nichtsehende  die  nötige  Einordnungsfähigkeit  und 
Willigkeit  besitzt.  Eine  Kombination  dieser  Motive  mit  denen  aus  Fall  2  im 
Wesen  der  Frau  könnte  jedoch  eine  ziemlich  unbehagliche  Lebensbasis 
ergeben. 

4.  Heroismus.  Hier  hat  die  sehende  Frau  das  Gefühl,  sich  gewisser¬ 
maßen  zu  opfern.  Diese  Empfindung  kann  durchaus  beglückend  und  be¬ 
seligend  für  sie  sein.  Sie  ist  dann  bereit,  auf  die  angenehmeren  Aussichten 
einer  Ehe  mit  einem  Sehenden  zu  verzichten  und  ihr  Dasein  dem  Nicht¬ 
sehenden  zu  widmen.  Das  kann  aus  dem  Gefühl  heraus  geschehen,  viel¬ 
leicht  ein  Unrecht  gut  zu  machen,  oder  aus  Opferwilligkeit  an  sich;  oder 
um  ein  Vorbild  zu  sein  gegenüber  egoistischerer  Lebensauffassung  anderer 
Menschen.  Hier  könnte  sich  allerdings  eine  Kombination  mit  den  weniger 
günstigen  Motiven  aus  Fall  3  und  2  unangenehm  bemerkbar  machen. 
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Fast  alle  Sehenden  sind  der  Ansicht,  daß  es  mehr  oder  weniger  Opfer¬ 
mut  und  Heroismus  sei,  wenn  eine  sehende  Frau  die  Ehe  mit  einem  Nicht¬ 
sehenden  eingeht.  Da  sie  die  näheren  Lebensumstände  des  Blinden  nicht 
kennen,  haben  sie  oft  die  Vorstellung,  daß  er  in  seiner  Behausung  kaum 
einen  Schritt  allein  gehen,  sich  nicht  allein  an-  und  auskleiden  könne  und 
dergleichen  mehr,  sodaß  solche  Frau  in  ihrem  Leben  keine  ruhige  Minute 
habe.  Daß  jedoch  das  durch  die  Blindheit  verursachte  Maß  der  Mehrarbeit 
ein  wesentlich  geringeres  ist,  können  sich  die  Mitmenschen  schwer  vor¬ 
stellen.  Aber  es  muß  zugegeben  werden,  daß  eine  gewisse  Mehrarbeit  durch 
die  Blindheit  verursacht  wird,  und  daß  Opferwilligkeit  seitens  der  sehenden 
Frau  vonnöten  und  sehr  zu  schätzen  ist.  Nur  könnten  Opferwilligkeit  und 
Heroismus  als  Prinzip,  stark  verankert  und  sich  herauskehrend,  höchst 
ungemütlich  sein. 

Sehr  zu  verurteilen  sind  aber  auch  jene  nichtsehenden  Männer,  deren 
Bequemlichkeitsliebe  ausufert,  die  nicht  das  geringste  allein  machen  wollen 
und  nicht  wissen,  was  sie  verlangen  sollen. 

Manche  dieser  Motive  werden  mehr  unbewußt  vorhanden  sein,  oft  un¬ 
deutlich  empfunden.  Das  wäre  weit  weniger  bedenklich,  als  wenn  sie  als 
klare,  nach  Verwirklichung  drängende  Prinzipien  vorherrschen.  Wie  gesagt, 
ist  es  wichtig  zu  wissen,  ob  die  Veranlagung  und  die  eigene  Art  des  Nicht¬ 
sehenden  im  Widerspruch  steht. 

Die  Ehe  eines  sehenden  Mannes  mit  einem  nichtsehenden  Mädchen 
betreffend,  sollte  das  erste  Motiv,  wahre  Liebe,  ebenfalls  ausschlaggebend 
sein.  Jedoch  sind  diese  Ehen  prozentual  natürlicherweise  erheblich  geringer 
an  Zahl. 

Fall  2,  also  daß  ein  sehender  Mann  ein  nichtsehendes  Mädchen  des¬ 
halb  zur  Frau  nimmt,  weil  er  eine  sehende  nicht  bekommen  kann,  dürfte 
äußerst  selten  Vorkommen.  Gründe,  die  hier  vorlägen,  müßten  erheblich 
unangenehmere  sein  als  im  umgekehrten  Fall. 

Die  Handlung  der  Oper  „Die  toten  Augen“  spielt  in  solch  eine  Situation 
hinein.  Jedoch  ist  hier  vorausgesetzt,  daß  das  blinde  Mädchen  in  völliger 
Unkenntnis  hinsichtlich  der  Mißgestalt  ihres  sehenden  Gemahls  dahinlebt. 
Dies  wäre  im  wirklichen  Leben  jedoch  undenkbar.  Denn  Beobachtungs¬ 
fähigkeit  und  Wahrnehmungsvermögen  sind  ja  nicht  nur  ans  Augenlicht 
gebunden,  wie  viele  Sehende  zu  glauben  scheinen. 

Fall  3,  Sicherheitsgefühl,  wäre  als  Beweggrund  solcher  Ehe  durchaus 
möglich.  Sind  schon  die  Grenzen,  die  einer  sehenden  Ehefrau  gezogen  sind, 
auffassungsgemäß  engere,  so  wäre  bei  einer  nichtsehenden  die  Empfindung 
doppelt  begründet,  im  Ehehafen  besonders  fest  verankert  zu  sein. 

Fall  4,  Heroismus  als  Motiv,  dürfte  bei  einem  sehenden  Mann  recht 
schwer  halten.  Denn  Opferbereitschaft  in  diesem  Sinne  oder  das  Streben, 
auf  solche  Weise  als  Vorbild  zu  dienen,  gegenüber  egoistischerer  Lebens¬ 
auffassung  anderer,  ist  wohl  des  Mannes  schwächere  Seite.  Dieses  Motiv, 
mit  Beimischung  von  Geltungstrieb,  würde  hier,  allgemein  betrachtet,  jedoch 
größerer  Einordnungswilligkeit  begegnen  als  im  umgekehrten  Fall. 

Hier  käme  noch  ein  weiteres  Motiv  hinzu,  welches,  hoffentlich  nur 
theoretisch,  immerhin  denkbar  wäre :  Es  könnte  nämlich  ein  sehender  Mann, 
der  ein  außerordentliches  Freiheitsbedürfnis  besitzt,  aber  dennoch  ver¬ 
heiratet  sein  will,  auf  den  Gedanken  kommen,  lieber  eine  Nichtsehende 
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zur  Frau  zu  nehmen  als  eine  Sehende,  und  zwar  in  der  Annahme,  dann 
eine  größere  Bewegungsfreiheit  zu  besitzen. 

Es  wäre  noch  etwas  zu  sagen  über  die  Ehen,  wo  der  Nichtsehende 
über  eine  gute  Lebensexistenz  verfügt  und  somit  günstige  Versorgungs¬ 
möglichkeit  bietet.  Hier  fällt  die  Blindheit  weniger  ausschlaggebend  ins 
Gewicht  als  dort,  wo  gerade  knappe  Lebensmöglichkeit  besteht.  Wohlstand 
bewirkt  natürlich  in  diesem  Falle  eine  ganz  andere  Betrachtungsperspektive. 
Der  sehende  Teil  wird  hier  das  Gefühl  haben,  daß  ein  Ausgleich  geschaffen, 
er  entschädigt  ist.  Und  auch  die  Außenstehenden  werden  es  so  betrachten, 
etwa  mit  dem  Gedanken:  „Das  kann  man  schon  machen!“  —  So  sieht  alles 
ganz  anders  aus;  weniger  problematisch  auch.  Die  Möglichkeiten  der  Lebens¬ 
erleichterung  sind  vorhanden.  Ferner  ist  im  Fall  des  Nichtübereinstimmens 
der  Charaktere  oder  sich  entwickelnder  unüberbrückbarer  Disharmonie  ein 
etwaiges  Auseinandergehen  oder  vorübergehende  Trennung  leichter  zu  er¬ 
möglichen.  Hier  kann  der  Nichtsehende  Ansprüche  stellen  hinsichtlich  des 
Bildungsgrades  des  anderen  Teiles.  Er  kann  wählen,  falls  er  die  notwendige 
Erfahrung  besitzt. 

Die  neuere  Zeit  brachte  eine  Flutwelle  unharmonischer  Bindungen.  Die 
vielen  Ehescheidungen  in  aller  Welt  beweisen  es.  Erklärbare  Zusammen¬ 
hänge  lassen  sich  finden,  wenn  man  frühere  Zeiten  vergleichend  betrachtet. 
In  früheren  Jahrhunderten  gab  es  kaum  ein  so  scharf  ausgeprägtes  indi¬ 
viduelles  Empfindungsleben,  also  auch  weniger  Probleme,  die  Ehe  betreffend. 
Es  waren  keine  Vielheit  des  Lebens  und  Verschiedenartigkeit  des  Wesens 
wie  heute  vorhanden,  oder  solche  trat  nicht  in  den  Lebenskreis  des  Ein¬ 
zelnen.  Fast  jeder  Mann  war  bei  seiner  Wahl  auf  die  wenigen  Frauen  seines 
Ortes  oder  der  näheren  Umgebung  angewiesen,  wie  auch  umgekehrt.  Somit 
handelte  es  sich  um  den  ergänzenden  Partner  schlechthin,  aber  nicht  um 
den,  der  einem  individuellen  Empfindungsleben  entsprach,  und  der  die 
eigene  Persönlichkeit  in  möglichst  hohem  Maße  zu  ergänzen  vermochte. 

Durch  Verschiedenartigkeit  und  Vielheit  des  Lebens  und  vor  allem 
durch  die  für  jeden  heute  rascher  wechselnde  Umgebung  mußte  sich  ein 
mehr  differenziertes  Empfindungsbewußtsein  herausbilden.  Auch  treten  heute 
ungleich  mehr  Menschen  in  den  Lebenskreis  eines  jeden  ein,  sodaß  eine 
Art  Wellenempfindung  sich  entwickeln  mußte.  Früher  hielten  die  Menschen 
durch  gefestigtere  Anschauungen  besser  zusammen  aus.  Es  war  für  sie  aber 
auch  viel  leichter  möglich;  denn  die  Vielheit  des  Lebens  konnte  nicht 
durch  rasch  wechselnde  Umgebung  einwirken. 

Die  nun  entstandene  Differenziertheit  der  Empfindung  und  das  Wellen¬ 
bewußtsein  brauchte  jedoch  keineswegs  ein  Anschwellen  disharmonischer 
Bindungen  zur  Folge  zu  haben.  Im  Gegenteil  müßte  es  ein  Leichtes  sein, 
auf  Grund  der  Vielheit,  Verschiedenartigkeit  und  der  rascher  wechselnden 
Umgebung  das  Rechte  zu  finden.  Jedoch  sind  Differenziertheit  und  Wellen¬ 
bewußtsein  wiederum  noch  nicht  so  entwickelt,  daß  Fehlgriffe  vermieden 
werden.  Auch  hielten  die  Methoden,  unharmonische  Bindungen  zu  verhüten, 
mit  jener  Entwicklung  nicht  Schritt.  Es  gilt  daher,  solche  Methoden,  soweit 
vorhanden,  anzuwenden,  zu  erweitern  und  neue  zu  finden,  die  der  Viel¬ 
gestaltigkeit  des  heutigen  Lebens  entsprechen. 

Dies  würde  von  dem  Nichtsehenden  besonders  zu  beachten  sein,  da 
unharmonische  Bindungen  sich  vor  allem  dort  auswirken,  wo  ihnen  Ab¬ 
hängigkeit  gegenübersteht. 
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Gegensätze 

Die  meist  polygame  Veranlagung  des  Mannes  wird  durch  die  Blindheit 
schicksalsmäßig  beeinflußt;  d.  h.,  es  würde  sich  bei  solcher  durch  das  Ge¬ 
hemmt-  und  Behindertsein  infolge  der  Blindheit  Schicksalsverstärkung  er¬ 
geben.  Ob  eine  mehr  polygame  Veranlagung  des  Mannes  zugegeben,  ab¬ 
gestritten,  für  richtig  befunden  oder  als  bekämpfenswert  erachtet  wird,  bleibt 
hierbei  gleichgültig.  Jedenfalls  wirkt  die  Blindheit  hierin  abgrenzend.  Viel¬ 
fach  wird  man  der  Ueberzeugung  sein,  daß  das  von  verschiedenen  Gesichts¬ 
punkten  aus  betrachtet  vorteilhaft  sei.  Vielleicht  ließe  sich  auch  anderes 
beweisen.  Es  kommt  dabei  schließlich  immer  auf  die  Anschauung  an,  die 
solchen  Betrachtungen  zugrunde  liegt.  Es  ist  wohl  auch  so,  daß  irgend 
etwas,  was  man  beim  sehenden  Mann  als  nicht  all  zu  sehr  ins  Gewicht 
fallend  ansieht,  bei  einem  nichtsehenden  anders  gewertet  wird.  Wie  das  in 
anderer  Hinsicht  auch  der  Fall  ist. 

Dem  weiblichen  Prinzip,  das  auf  Behütenwollen,  auf  Umgrenzenwollen 
durch  Naturgegebenheit  hinweist,  kommt  die  Blindheit  entgegen,  schafft 
sozusagen  eine  günstige  Basis  dafür.  So  ergibt  sich  betrachtungsweise,  also 
unabhängig  vom  Einzelfail,  daß  die  sehende  Frau  ihrer  Veranlagung  nach 
auf  sicherem  Boden  steht.  Nun  wird  für  den  Nichtsehenden,  das  Gehemmt- 
und  Behindertsein  allgemein  betreffend,  durch  die  Ehe  selbstverständlich 
ein  Ausgleich  geschaffen,  falls  ein  wirkliches  gegenseitiges  Sichergänzen 
gewährleistet  ist. 

Jenes  naturgegebene  weibliche  Prinzip  des  Umgrenzenwollens  entspringt 
im  guten  Sinne  aus  einem  Behütenwollen.  In  gesteigerter  Auswirkung  kann 
sich  daraus  jedoch  ein  Einengenwollen  entwickeln  mit  all  den  bekannten 
Stadien.  Das  männliche  Prinzip  hingegen  besitzt  eine  mehr  oder  minder 
schwache  Dosis  von  dem,  was  einem  Begrenzenwollen  entgegenwirkt;  dies 
ist  ebenfalls  naturgegeben.  Und  hier  liegt  der  Angelpunkt  des  gegenseitigen 
Nichtverstehens  dieser  beiden  Welten:  das  Nichtverstehenkönnen  des  männ¬ 
lichen  und  des  weiblichen  Prinzips,  die  beide  grundverschieden  von  ein- 
einder,  ja  sogar  oppositionell  gegeneinander  gerichtet  sind  und  sein  müssen. 
Desgleichen  fehlt  beiderseits  oft  auch  das  rechte  Verständnis,  sie  als  gleich¬ 
wertig  anzusehen. 

Allerdings  scheint  in  Ländern  wie  Amerika  das  männliche  Prinzip  in 
mancher  Hinsicht  umgemodelt  werden  zu  sollen.  Das  könnte  einen  neuen 
Menschentyp  ergeben.  Ob  das  im  Sinne  der  Entwicklung  liegt,  wird  sich 
zeigen.  Bei  uns  wollen  wir  jedoch  nicht  zu  einer  Verwässerung  der  beiden 
Prinzipe  gelangen,  sondern  halten  an  ihrer  Ursprünglichkeit,  Farbe  und 
auch  Gegensätzlichkeit  fest. 

Natürlich  hat  das  männliche  Prinzip  ebenfalls  seine  Schattenseiten.  In 
gesteigerter  Form  wirkt  es  auf  Sprengung  aller  Umgrenzung  und  Bindung 
hin.  Es  wird  nun  eine  Frage  der  Erkenntnis  dieser  Dinge  sein,  so  wie  des 
graduellen  Unterschiedes  der  Veranlagung,  ob  zwei  Menschen,  vom  Gesichts¬ 
winkel  des  männlichen  und  weiblichen  Prinzips  aus  gesehen,  zu  einander 
passen  und  miteinander  auskommen  können. 

Natürlicherweise  liegt  eheliche  Bindung  dem  weiblichen  Prinzip  näher 
als  dem  männlichen.  Daher  wird  letzteres  durch  die  Ehe  immer  ein  wenig 
umgemodelt,  während  die  Frau  in  ihrem  eigentlichen  Lebenselement  ist. 
Daher  ist  der  Mann  auch  nicht  so  stark  verhaftet  in  der  Ehe  wie  die  Frau. 
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Durch  berufliche  Trennung  sowie  gesellschaftliche  Verpflichtungen  sind  für 
ihn  auch  andere  Gebiete  intensiv  vorhanden.  So  kommt  es,  da  die  Frau 
mehr  für  die  Ehe  geschaffen  und  beanlagt  ist,  daß  ihre  Aufopferung  und 
Pflicht  für  dieselbe  auch  größer  ist. 

Ein  gewisser  Rest  der  Opposition  beider  Prinzipien  wird  immer  be¬ 
stehen  bleiben  im  Verhältnis  zweier  Menschen  zu  einander,  selbst  beim 
besten  Willen  zu  gegenseitigem  Verstehen  und  beim  größten  beiderseitigen 
Einvernehmen.  Aber  wenn  diese  dunklen  Schicksalsgewalten  sich  kontrast¬ 
weise  bindend  begegnen,  dann  sind  schwere  Lebenschicksale  selten  ver¬ 
meidbar.  In  solchen  Ehen,  wo  ein  Teil  nichtsehend  ist,  sollte  dies  nicht  ge¬ 
schehen;  denn  ein  unmöglicher  Zustand  wäre  die  Folge.  Die  beste  Mischung 
vom  Gesichtswinkel  der  beiden  Prinzipien  würde  für  solche  Ehen  die  sein: 
das  weibliche  Umgrenzenwollen  sollte  nicht  mit  Aggressivität  vermischt  sein, 
nicht  zu  triebhaft  werden,  und  beim  männlichen  Partner  als  Nichtsehender 
dürfte  jene  Kontrastform  des  männlichen  Prinzips,  die  mit  „Bindung“  auf 
Kriegsfuß  steht,  nicht  vorhanden  sein. 

Beanlagung 

Auch  zur  Ehe  gehören  Beanlagung  und  Eignung.  Nicht  jeder  ist  hun¬ 
dertprozentig  dafür  geschaffen,  läßt  sich  soviel  umwandeln.  Bei  manchem 
beträgt  der  Hundertsatz,  den  er  beanlagungsgemäß  mitbringt,  vielleicht 
90  Prozent,  das  Fehlende  kommt  durch  Gewohnheit  leicht  hinzu,  bei  man¬ 
chem  vielleicht  nur  10  Prozent.  Diese  letzteren  sind  auf  den  vollen  Hundert¬ 
satz  allerdings  nicht  so  leicht  hinaufschraubbar.  Vielleicht  würden  sie  noch 
einen  Tauglichkeitsgrad  erreichen  unter  anderen  Lebensumständen,  als  die 
für  sie  erreichbaren  es  sind,  oder  unter  anderen  Normen  als  die,  welche 
Geltung  haben.  Diese  Menschen  brauchen  deshalb  nicht  weniger  wertvoll 
zu  sein  als  die  anderen.  Es  sind  wieder  andere  Zusammenhänge  des  Lebens, 
die  für  sie  gelten,  andere  Schicksale,  durch  die  sie  geformt  werden.  Aller¬ 
dings  ist  es  nötig,  daß  die  ersteren  weitaus  die  Mehrzahl  bilden. 

Zum  Nichtsehenden  übergehend  läßt  sich  sagen,  daß  angesichts  der 
für  ihn  bestehenden  Schwierigkeiten  ergänzenden  Erlebens  die  Ehe  wohl 
erstrebenswert  sei,  falls  der  rechte  Partner  sich  finden  läßt.  Für  solche 
Nichtsehende  jedoch,  die  Beanlagung  und  Eignung  für  die  Ehe  nur  in  ge¬ 
ringstem  Maß  besitzen,  würde  es  indessen  unzweckmäßiger  und  gewagter 
sein,  eine  Ehe  einzugehen,  als  es  für  einen  Sehenden  desselben  Typs  der 
Fall  wäre. 


Wichtiges  aus  dem  Steuerrecht  für  Blinde, 
Blindenanstalten  und  Vereine 

Laut  §  32  der  „Durchführungsbestimmungen  zum  Umsatzsteuergesetz“ 
vom  17.  Oktober  1934  (RGBl.  I  S.  947 ff.)  sind  nach  Abs.  1,  Ziff.  2  von  der 
Umsatzsteuer  befreit  die  Blinden-Beschäftigungswerkstätten  von  Blinden¬ 
anstalten,  wenn  die  Einnahmen  nachweislich  für  Zwecke  der  Blinden  ver¬ 
wendet  werden.  Hierzu  ist  noch  auszuführen,  daß  es  dem  Gesetzgeber  vor¬ 
schwebte,  alle  Blindenbeschäftigungswerkstätten,  die  in  der  Hauptsache 
blinde  Arbeitnehmer  beschäftigen,  und  deren  Erträgnisse  den  in  den  Werk- 
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Stätten  tätigen  Blinden  zugute  kommen,  von  der  Umsatzsteuer  zu  befreien. 
Demnach  wären  auch  Blindengenossenschaften,  Blindenwerkstätten  und 
-Vereinigungen,  die  nicht  in  Anlehnung  an  eine  Blindenanstalt  bestehen, 
aber  einen  wohlfahrtspflegerischen  Charakter  tragen,  dem  Sinne  nach  von 
der  Umsatzsteuer  frei.  Der  Zusatz  „wenn  die  Einnahmen  nachweislich  für 
Zwecke  der  Blinden  verwendet  werden“  ist  sekundärer  Art,  aber  wichtig, 
da  der  Gesetzgeber  nicht  beabsichtigte,  Privatunternehmer,  die  auch  Blinde 
beschäftigen,  aber  deren  Einnahmen  nicht  den  Beschäftigten,  sondern  ihren 
eigenen  Interessen  zugute  kommen,  von  der  Umsatzsteuer  zu  befreien. 

Bedauerlich  ist,  daß  gemeinnützige  und  Wohlfahrtseinrichtungen  als 
solche  in  Zukunft  keine  Steuerfreiheit  genießen.  Somit  sind  auch  die  Heime 
der  nicht  öffentlichen  Blindenanstalten  und  -Werkstätten,  Schulen  usw., 
wahrscheinlich  auch  die  Erholungsheime  unserer  Verbände  umsatzsteuer¬ 
pflichtig.  Denn  §  4  Ziff.  10  besagt:  (Umsatzsteuerfrei  sind)  „die  Verpach¬ 
tungen  und  Vermietungen  von  Grundstücken,  von  Berechtigungen,  auf 
welche  die  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechts  über  Grundstücke  Anwen¬ 
dung  finden,  und  von  staatlichen  Hoheitsrechten,  die  sich  auf  die  Nutzungen 
von  Grund  und  Boden  beziehen.  Die  Beherbergung  in  Gaststätten  ist  steuer¬ 
pflichtig.“  Hierzu  sagen  die  Durchführungsbestimmungen  in  §  28  folgendes: 
„Beherbergung  in  einer  Gasstätte  liegt  vor,  wenn  ein  Unternehmer  den 
zur  Beherbergung  aufgenommenen  Gästen  außer  ihren  Wohnräumen  min¬ 
destens  einen  gemeinschaftlichen  Aufenthaltsraum,  z.  B.  zur  Einnahme  der 
Mahlzeiten,  zur  Verfügung  stellt  (Hotel,  Pension,  Logierhaus  usw.).  Steuer¬ 
frei  ist  die  Vermietung  von  Zimmern,  abgesehen  von  solchen  in  Gaststätten.“ 

Es  wird  natürlich  Aufgabe  der  zuständigen  Stellen  sein,  eine  Ausnahme¬ 
bestimmung  des  Herrn  Reichsfinanzministers  mit  Bezug  auf  die  Werkstätten¬ 
betriebe,  Heime  usw.  der  Blindenanstalten,  Blindenfürsorge  und  -Selbsthilfe 
herbeizuführen. 

Die  Verhandlungen  im  Reichsfinanzministerium  mit  Bezug  auf  die 
Bürgersteuer  vom  16.  Okt.  1934  (RGBl.  I  Nr.  117  S.  985  ff.)  haben  noch  zu 
keinem  andern  endgültigen  Ergebnis  geführt.  Die  Ausführungen  des  Re¬ 
ferenten  selbst  im  „Steuer- Archiv“,  Jg.  37,  Nr.  11,  S.  334  bringen  seinen 
Standpunkt  klar  zum  Ausdruck:  „Neu  ist  weiter  die  Befreiung  der  Blinden, 
wenn  der  Gesamtbetrag  ihrer  Jahreseinkünfte  im  Erhebungsjahr  voraus¬ 
sichtlich  nicht  mehr  als  4500  RM  betragen  wird.  Bei  höherem  Einkommen 
haben  sie  die  volle  Bürgersteuer  zu  entrichten,  denn  der  Betrag  von  4500 
RM.  ist  eine  Freigrenze,  kein  Frei  betrag.  Die  Freistellung  von  der  Bürger¬ 
steuer  bis  zu  dem  verhältnismäßig  recht  erheblichen  Einkommen  von  4500 
RM.  im  Erhebnugsjahr  rechtfertigt  sich  aus  den  besonderen  Erschwernissen, 
denen  die  Blinden  im  Erwerbsleben  begegnen  (Bezahlung  und  Erhaltung 
von  Hilfskräften,  Führerhunden,  besondere  Erschwerung  beim  Lesen,  bei 
handwerklichen  Arbeiten  u.  dgl.).  Es  ist  zu  wünschen,  daß  für  die  Blinden 
diese  Freigrenze  später  in  einen  Freibetrag  verwandelt  werden  kann.  Der 
Begriff  der  „Blinden“  ist  in  der  Durchführungsverordnung  nicht  ausdrück¬ 
lich  abgegrenzt,  doch  werden  sich  hieraus  für  die  Praxis  Schwierigkeiten 
nicht  ergeben,  da  die  vom  Reichsgesundheitsamt  herausgegebenen  „Richt¬ 
linien  für  die  Beurteilung  der  praktischen  Blindheit“  (abgedruckt  z.  B.  im 
„Berliner  Wohlfahrtsblatt“  1928,  S.  89)  ausreichen  werden,  um  etwaige 
Zweifelsfragen  zu  klären.  Hoffen  wir,  daß  es  uns  dennoch  gelingen  wird, 
„diese  Freigrenze  später  in  einen  Freibetrag“  zu  verwandeln.  Ausdrücklich 
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zu  betonen  ist,  daß  Steuerermäßigungen  und  -befreiungen  nur  auf  Antrag 
gewährt  werden.  Bezüglich  der  Bürgersteuer  muß  sich  der  Blinde  sofort 
an  das  zuständige  städtische  Steueramt  wenden. 

Das  Einkommensteuergesetz  (EStG.) 

Dem  Abzug  an  Lohn  und  Gehalt,  sowie  der  Einkommensteuer  der  Ver¬ 
anlagten  liegt  das  Einkommensteuergesetz  (EStG.)  vom  16. 10. 1934  (RGBl.  I, 
Nr.  119,  S.  1005  ff.)  zugrunde.  Dieses  ist  in  1  Punktschriftband  als  juristische 
Beilage  zu  den  „Beiträgen  zum  Blindenbildungswesen“  ungebunden  zum 
Preise  von  3  RM.  mitzubeziehen.  In  Buchform  kann  es  durch  die  Blinden¬ 
studienanstalt  zum  Preise  von  5  RM.  bezogen  werden.  Zur  Durchführung 
der  Lohnsteuer  ist  die  Verordnung  zur  Duchführung  des  Steuerabzugs  vom 
Arbeitslohn  —  Lohnsteuerdurchführungsverordnung  —  vom  29.  November 
1934  ergangen  (Reichsbesoldungsblatt,  Jg.  13,  Nr.  30,  11.  12.  1934,  S.  139  ff.). 
Sollten  sich  genügend  Bezieher  melden,  so  werden  wir  auch  diese  Verord¬ 
nung  zusammen  mit  der  zu  erwartenden  Durchführungsverordnung  für  die 
Veranlagten  in  Blindendruck  herausbringen. 

In  das  neue  EStG,  sind  verarbeitet  die  frühere  Arbeitslosen-  und  die 
Ehestandshilfe. 

§  10  des  EStG,  berücksichtigt  in  Ziff.  1  unter  den  Sonderausgaben,  die 
vom  Gesamtbetrag  der  Einkünfte  abzu ziehen  sind,  einen  „Betrag  von  50  RM. 
für  jede  Hausgehilfin,  und  zwar  für  jeden  vollen  Kalendermonat,  in  dem 
sie  zum  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  gehört  hat“. 

Zu  beachten  ist  ferner  §  33,  der  wie  folgt  lautet:  „Bei  der  Veranlagung 
werden  auf  Antrag  besondere  wirtschaftliche  Verhältnisse,  die  die  steuer¬ 
liche  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen  wesentlich  beeinträchtigen, 
durch  Ermäßigung  der  Einkommensteuer  berücksichtigt,  wenn  das  Ein¬ 
kommen  20000  RM.  nicht  übersteigt.  Dieser  Betrag  erhöht  sich  bei  Steuer¬ 
pflichtigen,  denen  Kinderermäßigung  für  mehr  als  2  Kinder  (§  32,  Abs.  2, 
Ziff.  2)  gewährt  wird,  auf  30000  RM.  Als  besondere  wirtschaftliche  Verhält¬ 
nisse  im  Sinn  des  Satzes  1  gelten  außergewöhnliche  Belastungen  1.  durch 
Unterhalt  von  Kindern  oder  bedürftigen  Angehörigen,  auch  wenn  sie  nicht 
zum  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  gehören,  2.  durch  sonstige  notwendige 
Aufwendungen,  die  nicht  zu  den  Sonderausgaben  im  Sinne  des  §  10  gehören, 
insbesondere  Ausgaben  wegen  Krankheit,  Todesfalls  oder  Unglücksfalls.“ 

Die  Durchführungsverordnung  zur  Lohnsteuer  sagt  in  §  26:  „1.  Auf 
Antrag  hat  das  Finanzamt  erwerbstätigen  Arbeitnehmern,  die  wegen  einer 
Kriegs-  oder  Dienstbeschädigung  eine  Beschädigtenversorgung  nach  dem 
Reichsversorgungsgesetz  erhalten,  mit  Rücksicht  auf  ihre  besonderen  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  und  die  ihnen  in  der  Regel  erwachsenden  höheren 
Werbungskosten  und  Sonderausgaben  einen  bestimmten  Betrag  steuerfrei 
zu  belassen  und  auf  der  Steuerkarte  zu  vermerken.  Die  Höhe  des  steuerfrei 
zu  belassenden  Betrags  richtet  sich  nach  der  von  der  Versorgungsbehörde 
der  Versorgung  zugrunde  gelegten  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit.  Bei 
erwerbstätigen  Schwerbeschädigten,  die  Pflegezulage  oder  erhöhte  Ver¬ 
stümmelungszulage  erhalten,  beträgt  der  steuerfrei  zu  belassende  Betrag 
400  RM.  monatlich  (92,28  RM.  wöchentlich,  15,38  RM.  täglich,  7,69  RM. 
vierstündlich).  Dem  Antrag  auf  Gewährung  eines  steuerfrei  zu  belassenden 
Betrags  ist  ohne  Nachweis  besonderer  Aufwendungen  stattzugeben.  2.  Bei 
nichterwerbstätigen  Schwerbeschädigten  mit  Pflegezulage  oder  erhöhter 
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Verstümmelungszulage  beträgt  der  steuerfrei  zu  belassende  Betrag  240  RM. 
monatlich  (55,38  RM.  wöchentlich,  9,23  RM.  täglich,  4,61  RM.  vierstündlich). 
Bei  anderen  nichterwerbstätigen  Beschädigten  kann  ein  angemessener  Be¬ 
trag  steuerfrei  belassen  werden.  3.  Den  in  den  Absätzen  1  und  2  genannten 
Personen  stehen  gleich: 

.  .  .  e)  Blinde.  Diese  erhalten  die  gleichen  Vergünstigungen  wie  die 
Kriegsbeschädigten  mit  Pflegezulage. 

Demnach  haben  die  erwerbstätigen  Zivilblinden  4800  RM.,  die  nicht¬ 
erwerbstätigen,  zu  denen  auch  die  Ruhegehaltsempfänger  zählen,  jährlich 
2880  RM.  steuerfrei. 

Wieweit  die  veranlagten  Erwerbstätigen,  also  in  freiem  Beruf  stehenden 
Blinden  oder  die  nichterwerbstätigen,  also  die  von  den  Zinseinkünften  aus 
Vermögen  lebenden  Blinden  vom  Gesetzgeber  berücksichtigt  worden  sind, 
steht  noch  nicht  fest.  Hierüber  wird  nach  Erscheinen  der  entsprechenden 
Durchführungsverordnung  berichtet  werden.  Wichtig  ist,  daß  die  Erhöhung 
des  Lohnsteuerfreibetrags  nach  §§  10,  33  des  Gesetzes  in  Verbindung  mit 
§  26  der  Durchführungsverordnung  auf  der  Lohnsteuerkarte  auf  Antrag  des 
Steuerpflichtigen  vom  zuständigen  Finanamt  vermerkt  werden. 

Im  Reichsgesetzblatt  I,  Jg.  1935,  Nr.  11,  S.  153  ff.  ist  die  „Erste  Verord¬ 
nung  zur  Durchführung  des  Einkommensteuergesetzes  (Erste  EStDVO.)  vom 
6.  Februar  1935“  erschienen.  Besondere  Vorschriften  für  Ermäßigungen  für 
die  veranlagten  einkommensteuerpflichtigen  Blinden  enthält  sie  nicht.  Ich 
kann  auch  hier  nur  auf  den  §  33  des  Einkommensteuergesetzes  vom  16.  Ok¬ 
tober  1934  hinweisen,  bei  dem  es  sich  um  Berücksichtigung  „besonderer 
Verhältnisse“  handelt,  die  die  steuerliche  Belastungsfähigkeit  des  Steuer¬ 
pflichtigen  wesentlich  beeinträchtigen.  Als  besondere  wirtschaftliche  Ver¬ 
hältnisse  des  Satzes  1  gelten  außergewöhnliche  Belastungen  1.  durch  den 
Unterhalt  von  Kindern  oder  bedürftigen  Angehörigen,  auch  wenn  sie  nicht 
zum  Haushalt  der  Steuerpflichtigen  gehören,  2.  durch  sonstige  notwendige 
Aufwendungen,  die  nicht  zu  den  Sonderausgaben  im  Sinne  des  §  10  des 
Gesetzes  gehören,  insbesondere  Ausgaben  wegen  Krankheit,  Todesfalls  oder 
Unglücksfalls.  Doch  muß  in  diesen  Fällen  die  Berücksichtigung  von  dem 
Veranlagten  besonders  beantragt  werden.  Im  übrigen  verweise  ich  bezgl. 
der  Ermäßigung  für  Hausgehilfinnen  auf  §  14  der  DVO.  zu  §  10  des  Ge¬ 
setzes,  bezgl.  der  Kinderermäßigung  auf  §  23  (zu  §§  26,  27  und  32  des 
Gesetzes).  §  38  der  DVO.  behandelt  die  Steuervergünstigung  für  Ledige  über 
55  Jahre,  bei  denen  sich  die  Einkommensteuer  für  1934  nach  Spalte  4  der 
Einkommensteuertabelle  (verheiratet  ohne  Kinder)  bemißt.  Dies  trifft  auch 
für  Lohn-,  Gehalts-  und  Ruhegeldempfänger  zu. 

Die  Lohnsteuer-Durchführungsverordnung  vom  29.  11.  1934  und  die 
1.  Verordnung  zur  Durchführung  der  Einkommensteuer  vom  6.  Februar  1935 
kann  die  Blindenhochschulbücherei  in  Blindendruck  nur  herausbringen, 
wenn  sich  genügend  Besteller  melden,  während  das  Einkommensteuergesetz 
vom  16.  10.  1934  ungebunden  zum  Preise  von  3  RM.,  gebunden  zum  Preise 
von  5  RM.  durch  unseren  Verlag  zu  beziehen  ist. 

Die  Begriffe  „gemeinnützig“  und  „mildtätig“ 

Die  nationalsozialistische  Gesetzgebung  mußte  den  weltanschaulichen 
Grundsätzen  des  neuen  Reiches  Rechnung  tragen.  So  wurden  allgemeine 
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Begriffe,  insbesondere  auch  der  der  Gemeinnützigkeit  und  Mildtätigkeit, 
unter  Berücksichtigung  des  Umbruchs  und  mit  Bezug  auf  die  Volksanschau¬ 
ung  gewandelt.  Nach  dem  Steueranpassungsgesetz  vom  16.  10.  1934  (RGBl.  1 
Nr.  115,  17.  10.  34,  S.  925  ff.)  ist  in  §  17  der  Begriff  „Gemeinnützigkeit“ 
folgendermaßen  festgelegt: 

'  §  17 

(1)  Gemeinnützig  sind  solche  Zwecke,  durch  deren  Erfüllung  ausschließ¬ 
lich  und  unmittelbar  die  Allgemeinheit  gefördert  wird. 

(2)  Eine  Förderung  der  Allgemeinheit  ist  nur  anzunehmen,  wenn  die 
Tätigkeit  dem  gemeinen  Besten,  das  heißt  dem  Wohl  der  Deutschen  Volks¬ 
gemeinschaft  auf  materiellem,  geistigem  oder  sittlichem  Gebiet,  nutzt.  Ob 
dies  der  Fall  ist,  beantwortet  sich  nach  den  -Anschauungen  der  Volks¬ 
gesamtheit. 

(3)  Unter  den  Voraussetzungen  des  Absatzes  2  sind  als  Förderung  der 
Allgemeinheit  anzuerkennen  insbesondere: 

1.  die  Förderung  der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  der  Jugendpflege 
und  Jugendfürsorge  sowie  der  körperlichen  Ertüchtigung  des  Volks 
durch  Leibesübungen  (Turnen,  Spiel,  Sport); 

2.  die  Förderung  der  Wissenschaft,  Kunst  und  Religion,  der  Erziehung, 
Volks-  und  Berufsbildung,  der  Denkmalpflege,  Heimatpflege,  Heimat¬ 
kunde  und  des  Deutschen  Volkstums  im  Ausland.  Hierunter  fällt 
auch  die  Förderung  derjenigen  Theater,  die  im  öffentlichen  Interesse 
von  einer  Körperschaft  des  öffentlichen  Rechts  geführt  oder  unter¬ 
halten  werden. 

(4)  Ein  Personenkreis  ist  nicht  als  Allgemeinheit  anzuerkennen,  wenn 
er  durch  ein  engeres  Band,  wie  Zugehörigkeit  zu  einer  Familie,  zu  einem 
Familienverband  oder  zu  einem  Verein  mit  geschlossener  Mitgliederzahl, 
durch  Anstellung  an  einer  bestimmten  Anstalt  und  dergleichen  fest  abge¬ 
schlossen  ist  oder  wenn  infolge  seiner  Abgrenzung  nach  örtlichen  oder  be¬ 
ruflichen  Merkmalen,  nach  Stand  oder  Religionsbekenntnis  oder  nach  meh¬ 
reren  dieser  Merkmale  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Personen 
dauernd  nur  klein  sein  kann. 

(5)  Gemeinnützigkeit  liegt  nicht  vor,  wenn  eine  Tätigkeit  nur  den  Be¬ 
langen  bestimmter  Personen  oder  eines  engeren  Kreises  von  Personen  dient 
oder  in  erster  Linie  eigenwirtschaftliche  Zwecke  (zum  Beispiel  gewerbliche 
Zwecke  oder  sonstige  Erwerbszwecke)  verfolgt. 

(6)  Der  Umstand,  daß  die  Erträge  eines  Unternehmens  einer  Körper¬ 
schaft  des  öffentlichen  Rechts  (zum  Beispiel  dem  Reich,  einer  Gemeinde 
oder  einem  Gemeindeverband)  zufließen,  bedeutet  für  sich  allein  noch  keine 
unmittelbare  Förderung  der  Allgemeinheit. 

Dieser  Auffassung  entspricht  gleichfalls  der  Begriff  der  Gemeinnützig¬ 
keit  in  dem  Runderlaß  des  Reichs-  und  Preuß.  Ministers  des  Innern  vom 
14.  12.  1934  —  VW  6000  a/1.  12.)  zum  Sammlungsgesetz  vom  5.  11.  1934 
(Ministerialblatt  für  die  Preußische  Innere  Verwaltung,  Ausgabe  A,  Jg.  95, 
Nr.  51,  S.  1534)  unter  Weglassung  des  Wortes  „ausschließlich“,  wodurch 
der  Begriff  erweitert  ist.  §  18  des  Steueranpassungsgesetzes  legt  den  Begriff 
der  „Mildtätigkeit“  wie  folgt  aus: 
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§18 

(1)  Mildtätig  sind  solche  Zwecke,  die  ausschließlich  und  unmittelbar 
darauf  gerichtet  sind,  bedürftige,  im  Inland  befindliche  Personen  oder  be¬ 
dürftige  Deutsche  Volksgenossen  im  Ausland  zu  unterstützen. 

(2)  Bedürftig  sind  solche  Personen,  die  infolge  ihrer  körperlichen  oder 
geistigen  Beschaffenheit  oder  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  der  Hilfe  bedürfen. 

(3)  Mildtätigen  Zwecken  dienen  insbesondere  Betriebe  und  Verwaltungen, 
die  ausschließlich  zur  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Hilfeleistung  für 
bedürftige  Personen  bestimmt  sind. 

Der  Runderlaß  vom  14.  12.  34  schließt  sich  im  wesentlichen  auch  dieser 
Begriffsauslegung  der  Mildtätigkeit  an,  ergänzt  noch  in  Abs.  3  (3)  durch 
die  Worte  „insbesondere  Vereinigungen,  Stiftungen,  Anstalten  und  Unter¬ 
nehmen“,  streicht  dagegen  das  Wort  „ausschließlich“. 

Nach  obigen  Auslegungen  dürfte  der  Charakter  der  Gemeinnützigkeit  und 
Mildtätigkeit  für  Blindenerziehungs-,  -Ausbildungs-  und  -Fürsorgeanstalten 
bezüglich  Steuern  und  Sammlungen  zutreffen,  während  im  großen  und 
ganzen  Blindenfürsorge-  und  -Selbsthilfevereinigungen  nur  als  mildtätig 
anzusprechen  sind,  soweit  ihr  Aufgabengebiet  nicht  besonders  erzieherische 
und  ausbildnerische  Ziele  verfolgt,  durch  deren  Erreichung  ausschließlich 
und  unmittelbar  die  Allgemeinheit  gefördert  wird. 

Die  „Erste  Verordnung  zur  Durchführung  des  Körperschaftssteuerge¬ 
setzes  (Erste  EStDVO.)  vom  6.  Februar  1935“  (Reichsgesetzbl.  I,  Jg.  1935, 
Nr.  11,  S.  163  ff.)  bringt  die  für  Blindeneinrichtungen  wichtige,  den  früheren 
Bestimmungen  entsprechende  Befreiung,  wenn  sie  nach  der  Satzung,  Stif¬ 
tung  oder  sonstigen  Verfassung  und  nach  ihrer  tatsächlichen  Geschäfts¬ 
führung  ausschließlich  und  unmittelbar  kirchlichen,  gemeinnützigen  oder 
mildtätigen  Zwecken  dienen.  Unterhalten  sie  einen  wirtschaftlichen  Ge¬ 
schäftsbetrieb,  der  über  den  Rahmen  einer  Vermögensverwaltung  hinaus¬ 
geht,  so  sind  sie  insoweit  steuerpflichtig  (§  4  Abs.  1  Ziff.  6  des  Gesetzes). 
Ob  ein  Zweck  als  kirchlich,  gemeinnützig  oder  mildtätig  anzusehen  ist,  be¬ 
stimmt  sich  nach  den  §§  17  bis  19  des  Steueranpassungsgesetzes  vom  16.  Ok¬ 
tober  1934. 

Mit  Bezug  auf  die  Einkommen-,  Vermögens-  und  Körperschaftssteuer 
entnehmen  wir  den  vorliegenden  Kommentaren  zu  den  Gesetzen  und  den 
Richtlinien  zur  Einkommensteuer  und  zur  Körperschaftssteuer  für  1934  vom 
28.  2.  35,  abgedruckt  im  Reichssteuerblatt  Nr.  18,  S.  377  ff.,  ausgeg.  am  5.  3. 
1935,  noch  folgende,  für  blinde  Gewerbetreibende,  in  freien  Berufen  Tätige, 
also  Veranlagte,  aber  auch  für  die  Blindenselbsthilfe-  und  -fürsorgevereine 
und  ihre  gewerblichen  Einrichtungen,  die  Blindenwerkstätten,  -genossen- 
schaften  usw.  wichtige,  im  Wortlaut  wiedergegebene  Ausführungen: 

Spenden  zu  wohltätigen  und  gemeinnützigen  Zwecken 

Der  Reichsfinanzhof  hat  zum  EStG.  1925  in  zwei  grundlegenden  Ur¬ 
teilen  vom  23.  Juni  1933  VIA  1493/30  und  VIA  170/32  (RStBl.  1933  S.  811, 
812)  den  Grundsatz  aufgestellt,  daß  Spenden  an  wohltätige  und  gemein¬ 
nützige  Vereine  oder  für  wohltätige  und  gemeinnützige  Zwecke  grundsätz¬ 
lich  keine  „WerbungsUosten“  für  Gewerbetreibende  und  Angehörige  freier 
Berufe  bilden.  Unter  Berücksichtigung  der  in  diesem  Urteil  zum  Ausdruck 
gebrachten  Auffassung  läßt  es  sich  unter  der  Herrschaft  des  EStG.  1934 
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nicht  vertreten,  Beiträge  zu  idealen,  gemeinnützigen  oder  sozialen  Zwecken 
bei  der  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  zum  Abzug  zuzu¬ 
lassen.  Gewährung  von  Abzugsfähigkeit  würde  bedeuten,  daß  einen  Teil 
der  Spende  das  Reich  zu  seinen  Lasten  nimmt.  Das  würde  nicht  nur  dem 
Wesen  der  Spende  widersprechen,  sondern  auch  die  Einnahmenseite  des 
Reichshaushalts  in  nicht  zu  verantwortender  Weise  beeinträchtigen.  Aus  die¬ 
ser  grundsätzlichen  Einstellung  ergibt  sich,  daß  Spenden  für  das  Winterhilfs¬ 
werk,  für  die  Hitlerspende  der  Deutschen  Wirtschaft,  für  die  SS.  und  SA., 
für  den  Deutschen  Luftsport  verband,  für  die  Deutschen  Jugendherbergen 
und  für  sonstige  ideale  und  gemeinnützige  Zwecke  bei  der  Einkommen¬ 
steuer  und  Körperschaftssteuer  nicht  abzugsfähig  sind. 

Anders  ist  die  Rechtslage,  wenn  §  48  EStG.  1934  gemäß  an  Stelle  des 
Einkommens  der  Verbrauch  der  Besteuerung  zugrunde  gelegt  wird.  Zum 
Verbrauch  gehören  §  48  Abs.  3  Ziff.  4  gemäß  nicht:  Ausgaben  für  politische, 
wissenschaftliche,  künstlerische,  mildtätige  oder  gemeinnützige  Zwecke.  Bei¬ 
träge  für  die  oben  im  Absatz  1  bezeichneten  Zwecke  bleiben  daher  bei  Be¬ 
rechnung  des  Verbrauchs  außer  Ansatz.  Daraus  folgt,  daß  eine  Besteuerung 
nach  dem  Verbrauch  nicht  vorgenommen  werden  darf,  wenn  infolge  von 
Spenden  solcher  Art  die  für  die  Verbrauchsbesteuerung  maßgebende  Grenze 
überschritten  wird. 

Besondere  wirtschaftliche  Verhältnisse 

Bei  der  Veranlagung  werden  auf  den  Antrag  besondere  wirtschaftliche 
Verhältnisse,  die  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit  des  Steuerpflichtigen 
wesentlich  beeinträchtigen,  durch  Ermäßigung  der  Einkommensteuer  nach 
Maßgabe  des  §33  EStG.  1934  berücksichtigt,  wenn  das  Einkommen  20  000 
Reichsmark  (bei  Steuerpflichtigen,  denen  Kinderermäßigung  für  mehr  als 
2  Kinder  zusteht,  30000  Reichsmark)  nicht  übersteigt.  „Besondere  wirtschaft¬ 
liche  Verhältnisse“  sind  gegeben  bei  „außergewöhnlichen  Belastungen“,  die 
sich  in  der  Regel  aus  Aufwendungen  der  im  §  33  unter  Ziffern  1  und  2 
bezeichneten  Art  ergeben.  Es  muß  sich  um  Belastungen  handeln,  die  nicht 
in  allgemeinen  Verhältnissen,  sondern  in  den  besonderen  Verhältnissen  des 
einzelnen  Steuerpflichtigen  oder  einer  kleinen  Minderheit  von  Steuerpflich¬ 
tigen  begründet  sind.  Die  Voraussetzung  für  die  Anwendung  des  §  33  wird 
in  der  Regel  gegeben  sein,  wenn  die  Belastung  in  vom  Hundert  des  Ein¬ 
kommens  mindestens  beträgt: 


bei  Einkommen 

RM. 

bei  Steuerpfl. 
ohne  Kinder 

mit  1  oder 

2  Kindern 

mit  mehr  als 

2  Kindern 

bis  5  000 

10 

8 

6  / 

mehr  als  5  000  „  10  000 

12 

10 

8 

„  „  10  000  „  15  000 

15 

12 

10 

„  „  15  000 

20 

15 

12 

Hierbei  sind  nicht  nur  die  Kinder  mitzuzählen,  für  die  Kinderermäßigung 
gewährt  wird,  sondern  auch  alle  volljährigen  Kinder,  die  vom  Steuerpflich¬ 
tigen  ganz  oder  hauptsächlich  unterhalten  werden. 

Als  außergewöhnliche  Belastungen  im  Sinn  des  §  33  EStG.  1934  kom¬ 
men  insbesondere  die  folgenden  in  Betracht: 
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1.  Der  Unterhalt  eines  Kindes  erfordert  größere  Aufwendungen  als  bei 
der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Steuerpflichtigen  gleicher  Einkommens¬ 
und  Vermögensverhältnisse.  Es  ist  dabei  belanglos,  ob  das  Kind  minder¬ 
jährig  oder  volljährig  ist  und  ob  es  zum  Haushalt  des  Steuerpflichtigen 
gehört  oder  nicht. 

Beispiele: 

A.  Das  Kind  muß  in  einer  Blindenanstalt,  Taubstummenanstalt  oder 
dergleichen  untergebracht  werden. 

,B.  Das  Kind  hat  das  21.  oder  25.  Lebensjahr  vollendet  und  muß  mangels 
eigenen  oder  genügend  großen  Einkommens  durch  seine  Eltern  noch  unter¬ 
halten  werden.  In  solchen  Fällen  bedeutet  der  Fortfall  der  Kinderermäßigung 
nach  Vollendung  des  21.  oder  25.  Lebensjahres  nicht  selten  eine  Härte,  in 
der  eine  außergewöhnliche  Belastung  im  Sinn  des  §  33  EStG.  1934  erblickt 
werden  kann.  Die  Steuerermäßigung,  die  im  Fall  einer  solchen  außergewöhn¬ 
lichen  Belastung  der  §  33  EStG,  zuläßt,  kann,  wenn  die  Verhältnisse  im 
Einzelfall  es  als  billig  erscheinen  lassen,  den  Betrag  einer  Kinderermäßigung 
erreichen,  in  besonderen  Fällen,  z.  B.  bei  dauernder  Krankheit  des  unter¬ 
haltenen  Kindes,  auch  übersteigen. 

2.  Dem  Steuerpflichtigen  erwachsen  Ausgaben  durch  Krankheit,  Todes¬ 
fall,  Unglücksfall  oder  durch  sonstige  Umstände  (§  33  Ziff.  2). 

3.  Der  Steuerpflichtige  unterhält  bedürftige  Angehörige.  Hier  ist  auch 
an  die  Ledigen  gedacht,  die  bedürftige  Angehörige  unterhalten. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Steuerpflichtiger  durch  den 
Unterhalt  (die  Unterstützung)  bedürftiger  Angehöriger  außergewöhnlich  be¬ 
lastet  ist,  gilt  das  folgende: 

1.  Es  ist  unerheblich,  ob  der  Unterhalt  auf  Grund  gesetzlicher  Unter¬ 
haltspflicht  oder  ohne  eine  solche  aus  sitttlichen  Gründen  freiwillig  ge¬ 
währt  wird. 

2.  Die  Aufwendungen  des  Unterhaltsgewährenden  kommen  als  Auf¬ 
wendungen  im  Sinn  des  §  33  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  unter  Be¬ 
rücksichtigung  der  Verhältnisse  des  Unterhaltsempfängers  notwendig  und 
angemessen  sind.  Aufwendungen,  die  das  hiernach  gegebene  Maß  über¬ 
schreiten,  bleiben  unberücksichtigt. 

3.  Wird  einem  bedürftigen  Angehörigen  der  volle  Unterhalt  gewährt,  so 
werden  die  Kosten  des  Lebensunterhalts,  je  nach  den  Verhältnissen,  mit  bis 
zu  80  Reichsmark  monatlich  angenommen  werden  können,  wenn  der  Unter¬ 
halt  durch  Aufnahme  in  den  eigenen  Haushalt  erfolgt. 

Sind  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendung  des  §  33  EStG.  1934  ge¬ 
geben,  so  ermäßigt  das  Finanzamt  die  tariftliche  Einkommensteuer  um  einen 
nach  Ermessen  zu  bestimmenden  Betrag.  Bei  der  Anwendung  des  §  33,  ins¬ 
besondere  auch  bei  der  Anforderung  von  Unterlagen  und  Nach  Weisungen, 
darf  in  kdinem  Fall  kleinlich  verfahren  werden. 

Steuerliche  Behandlung  der  Kriegsbeschädigten,  Kriegshinterbliebenen 
und  Zivilbeschädigten  bei  der  Veranlagung 

Im  Hinblick  auf  die  besonderen  Aufwendungen  und  die  besonderen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  bei  den  hier  in  Frage  kommenden  Steuer¬ 
pflichtigen  vorliegen  können,  ist  im  Fall  ihrer  Veranlagung  ohne  Rücksicht 
auf  die  Höhe  des  Einkommens  wie  folgt  zu  verfahren: 
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a)  Steuerpflichtige,  deren  Einkommen  ganz  oder  zum  Teil  aus  Ein¬ 
künften  aus  nichtselbständiger  Arbeit  besteht. 

1.  Erwerbstätigen  Arbeitnehmern,  die  wegen  einer  Kriegs-  oder  Dienst¬ 
beschädigung  eine  Beschädigtenversorgung  nach  dem  Reichsversorgungs¬ 
gesetz  erhalten,  sind  auf  Antrag  im  Fall  der  Veranlagung  an  Stelle  des 
Werbungskostenpauschbetrags  von  200  Reichsmark  (§  46  Abs.  3  EStG.)  und 
des  Sonderausgabenpauschbetrags  von  200  Reichsmark  (§  10  Abs.  3  EStG.  1934) 
Beträge  zuzubilligen,  deren  Höhe  sich  nach  der  von  den  Versorgungsbe¬ 
hörden  der  Versorgung  zugrunde  gelegten  Minderung  der  Erwerbsfähigkeit 
richten.  Bei  erwerbstätigen  Schwerbeschädigten,  die  Pflegezulage  oder  er¬ 
höhte  Verstümmelungszulage  erhalten,  und  bei  Blinden  beträgt  es  1200  RM. 
für  Werbungskosten,  1200  RM.  für  Sonderausgaben. 

2.  Sowohl  erwerbstätigen  Kriegsbeschädigten  als  auch  nichterwerbs¬ 
tätigen  Kriegsbeschädigten,  die  steuerlich  als  Arbeitnehmer  zu  behandeln 
sind  (s.  B.  Ruhegehaltsempfänger),  erwachsen  im  Hinblick  auf  ihre  beson¬ 
deren  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  allgemeinen  besondere  Aufwendungen, 
deren  steuerliche  Berücksichtigung  nach  §  33  EStG.  1934  zu  beurteilen  ist. 
Daher  ist  sowohl  den  im  Abs.  1  genannten  erwerbstätigen  Beschädigten  als 
auch  den  nichterwerbstätigen  Beschädigten  im  Fall  der  Veranlagung  auf 
Antrag  nach  Maßgabe  des  §  33  EStG,  eine  Steuerermäßigung  mindestens 
in  Höhe  des  Betrags  zu  gewähren,  um  den  die  Einkommensteuer  geringer 
sein  würde,  wenn  der  Steuerpflichtige  ein  je  nach  dem  Grad  der  Minderung 
seiner  Erwerbsfähigkeit  gestaffeltes  geringeres  Einkommen  haben  würde. 
Bei  Schwerbeschädigten  mit  Pflegezulage  oder  erhöhter  Verstümmelungs¬ 
zulage  und  bei  Blinden  beträgt  dies  3000  RM. 

b)  Steuerpflichtige,  in  deren  Einkommen  Einkünfte  aus  nichtselbstän¬ 
diger  Arbeit  nicht  enthalten  sind. 

Die  Ausführungen  unter  Buchstabe  a  Abs.  2  über  die  Steuerermäßigung 
wegen  besonderer  wirtschaftlicher  Verhältnisse  sind  auch  auf  kriegs-und  zivil¬ 
beschädigte  Steuerpflichtige  anzuwenden,  in  deren  Einkommen  Einkünfte 
aus  nichtselbständiger  Arbeit  nicht  enthalten  sind  (Gewerbetreibende  usw.). 

Demnach  können  blinde  Gehalts-  und  Lohnempfänger,  die  veranlagt 
werden,  für  sich  beantragen:  einen  freien  Pauschalbetrag  für  Werbungs¬ 
kosten  in  Höhe  von  1200  RM.,  für  Sonderausgaben  in  Höhe  von  1200  RM., 
ferner  eine  Steuerermäßigung  von  3000  RM.,  sodaß  insgesamt  5400  RM. 
freibleiben.  Dagegen  können  blinde  Gehaltsempfänger,  Gewerbetreibende 
oder  im  freien  Berufe  Stehende  bei  der  Veranlagung  nur  3000  RM.  Steuer¬ 
vergünstigung  beanspruchen. 

Wer  von  den  nichtbuchführenden  Gewerbetreibenden  die  Steuerver¬ 
günstigungen  in  Gestalt  von  Steuerfreiheit  für  Ersatzbeschaffungen,  infolge 
von  Arbeitsspende  1934  und  auf  Grund  von  Aufwendungen  für  Zwecke 
des  zivilen  Luftschutzes  und  zivilen  Sanitätsdienstes  in  Anspruch  nehmen 
will,  muß  die  Ausgaben  dafür  im  einzelnen  nachweisen. 

Zuwendungen  an  Pensions-  und  ähnliche  Kassen  sind  immer  als  Be¬ 
triebsausgabe  abzugsfähig,  wenn  die  betreffende  Pensionskasse  körper¬ 
schaftssteuerfrei  ist. 

„Ausschließlichkeit“  der  Gemeinnützigkeit  im  Steuerrecht: 
„wirtschaftlicher  Geschäftsbetrieb“ 

Im  Vermögenssteuer-  und  im  Körperschaftssteuergesetz  sind  diejenigen 
Körperschaften,  Personenvereinigungen  und  Vermögensmassen  von  der 
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Steuer  befreit,  die  ausschließlich  und  unmittelbar  kirchlichen,  gemein¬ 
nützigen  und  mildtätigen  Zwecken  dienen.  Unterhalten  sie  einen  „wirtschaft¬ 
lichen  Geschäftsbetrieb“,  der  über  den  Rahmen  einer  Vermögenverwaltung 
hinausgeht,  so  sind  sie  insoweit  steuerpflichtig.  Ob  ein  Zweck  als  kirchlich, 
gemeinnützig  oder  mildtätig  anzusehen  ist,  bestimmt  sich  nach  dem  Steuer¬ 
gesetz1).  Die  Frage,  wann  eine  Körperschaft  ausschließlich  den  genannten 
Zwecken  dient  und  was  ein  wirtschaftlicher  Geschäftsbetrieb  ist,  klären  die 
Durchführungsbestimmungen  zum  Vermögenssteuergesetz  (vom  2.  2.  1935, 
RGBl.  I,  S.  100)  und  zum  Körperschaftssteuergesetz  (vom  6.  2.  1935,  RGBl.  I, 
S.  164),  die  insoweit  wörtlich  übereinstimmen.  Die  betreffenden  §§  lauten: 

Ausschließlichkeit  (§  2  VStG,  und  §  10  KStG.) 

„(1)  Ausschließlich  dient  eine  Körperschaft  kirchlichen,  getneinnützigen 
oder  mildtätigen  Zwecken  nur  dann,  wenn  sie  andere  als  die  in  den  §§  17 — 19 
des  Steueranpassungsgesetzes  bezeichneten  Zwecke  nicht  verfolgt  und  außer¬ 
dem  die  folgenden  Voraussetzungen  erfüllt: 

1.  Der  Anteil  der  Mitglieder  oder  Gesellschafter  (Mitglieder)  am  Rein¬ 
gewinn  darf  satzungsgemäß  und  tatsächlich  4  v.  H.  der  eingezahlten  Kapital¬ 
anteile  und,  bei  nicht  voll  eingezahlten  Kapitalanteilen,  4  v.  H.  der  Ein¬ 
lagen  nicht  übersteigen.  Außerdem  muß  sichergestellt  sein,  daß  den  Mit¬ 
gliedern  sonstige  Vermögens  vorteile  nicht  zugewendet  werden. 

2.  Es  darf  niemand  durch  unverhältnismäßig  hohe  Vergütungen  (z.  B. 
Anfsichtsratsvergütungen,  Vorstandsgehälter)  oder  durch  Verwaltungsaus¬ 
gaben,  die  dem  Zweck  der  Körperschaft  fremd  sind,  begünstigt  werden. 

3.  Es  muß  satzungsmäßig  vorgeschrieben  und  tatsächlich  sicherge¬ 
stellt  sein, 

a)  daß  die  Mitglieder  bei  ihrem  Ausscheiden  oder  bei  Auflösung  der 
Körperschaft  nicht  mehr  als  ihre  Kapitalanteile  und,  wenn  die  Kapitalanteile 
nicht  voll  eingezahlt  sind,  nicht  mehr  als  die  Einlagen  zurückerhalten; 

b)  daß  bei  Auflösung  der  Körperschaft  oder  bei  Wegfall  der  bisherigen 
Zwecke  das  Vermögen  der  Körperschaft  für  kirchliche,  gemeinnützige  oder 
mildtätige  Zwecke  verwendet  wird,  soweit  es  in  diesem  Zeitpunkt  die  Ka¬ 
pitalanteile  der  Mitglieder  und,  bei  nicht  voll  eingezahlten  Kapitalanteilen, 
die  eingezahlten  Einlagen  übersteigt. 

(2)  Bei  einer  Körperschaft,  die  vor  dem  30.  November  1923  errichtet  worden 
ist,  tritt  an  die  Stelle  des  Kapitalanteils  (Abs.  1  Ziff.  1  und  3)  der  Goldwert 
der  eingezählten  Einlagen,  wenn  dieser  niedriger  ist  als  der  Kapitalanteil. 

Wirtschaftlicher  Geschäftsbetrieb  (§  3  VStG,  und  §  11  KStG.) 

1.  Ein  wirtschaftlicher  Geschäftsbetrieb  ist  eine  planmäßige  wirtschaft¬ 
liche  Tätigkeit  zur  Erzielung  von  Einnahmen  öderen  anderen  wirtschaft¬ 
lichen  Vorteilen,  die  über  eine  einmalige  Betätigung  hinausgeht.  Die  Ab¬ 
sicht,  Gewinn  zu  erzielen,  ist  nicht  erforderlich. 

2.  Ein  wirtschaftlicher  Geschäftsbetrieb,  der  über  den  Rahmen  einer 
Vermögensverwaltung  hinausgeht,  liegt  stets  vor  bei  Kreditinstituten,  Ver¬ 
sicherungsunternehmen,  Pensions-,  Witwen-,  Waisen-,  Sterbe-,  Kranken-, 
Unterstützungskassen  und  sonstigen  Hilfskassen  für  Fälle  der  Not  oder 
Arbeitslosigkeit.“ 

!)  S.  „Beiträge  zum  Blindenbildungswesen“,  Jg.  1935,  Nr.  1,  S.  21  ff,  Punkt¬ 
schriftausgabe.  fk 
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Nach  dieser  Auslegung  ist  wohl  anzunehmen,  daß  die  Blindengenossen¬ 
schaften  und  -Werkstätten,  die  ausschließlich  gemeinnützigen  Zwecken 
dienen,  von  der  Vermögens-  und  Körperschaftssteuer  frei  sind,  wenn  sie 
1.  kein  Vermögen  über  10  000  RM.  in  der  Bilanz  aufweisen,  2.  wenn  ihre 
Einnahmen  als  rückläufige  Zahlungen  die  Ausgaben  nicht  übersteigen,  also 
ein  wirtschaftlicher  Betrieb  im  Sinn  des  Gesetzes  nicht  vorliegt. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  Blinde,  die  vom  Kapitalvermögen  oder 
dessen  Zinserträgen  leben,  sind  die  folgenden  Ausführungen  von  Regie¬ 
rungsrat  Dr.  Hennig,  Berlin,  über  „Das  Erwerbsunfähigen-Privileg  im  neuen 
Vermögenssteuergesetz.“  Nachfolgend  seien  die  wesentlichsten  Punkte  daraus 
wiedergegeben. 

Es  sind  im  Gesetz  nur  2  Fälle  vorgesehen,  in  denen  zu  dem  Freibetrag 
von  10  000  RM.  für  den  gleichen  Steuerpflichtigen  ein  weiterer  Freibetrag 
von  10  000  RM.  hinzukommt,  sodaß  ein  Gesamtbetrag  von  20  000  RM.  auf 
die  begünstigte  Person  entfällt.  Es  sind  dies: 

1.  Das  Verwitweten-Privileg  für  den  verstorbenen  Ehegatten  (§  5  Abs.  1 
Ziff.  2  letzter  Satz), 

2.  der  Zusatzfreibetrag  des  über  60  Jahre  alten  oder  erwerbsunfähigen 
Steuerpflichtigen  mit  einem  Jahreseinkommen  von  nicht  mehr  als  3  000  RM. 
(§  5  Abs.  2),  kurz  zu  bezeichnen  als  Erwerbsunfähigen-Privileg. 

Das  Erwerbsunfähigen-Privileg  ist  ähnlich  wie  das  Verwitweten-Privileg 
ein  Freibetrag  zum  Ausgleich  von  Härten,  der  zusätzlich  zu  den  Freibe¬ 
trägen  zwecks  Berücksichtigung  des  Familienstandes  gewährt  wird.  Liegen 
bei  einem  Steuer  pflichtigen  die  Voraussetzungen  des  Erwerbsunfähigen- 
und  Verwitweten-Privilegs  zugleich  vor,  so  steht  dementsprechend  dieser 
Person  allein  ein  dreifacher  Freibetrag  zu. 

Der  erhöhte  Freibetrag  ist  von  den  beiden  folgenden  Voraussetzungen 
abhängig  gemacht; 

1.  Der  Steuerpflichtige  muß  über  60  Jahre  alt  oder  voraussichtlich  für 
mindestens  drei  Jahre  erwerbsunfähig  sein. 

Erwerbsunfähigkeit  und  nicht  nur  vorübergehende  Erwerbsbehinderung 
liegen  bereits  dann  vor,  wenn  der  Steuerpflichtige  bei  Berücksichtigung  der 
jeweils  gegebenen  Umstände  (Vorbildung,  soziale  Stellung,  vorwiegend  kör¬ 
perliche  oder  geistige  Berufstätigkeit)  nicht  imstande  ist,  durch  eigene  Er¬ 
werbstätigkeit  zu  dem  etwa  vorhandenen  sonstigen  Einkommen  (Rente, 
Pension,  Kapitalertrag)  so  viel  hinzuzuverdienen,  daß  der  Gesamtbetrag  für 
eine  angemessene  Lebenshaltung  ausreicht. 

„Erwerbsunfähigkeit“  bedeutet  nach  dem  Sprachgebrauch  eine  in  der 
Person  des  Steuerpflichtigen  begründete  Eigenschaft,  während  bei  der  Er¬ 
werbsbehinderung  auch  äußere  Umstände  die  Ausübung  einer  Erwerbs¬ 
tätigkeit  ausschließen  können.  Es  scheiden  also  im  Vermögenssteuergesetz 
1934  die  nichtpersönlichen  Umstände  —  z.  B.  die  die  Aufnahme  einer  Er¬ 
werbstätigkeit  hindernde  Lage  des  Arbeitsmarktes  —  aus,  so  daß  in  erster 
Linie  Kranke,  Gebrechliche,  Krüppel  usw.,  vornehmlich  Blinde,  die  über 
60  Jahre  alt,  verwitwet  sind  und  vom  Kapitalertrag  leben,  für  die  Gewäh¬ 
rung  eines  weiteren  Freibetrages  in  Betracht  kommen. 

2.  Das  letzte  Jahreseinkommen  des  Steuerpflichtigen  darf  nicht  mehr 
als  3000  RM.  betragen  haben. 
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Im  Vermögenssteuergesetz  1931  war  ein  Höehsteinkommen  von  4000  RM. 
oder  bei  mehr  als  2  minderjährigen  Kindern  im  Haushalt  sogar  von  5000 
RM.  zugelassen.  Die  Herabsetzung  ergab  sich  folgerichtig  aus  dem  Umstand, 
daß  im  Vermögenssteuergesetz  1934  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der 
zusammen  veranlagten  Familie  durch  die  ordentlichen  Freibeträge  für  sämt¬ 
liche  Familienmitglieder  hinreichend  berücksichtigt  sind. 

Maßgebend  ist  das  dem  Veranlagungszeitpunkt  vorangehende  Einkommen. 

Die  Frage,  ob  im  Falle  einer  Verbrauchsbesteuerung  das  Einkommen 
oder  der  steuerpflichtige  Verbrauch  als  Jahreseinkommen  im  Sinne  des  Er- 
werbsunfähigen-Privilegs  anzusehen  sei,  hat  der  Reichsfinanzhof  (RFH.  III A 
661/30  vom  17.  3.  1932,  RStBl.  1932  S.  458)  zu  den  bisherigen  Vorschriften 
dahin  entschieden,  daß  unter  Einkommen  im  Sinne  des  Einkommensteuer¬ 
gesetzes  auch  der  steuerpflichtige  Verbrauch  zu  verstehen  sei,  und  daß  die 
gleiche  Behandlung  von  Einkommen  und  Verbrauch  im  Einkommensteuer¬ 
gesetz  auf  das  Vermögenssteuergesetz  zu  übernehmen  sei. 

Die  beiden  Voraussetzungen  des  Privilegs  müssen  beim  Steuerpflich¬ 
tigen,  d.  h.  beim  Haushaltsvorstand  gegeben  sein.  Ist  der  Ehemann  ver¬ 
storben,  so  ist  die  Ehefrau  als  steuerpflichtiger  Haushaltsvorstand  anzu¬ 
sehen.  Sie  kommt  aber  auch  dann  als  solcher  im  Sinne  dieser  Vorschriften 
in  Betracht,  wenn  der  Ehemann  zwar  lebt,  der  Lebensunterhalt  jedoch  über¬ 
wiegend  aus  der  Erwerbstätigkeit  der  Ehefrau  bestritten  wird.  In  erster 
Linie  kommt  es  darauf  an,  ob  der  Ernährer  der  Familie  erwerbsunfähig 
oder  über  60  Jahre  alt  ist. 


Freiwilliger  Arbeitsdienst 

Bereits  1932  beschäftigte  sich  der  VbAD.  zufolge  einer  Anregung  in 
seiner  Arbeitsausschußsitzung  vom  24.  10.  32  mit  der  Frage:  Wie  können 
wir  für  den  geistig  und  körperlich  gesunden  Blinden  die  Vorteile  des  FAD. 
nutzbar  machen?  Nach  schriftlicher  und  mündlicher  Verhandlung  wurde 
durch  Verfügung  des  Reichskommissars  für  den  FAD.  vom  18.  3.  1933  der 
Versuch  genehmigt,  die  Blinden,  soweit  möglich  —  etwa  in  jedes  größere 
Arbeitslager  1  Blinder  —  in  den  Arbeitsdienst  einzuschalten.  Leider  haben 
sich  trotz  vielfacher  Bemühungen  der  Selbsthilfeverbände  und  der  Blinden¬ 
anstalten  nur  vereinzelte  Blinde  für  den  FAD.  gemeldet  und  diesen  mit 
Erfolg  abgeleistet.  Ende  1934  wurden  auch  Direktor  Bechthold,  dem  Reichs¬ 
fachgruppenleiter  der  Reichsfachgruppe  Blindenlehrer  im  NSLB.,  neue  Ver¬ 
handlungen  eingeleitet,  zu  denen  sich  der  VbAD.  und  der  RBV.  äußerten. 
Nach  monatelangem  Bemühen  ist  der  folgende  Plan  gereift: 

Da  der  FAD.  in  Kürze  in  einen  Pflichtarbeitsdienst  umgewandelt  wer¬ 
den  wird,  der  körperliche  Uebungen  im  Sinne  eines  Wehr-  und  Gelände¬ 
sportes,  ausgesprochene  Bodenbearbeitung  und  Aehnliches  neben  der  geistig- 
weltanschaulichen  Schulung  mit  sich  bringt,  ist  körperliche  Wehrtauglichkeit 
Bedingung.  Dieser  können  selbst  die  körperlich  gesundesten  Blinden  nicht 
entsprechen.  Es  mußte  daher  ein  anderer  Weg  gesucht  werden,  der  weniger 
die  körperliche  als  vielmehr  die  geistig-weltanschauliche  Schulung  im  Sinne 
der  heutigen  Zeit  betont.  Eine  solche  Möglichkeit  wäre  gegeben  durch  das 
liebenswürdige  Entgegenkommen  des  Gauschulungsleiters  für  Halle-Merse- 
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bürg.  Unter  der  Voraussetzung,  daß  sich  bis  zu  60  blinde  Jungmannen  im 
Alter  von  18—25  Jahren  beteiligen,  könnte  der  erste  Schulungslehrgang  im 
Frühjahr  oder  Sommer  ds.  Js.  beginnen.  Er  würde  etwa  4 — 6  Wochen  dauern 
und  1,25  RM.  Verpflegungskosten  pro  Tag  erfordern.  Als  Ort  ist  die  Kreis- 
führerschule  Lützen  in  Aussicht  genommen. 

Ich  bitte  die  Mitglieder  des  VbAD.,  die  Interesse  an  diesem  Schulungs¬ 
lehrgang  haben,  sich  sofort  an  mich  zu  wenden.  Der  VbAD.  wird  bemüht 
sein,  durch  finanzielle  Beihilfen  einer  Anzahl  seiner  Mitglieder  die  Teil¬ 
nahme  an  diesem  ersten  Kursus  zu  ermöglichen.  Wenngleich  nach  einem 
Schreiben  des  Präsidenten  der  Reichsanstalt  für  Arbeitsvermittlung  und 
Arbeitslosenversicherung  vom  26.  1.  ds.  Js.  an  den  RBV.  die  Arbeitsämter 
angewiesen  sind,  einen  Ausweis  über  erfolgte  Meldung  bei  den  Meldestellen 
des  Arbeitsdienstes  von  körperbehinderten,  blinden  und  praktisch  blinden 
Personen,  für  die  eine  Verwendung  im  Arbeitsdienst  offensichtlich  nicht 
in  Frage  kommt,  nicht  zu  fordern,  und  somit  Blinde  praktisch  vom  FAD. 
befreit  sind,  so  stehe  ich  doch  als  Vorsitzender  des  VbAD.  auf  dem  Stand¬ 
punkt,  jeder  blinde  deutsche  Geistesarbeiter  im  Alter  von  18—25  Jahren 
sollte  diese  Möglichkeit  ausnutzen,  um  in  einer  Kameradschaft  von  60  Jung¬ 
mannen,  die  aus  allen  Teilen  Deutschland  und  aus  den  verschiedensten 
Berufsständen  hier  Zusammenkommen,  seinen  Gemeinschaftssinn  unter  Be¬ 
weis  zu  stellen,  sich  körperlich  und  weltanschaulich  im  Sinne  des  National¬ 
sozialismus  schulen  zu  lassen.  Wir  dürfen  diese  Gelegenheit  nicht  unge¬ 
nutzt  an  uns  vorübergehen  lassen,  wenn  wir  uns  nicht  dem  Selbstausschluß 
aussetzen  wollen. 


Die  Berufsbetreuung  der  blinden  konzertierenden 
Künstler  durch  die  Reichsmusikkammer,  Berlin 

Seit  Jahren  waren  der  Reichsdeutsche  Blindenverband  und  andere 
Stellen  bemüht,  den  wirklich  befähigten  blinden  Künstlern  eine  gesicherte 
Betätigungsmöglichkeit  zu  schaffen.  Trotz  aller  Bemühungen  konnte  das 
bisher  Erreichte  nicht  befriedigen.  Die  Not  unter  den  blinden  konzertieren¬ 
den  Solisten  wuchs,  soweit  es  sich  nicht  um  ganz  überragende  Künstler 
handelte.  Der  Verein  der  blinden  Akademiker  E.  V.  hatte  von  sich  aus  den 
zuständigen  Stellen  Vorschläge  eingereicht,  die  eine  Reform  anstrebten. 
Gleichzeitig  nahm  das  Reichs-  und  Preuß.  Arbeitsministerium,  Oberregie¬ 
rungsrat  Dr.  Rhode,  die  Angelegenheit  auf  und  unterbreitete  der  Reichs¬ 
musikkammer  bestimmte  Pläne,  die  zu  einer  alle  Teile  befriedigenden  Lösung 
führte.  Dr.  Bennecke,  der  Leiter  der  Fachschaft  für  Konzertwesen  bei  der 
Reichsmusikkammer,  lud  alle  an  der  Frage  interessierten  Kreise  zu  2  in¬ 
formatorischen  Besprechungen  ein.  Diese  fanden  am  14.  und  21.  März  in 
Berlin,  Alsenstraße  7,  statt.  Auf  Grund  der  Besprechungen  übernahm  der 
Herr  Präsident  der  Reichsmusikkammer  sofort  durch  die  Fachschaft  Kon¬ 
zertwesen  die  Betreuung  der  blinden  konzertierenden  Solisten.  Diese  wer¬ 
den  ebenso  wie  die  Sehenden  nach  den  in  Kürze  zu  erwartenden  Aus¬ 
führungsbestimmungen  auf  ihre  künsterischen  Fähigkeiten  hin  geprüft  und 
erhalten  auf  Grund  entsprechender  Leistungen  den  Ausweis,  sich  als  kon¬ 
zertierende  Solisten  und  Kapellmeister  im  Rahmen  der  Fachschaft  IV  der 
RMK.  zu  betätigen.  Dabei  kam  betont  zum  Ausdruck,  daß  die  Blinden  nicht 
anders  behandelt  werden  sollen  als  die  Sehenden.  Lediglich  künstlerisch 
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Befähigten,  von  deuen  man  die  Konzertreife  noch  nicht  sofort,  aber  in  ab¬ 
sehbarer  Zeit  erwarten  kann,  soll  „aus  sozialen  Gründen“  entgegengekom¬ 
men  werden. 

Zur  Durchführung  der  Betreuungsaufgaben  errichtet  die  RMK.  ein  Blin¬ 
denkonzertamt.  Der  Leiter  dieses  Blindenkonzertamtes  wird  W.  von  Gers- 
dorff,  Berlin  SW  61,  Belle-Alliance-Straße  33.  Blinde  Künstler,  die  als 
konzertierende  Solisten  anerkannt  sind,  können  Konzerte  auf  wirtschaft¬ 
licher  Grundlage  durch  die  von  der  RMK.  anerkannten  Konzertdirektionen 
und  Agenturen  durchführen  oder  sich  engagieren  lassen.  Bei  solchen  Kon¬ 
zerten  darf  auf  die  Blindheit  des  Künstlers  nicht  Bezug  genommen  werden. 
Kartenverkauf  von  Haus  zu  Haus  ist  nicht  gestattet.  Die  Konzerte  unter¬ 
scheiden  sich  in  nichts  von  denen  der  sehenden  konzertierenden  Solisten. 

Wenn  diese  Vermittlungsart  dem  anerkannten  blinden  Solisten  den 
Lebensunterhalt  nicht  gewährleistet,  kann  er  um  die  Genehmigung  ein- 
kommen,  „Konzerte  auf  mildtätiger  Grundlage“  mit  Kartenverkauf  von  Haus 
zu  Haus  zu  veranstalten.  Zur  Durchführung  solcher  Konzerte  soll  er  sich 
der  Konzertdirektionen  und  Agenturen  bedienen,  die  vom  Konzertamt  im 
Benehmen  mit  der  RMK.  als  hierfür  geeignet  anerkannt  worden  sind.  Richt¬ 
linien  über  die  technischen  Einzelheiten  zur  Durchführung  solcher  Konzerte 
werden  in  Kürze  durch  die  RMK.  im  Benehmen  mit  dem  Rdl.  und  dem 
RAM.  herauskommen.  Diese  sollen  die  Honorare  des  Künstlers,  die  Pro¬ 
visionssätze,  Saalbelegung  und  anderes  mehr  festlegen.  Das  Blindenkonzert¬ 
amt  veranstaltet  selbst  keine  Konzerte.  Es  ist  zur  Betreuung  der  blinden 
Künstler  und  um  die  Empfehlung  der  Agenturen  bemüht,  während  der  Herr 
Reichsministers  des  Innern  durch  die  Regierungs-  und  Polizeipräsidenten 
bzw.  andere  nachgeordnete  Stellen  nach  den  von  der  RMK.  herausgegebenen 
Richtlinien  den  blinden  konzertierenden  Künstlern  die  Genehmigungen  er¬ 
teilt.  Solche  Konzerte  gelten  als  „künstlerisch  hochstehend“  und  unterliegen 
demnach  nur  der  hierfür  festgesetzten  Steuer  von  3°/o.  Das  Blindenkonzert¬ 
amt  überwacht  auf  Grund  der  ihm  abschriftlich  zugehenden  Genehmigungen 
der  Regierungsstellen  die  Zahl  der  Konzerte  und  ihre  regionale  Verteilung, 
um  Ueberschneidungen  zu  vermeiden.  Dem  Blindenkonzertamt  steht  ein 
Aufsichtsrat  zur  Seite.  Diesem  gehören  Vertreter  der  folgenden  Stellen  an: 

Reichsmusikkammer 
Hauptamt  für  Volkswohlfahrt 
Vdauf. 

Reichsdeutscher  Blindenverband 
.  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands 

Der  Präsident  der  RMK.  kann  jederzeit  Einzelpersonen  hinzuziehen.  Alfred 
Stöckel,  Landesleiter  der  RMK.  für  Schlesien,  wurde  sofort  in  den  Auf¬ 
sichtsrat  berufen.  Die  amtlichen  Bestimmungen  werden  demnächst  durch 
die  RMK.  herausgebracht  werden.  Diese  gehen  den  beteiligten  Stellen  zur 
Veröffentlichung  in  ihren  Zeitschriften  zu. 

Der  VbAD.  wird  bemüht  sein,  die  Belange  seiner  Mitglieder  nach  Kräften 
zu  fördern.  Wir  alle  müssen  den  Reichsministerien  und  dem  Herrn  Präsi¬ 
denten  der  RMK.,  insbesondere  Herrn  Dr.  Bennecke,  für  diese  vorbildliche 
Wahrnehmung  der  Belange  der  blinden  konzertierenden  Solisten  von  ganzem 
Herzen  dankbar  sein.  Nur  durch  eine  solche  generelle  Regelung  konnte 
unseren  befähigten  blinden  Künstlern  in  ihrem  schweren  Berufskampf  ge- 
•  holfen  werden.  Strehl 
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Betreuung  der  blinden  Schriftsteller 

Der  Beauftragte  des  Herrn  Präsidenten  der  Reichsschrifttumskammer, 
Prof.  Dr.  Suchenwirth,  übermittelte  mir  unter  dem  9.  April  die  nachstehende 
Empfehlung,  die  ich  hiermit  zur  Kenntnis  bringe.  Wer  durch  die  Vermitt¬ 
lung  der  Blindenstudienanstalt  unter  Hinweis  auf  diese  Empfehlung  seine 
Erzeugnisse  den  Verlegern  an  bieten  möchte,  dem  stelle  ich  anheim,  sich 
vorher  mit  mir  ins  Benehmen  zu  setzen.  Strehl 

Empfehlung  der  Reichsschrifttumskammer 

Die  Reichsschrifttumskammer  begrüßt  die  Bemühungen  der  Blinden¬ 
studienanstalt  in  Marburg-Lahn,  die  dem  erblindeten  deutschen  Volksge¬ 
nossen  die  Möglichkeiten  einer  gesicherten  Erwerbstätigkeit  eröffnen  und 
erhalten  sollen.  Sie  hält  es  daher  für  eine  selbstverständliche  Pflicht  aller 
ihrer  Mitglieder,  die  es  in  der  Hand  haben,  dem  blinden  Schriftsteller  durch 
Veröffentlichung  seiner  Arbeiten  das  Los  zu  erleichtern,  wenn  sie  die  Blin¬ 
denstudienanstalt  so  weitgehend  unterstützen,  wie  es  nur  irgend  möglich 
ist.  Auch  die  Förderung  der  geistigen  Arbeiten  der  Blinden  ist  ein  Stück 
praktischer  nationalsozialistischer  Kameradschaftlichkeit  im  Dienste  der 
deutschen  Volksgemeinschaft. 

Berlin,  den  9.  April  1935. 

Der  Präsident  der  Reichsschrifttumskammer: 

I.  A.  gez.  Dr.  Suchenwirth 


Anstellungen,  Ernennungen,  Prüfungen 

1 .  J uristen 

Lübbing,  Hans,  Dr.,  Hannover,  Geibelstr.  23,  am  7.  3.  1935  2.  jur.  Staatsprüfung 
bestanden. 

Wienandts,  Julius,  Berlin- Wilmersdorf,  Mainzerstr.  7,  am  21.*  1 2.  1934  2.  juristische 
Staatsprüfung. 

2.  Philologen 

Lehmann.  Bruno,  Kassel,  Luisenstr.  51/2,  am  17.  1.  1935  in  Marburg  phil.  Staats¬ 
prüfung. 

3.  M usiklehrer 

Droege,  Friedr.,  Soest  i.  W.,  Prov.-Blindenanstalt,  als  beamteter  Musiklehrer  an¬ 
gestellt. 

Loeffler,  Franz,  Würzburg,  Rottendorferstr.  31/2,  mit  der  Organisten-  und  Chor¬ 
leiterstelle  an  der  Pfarrkirche  St.  Peter  in  Würzburg  probeweise  betraut. 

Stöckel,  Alfred,  Breslau,  Sadowastr.  29,  Landesleiter  der  Reichsmusikkammer  für 
Schlesien. 


Herausgegeben  von  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn.  —  Verantwortlicher 
Schriftleiter:  Dr.  Carl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  beauftragter  Do¬ 
zent  an  der  Philipps- Universität,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  —  Zu  bestellen  bei 
der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  —  Postscheck¬ 
anschrift:  Druckerei  der  Blindenhochschulbücherei  Frankfurt-Main,  Kontonummer 
82305.  —  Erscheint  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  (Auflage  500)  Jahresbezugs¬ 
preis  6  RM.  —  Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg- Lahn  1935. 
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Verwaltungsbericht  der  Blindenstudienanstalt 

Vom  1.  Oktober  1932  bis  31.  März  1935 

Räumlich  hat  sich  die  Blindenstudienanstalt  seit  1.  Oktober  1932 
nicht  verändert.  Zu  ihr  gehören:  die  Grundstücke  Wörthstraße  9/11 
mit  der  Hochschulbücherei,  dem  Studentenheim,  dem  Büro,  dem  Archiv 


Wörthstraße  9  und  11 


und  der  Beratungsstelle;  die  Häuser  Am  Schlag  1  mit  dem  Schüler¬ 
heim;  Am  Schlag  2  mit  der  höheren  Blindenschule  und  dem  Wirt¬ 
schaftsgebäude;  das  Verlagsgebäude  Am  Schlag  10  mit  der  Blinden- 
druckerei  und  -binderei,  der  Abschreibe-  und  Korrekturabteilung,  der 
Buchhaltung,  dem  Lager  und  der  mechanischen  Versuchswerkstätte. 

Die  Bestände  der  Hochschulbücherei,  des  Kernstückes  der  Mar- 
burger  Einrichtungen,  haben  sich  von  16  325  (1.  Oktober  1932)  auf 
19  758  Bände  (31.  März  1935)  erhöht.  Das  ergibt  in  21/2  Jahren  einen 
Zuwachs  von  3  433  Bänden.  Die  Bestände  verteilen  sich  auf  die  fol¬ 
genden  vier  Hauptdisziplinen: 


Wissenschaftliche  Literatur  15  382 

Belehrende  Schriften  .  .  .  372 

Schöne  Literatur .  2  257 

Noten .  1  747 


Insgesamt  19  758 
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Die  gegebenen  Zahlen  zeigen  den  überwiegend  starken  Anteil  der 
wissenschaftlichen  Literatur,  die  auch  unserer  Bücherei  ihren  Cha¬ 
rakter  verleiht.  1931  wurde  mit  Unterstützung  des  Reichsarbeitsmini¬ 
steriums  der  „Gesamtkatalog  der  öffentlichen  Blindenleihbüchereien“ 
herausgebracht.  Das  Realschema  dieses-  GK.  dient  als  systematische 
Grundlage  zur  Vereinheitlichung  des  Blindenbüchereiwesens.  Ein  Er¬ 
gänzungsband,  umfassend  die  Jahre  1931 — 35,  etwa  20  Druckbogen 
stark,  ist  mit  gütiger  finanzieller  Unterstützung  des  Reichs-  und 
Preußischen  Arbeitsministeriums  in  Vorbereitung. 

Ueber  die  eigenen  Bestände  gaben  wir  1930  einen  Punktschrift¬ 
katalog  heraus,  der  durch  monatliche  Anlagen  zu  unserer  Zeitschrift 
„Beiträge  zum  Blindenbildungswesen“  ergänzt  wird. 

Die  Zahl  der  Entleiher  betrug:  1932:  1  284 

1935:  1  645 

Von  den  Lesern  waren  damals  und  sind  auch  heute  etwa  40%  Kriegs¬ 
und  60%  Friedensblinde. 

Die  Ausleihe  betrug:  1932:  19  042  Bände 

1934:  27  474 

1935  (1.  Vierteljahr):  6  545  Bände 

Das  ergibt  im  Jahre  1935  einen  Ein-  und  Ausgang  von  je  90  Bänden 
pro  Arbeitstag.  Von  den  Neueinstellungen  entfallen  etwa  80%  auf 
Eigenherstellung  in  Druck-  und  Handschrift;  etwa  20%  sind  durch 
den  Buchhandel  erworben,  davon  18%  im  In-,  2%  im  Auslande.  In¬ 
folge  der  Mittelknappheit  war  es  oft  nicht  möglich,  die  sehr  teuren, 
wenn  auch  inhaltlich  wertvollen  ausländischen  Werke  anzuschaffen. 
Zum  überwiegenden  Teil  bleiben  wir  somit  auf  handschriftliche  Eigen¬ 
übertragung  und  Druck  angewiesen. 

Unsere  Schwarzdruckbücherei  betrug  damals  7  418,  jetzt  8  416 
Bände.  Diese  verteilen  sich  auf  6  Hauptdisziplinen  wie  folgt: 

Wissenschaftliche  Literatur  .  .  4  836  Bände 

Allgemein  belehrende  Schriften  120  „ 

Schöne  Literatur .  206  „ 

Blindenwesen  .  2  991  „ 

Noten .  16  „ 

Schülerbibliothek .  247  „ 

Insgesamt  8  416  Bände 

Diese  Abteilung  bildet  einen  wertvollen  Bestandteil  unserer  Einrich¬ 
tungen.  Wir  müssen  jeweils  den  Schwarzdruck  in  mehreren  Exem¬ 
plaren  von  den  Werken  besitzen,  die  in  Blindendruck  oder  -Hand¬ 
schrift  angefertigt  werden.  Weiter  gehen  uns  alle  Neuerscheinungen 
über  das  Blindenwesen  im  Austausch  zu.  Blinde  Studierende,  die  die 
grundlegenden  Werke  aller  Disziplinen  weder  in  Blindendruck  noch 
in  der  Universitätsbibliothek  und  in  den  Seminarbüchereien  in  Schwarz¬ 
druck  auf  längere  Zeit  ausleihen  können,  diese  aber  für  die  Anfer- 
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tigung  wissenschaftlicher  Arbeiten  zum  Yorlesen  benötigen,  benutzen 
gern  diese  Schwarzschriftbestände.  Auch  für  unseren  Lehrkörper, 
unser  Archiv  und  unsere  Beratungsstelle  sind  diese  Bücherbestände 
eine  wesentliche  Hilfe.  Sie  werden  im  Rahmen  der  Punktschrift¬ 
bücherei  mitverwaltet. 

Der  Verlag,  der  die  Druckerei,  Binderei  und  Korrekturabteilung 
umfaßt,  weist  folgenden  Bestand  auf: 

1932 :  Werke  308  Bände  901  Platten  38  233 
1935:  „  427  „  1213  „  52  929 

Das  ergibt  einen  Zuwachs  von: 

119  Werken  312  Bänden  14  696  Platten. 

Das  Verlags  Verzeichnis  weist  wissenschaftliche  und  belehrende, 
vornehmlich  Schulliteratur  auf.  Es  werden  auch  Werke  für  fremde 
Stellen  gedruckt,  wobei  der  Herstellungspreis  in  Ansatz  gebracht  wird. 


Verlagshaus  und  Werkstättengebäude  Am  Schlag  10 


Alle  Bücher  in  Druck-  und  Handschrift  werden  nach  der  Mar- 
burger  Systematik  hergestellt.  Diese  besteht  aus  Teil  1  bis  3,  Voll¬ 
schrift,  Kurzschrift  und  Uebertragungsrichtlinien.  Diese  wurden  auf 
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dem  3.  Blindenwohlfahrtskongreß  1930  zu  Nürnberg  als  typographische 
Grundlage  für  das  gesamte  Blindenschrifttum  anerkannt.  Dazu  kom¬ 
men  Teil  4  der  Mathematik-  und  Chemieschrift  und  andere  alt-  und 
neusprachliche  Systeme,  sowie  die  Phonetik  und  Debattenschrift.  Seit 
Jahren  sind  Verhandlungen  über  eine  Internationalisierung  sämtlicher 
von  Marburg  hergestellten  Systeme  im  Gange.  Eine  solche  Verein¬ 
heitlichung  würde  den  nach  dieser  Systematik  angefertigten  Blinden- 
büchern  einen  größeren  Leserkreis  und  somit  einen  besseren  Absatz 
erschließen. 

Die  Korrekturabteilung  arbeitet  für  die  handschriftliche  Ueber- 
tragung  und  den  Druck.  Der  wissenschaftliche  Charakter  unseres 
Buchbetriebes  verlangt  eine  sorgfältige  Ueberprüfung  des  Gedruckten 
und  Geschriebenen,  um  bibliothekstechnisch  und  typographisch  ein¬ 
wandfreie  Drucke  und  Handschriften  herstellen  zu  können. 

Binderei  und  Blindendruckerei  arbeiten  für  die  gesamten  Bi- 
bliotheks-,  Archiv-  und  Verlagsabteilungen.  Eine  kleine  Schwarz- 
Hausdruckerei  sorgt  für  Titeldrucke,  den  Druck  der  „Beiträge  zum 
Blindenbildungswesen“,  Sonderschriften,  Sitzungsberichte  u.a.m. 

Die  mechanische  Werkstätte  verbessert  und  erzeugt  technische 
Hilfs-  und  Unterrichtsmittel;  weiter  sorgt  sie  für  alle  in  unseren 
Häusern  vorkommenden  Reparaturen.  Sie  beaufsichtigt  unseren  Ma¬ 
schinenpark,  hält  die  Büroschreib-  und  Blindenschriftmaschinen  des 
eigenen  Betriebes  instand,  gegen  Entgelt  auch  die  der  Schüler  und 
Studierenden  sowie  auswärtiger  Interessenten.  Wir  haben  in  der  letzten 
Zeit  Zeichen-,  Notensetz-,  Notenschreibgeräte,  Aluminium-Trichter¬ 
tafeln  in  allen  Formaten  herausgebracht.  Die  Marburger  Blinden- 
stenographiermaschine  ist  in  ihrer  Konstruktion  fertig;  die  Fabrikation 
ist  zur  Zeit  im  Gange. 

Die  Lagerabteilung  verwaltet  die  Bestände  und  besorgt  den  ge¬ 
samten  Absatz  der  Bücher  und  der  technischen  Hilfsmittel  eigener 
und  fremder  Produktion. 

Die  Studienanstalt  zerfällt  in  das  Studentenheim,  die  Aufbau¬ 
schule  mit  Reform-Realgymnasialziel,  die  höhere  Handelsschule  und 
die  Musik-Proseminarabteilung,  das  Schülerheim  mit  Garten,  Park, 
Turn-  und  Spielplatz.  Es  waren  in  Marburg  im 


Semester 

Schüler 

Studierende 

in  Ausbildung 

insgesamt 

WS.  1932/33 

27 

16 

5 

48 

SS.  1933 

25 

16 

2 

43 

WS.  1933/34 

23 

21 

2 

46 

SS.  1934 

30 

18 

3 

51 

WS.  1934/35 

31 

17 

5 

53 

Bis  zum  31.  März  1935  haben  insgesamt  291  Blinde  die  Einrichtungen 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt  unmittelbar  beansprucht.  Von 
diesen  sind  bis  zum  Stichtage: 
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verstorben.  .  32 

im  Beruf  .  .  172 

in  Ausbildung  16 
im  Studium  .  33 

Schüler  .  .  _ 38 

Insgesamt  291 

Abgesehen  von  den  etwa  1700  Lesern  unserer  Hochschulbücherei 
werden  etwa  800  blinde  Geistesarbeiter  mittelbar  durch  die  Einrich¬ 
tungen  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  laufend  betreut  und  be¬ 
raten.  Zum  Teil  wird  diese  nachgehende  Fürsorge  durch  den  Verein 
der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V.  ausgeübt,  über  dessen 
Tätigkeit  ein  besonderer  Bericht  erschienen  ist. 


Schülerheim  und  Schule  Am  Schlag  1  und  2 

Der  Lehrkörper  unserer  Schulabteilungen  umfaßt  5  vollamtliche 
und  2  nebenamtlich  beschäftigte  Lehrkräfte.  Die  vollamtlichen  Kräfte 
geben  20  bis  25  Wochenstunden  und  übernehmen  nachmittags  den 
Arbeits-Aufsichtsdienst  in  der  Schule. 

Die  Leistungen  der  Schüler  waren  durchschnittlich  gut,  z.  T.  sehr 
gut.  Bei  der  letzten  Reifeprüfung  haben  bestanden:  einer  mit  „Aus¬ 
zeichnung“,  zwei  mit  „gut“,  einer  „fast  gut“  und  einer  mit  „genügend“. 
In  den  2V2  Jahren  wurden  folgende  Prüfungen  abgelegt: 

38 


Abitur  Primareife  Schulschlußprüfung 

16  3  5 

Insgesamt  seit  Bestehen  der  Schule  (1920)  haben  die  Abiturienten¬ 
prüfung  59,  die  Primareife  6,  die  Schulschlußprüfung  25  abgelegt. 

Der  Gesundheits-  und  Körperzustand  der  Schüler  ist  von  unserem 
Hausarzt  als  recht  befriedigend  festgestellt.  Ihre  körperliche,  geistige 
und  charakterliche  Entwicklung  ist  gut.  Die  Augenuntersuchungen 
werden  regelmäßig  halbjährlich  durch  die  Universitäts-Augenklinik 
durchgeführt.  Die  Auswahl  unter  den  blinden  Schülern  wird  heute 
noch  strenger  getroffen  als  früher.  Begabte  werden  bis  zur  mittleren 
und  Obersekundareife,  Hochbegabte  bis  zum  Studium  gebracht.  Um 
die  Schüler  nach  abgelegter  Schulschlußprüfung  über  unser  Musik- 
Proseminar  den  Konservatorien  und  Hochschulen  zuzuführen,  gehen 
wir  musikalischen  Neigungen  und  Fähigkeiten  nach.  Ein  großer  Pro¬ 
zentsatz  derjenigen,  die  die  mittlere  Reife  erlangten,  aber  auch  Ab¬ 
iturienten  besuchen  unsere  höhere  Handelsschule  und  werden  dann 
mit  Erfolg  als  Büroangestellte  vermittelt.  Es  wäre  dankenswert,  wenn 
das  Reichserziehungsministerium  und  die  deutschen  Blindenanstalten 
die  Marburger  Bestrebungen  dadurch  unterstützten,  daß  sie  wirklich 
begabte  Schüler  zur  Ablegung  der  mittleren,  Obersekunda-  und  Hoch¬ 
schulreifeprüfung  ausschließlich  nach  Marburg  überwiesen,  um  eine 
noch  stärkere  Ausnützung  dieser  Schuleinrichtung  zu  gewährleisten. 
Der  Lehrkörper  und  die  Lehrmittel  sind  so  beschaffen,  daß  bei  bester 
Förderung  des  Schülers  der  geringste  körperliche  und  geistige  Auf¬ 
wand  von  ihm  verlangt  wird.  Wir  sind  bemüht,  Schüler  und  Stu¬ 
denten  in  stete  Berührung  mit  dem  Leben  zu  bringen,  sodaß  sie  nicht 
zu  Sonderlingen  und  Eigenbrödlern,  sondern  zu  selbständigen  und 
selbstverantwortlichen  Menschen  erzogen  werden.  Durch  besondere 
Sportkurse  streben  wir  an,  die  Körperertüchtigung  der  Studierenden 
und  Schüler  fcu  heben.  Soweit  möglich,  wird  unsere  blinde  Jugend 
in  den  BDM.  und  die  HJ.  eingegliedert.  In  Verbindung  mit  der  An¬ 
stalt  besteht  eine  eigene  HJ.-Kameradschaft.  Vom  Werkhalbjahr  kön¬ 
nen  die  blinden  Abiturienten  befreit  werden;  doch  streben  wir  eine 
Sonderregelung  an,  die  den  blinden  Schulentlassenen  mit  der  Volks¬ 
gemeinschaft  in  Verbindung  bringt  und  ihm  Gelegenheit  gibt,  der 
Allgemeinheit  zu  dienen. 

Büro  und  Beratungsstelle  dienen  der  Berufsfürsorge  in  Verbin¬ 
dung  mit  allen  öffentlichen  und  privaten  Stellen  des  Reiches,  der 
Länder,  der  Provinzen,  sowie  den  Hauptfürsorgestellen  und  Blinden¬ 
anstalten.  Den  wärmsten  Dank  für  tatkräftige  Unterstützung  in  allen 
Fragen  der  Berufsfürsorge  schulden  wir  dem  Fürsorgereferenten  im 
Reichs-  und  Preußischen  Arbeitsministerium  Herrn  Oberregierungsrat 
Dr.  Rhode. 

Es  handelt  sich  bei  der  Arbeit  der  Beratungsstelle  um  eine  stete 
Aufklärung  in  Wort  und  Schrift.  Sie  wird  zum  Teil  unterstützt  durch 
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unsere  Zeitschrift  „Beiträge  zum  Blindenbildungswesen“  und  die 
„Handbücher  der  Blinden  Wohlfahrtspflege“  mit  den  Ergänzungsheften. 

Im  Benehmen  mit  den  Behörden,  insbesondere  dem  Reichs-  und 
Preußischen  Arbeitsministerium,  sind  wir  bemüht,  die  blinden  Geistes¬ 
arbeiter  nach  Vollendung  der  Studien  bei  Behörden  oder  in  Privat¬ 
unternehmungen  unterzubringen  oder  ihnen  bei  der  Gründung  einer 
freien  Berufstätigkeit  behilflich  zu  sein.  Eingehende  Auskunft  über 
diese  Bemühungen  gibt  die  von  der  Marburger  Blindenstudienanstalt 
von  Zeit  zu  Zeit  herausgegebene  Berufsstatistik  blinder  Geistesarbeiter. 

Das  unserer  Beratungsstelle  angegliederte  Archiv  arbeitet  Gut¬ 
achten  aus,  stellt  Statistiken  zusammen,  sichtet  Material  und  bespricht 
Bücher. 

Wenngleich  die  Blindenstudienanstalt  —  reichs wichtig,  gemein¬ 
nützig  und  milde  Stiftung  —  als  ein  kulturelles  und  sozial-karitatives 
Unternehmen  stets  auf  Zuschüsse  angewiesen  sein  wird,  so  arbeitet 
sie  in  allen  Abteilungen  wirtschaftlich. 

Was  die  Blindenstudienanstalt  für  die  kriegsblinden  Geistesar¬ 
beiter  getan  hat,  wurde  in  einer  kleinen  Broschüre  „Die  Kriegsblin¬ 
denfürsorge  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  von  1915  bis  1932“ 
(Marburg  1932)  niedergelegt.  Die  dort  geschilderte  Arbeit  hat  sich 
nunmehr  fast  gänzlich  auf  die  Friedensblinden  übertragen.  Langsam 
beginnen  sich  die  Erfolge  der  Kriegsblinden  auch  auf  die  Friedens¬ 
blinden  auszuwirken.  Dies  war  nur  möglich,  weil  uns  die  Behörden, 
vornehmlich  die  Reichs-  und  Preußischen  Arbeits-  und  Erziehungs¬ 
ministerien  tatkräftig  unterstützten.  Den  größten  Dank  aber  schulden 
wir  unserem  Vorstande.  Diese  Herren  haben  sich  seit  nunmehr  19 
Jahren  unermüdlich  in  den  Dienst  der  Sache  gestellt.  Schwierigkeiten 
und  mühevolle  Arbeit  konnten  sie  nicht  abschrecken,  ihr  Wissen, 
ihren  Rat,  ihre  Zeit  immer  wieder  unserer  Sache  zu  opfern.  Ohne 
ihre  Bemühungen  wäre  es  heute  schlecht  um  die  blinden  Geistes¬ 
arbeiter  bestellt,  denen  die  Marburger  Einrichtungen  den  Weg  zum 
Studium,  das  Studium  selbst,  den  Eintritt  in  den  Beruf  und  seine 
Ausübung  erleichtern  wollen.  .  s  c  . 


Zum  Sachbearbeiter  für  die  Blinden  bei  der  Nationalsozialistischen 
Deutschen  Arbeiterpartei,  Reichsleitung,  Hauptamt  für  Volkswohlfahrt,  ist 
vom  Hauptamtsleiter  Pg.  Hilgenfeldt  der  Parteigenosse  Egon  Schmalz  in 
Berlin  ernannt.  Mit  in  den  Gauen  in  gleicher  Weise  als  Sachbearbeiter 
wirkenden  Parteigenossen  hat  er  sich  auftragsgemäß  für  die  Lösung  der 
vielgestaltigen  Aufgaben  des  deutschen  Blindenwesens  einzusetzen. 
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Dreißig  Jahre  Hamburger  Blindenbücherei 

Von  Di\  Aug.  Papendieck,  Freiburg 

Am  19.  März  dieses  Jahres  konnte  die  Centralbibliothek  für  Blinde  in 
Hamburg  auf  ihr  30 jähriges  Bestehen  zurückblicken.  Da  ist  es  wohl  am 
Platze,  eine  kurze  Rückschau  auf  ihre  Entwicklung  und  die  Bedeutung, 
die  sie  für  die  deutschen  Blinden  gewonnen  hat,  zu  halten.  Aus  kleinen 
Anfängen  mit  einem  geringen  Bestand  von  wenigen  tausend  Bänden  be¬ 
ginnend,  wuchs  die  Bücherei  von  Jahr  zu  Jahr  an  Zahl  der  Bände  und 
Mannigfaltigkeit  des  Inhalts  der  eingestellten  Werke.  Mit  der  stetig  zuneh¬ 
menden  Zahl  der  Leser  steigerte  sich  die  Menge  der  ausgeliehenen  Bücher. 
Am  Schluß  des  Jahres  1934  betrug  der  Gesamtbestand  42  724  Bände  und 
die  Zahl  der  ausgeliehenen  Bände  61  782,  welche  von  rund  3000  Lesern  be¬ 
zogen  wurden.  Diese  Zahlen  bedürfen  keines  Kommentars.  Sie  beweisen 
zur  Genüge,  zu  welch  stattlichem  Bau  die  C.  B.  im  Laufe  der  drei  Jahr¬ 
zehnte  geworden  ist.  Die  Vermehrung  der  Bestände  erfolgte  einmal  durch 
Ankauf  der  im  Druck  erschienen  Werke,  vor  allem  aber  durch  handschrift¬ 
liche  Uebertragung,  für  welchen  Zweck  ein  Stab  von  freiwilligen  Abschreibe¬ 
rinnen  und  Abschreibern  der  Bibliothek  seit  ihrer  Eröffnung  zur  Seite  sieht. 
Welch  eine  Summe  von  Fleiß,  Kraft  und  Zeit  von  diesen  selbstlosen  Mit¬ 
arbeitern  für  die  gute  Sache  aufgewendet  wird,  zeigt  das  Beispiel  einer 
Dame,'  die  seit  Gründung  der  C.  B.  für  diese  arbeitet  und  in  den  30  Jahren 
366  Bände  übertragen  hat.  Alle  Nutznießer  der  Bibliothek  dürfen  solcher 
Mitarbeiter  an  dem  segensreichen  Werk  dankbarst  gedenken. 

Ueber  den  hohen  Wert  der  Blindenschrift  und  die  Bedeutung  des  Blinden¬ 
buches  für  die  des  Sehvermögens  Beraubten  bedarf  es  an  dieser  Stelle  keiner 
weitläufigen  Erörterungen.  Wir  alle  wissen  aus  Erfahrung,  wie  die  Kennt¬ 
nis  der  Blindenschrift  unsere  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  begrün¬ 
det  und  fördert. 

Das  kommt  schon  den  jugendlichen  Blinden  während  ihres  Schulunter¬ 
richts  zum  Bewußtsein,  und  die  Späterblindeten,  sobald  sie  sich  erst  in  die 
Unabänderlichkeit  ihres  Schicksals  gefunden  haben,  erkennen  alsbald,  wie  . 
sehr  das  Erlernen  der  Punktschrift  ihnen  das  Einleben  in  die  veränderten 
Lebensumstände  erleichtert,  das  Bewußtsein  der  verloren  geglaubten  Selb¬ 
ständigkeit  wieder  weckt  und  die  Hoffnung  auf  die  Wiedergewinnung  der 
eigenen  Leistungsfähigkeit  belebt.  Da  kommt  uns  das  Blindenbuch  als  Hilfs¬ 
mittel  von  gar  nicht  abzuschätzendem  Werte  in  die  Hand.  Den  blinden 
Kindern  dient  es  als  Schullesebuch  und  in  Jugendschriften  zur  Weckung 
und  Anregung  der  geistigen  Kräfte  und  Fähigkeiten.  Den  in  der  Fortbildung 
und  beruflichen  Ausbildung  stehenden  jungen  Leuten  bietet  es  in  fachlichen 
Zeitschriften  und  Lehrbüchern  wertvollstes  Hilfsmittel.  Eine  reiche  Auswahl 
wissenschaftlicher  Werke  aus  allen  Wissensgebieten  steht  den  Studierenden 
und  Geistesarbeitern  zu  Gebote,  und  den  Bedürfnissen  der  Musiker,  Musik¬ 
lehrer,  Konzertspieler  und  Organisten  wird  durch  eine  umfangreiche  Samm¬ 
lung  von  Punktdrucknoten  und  musiktheoretischen  Werken  Rechnung  ge¬ 
tragen.  Für  alle  aber  fließt  aus  dem  reichen  Bestand  an  schöner  Literatur 
ein  unerschöpflicher  Quell  der  Unterhaltung,  der  Belehrung,  der  Freude 
und  des  Genusses  in  einsamen  Mußestunden  und  schlaflosen  Nächten.  All 
diese  vielseitigen  Aufgaben  erfüllt  die  Hamburger  Bibliothek  nun  schon  seit 


30  Jahren,  indem  sie  immer  weitere  Kreise  der  Schicksalsgefährten  an  den 
segensreichen  Auswirkungen  ihrer  geistigen  Schätze  teilhaftig  werden  läßt. 
Dabei  beschränkt  sich  der  Leserkreis  nicht  nur  auf  das  engere  Vaterland, 
sondern  auch  viele  deutsche  Blinde  im  Ausland  decken  bei  ihr  ihren  Lese¬ 
bedarf.  Selbst  bis  in  einsam  gelegene  Farmen  in  Südamerika  wandern  ihre 
Bücher,  sodaß  die  C.  B.  neben  ihrer  eigentlichen  Aufgabe  als  Spenderin 
geistiger  Nahrung  noch  eine  höhere  Mission  erfüllt,  indem  sie  eine  enge 
Verbindung  zwischen  den  deutschen  Blinden  im  Auslande  und  der  Heimat 
aufrecht  erhält  und  immer  fester  knüpft*  Wir  alle,  die  wir  der  Hamburger 
Bücherei  so  unendlich  viel  Dank  schuldig  sind,  hoffen  und  wünschen  von 
Herzen,  daß  dieselbe  sich  immer  mehr  entwickeln  und  ausbauen  möge  trotz 
aller  Schwierigkeiten  und  Hemmungen,  um  so  in  kommenden  Jahrzehnten 
einem  immer  größeren  Kreise  blinder  Leser  zu  höchstem  Nutzen  und  Segen 
zu  werden. 

Bei  diesem  Rückblick  dürfen  wir  nun  auch  des  Mannes  nicht  vergessen, 
dessen  Leben  und  Wirksamkeit  aufs  engste  mit  dem  Werden  der  Central¬ 
bibliothek  verknüpft  ist.  Es  ist  der  Bibliothekar  Richard  Dreyer.  Seit  30 
Jahren,  seit  der  Eröffnung  der  Bücherei,  liegt  die  Leitung  derselben  in 
seinen  Händen.  In  unermüdlicher,  hingebender  Arbeit  hat  er  das  Werk  auf¬ 
gebaut  und  ständig  erweitert,  bis  es  zu  dem  stolzen  Bau  geworden  ist,  den 
wir  heute  vor  uns  sehen.  Oft  hat  er  schwere  Sorgen  und  Kämpfe  durch¬ 
machen,  drückende  finanzielle  Nöte  überwinden,  durch  die  schlimmen 
Kriegsjahre  und  die  Zeiten  der  Inflation  das  Schiff  hindurchsteuern  müssen. 
Aber  immer  hat  er  den  starken  Mut  und  das  feste  Vertrauen  auf  den  Be¬ 
stand,  die  Lebenskraft  und  die  sichere  Zukunft  der  ihm  so  sehr  am  Herzen 
liegenden  guten  Sache  behalten  und  sicher  und  zielbewußt  seine  große 
Aufgabe  durchgeführt.  Dabei  hat  er  in  größter  Bescheidenheit  nie  seine 
eigene  Persönlichkeit  hervortreten  lassen.  Mit  steter  Bereitwilligkeit  geht 
er  auf  alle  Zuschriften  der  zahlreichen  Leser  ein  und  sucht  die  mannig¬ 
faltigen  Anliegen  und  Wünsche  der  Schreiber,  soweit  es  irgend  möglich  ist, 
zu  erfüllen.  So  zeigt  Herr  Dreyer  sich1  als  Vorbild  eines  Bibliothekars,  und 
alle,  die  die  Früchte  seiner  aufopfernden  Tätigkeit  nun  schon  so  lange  ge¬ 
nießen,  schulden  ihm  höchste  Anerkennung  und  wärmsten  Dank.  Leider 
hat  die  dauernde  anstrengende  Arbeit  nachteilig  auf  Herrn  Dreyers  Gesund¬ 
heit  gewirkt,  sodaß  er  von  Anfang  März  bis  Ende  Mai  genötigt  war,  Heilung 
in  einem  Sanatorium  zu  suchen.  Wir  hoffen  und  wünschen  aufrichtig,  daß 
ihm  der  Aufenthalt  völlige  Genesung  gebracht  hat,  und  daß  er  mit  neuen 
Kräften  nach  Hause  und  zu  seiner  Arbeit  zurückgekehrt  ist. 

Als  treue  Mitarbeiterin  und  Helferin  steht  ihm  seine  Gattin,  Frau  Toni 
Dreyer,  zur  Seite.  Vom  Gründungstage  an  hat  sie  mit  ihrem  Gatten  zu¬ 
sammen  am  Auf-  und  Ausbau  der  Bibliothek  gearbeitet  und  reiche  prak¬ 
tische  Erfahrungen  gesammelt,  die  sie  in  den  Stand  setzten,  auch  jetzt,  da 
ihr  Mann  die  Arbeit  ruhen  lassen  mußte,  den  umfangreichen  und  verant¬ 
wortungsvollen  Betrieb  ohne  jede  Störung  allein  weiterzuführen.  Auch  ihr 
gebührt  für  ihre  jahrelange,  hingebende  Tätigkeit  allseitiger  wärmster  Dank. 
Möge  es  den  beiden  treuen  Helfern  der  Blinden  beschieden  sein,  noch  lange 
Jahre  ihre  segensreiche  Wirksamkeit  auszuüben. 
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Anläßlich  des  Jubiläums  der  Centralbibliothek  für  Blinde  in  Hamburg 
wurde  ihrem  Bibliothekar  Herrn  Richard  Dreyer,  der  diese  seit  ihrer  Be¬ 
gründung  leitete,  der  Direktortitel  verliehen.  Diese  äußere  Auszeichnung 
bringt  nicht  nur  den  Dank,  sondern  auch  die  Wertung  seiner  Leistungen 
von  Seiten  seines  Vorstandes  zum  Ausdruck. 

Unermüdlich  hat  Richard  Dreyer  nunmehr  30  Jahre  seine  ganze  Kraft 
und  sein  ganzes  Wissen  in  den  Dienst  der  größten  deutschen  Blinden¬ 
bücherei  gestellt.  Es  ist  ihm  gelungen,  sie  zu  einer  erstaunlichen  Höhe  zu 
bringen,  die  allen  Anforderungen  seines  großen  Leserkreises  gerecht  wird. 
Unter  Zurückstellung  jedes  Eigennutzes  und  unter  Aufopferung  der  eige¬ 
nen  Gesundheit  wirkte  er  gemeinsam  mit  seiner  Gattin  am  Auf-  und  Aus¬ 
bau  der  Hamburger  Bibliothek. 

Wir  blinden  Geistesarbeiter  freuen  uns  aufrichtig  über  die  ihm  zuteil 
gewordene  Auszeichnung  und  gratulieren  Richard  Dreyer  und  seiner  Gattin 
auf  das  Herzlichste  mit  dem  Wunsch,  daß  sie  beide  noch  lange  Jahre  im 
Interesse  der  Blinden  für  das  deutsche  Blindenschrifttum  arbeiten  mögen. 

Strehl 


Biographisches 

Von  Dr.  Carl  Strehl 

Karl  Anspach 

Sein  20-jähriges  Wirken  als  Wegweiser  im  deutschen 

Blindenhandwerk 

Am  1.  Juli  ds.  Js.  feiert  einer  der  Besten  unter  uns,  der  Leiter  und 
Geschäftsführer  der  Blinden -Genossenschaft  e.  G.  m.  b.  H.  Heilbronn,  Karl 
Anspach,  sein  20-jähriges  Geschäftsjubiläum.  Wer  Anspach  kennt,  muß  seine 
Energie,  seine  Schaffensfreude,  sein  verständnisvolles  Wirken  im  Interesse 
des  deutschen  Blindenhandwerks,  seine  stete  Hilfsbereitschaft,  an  sozial¬ 
politischen,  fürsorgerischen  und  kulturellen  Fragen  mitzuarbeiten,  voll  und 
ganz  anerkennen.  Er  ist  eine  markante  Persönlichkeit,  die  sich  zufolge 
einer  ganz  besonderen  Begabung,  die  in  organisatorischen  und  kaufmänni¬ 
schen  Fähigkeiten  gipfelt,  durcbgesetzt  und  ein  Werk  zur  Blüte  gebracht 
hat,  das  weit  über  die  Grenzen  des  Vaterlandes  hinaus  Weltruf  besitzt  und 
als  Vorbild  dient. 

A.  steht  heute  im  46.  Lebensjahr.  Er  entstammt  einer  Kaufmannsfamilie. 
Nach  zweijährigem  Besuch  der  Volksschule  in  Frankental,  Pfalz,  trat  seine 
völlige  Erblindung  ein,  worauf  er  bis  zum  16.  Lebensjahr  die  Blindenanstalt 
Frankfurt  a.  M.  besuchte.  Nach  seinem  Ausscheiden  aus  der  Anstalt,  in 
welcher  er  sich  durch  Privatstunden  mit  den  Anfangsgründen  der  franzö- 
sichen  Sprache  bekannt  machte,  war  er  noch  2  Jahre  auf  der  Oberreal¬ 
schule  und  legte  dort  die  mittlere  Reife  ab.  Er  trat  dann,  innerer  Neigung 
folgend,  in  eine  kleine  Industriefirma  in  Mannheim  ein,  wo  er  mehrere 
Jahre  als  Korrespondent  arbeitete  und  sich  auch  theoretisch  mit  Buchfüh¬ 
rung  befaßte.  Während  seiner  dortigen  Tätigkeit  war  ihm  die  Leitung  des 
Mannheimer  Blindenvereins  anvertraut  worden,  wodurch  er  bereits  mit  den 
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besonderen  Bedürfnissen  der  blinden  Schicksalsgefährten  bekannt  wurde. 
Obwohl  in  fester  Stellung,  die  allerdings  nicht  sehr  entwicklungsfähig  ge¬ 
wesen  wäre,  folgte  er  im  Jahre  1915  dem  Rufe  als  Genossenschaftsleiter 
nach  Heilbronn.  Er  übernahm  diese  Tätigkeit,  weil  die  besondere  Aufgabe 
ihn  reizte.  In  Heilbronn  fand  er  ein  in  der  Theorie  gut  durchdachtes,  aber 
in  der  Praxis  in  den  Kinderschuhen  steckendes  Unternehmen  von  geringer 
Bedeutung  vor.  Die  Gründung  der  Blinden-Genossenschaft  im  Jahre  1913 
war  das  Verdienst  der  Herren  Siegel-Ulm  und  Dr.  Kraemer.  Sie  hatte  einen 
Jahresumsatz  von  6000  RM  und  zahlte  eine  Jahreslohnsumme  von  2000  RM. 

Der  Jahresabschluß  zeigte  eine  wohl  verständliche,  aber  für  den  neuen 
Genossenschaftsleiter  durchaus  nicht  leicht  zu  überkommende  Unterbilanz, 
die  seine  ganze  Tatkraft  erforderte,  um  diese  und  die  Folgen  der  Kriegs¬ 
jahre  zu  überwinden.  An  Räumen  besaß  die  Genossenschaft  ein  stallähn¬ 
liches  Werkstattgebäude  in  der  Größe  von  18  qm  und  daneben  ein  Lager 
von  etwa  100  qm.  In  der  Nähe  befand  sich  das  Büro.  A.  übernahm  4  Ar¬ 
beitskräfte,  einen  Meister  und  eine  Bürokraft,  die  nur  2  Stunden  täglich 
für  die  Genossenschaft  tätig  war.  Nachdem  die  nötigen  Voraussetzungen 
geschaffen  waren,  hielt  er  Umschau  nach  Kundschaft,  und  es  gelang  ihm, 
einen  Stamm  von  Abnehmern  zu  schaffen  und  weitere  Arbeitskräfte  herein¬ 
zunehmen.  Zunächst  wurde  nur  die  Bürstenmacherei  betrieben,  die  übrigen 
Blindengewerbe  erst  nacheinander  eingeführt.  Hierbei  kam  es  ihm  zustatten,  :\ 
daß  er  sich  in  der  Blindenanstalt  in  Frankfurt  auch  gewerblich  betätigt 
hatte.  Die  Umsätze  stiegen  von  Jahr  zu  Jahr,  desgleichen  die  Lohnsumme 
und  die  Lohnprämien.  Die  Genossenschaft  mußte  die  ganze  Kriegsersatz¬ 
stoffwirtschaft  mitmachen  und  dann  die  Inflation,  die  sie  dank  der  Wahrung 
ihrer  Substanz  gut  überstand.  Nach  Beendigung  dieser  Krisenzeit  konnte 
sie  ihre  Geschäftsanteile  lOOprozentig  aufwerten.  Ihre  Umsätze  und  die  an¬ 
teiligen  Kosten  sind  aus  einer  besonderen  Aufstellung  im  diesjährigen  Tätig¬ 
keitsbericht  ersichtlich.  Hier  nur  kurz  folgende  Zahlen: 

Jahr  Warenumsatz  Unkosten 


1924  171 536,98  RM  27  076,18  RM 

1929  369  285,66  „  55286,59  „ 

1934  815150,23  „  86  596,—  „ 

Während  die  Genossenschaft  sich  bis  zum  Jahre  1924  auf  den  Engros- 
Verkauf  beschränkte,  mußte  in  der  Folge  eine  andere,  ersprießlichere  Ab¬ 
satzmöglichkeit  gefunden  werden.  Der  Groß-Verkauf  drohte  zu  versanden, 
da  man  mit  den  großen,  modern  eingerichteten  Fabriken  nicht  mehr  Schritt 
halten  konnte.  Es  galt  nun,  eine  Absatzform  zu  finden,  die  den  Engros- 
Verkauf  entbehrlich  machte,  bzw.  ihn  an  2.  Stelle  setzte.  Rechtzeitig  kam 
A.  auf  den  ausgleichenden  und  wirksamen  Gedanken  des  Kleinverkaufs 
mittels  Katalog  und  Muster  durch  Vertreter,  die  innerhalb  bestimmter  Be¬ 
zirke  zu  arbeiten  hatten.  Nach  mancherlei  Irrwegen  kam  er  im  Laufe  der 
Jahre  zu  seiner  heutigen  Organisation  des  Kleinverkaufs,  den  er  als  erster 
im  Reiche  in  seinem  Unternehmen  so  vollkommen  entwickelt  und  durchge- 
führt  hat.  Im  Jahre  1918  konnte  die  Genossenschaft  sich  ein  eigenes  An¬ 
wesen  erwerben,  1925  einen  größeren  Anbau  erstellen  und  Ende  1934  ein 
zweites  Anwesen  kaufen.  Der  gesamte  Grundbesitz  macht  nunmehr  20  a 
aus.  An  nutzbarer  Fläche  verfügt  die  Genossenschaft  über  3  500  qm.  Die 
letztjährige  Lohnsumme  (nur  an  Blinde  ausbezahlt)  belief  sich  auf  rund 
130000  RM.  Insgesamt  sind  seit  Gründung  der  Genossenschaft  (die  Inflations- 
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löhne  umgerechnet)  weit  über  eine  Million  RM  an  Löhnen  für  Blinde  zur 
Auszahlung  gebracht.  Das  Unternehmen  steht  heute  finanziell  gesichert  und 
gefestigt  da;  die  Bildung  eines  größeren  Wohlfahrtsfonds  ist  im  Gange. 
A.’s  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  des  Blindenhandwerks,  seine  Befür¬ 
wortung  einer  zentralen  Einkaufsgenossenschaft,  die  Reorganisation  des 
Vertreterwesens  u.  a.  m.,  sind  allen,  die  ihn  auf  Kongressen  und  Bespre¬ 
chungen  getroffen  haben,  bekannt.  Als  grundlegend  möchte  ich  seine  „Denk¬ 
schrift  über  den  derzeitigen  Stand  der  Blindengewerbe  und  über  Vorschläge 
zur  Besserung  des  Loses  unserer  blinden  Handwerker“  nennen,  die  er  1924 
dem  Stuttgarter  Blindenwohlfahrtskongreß  vorlegte,  weiter  seine  Ausfüh¬ 
rungen  zu  diesem  Thema  in  Königsberg  und  Nürnberg. 

Der  von  ihm  1933  begründeten  Arbeitsgemeinschaft,  die  sich  als  „Ring  der 
südwestdeutschen  Blinden  betriebe“  bezeichnet,  gehören  heute  u.a.  an :  Die  Ein- 
und  Verkaufsgenossenschaft  badischer  Blinder,  die  Blindenanstalt  Freiburg, 
das  Asyl  in  Schw.  Gemünd,  das  Blindenheim  Rohr  a.  F.,  die  Blindenbeschäfti¬ 
gungsanstalt  Mainz,  das  Blindenheim  Wertheim  mit  seinem  Strickwaren¬ 
betrieb,  das  Blindenausbildungsheim  Wernigerode  und  in  loserer  Arbeitsge¬ 
meinschaft  das  Blindenheim  Mannheim.  Die  genannten  Arbeitsstätten  haben 
sich  hinsichtlich  ihrer  Muster  und  Formen  auf  Einheitsmuster  und  Einheits¬ 
formen  geeinigt,  auch  wurde  der  Verkauf  vereinheitlicht  und  zentral  gestaltet. 

Dem  Vorstande  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes  gehört  A.  seit 
längeren  Jahren  an.  Er  war  als  gewissenhafter  und  fortschrittlicher  Blinden¬ 
freund  stets  bemüht,  die  kulturellen  und  arbeitsfürsorglichen  Belange  der 
blinden  Volksgenossen  in  Wort  und  Schrift  zu  fördern.  Abgesehen  von  den 
vielfachen  Vorträgen,  die  er  anläßlich  der  verschiedenen  Kongresse  und 
Sitzungen  mit  Bezug  auf  das  Blindenhandwerk  hielt,  hat  A.  seit  1924  das 
„Blindenhandwerk“,  jetzt  „Handwerk  und  Handel“,  Monatsschrift  für  blinde 
Gewerbetreibende,  mit  sehr  viel  Geschick  redigiert,  ausgebaut  und  zu  einem 
wertvollen  berufskundlichen  Instrument  aller  blinden  Handwerker  gemacht. 
Er  ist  in  den  verschiedenen  Ausschüssen  tätig  und  stets  bemüht,  sachlich, 
nur  im  Interesse  seiner  blinden  Volksgenossen  zu  arbeiten. 


Wir  beglückwünschen  A.  und  seine  treuen  Mitarbeiter  zu  ihren  gehab¬ 
ten  Erfolgen  und  hoffen,  daß  ihm  noch  weitere  20  Jahre  erfolgreicher  Arbeit 
für  das  Wohl  seiner  Schicksalsgenossen  beschieden  sein  mögen. 

Eine  äußere  Anerkennung  für  seine  wirksame  und  unermüdliche  Tätig¬ 
keit  wurde  ihm  durch  die  Verleihung  des  Direktor-Titels  anläßlich  seines 
Jubiläums  am  1.  Juli  unter  Ueberreichung  der  nachstehenden  Urkunde  zuteil: 


•  „Der  Aufsichtsrat  der  Blindengenossenschaft  Heilbronn  verleiht  hiermit 
Herrn  Karl  Anspach  aus  Anlaß  seines  20-jährigen  Jubiläums  als  kaufmänni¬ 
scher  Leiter  der  Blindengenossenschaft  in  dankbarer  Anerkennung  seiner 
großen  Verdienste  um  die  Entwicklung  der  Genossenschaft  die  Dienstbezeich- 

üung  Direktor.  Der  Aufsichtsrat 

Stuttgart-Heilbronn  a.  N.,  1.  7.  1935  ,  p  a.  Bäuerle.“ 


Auch  dieses  äußere  Zeichen  der  Anerkennung  ehrt  mit  A.' seine  ganze 
Belegschaft  und  die  Blinden  Deutschlands,  für  deren  Wohl  und  Selbständig¬ 
mach  ung  er  seit  Jahren  unermüdlich  gewirkt  hat.  Möge  die  neue  Würde 
ihm  ein  Ansporn  sein  für  weitere  Schaffensfreude  zum  Wohl  des  deutschen 
Blindenhandwerks. 
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Ernst  Niepel 

Der  am  1.  Oktober  vor.  Js.  wegen  Erreichung  der  Altersgrenze  in  den 
Ruhestand  getretene  Leiter  der  Städtischen  Blindenanstalt  in  Berlin,  Stu¬ 
diendirektor  Ernst  Niepel,  hat  eine  langjährige  segensreiche  Tätigkeit  im 
Dienste  der  Blinden  entfaltet.  Wenngleich  seine  Verdienste  schon  bei  Ge¬ 
legenheit  seines  60.  Geburtstages  gewürdigt  wurden,  so  möchten  wir  doch 
noch  einmal  an  dieser  Stelle  sein  Lebenswerk  in  kurzen  Zügen  an  uns 
vorüber  führen. 

Bereits  mit  20  Jahren  sehen  wir  ihn  als  Hilfslehrer  an  der  Posen’schen 
Provinzialblindenanstalt  zu  Bromberg  tätig,  wo  er  als  ordentlicher  Lehrer 
von  1897—1909  wirkte.  In  dieser  Zeit  entfaltete  er  außerdem  eine  vielsei¬ 
tige  Tätigkeit  als  Musiklehrer  am  Lehrer-  und  am  Lehrerinnenseminar. 
Ebenso  wirkte  er  bei  Konzertaufführungen,  besonders  kirchenmusikalischer 
Art,  als  Dirigent  und  Solist. 

Von  1909 — 1912  war  Niepel  Direktor  der  Bromberger  Blindenanstalt, 
von  1912 — 1934  in  der  Berliner  Städtischen  Blindenanstalt.  Hier  eröffnete 
sich  ihm  ein  reiches  Arbeitsfeld,  das  seinem  außergewöhnlichen  Schaffens¬ 
drang  die  gewünschten  Betätigungsmöglichkeiten  bot.  So  sehen  wir  ihn  auf 
den  verschiedensten  Gebieten  des  Blindenwesens  wirkend,  von  denen  wir 
die  markantesten  Erfolge  wiederzugeben  versuchen. 

1913  gab  er  die  Anregung  zum  Zusammenschluß  der  vielen  in  Berlin 
bestehenden  Blindenvereine.  1915  treffen  wir  ihn  an  der  Front.  1916  ist  er 
wieder  daheim,  eröffnet  den  Betriebsneubau  der  Anstalt  und  gründet  die 
1.  akademische  Blindenbücherei,  Minden’sche  Schenkung  genannt.  In  diesem 
und  dem  nächsten  Jahr  übernimmt  er  die  Untersuchung  von  Arbeitsmöglich¬ 
keiten  für  Blinde  in  gewerblichen  Betrieben,  deren  Ergebnis  er  1918  in  einer 
Broschüre  „Arbeitsmöglichkeiten  für  Blinde,  insbesondere  Kriegsblinde,  in 
gewerblichen  Betrieben“,  Verlag  Heymann,  Berlin,  niederlegte. 

Bei  der  erweiterten  Zielsetzung  widmet  sich  Niepel  eifrig  der  Blindenfür¬ 
sorge  und  führt  eine  einheitliche  Zusammenfassung  der  Blindenfürsorge  in 
der  Zentralstelle  für  Blinden  Wohlfahrt  der  Stadt  Berlin  herbei.  1920  veran¬ 
laßt  er  die  Gründung  des  ersten  städtischen  Arbeitsnachweises  für  Blinde, 
der  daun  1922  von  dem  Arbeits-Nachweis  für  Schwerbeschädigte  als  „Ab¬ 
teilung  für  Blinde“  übernommen  wurde. 

1928  wird  das  50-jährige  Jubiläum  seiner  Blindenanstalt  begangen,  wo¬ 
zu  Niepel  die  Festschrift  verfaßt.  Im  selben  Jahre  gründet  er  den  ersten 
Blindensportverein  für  erwachsene  Blinde  ohne  Bindung  an  die  Anstalt. 
1929  baut  er  die  bisherige  Blinden-Fortbildungsschule  zur  selbständigen 
Berufsschule  unter  Eingliederung  in  das  Berufsschulwesen  der  Stadt  Berlin. 

Als  gründlicher  und  erfahrener  Kenner  aller  Gebiete  des  Blindenunter¬ 
richts-  und  -fiirsorgewesens  galt  Niepel  als  Autorität  und  wurde  als  Gut¬ 
achter  gehört.  Von  1913 — 1934  war  er  Prüfungskommissar  bei  den  Staatl. 
Prüfungen  für  Direktoren  und  Lehrer  an  Blindenanstalten.  Ferner  war  er 
Vorstandsmitglied  in  Blindenfürsorgevereinen,  stand  eine  Reihe  von  Jahren 
an  der  Spitze  der  Blindenwohlfahrtskammer  und  gehörte  dem  ministeriellen 
Ausschuß  zur  Untersuchung  von  Arbeitsmöglichkeiten  für  Blinde  an.  Im 
In-  und  Ausland  hielt  Niepel  Vorträge  über  Blindenfürsorge,  ebenso  über 
Arbeitsmöglichkeiten  für  Blinde,  unterstützt  durch  Vorführung  von  Licht- 
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bildern,  sowie  durch  den  von  ihm  veranlaßten  ersten  Film  auf  dem  Gebiete 
der  Blindenfürsorge.  Des  weiteren  sind  seine  Vorträge  auf  den  Blinden¬ 
lehrerkongressen  in  Hannover,  Stuttgart  und  Königsberg  zu  nennen.  Jahre¬ 
lang  war  er  ständiger  Referent  der  „Sozial-hygienischen  Rundschau“  über 
das  Gebiet  der  Blindenfürsorge. 

Weiter  erschienen  Aufsätze  von  ihm  im  „Blindenfreund“,  in  der  „Woche“, 
„Die  Kriegsbeschädigtenfürsorge“,  „La  Medicina“  (spanisch)  „Wohlfahrts¬ 
blatt  der  Stadt  Berlin“,  „Fortschritte  des  Gesundheitswesens“. 

Außer  der  obengenannten  Broschüre  1918  verfaßte  er  2  weitere,  die 
starke  Beachtung  fanden: 

Die  Beschäftigung  Blinder  in  der  Industrie.  Berlin,  Reichsdeutscher 
Blindenverband  1923. 

Die  Beschäftigung  Blinder  in  der  Industrie.  Nach  den  Berichteh  der 
Hauptfürsorgestellen  der  Kriegsbeschädigten-  und  Kriegshinterbliebe¬ 
nenfürsorge  an  das  Reichsarbeitsministerium.  Nach  dem  Stande  v. 
Juli  1928  auf  Grund  der  Berichte  der  Hauptfürsorgestellen  neu  bearb. 
v.  P.  Jungfer  u.  E.  Niepel.  Hrsg.  v.  Reichsdeutschen  Blindenverband 
e.  V.,  Berlin,  1928. 

Wahrlich,  eine  Fülle  segensreicher  Arbeit  hat  Ernst  Niepel  im  Dienst 
der  Blinden  geleistet,  und  sie  bringen  ihm  dafür  uneingeschränkte  Anerken¬ 
nung  und  Dankbarkeit  entgegen.  Männer  von  Niepeis  unermüdlichem  Eifer 
und  selbstloser  Hingabe  an  das  große  Werk  der  Blinden  Wohlfahrt  errichten 
ihrem  Schaffen  ein  bleibendes  Denkmal  im  Herzen  der  von  ihnen  mittel¬ 
oder  unmittelbar  Betreuten  und  werden  zu  einer  markanten  Figur  in  der 
Geschichte  des  Blindenwesens. 


Direktor  Karl  Schlüter  im  Ruhestand 

Im  Herbst  vor.  Js.  trat  Direktor  Karl  Schlüter,  Leiter  der  Neuwieder 
Prov.-Blindenanstalt,  in  den  Ruhestand.  Ein  treuer  Hirte  der  ihm  anver¬ 
trauten  blinden  Jugend,  hat  er  in  der  ihm  eigenen  Bescheidenheit  seines 
Amtes  ohne  viel  Aufhebens  gewaltet,  unermüdlich  und  freudig  an  der  gei¬ 
stigen  und  seelischen  Formung  seiner  Zöglinge  gearbeitet,  ihnen  vor  allem 
Verständnis  und  Liebe  zur  Natur  in  die  jungen  Herzen  gepflanzt. 

Schlüter  war  ein  kerniger  Norddeutscher.  Er  stammt  aus  einer  alten 
Seemannsfamilie  und  wurde,  um  mit  seinen  eigenen  Worten  zu  reden,  „auf 
den  Wassern  der  Ostsee  groß“.  1870  zu  Wismar  in  Mecklenburg  geboren, 
besuchte  er  die  dortige  Mittelschule  und  das  Großherzogi.  Präparandium 
in  Neukloster.  Bereits  als  19  jähriger  wurde  er  Hilfslehrer  an  einer  Knaben¬ 
volksschule  in  Wismar,  wo  er  3  Jahre  tätig  war.  Hierrauf  besuchte  er  das 
Großherzogi.  Seminar  in  Neukloster  und  wurde  nach  Ablegung  der  Staats¬ 
prüfung  1894  Lehrer  an  der  landwirtschaftlichen  Schule  in  Zarrentin,  die 
aber  1896  einging.  Er  war  nun  an  verschiedenen  andern  Schulen  tätig,  bis 
er  1902  an  die  Großherzogi.  Blindenanstalt  in  Neukloster,  1905  an  die  Prov.- 
Blindenanstalt  in  Neuwied  berufen  wurde.  Während  des  Weltkrieges  war 
Schlüter  4  Jahre  hindurch  als  Sanitäter  in  einem  Lazarettzug  an  fast  allen 
Fronten  tätig;  er  wurde  mit  der  Roten  Kreuz-Medaille  3.  Kl.  und  dem 
Friedrich-Franz- Alexander-Kreuz  in  Silber  ausgezeichnet. 
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Seine  langjährige  Tätigkeit  an  der  Neuwieder  Blindenanstalt  wurde 
1931  durch  seine  Ernennung  zum  Direktor  dortselbst  gekrönt.  Als  solcher 
war  Schlüter  stets  darauf  bedacht,  alle  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der 
Erziehung  und  des  Unterrichts  der  Blinden  auch  hier  einzuführen.  So  wurde 
das  Anstaltsgebäude  nach  seinen  Plänen  neu  gestaltet,  mit  neuem  Schul¬ 
garten,  Sportplatz,  Laufbahn  und  Festplatz  versehen.  Sein  Hauptinteresse 
galt  dem  Naturkunde-,  Fortbildungs-,  Musik-  und  Werkunterricht,,  sowie 
der  Selbstherstellung  von  Lehrmitteln  für  Blinde. 

Auch  an  der  Blindenfürsorge  nahm  Schlüter  regen  Anteil  durch  erfolg¬ 
reiche  Mitarbeit  im  Rheinischen  Blindenfürsorgeverein.  Was  ihn  für  uns 
besonders  beachtenswert  macht,  sind  seine  Verdienste  um  die  Ausgestaltung 
der  Punktschrift.  Er  war  es,  der  einen  erstmaligen  Versuch  unternahm,  den 
Bedürfnissen  der  Schulmathematik  durch  Schaffung  eines  Mathematik-  und 
Chemieschriftsystems  voll  gerecht  zu  werden.  Es  wurde  1907  auf  dem  Blinden¬ 
lehrerkongreß  in  Hamburg  angenommen.  Es  bildet  mit  die  Grundlage  der 
„Systematischen  Darstellung  der  Mathematik-  und  Chemieschrift  für  Blinde“, 
zusammengestellt  von  der  Unterkommission  für  reine  Hochschulmathematik, 
herausgegeben  von  der  Hochschulbücherei,  Studienanstalt  und  Beratungs¬ 
stelle  für  blinde  Studierende  e.  V.,  Marburg-Lahn.  Weiter  schuf  Schlüter 
einen  Zeichenapparat  für  geometrisches  und  Freihandzeichnen  sowie  ein 
Korrigierlineal  zur  Bezeichnung  der  Fehler  in  Schülerarbeiten,  beides  im 
März  1934  vom  Reichspatentamt  in  Berlin  patentiert. 

Hervorzuheben  ist  endlich,  daß  Schlüter  ein  eifriger  Besucher  aller  in 
seine  Zeit  fallenden  Blindenlehrerkongresse  und  -Versammlungen  war.  Seit 
1921  gehörte  er  der  Ständigen  Punktschrift-Kommission  an,  und  es  ist  seinen 
Bemühungen  mitzuverdanken,  daß  1930  zu  Nürnberg  die  Marburger  Syste¬ 
matik  Teile  I — III  als  typographische  Grundlage  vom  3.  Blindenwohlfahrts¬ 
kongreß  anerkannt  wurden.  Er  nahm  fast  alle  Blindenanstalten  Deutschlands 
in  Augenschein,  wohnte  den  meisten  Fortbildungskursen  bei  —  kurz:  er 
hing  mit  Leib  und  Seele  an  seinem  Blindenlehrerberufe. 

Mit  unserm  aufrichtigen  Dank  für  sein  treues  Wirken  im  Dienste  der 
Blinden  verbinden  wir  den  Wunsch  eines  ungetrübten  Lebensabends  im 
wohlverdienten  Ruhestande. 


Befreiung  von  Rundfunkgebühren 

Nach  Erlaß  des  Reichs-  und  Preußischen  Arbeitsministers  vom  24.  6.  35 
dürfen  nunmehr  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  ihres  sonstigen  Einkommens 
für  die  Gebührenbefreiung  diejenigen  Kriegsblinden  vorgeschlagen  werden, 
welche  eine  Zusatzrente  nach  dem  Reichsversorgungsgesetz  beziehen. 

Auch  bei  Friedensblinden  soll  die  Gebührenbefreiung  nicht  streng  an 
eine  bestimmte  Einkommensgrenze  gebunden  sein,  vielmehr  dürfen  solche 
Antragsteller  auch  dann  berücksichtigt  werden,  wenn  ihr  Einkommen  den 
Richtsatz  der  öffentlichen  Fürsorge  zwar  etwas  übersteigt,  aber  die  Zahlung 
der  Rundfunkgebühr  nur  unter  Entbehrung  zuließe.  ii 
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Der  Verein  der  deutschredenden  Blinden 

Von  Dr.  F.  Mittelsten  Scheid,  Marburg 

Auf  Grund  von  Verhandlungen,  die  zwischen  der  N.  S.  Volkswohlfahrt 
und  detn  Verein  der  deutschredenden  Blinden  im  vergangenen  Jahre  geführt 
wurden,  beantragte  der  Vorstand  des  Vereins  in  der  Julinummer  1934  seines 
Vereinsorgans,  der  „Mitteilungen  des  Vereins  der  deutschredenden  Blinden“, 
die  Auflösung  des  Vereins,  die  von  den  Mitgliedern  durch  schriftliche  Ab¬ 
stimmung  beschlossen  wurde. 

Mit  dem  Verein  scheidet  der  älteste  Vorkämpfer  für  die  Idee  einer  um¬ 
fassenden  Selbsthilfe  der  deutschen  Blinden  aus  dem  Vereinsleben  aus.  Mehr 
als  zwei  Jahrzehnte  war  er  der  einzige  Träger  dieser  Idee  und  wurde  da¬ 
durch  einer  der  Bahnbrecher  des  heutigen  Blindenbildungswesens.  Wir  er¬ 
füllen  daher  eine  Ehrenpflicht,  wenn  wir  an  dieser  Stelle  des  tapfern  Strei¬ 
ters  gedenken.  Bei  seiner  Auflösung  hat  der  Verein  den  Verein  der  blinden 
Akademiker  zu  seinem  Erben  eingesetzt  und  dadurch  zum  Ausdruck  ge¬ 
bracht,  daß  er  in  ihm  einen  seiner  Rechts-  und  Pflichtennachfolger  sieht. 
In  der  Tat  lehrt  ein  Blick  in  die  Geschichte  des  deutschen  Blindenwesens, 
daß  die  jüngeren  Selbsthilfeorganisationen,  zu  denen  auch  derVbAD.  gehört, 
dieses  Erbe  schon  weitgehend  angetreten  haben.  Zugleich  wird  uns  dieser 
Rückblick  freilich  auch  zeigen,  welche  Aufgaben  durch  das  frühe  Hin¬ 
scheiden  unerfüllt  blieben  und  darum  ihrer  Lösung  durch  die  junge  Gene¬ 
ration  harren. 

Wer  sich  eingehend  mit  der  Geschichte  des  Vereins  beschäftigen  will, 
der  sei  auf  das  Vereinsorgan,  die  „Mitteilungen  des  Vereins  der  deutsch¬ 
redenden  Blinden“,  verwiesen,  das  ein  getreues  Abbild  von  der  in  44  Jahren 
mühevoller  Tätigkeit  geleisteten  Arbeit  gibt.  Der  erste  Jahrgang  freilich 
—  von  1891  —  der  zum  Teil  noch  handschriftlich  vervielfältigt  wurde,  ist, 
nach  den  Angaben  des  Gesamtkatalogs  der  öffentlichen  Blindenleihbüche¬ 
reien,  in  keiner  unserer  Büchereien  erhältlich.  Einen  vortrefflichen  Ueber- 
blick  über  die  ersten  25  Jahre  der  Vereinsgeschichte  hat  uns  der  in  dem 
Jubiläumsjahr  ausscheidende  1.  Geschäftsführer,  Herr  Dr.  August  Papen- 
dieck,  Freiburg  i.  B.,  in  Nr.  5  Jahrgang  1915  der  „Mitteilungen“  S.  151  ff. 
gegeben.  Auch  die  Würdigung  der  Tätigkeit  des  Herrn  Dr.  Papendieck  durch 
Herrn  Jul.  Pföst  in  Heft  1  des  gleichen  Jahrgangs  bringt  wertvolles  Material, 
wie  denn  überhaupt  der  Wechsel  im  Amt  des  1.  Geschäftsführers  jeweils 
Anlaß  zu  einem  mehr  oder  weniger  ausführlichen  Rückblick  zu  geben  pflegte. 
Darum  seien  hier  zur  Erleichterung  der  Orientierung  die  Amtszeiten  der 
1.  Geschäftsführer  angegeben: 

Organist  Johannes  Nathan,  Hamburg,  1891 — 98, 

Blindenoberlehrer  Emil  Falius,  Hamburg,  1898 — 1901, 

H.  Kolaß,  Frankfui’t-M.,  1901—05, 

Dr.  Aug.  Papendieck,  Freiburg  i.  B.,  1905 — 15, 

Dr.  W.  Schwerdtfeger,  Leipzig,  1915—30, 

Kirchenmusiker  Franz  Ackermann,  Dessau,  1930 — 34. 

.  Eine  knappe  Darstellung  der  Ziele  und  Aufgaben  bringt  der  Aufsatz:  „Der 
Verein  der  deutschredenden  Blinden“  von  Dr.  W.  Schwerdtfeger  im  Hand¬ 
buch  der  Blindenwohlfahrtspflege,  Teil  I.  Der  angeführten  Literatur  sind 
auch  die  Angaben  dieses  Berichtes  entnommen. 
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Am  11.  11.  1890  forderte  der  Organist  Joh.  Nathan  zu  Barmbeck  bei 
Hamburg,  angeregt  durch  Unterredungen  mit  0.  Eller,  Flensburg,  durch 
Rundschreiben  zur  Gründung  des  Vereins  der  deutschredenden  Blinden  auf. 
Wie  stark  der  Wunsch  nach  einer  solchen  Organisation  war,  bewies  der 
Erfolg:  Von  den  40  Empfängern  des  Rundschreibens  hatten  nach  sechs 
Wochen  bereits  35,  also  87,5°/o,  die  Mitgliedschaft  erworben. 

Ein  Bild  von  der  Entwicklung  des  Vereins  geben  folgende  Zahlen: 

Jahresende  Mitgliederzahl 

1892  .  66 

1894  .  84 

1897  .  139 

1900  .......  200 

1904  .  307 

1912 . 780 

1914 . 720 

1921  .  550 

1923  .  .  ‘ . 350 

Seit  1899  nahm  der  Verein  auch  Sehende  als  „Förderer“  auf.  Deren 
Zahl  betrug  1921  noch  300,  um  in  der  Inflation  auf  drei  zurückzugehen. 

Die  ordentlichen  Jahreseinnahmen  beliefen  sich  im  ersten  Jahrzehnt 
höchstens  auf  einige  hundert  Mark,  scheinen  aber  auch  später  —  ich  habe 
die  Kassenberichte  nur  in  Stichproben  gelesen  —  den  Betrag  von  3  000 
bis  4000  RM  nicht  überschritten  zu  haben.  Dank  einiger  Zuwendungen, 
die  dem  Verein  gemacht  wurden,  konnte  er  im  Jahre  1921  ein  Vermögen 
von  13500  RM  in  Wertpapieren  und  3000  RM  in  Bankguthaben  nachweisen. 

Wie  sein  Name  sagt,  wollte  der  Verein  alle  Blinden  deutscher  Sprache 
erfassen.  Demgemäß  gründete  er  außer  im  deutschen  Reich  auch  in  der 
Schweiz  und  in  Oesterreich  und  —  nach  dem  Zerfall  der  Donaumonarchie  — 
auch  in  der  Tschechoslowakischen  Republik  eigene  Landesgruppen  und  trug 
dieser  Gliederung  auch  in  der  Zusammensetzung  seines  Vorstands  Rechnung. 

Als  Zweck  des  Vereins  bezeichneten  die  Satzungen: 

1.  Schaffung  eines  geistigen  Verkehrs  unter  den  Blinden  deutscher  Zunge, 

2.  Förderung  der  Erwerbsfähigkeit  der  Mitglieder, 

3.  Erweiterung  der  allgemeinen  Bildung  der  Mitglieder, 

4.  Wahrung  aller  den  Blinden  sonst  allgemeinen  Interessen. 

- 

Wie  ist  nun  der  Verein  diesen  Aufgaben  gerecht  geworden? 

Den  ersten  Anstoß  zu  seiner  Gründung  hatte  der  Kampf  um  die  deutsche 
Blindenkurzschrift  gegeben.  In  seinem  Aufsatz  im  „Handbuch  der  Blinden¬ 
wohlfahrtspflege“  betont  Herr  Dr.  Schwerdtfeger  mit  vollem  Recht,  daß  die 
wichtigste  Vorbedingung  für  den  Zusammenschluß  der  über  das  ganze 
deutsche  Sprachgebiet  verstreut  lebenden  Blinden  die  allgemeine  Einfüh¬ 
rung  einer  Schrift  war,  die  von  ihnen  allen  gelesen  und  geschrieben  werden 
konnte.  Nun  hatte  zwar  Louis  Braille  bereits  im  Jahre  1827  ein  solches 
Hilfsmittel  geschaffen.  Doch  erfolgte  die  allgemeine  Anerkennung  dieser 
Schrift  auf  deutschem  Sprachgebiet  erst  durch  den  3.  Blindenlehrerkongreß 
zu  Berlin  im  Jahre  1879.  Bis  sie  zum  selbstverständlichen  Lehrgut  der  Blinden¬ 
anstalten  wurde,  mag  mancherorts  noch  geraume  Zeit  vergangen  sein.  So 
mußte  ein  weiteres  Jahrzehnt  verstreichen,  bis  eine  Generation  von  Blinden 
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herangewachsen  war,  die  —  wenigstens  in  ihren  Führern  —  die  Vorteile 
der  neuen  Errungenschaft  recht  zu  nutzen  verstand.  Nun  galt  es,  den  neuen 
Besitz  zum  Allgemeingut  zu  machen,  zu  festigen  und  auszubauen.  Einen 
gewaltigen  Fortschritt  in  dieser  Richtung  bedeutete  die  Aufstellung  einer 
Kurzschrift  durch  den  blinden  Kieler  Blindenlehrer  Krohn  im  Jahre  1882. 

Gerade  die  geistig  regen  Blinden  erkannten  bald  die  Bedeutung  dieser 
Tat  für  das  Blindenbildungswesen,  und  so  reichten  sie  einander  freudig 
die  Hand  zum  Bunde,  als  die  Befürchtung  Boden  unter  ihnen  gewann,  die 
Haltung  der  Blindenlehrerschaft  zur  Kurzschriftfrage  könnte  diese  neue 
Waffe  im  Kampf  um  geistige  Güter  abstumpfen.  Ursprünglich  scheint  Nathan 
mit  seiner  Gründung  sogar  ausschließlich  ein  Eintreten  für  die  Kurzschrift 
bezweckt  zu  haben.  Erst  die  Vorbesprechungen  mit  Eller  feuerten  ihn  an,  das 
Ziel  weiterzustecken.  Doch  blieben  die  Arbeiten  für  den  Ausbau,  die  Verein¬ 
heitlichung  und  die  Verbreitung  der  Kurzschrift  die  Hauptaufgabe  der  ersten 
anderthalb  Jahrzehnte  der  Vereinsgeschichte.  Ihre  wichtigsten  Etappen  sind: 

1.  Das  Eintreten  des  Vereins  für  die  Krohnsche  Kurzschrift  auf  dem  7. 
Blindenlehrerkongreß  zu  Kiel  1891. 

2.  Die  Erweiterung  der  Krohnschen  Kurzschrift  durch  die  Arbeiten  eines 
vom  Verein  gewählten  fünfgliedrigen  Ausschusses  1892 — 95,  dessen  Vor¬ 
schläge  1895  vom  Verein  angenommen  werden. 

3.  Die  Herausgabe  des  Regelbuches  dieser  Kurzschrift  und  anschließende 
Kontroverse  mit  dem  „Blindenfreund“,  der  für  das  sogenannte  „Münch¬ 
ner  System“  —  beschlossen  auf  dem  8.  Blindenlehrerkongreß  zu  München 
1895  —  eintritt. 

4.  Der  Antrag  des  Vereins  an  den  9.  Blindenlehrerkongreß  zu  Steglitz  1898 
auf  Revision  des  Münchner  Systems  unter  Mitwirkung  des  Vereins.  Der 
Antrag  wird  abgelehnt. 

5.  Ein  erneuter  Revisionsantrag,  gerichtet  an  den  10.  Blindenlehrerkongreß 
zu  Breslau  1901.  Der  Antrag  wird  angenommen. 

6.  Die  Wahl  eines  neuen  fünfgliedrigen  Kurzschriftausschusses,  der  die  Wün¬ 
sche  des  Vereins  dem  Kongreßausschuß  gegenüber  vertreten  soll,  1901. 

7.  Die  Konstituierung  des  gemischten  Kurzschriftausschusses  aus  Mitglie¬ 
dern  der  Blindenlehrerschaft  und  des  Vereins. 

8.  Die  Annahme  der  Anträge  dieser  Kommission  durch  den  11.  Blinden¬ 
lehrerkongreß  in  Halle-Saale  1904. 

9.  Der  Abschluß  der  Kurzschriftrevision  durch  die  in  Halle  eingesetzte 
gemischte  Kommission  1905. 

10.  Die  Anerkennung  der  Einheitskurzschrift  als  Vereinskurzschrift  nach 
Ablehnung  neuerer  Erweiterungsvorschläge  1906. 

Gleichzeitig,  sowie  in  späteren  Jahren,  schenkte  der  Verein  auch  den 
übrigen  Problemen  des  Blindenschrifttums  lebhafte  Aufmerksamkeit:  Er 
nahm  Stellung  zu  den  Fragen  des  Buch-  und  Zeitschriftenformats,  der 
Druckgröße  des  Zwischenpunktdrucks,  der  Notenschrift,  einer  Strickmuster¬ 
kurzschrift,  der  geographischen  Karten  usw.  und  beteiligte  sich  entscheidend 
an  den  Bemühungen  um  eine  Ermäßigung  des  Blindenschriftportos,  die  am 
1.  1.  1913  zu  einem  schönen  Erfolg  führten. 

So  war  nicht  zuletzt  durch  die  unermüdlichen  Arbeiten  des  Vereins 
die  Bahn  freigemacht  für  den  gewaltigen  Aufschwung,  den  das  Blinden- 
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bildungswesen  zu  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  durch  Gründung  und  Aus¬ 
gestaltung  der  großen  Blindenbüchereien  erleben  durfte.  Auch  daran  hat 
der  Verein  tätigen  Anteil  genommen.  Schon  1898  hatten  die  Herren  Dr. 
Papendieck  und  P.  Schneider  eine  Erhebung  über  die  in  den  Leibüchereien 
der  Anstalten  befindlichen  Bücherbestände  angestellt  und  in  dem  Vereins¬ 
organ  (Nr.  4),  sowie  im  „Blindenfreund“  und  im  „Blindendaheim“  veröffent¬ 
licht.  Das  Ergebnis  dieser  Rundfrage  überzeugte  ihre  Urheber,  daß  die  Grün¬ 
dung  einer  allgemeinen  Blindenbücherei  eine  unbedingte  Notwendigkeit  sei. 
Nach  erfolglosen  Verhandlungen  mit  Leipzig  veranlaßten  sie  die  soziale 
Frauengruppe  in  Hamburg,  die  „Centralbibliothek  in  Hamburg“  ins  Leben 
zu  rufen.,  Konnte  der  Verein  bei  seinen  äußerst  bescheidenen  Einnahme- 
und  Vermögensverhältnissen  die  Bücherei  auch  nur  mit  geringen  Geld-  und 
Bücherspenden  unterstützen,  so  hat  er  doch  ideell  viel  für  sie  getan  durch  die 
vorerwähnten  Arbeiten  wie  durch  seine  Werbetätigkeit  unter  den  Blinden. 
Auch  die  heute  von  allen  Blindenzeitschriften  übernommene  Einrichtung  der 
Beifügung  von  Bücherlisten  finden  wir  schon  früh  in  den  „Mitteilungen,,. 

Viele  Späterblindete  aber  lebten  dahin,  ohne  etwas  von  den  durch  die 
Blindenschrift  gegebenen  Bildungsmöglichkeiten  zu  ahnen.  Durch  eine  um-  * 
fassende  Werbetätigkeit,  die  sich  in  Flugschriften  vor  allem  an  die  Augen¬ 
ärzte  wandte  und,  wo  es  anging,  persönliche  Betreuung  durch  geeignete 
Mitglieder  anbot,  suchte  der  Verein  diesen  Verlassenen  den  Weg  aus  ihrer 
Vereinsamung  und  Hilflosigkeit  zu  weisen.  In  ähnlicher  Weise  stellten  sich 
später  zahlreiche  Mitglieder  den  erblindeten  Kriegern  als  Wegweiser  in  die 
Welt  der  Blinden  zur  Verfügung. 

Ich  habe  bewußt  die  Arbeiten  des  Vereins  auf  dem  Gebiet  der  allge¬ 
meinen  Geistesbildung  in  den  Vordergrund  gestellt.  Es  lag  in  der  Natur 
seiner  lockeren,  sich  über  das  weite  deutsche  Sprachgebiet  erstreckenden 
Organisation,  daß  er  hier  seine  größten  Triumphe  feiern  konnte.  Doch  hat 
er  auch  „die  Förderung  der  Erwerbsfähigkeit  der  Mitglieder“  stets  als  eine 
seiner  Aufgaben  im  Auge  behalten.  Wohl  in  allen  Jahrgängen  seiner  Zeit¬ 
schrift  finden  wir  Aufsätze  über  Fragen  des  Berufslebens.  Dabei  stehen 
die  geistigen  Berufe  im  Vordergründe  des  Interesses.  Kein  Wunder!  Fanden 
sich  doch  zunächst  im  Verein  gerade  die  geistigen  Führer  zusammen,  die 
größtenteils  einen  höheren  Beruf  ausübten  oder  sich  auf  ihn  vorbereiteten. 
Sie  begrüßten  es  daher  mit  Freuden,  daß  ihnen  durch  die  Vereinszeitschrift 
die  Möglichkeit  zu  einer  freien  Aussprache  über  die  Probleme  geboten  war, 
die  sie  bewegten.  Gerade  dazu  hatte  ihnen  ja  früher  die  Gelegenheit  ge¬ 
fehlt.  Denn  die  Blindenlehrerschaft  lehnte  in  jener  Zeit  die  Ausbildung  zu 
wissenschaftlichen  Berufen  zumeist  grundsätzlich  ab,  und  selbst  dem  Musik¬ 
studium  der  Begabten  stellten  viele  Anstaltsleiter  unüberwindliche  Hinder¬ 
nisse  in  den  Weg.  So  waren  die  künstlerisch  und  wissenschaftlich  begabten 
Blinden  ganz  auf  sich  gestellt  und  mußten  sich  selbständig  Schritt  um  Schritt 
vorwärtskämpfen.  Die  heutige  Generation,  die  über  so  viel  bessere  Hilfs¬ 
mittel  verfügt,  die  sich  in  allen  Fragen  der  Ausbildung  des  Berufs  fach¬ 
männischen  Rat  holen  kann,  vermag  es  kaum  noch  nachzufühlen,  was  in 
jener  Zeit  ein  aufmunterndes  Wort,  ein  Bericht  über  gesammelte  Erfah¬ 
rungen,  irgendein  kleiner  Wink  über  neue  Hilfsmittel  bedeutete.  Man  be¬ 
schränkte  sich  dabei  nicht  auf  eine  akademische  Erörterung  der  Fragen 
in  der  Zeitschrift:  Rundfragen  über  die  Berufsmöglichkeiten  sollten  die 
Unterlagen  für  eine  wirksame  Vertretung  der  Wünsche  bereitstellen,  und 
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schließlich  ging  man  auch  zum  Angriff  vor.  Erwähnt  sei  als  Beispiel  der 
Antrag  des  Vereins  an  den  10.  Blindenlehrerkongreß  zu  Breslau  1901  auf  An¬ 
stellung  Blinder  als  Blindenlehrer,  ein  Antrag,  der  freilich  abgelehnt  wurde.  — 
Erstmalig  wohl  im  Jahre  1901  tritt  der  Verein  auch  für  die  Belange  der  blinden 
Handwerker  ein,  die  er  von  da  an  nicht  mehr  aus  den  Augen  verliert. 

Wie  die  räumlich  weit  verstreut  lebenden  Mitglieder  untereinander  ihre 
Erfahrungen  austauschen,  so  lenken  sie  auch  die  Blicke  über  das  Vereins¬ 
gebiet  hinaus  und  suchen  sich  durch  Berichte  über  das  Blindenwesen  an¬ 
derer  Länder  die  Errungenschaften  des  Auslandes  zu  nutze  zu  machen. 
Zur  Erleichterung  dieser  Bestrebungen  soll  der  Hinweis  auf  die  internatio¬ 
nale  Welthilfssprache  Esperanto  dienen,  vor  allem  aber  die  Teilnahme  an 
dem  internationalen  Blindenkongreß  zu  Paris  im  Jahre  1900,  auf  dem  der 
Verein  durch  seinen  ersten  Geschäftsführer  E.  Falius  vertreten  ist. 

Immer  deutlicher  wird  es,  daß  die  rührige  Tätigkeit  des  Vereins  nicht 
ohne  Rückwirkung  auf  sein  Ansehen  und  die  Einstellung  zu  dem  von  ihm 
vertretenen  Kreise  bleibt.  Noch  1897  verweigert  der  „Blindenfreund“  die 
Aufnahme  einer  Anzeige,  durch  die  die  Anstaltsleiter  zum  Bezüge  der  „Mit¬ 
teilungen  des  Vereins  der  deutschredenden  Blinden“  aufgefordert  werden 
sollen.  1899  lehnt  die  im  Steglitzer  Kongreß  vereinte  Blindenlehrerschaft 
die  Zusammenarbeit  mit  dem  Verein  in  der  die  erwachsenen  Blinden  doch 
wahrlich  stark  angehenden  Kurzschriftfrage  ab.  Doch  auf  dem  nächsten 
Kongreß  zu  Breslau  1901  lenkt  man  ein.  Und  von  diesem  Zeitpunkt  an  ist 
die  Zusammenarbeit  nicht  mehr  völlig  unterbrochen,  wenn  sie  auch  zeit¬ 
weilig  starke  Belastungsproben  durchmachen  mußte.  —  Die  vom  National¬ 
sozialismus  in  die  Wege  geleitete  organische  Neugliederung  des  deutschen 
Volkes  hat  der  Blinden-  und  der  Blindenlehrerorganisation  räumlich  weit 
voneinander  getrennte  Plätze  zugewiesen.  Doch  wäre  es  nicht  im  Sinne 
der  neuen  Zeit,  wenn  diese  räumliche  Trennung  eine  innere  Entfremdung 
im  Gefolge  hätte.  Wahren  wir  darum  auch  dieses  Vermächtnis  der  deutsch¬ 
redenden  Blinden:  Er  hat  mutig  und  ehrlich  gekämpft,  wo  es  galt,  Vor¬ 
urteile  der  Blindenlehrerschaft  zu  überwinden.  Aber  er  hat  zugleich  durch 
seine  fortlaufende  Berichterstattung  über  die  Arbeiten  der  Blindenlehrer¬ 
kongresse  einer  anerkennenden  Würdigung  dieser  Arbeit  durch  die  Blinden 
gedient  und  dann  bereitwillig  die  Hand  zu  gemeinsamer  Arbeit  gereicht. 
Das  war  gewiß  nicht  leicht.  Denn  das  erste  Jahrzehnt  des  Kampfes  um 
die  Selbsbehauptung  hatte  hüben  und  drüben  unberechtigte  Gereiztheiten 
zurückgelassen.  Dennoch  haben  sich  auf  beiden  Seiten  Männer  gefunden, 
die  im  Interesse  der  gemeinsamen  Sache  das  Vergangene  dahinten  ließen, 
um  durch  sachliche  Zusammenarbeit  eine  bessere  Zukunft  zu  gestalten. 

Die  Kampfnaturen  in  den  Reihen  der  eigenen  Organisation  waren  oft 
ungehalten  über  die  versöhnliche  Haltung  des  Vorstandes.  Sie  verlangten 
mehr  Aktivität  nach  außen  und  innen.  Erfüllt  von  dem  mehr  oder  weniger 
deutlichen  Bewußtsein  der  Aufgaben,  die  die  Selbsthilfe  zu  lösen  berufen 
war,  stellten  sie  die  kritische  Frage,  ob  der  Verein  in  seiner  derzeitigen 
Gestalt  Träger  der  Selbsthilfebewegung  bleiben  könne.  Diese  Frage  mußte 
verneint  werden.  Die  wichtigsten  Vorbedingungen  für  die  Lösung  dieser 
Aufgabe  waren  eine  straffere  Organisation,  Eintragung  in  das  Vereinsregister, 
Entfaltung  einer  regen,  sich  auf  ein  eigenes  Büro  stützenden  Werbetätigkeit, 
wirksame  Vertretung  der  Belange  der  Blinden  den  Behörden  und  der  Oeffent- 
lichkeit  gegenüber.  Eine  Eintragung  in  das  Vereinsregister  aber  konnte  nur 
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erfolgen,  wenn  der  Verein  sich  in  einen  Reichsverein  verwandelte,  also  auf 
die  Erfassung  aller  Blinden  deutscher  Zunge  verzichtete.  Indem  der  Verein  an 
diesem  letztgenannten  Ziele  festhielt,  entsagte  er  einer  Führerrolle,  die  er 
sich  damals  noch  unbestritten  hätte  zueignen  können.  Wir  müßten  ihm 
diese  Haltung  zum  Vorwurf  machen,  wenn  er  durch  sie  einer  Inangriffnahme 
der  vordringlichen  Aufgaben  im  Wege  gewesen  wäre.  Tatsächlich  aber  för¬ 
derte  er  sie  nach  Kräften,  wenn  auch  in  dem  bescheidenen  Rahmen,  den 
er  sich  nun  einmal  gesteckt  hatte.  Die  „Mitteilungen“  der  Jahre,  die  der 
Gründung  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes  vorausgingen,  legen  ein 
beredtes  Zeugnis  hierfür  ab.  Wie  der  „Sprechsaal“  des  Blattes  in  liberaler 
Weise  allen  Meinungsäußerungen  zu  diesem  Thema  offenstand,  so  lenkte 
der  redaktionelle  Teil  durch  seine  sachliche  Berichterstattung  die  Aufmerk¬ 
samkeit  der  Leser  auf  die  allenthalben  entstehenden  oder  erstarkenden  ört¬ 
lichen  Vereinigungen  und  unterstützte  die  Bestrebungen,  die  durch  Abhaltung 
der  allgemeinen  deutschen  Blindentage  zu  Dresden  1909  und  zu  Braun- 
schweig  1912  in  dem  Zusammenschluß  der  reichsdeutschen  Blinden  durch  die 
Gründung  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes  auf  dem  zweiten  Blinden¬ 
tage  zu  Braunschweig  gipfelten.  Auch  übernahm  er  die  Patenschaft  und  erste 
Betreuung  der  gleichfalls  in  Braunschweig  gegründeten  Organisation,  aus 
der  später  der  „Verein  der  blinden  Frauen  Deutschlands“  hervorging. 

Die  Folgezeit  ist  charakterisiert  durch  den  gewaltigen  Aufschwung  der 
Selbsthilfe  innerhalb  und  außerhalb  der  Reichsgrenzen.  Neben  den  Reichs¬ 
deutschen  Blindenverband,  der  in  beharrlicher  Arbeit  aus'gebaut  wurde, 
traten  als  Neugründungen  der  Bund  erblindeter  Krieger  1915,  der  Verein 
der  blinden  Akademiker  Deutschlands  1916  sowie  die  Blindenverbände  der 
Schweiz,  Oesterreichs  und  der  tschechoslowakischen  Republik.  Tatkräftig 
greifen  die. jungen  Organisationen  ihre  Aufgaben  an.  Durch  ihr  stürmisches 
Vorwärtsdrängen  gerät  der  Verein  der  deutschredenden  Blinden  mehr  und 
mehr  ins  Hintertreffen.  Wäre  es  —  angesichts  dieser  Verhältnisse  —  nicht 
rühmlicher  gewesen,  der  Verein  der  deutschredenden  Blinden  wäre  schon 
damals  zur  freiwilligen  Selbstauflösung  geschritten?  Hatte  der  Verein  durch 
seinen  Verzicht  sein  Lebensrecht  nicht  verwirkt?  Beurteilt  man  diese  Fragen 
rein  vom  Standpunkt  der  reichsdeutschen  Blinden-  und  Blindenorganisations¬ 
interessen,  so  sind  sie  unbedingt  zu  bejahen.  Und  dennoch  war  es  nicht 
Trägheit  oder  Entschlußunfähigkeit,  die  viele  von  uns  noch  bis  zuletzt  bei 
dem  Verein  ausharren  ließ.  Wer  einmal  in  der  Begegnung  mit  auslands¬ 
deutschen  Schicksalsgefährten  erleben  durfte,  was  ihnen  dieses  Gefühl  der 
Zugehörigkeit  zu  einer  Organisation  bedeutete,  an  deren  Leben  sie  tätigen 
Anteil  nehmen  konnten,  dem  wuchs  aus  solchem  Erleben  der  freudige  Ent¬ 
schluß,  die  Treue  zu  erwidern.  —  Der  Verein  der  deutschredenden  Blinden 
hat  seine  Zukunft  geopfert,  indem  er  diese  Treue  zu  deutschem  Volkstum 
und  deutscher  Kulturgemeinschaft  hielt.  Darum  Ehre  seinem  Andenken! 
Euch  aber,  Ihr  deutschen  Brüder  und  Schwestern  jenseits  der  politischen 
Grenzen  reichen  wir  die  Hand  zum  Gelöbnis  unverbrüchlicher  Treue!  Die 
Form  mußte  zerfallen.  Aber  lebendig  wirkt  in  uns  Deutschen  des  dritten 
Reichs  der  Geist,  der  unserm  Verein  richtungweisend  sein  wollte,  der  Geist 
einer  Kameradschaft,  der  auch  hartes  Schicksal  durch  Anspannung  aller 
Kräfte  des  Herzens  und  des  Verstandes  zu  meistern  sucht  in  einem  Sozia¬ 
lismus  der  Tat,  damit  aus  dunkler  Nacht  deutscher  Geschichte  ein  heller 
Morgen  deutschen  Lebens  erstehe. 
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Einladung 

zu  der  dritten  Marburger  Schulungswoche  für  blinde  Musiklehrer  und 
Organisten  vom  15. — 19.  Oktober  1935,  veranstaltet  von  der  Blinden¬ 
studienanstalt  in  Marburg-Lahn  mit  finanzieller  Unterstützung  des 
„Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands,  e.  V.“,  Marburg- 
Lahn,  und  des  „Reichsdeutschen  Blindenverbandes,  e.  V.“,  Berlin. 

Außer  dem  Leiter  der  Schulungswoche,  Schulmusiklehrer  Emil  Freund, 
Marburg-Lahn,  sind  als  Referenten  gewonnen  worden:  Prof.  Walter  Rein, 
Berlin;  Musiklehrer  A.  Stoeckel,  Breslau,  Landesleiter  der  Reichsmusik¬ 
kammer  für  Schlesien ;  Musiklehrer  0.  Hörschelmann,  Marburg-Lah n ; 
Musiklehrer  und  Organist  F.  Loeffler,  Würzburg. 

Vorläufiges  Programm 

Mo  20 30  Uhr:  Begrüßung 

Di  9  Uhr:  Eröffnung  und  Morgensingen 

10  „  Dirigierkursus  (Hörschelmann) 

15  „  Fragen  der  Gehörbildung  im  Musikunter¬ 

richt  (Hörschelmann) 

16  30  „  Arbeitsgemeinschaft  über  den  Gregoriani¬ 

schen  Choral  (Loeffler) 

Mi  9  Uhr:  Morgensingen  (Rein) 

930  „  Das  Volkslied  im  Musikunterricht  (Rein) 

11  „  Dirigierkursus 

15  „  Fragen  der  Gehörbildung  im  Musikunter¬ 

richt 

16 30  „  Gregorianischer  Choral 

20  „  Dirigierkursus  (mit  Chor) 

Do  9  Uhr:  Morgensingen 

9 30  Das  Volkslied  im  Musikunterricht 
11  „  Dirigierkursus 

15  „  Führung  durch  die  Blindenstudienanstalt 

Vorführung  technischer  Hilfsmittel  für 
Musiklehrer 

20  „  Dirigierkursus  (mit  Chor) 

Fr  9  Uhr:  Morgensingen 

9 30  „  Dirigierkursus 

11  30  „  Fragen  der  Gehörbildung  im  Musikunter¬ 

richt 

15  „  Das  Volkslied  im  Musikunterricht 

16 30  „  Besprechung  von  Berufsfragen  blinder 

Musiker 

20  „  Dirigierkursus  (mit  Chor) 

So  9  Uhr:  Morgensingen 

9 30  „  Dirigierkursus 

11  „  Besprechung  von  Berufsfragen  blinder 

Musiker 
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Es  wird  den  Teilnehmern  des  Dirigierkursus  empfohlen,  sich  vorher 
mit  Nr.  1,  3  und  4  der  in  Marburg  verlegten  „Sechs  gemischten  Chöre“ 
sowie  mit  einer  Motette  nach  freier  Wahl  zu  beschäftigen  und  letztere  nach 
Möglichkeit  in  Schwarzschrift  in  Partitur  und  Stimmen  mitzubringen  (3  Tenor- 
und  je  5  Sopran-,  Alt-  und  Baßstimmen). 

Im  Rahmen  der  Arbeitsgemeinschaft  über  das  Volkslied  ist  ein  Kor¬ 
referat  von  Musiklehrer  A.  Sto.eckel  vorgesehen. 

Anmeldungen  sind  möglichst  bald,  spätestens  bis  zum  15.  September, 
an  die  Blindenstudienanstalt  Marburg-Lahn,  Wörthstr.  11,  zu  richten.  Es 
wird  gebeten,  bei  der  Anmeldung  anzugeben,  ob  Teilnahme  am  Dirigier¬ 
kursus  und  der  Arbeitsgemeinschaft  über  den  Gregorianischen  Choral  ge¬ 
wünscht  wird.  Als  Beitrag  zu  den  Unkosten  wird  eine  Teilnehmergebühr 
von  RM  5. —  erhoben.  Für  Unterkunft  und  Verpflegung  in  Marburg  werden 
pro  Tag  RM  3. —  berechnet,  wobei  An-  und  Abreisetag  voll  berechnet  werden. 
Anreisetag  ist  Montag,  der  14.  Oktober,  Schluß  am  Sonnabend  Mittag,  den 
19.  Oktober,  so  daß  also  die  Organisten  am  Sonntag  wieder  ihren  Dienst 
ausüben  können. 

Es  besteht  die  Möglichkeit,  im  Anschluß  an  die  Schulungswoche  am  Mar- 
burger  Pressekursus  für  Fortgeschrittene  vom  21. — 26.  Oktober  teilzunehmen. 

Der  Dirigierkursus  ist  für  alle  blinden  Musiklehrer  und  Organisten,  die 
mit  der  Kunst  des  Dirigierens  nicht  schon  vertraut  sind,  von  größter  Wichtig¬ 
keit.  Viele  sehende  Musiker  werden  in  jüngster  Zeit  in  Chorerziehung  und 
im  Dirigieren  geschult,  damit  genügend  Kräfte  zur  Führung  der  neuer¬ 
starkenden  Chor-  und  Gemeinschaftsbewegung  freigemacht  werden.  Auch 
der  blinde  Musiker  muß  sich  hier  einschalten,  einmal  um  seinen  Unterricht 
zeitgemäß  gestalten  zu  können  und  zum  andern,  um  seine  Existenzgrund¬ 
lage  durch  Uebernahme  der  Leitung  von  Chören,  Singkreisen  und  ähnlichen 
Gemeinschaftsmusiken  zu  verbessern.  Daß  Blinde  all  dies  leisten  können, 
ist  durch  die  Praxis  mannigfach  erwiesen.  Aber  leider  fehlt  hier  aus  ver¬ 
schiedenen  Gründen  oft  die  nötige  Vorbildung,  die  gerade  für  einen  blinden 
Dirigenten,  der  ja  ständig  vor  einer  größeren  Schar  Sehender  stehen  wird, 
besonders  gründlich  sein  muß.  Hier  will  nun  der  Dirigierkursus  Abhilfe 
schaffen,  indem  er  durch  eine  gründliche  Einführung  und  Uebungen  am  Chor 
dem  blinden  Musiker  das  Rüstzeug  zur  Chorleitung  gibt.  Inwieweit  dieses 
Ziel  erreicht  wird,  hängt  nicht  zuletzt  von  der  persönlichen  Eignung  des  ein¬ 
zelnen  ab.  Da  wir  in  Musiklehrer  Hörschelmann  einen  erfahrenen  und 
anerkannten  Chorleiter  mit  einem  aus  sehenden  Sängern  bestehenden  ge¬ 
mischten  Chor  gewonnen  haben,  sind  gute  Vorbedingungen  gescha'ffen. 

Die  Arbeitsgemeinschaften  über  Fragen  der  Gehörbildung  und  über  das 
Volkslied  im  Musikunterricht  dienen  zur  Schulung  des  fortschrittlich  ein¬ 
gestellten  Musiklehrers.  Wenn  das  Volkslied  auch  schon  häufig  im  Unter¬ 
richt  herangezogen  worden  ist,  so  gewinnt  es  jetzt,  bei  seiner  stärkeren 
und  bewußten  Pflege  für  jeden  Musikunterricht  erheblich  an  Bedeutung. 
Und  in  enger  Beziehung  mit  Volksliedgesang  und  -spiel  steht  eine  ziel¬ 
bewußte  Erziehung  des  Gehörs.  So  hängen  diese  beiden  Arbeitsgemein¬ 
schaften  eng  miteinander  zusammen. 

Bei  dem  Gregorianischen  Choral  handelt  es  sich  um  eine  Arbeitsgemein¬ 
schaft,  die  sich  in  erster  Linie  an  die  Organisten  wendet.  Aber  sowohl 
als  eigene  Kunstform,  als  auch  in  seinen  starken  Auswirkungen  auf  die 
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gesamte  Musikentwicklung,  ist  der  Gregorianische  Choral  für  jeden  Musik¬ 
lehrer  und  überhaupt  für  jeden  ernsten  Musiker  von  hohem  Interesse  und 
von  großem  Wert.  Diese  Arbeitsgemeinschaft  soll  aber  nur  bei  genügender 
Beteiligung  durchgeführt  werden. 

Bei  diesem  reichhaltigen  und  vielseitigen  Programm  der  Schulungs¬ 
woche,  das  nicht  dahinrauschende  Referate,  sondern  ernste  Arbeit  mit  dem 
Ziel  wirklicher  Berufsförderung  und  -Verbesserung  bringt,  sollte  ein  möglichst 
großer  Kreis  sich  zu  einer  Woche  fruchtbringender  Arbeit  und  Gedanken¬ 
austausches  zusammenfinden.  So  ergeht  an  alle  blinden  Musiklehrer  und 
Organisten  die  Einladung  zur  Teilnahme.  Und  an  alle  Blindenanstalten  und 
Behörden  ergeht  die  Bitte,  ihren  Musiklehrern  und  Organisten  den  Besuch 
der  Schulungswoche  zu  empfehlen  und  durch  Gewährung  des  notwendigen 
Urlaubs  zu  ermöglichen.  Auch  werden  alle  in  Betracht  kommenden  Stellen, 
insbesondere  die  Fürsorgevereine  und  die  Ortsgruppen  der  Blindenvereine, 
gebeten,  bedürftige  Interessenten  finanziell  zu  unterstützen. 

Der  Direktor  der  Der  Obmann  der 

Blindenstudienanstalt  Musiklehrergruppe 

Dr.  Strehl  Schulmusiklehrer  E.  Freund 


Die  Lehrpläne  der  Marburger  Pressekurse  1935 

Von  E.  K.  Kittel 


Wie  bereits  früher  angekündigt  wurde,  werden  im  Oktober  ds.  Js.  mit 
finanzieller  Unterstützung  des  Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutsch¬ 
lands  e.  V.  und  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes  e.  V.  in  der  Mar- 
burger  Blindenstudienanstalt  zwei  Ferienkurse  über  Pressewesen  veranstal¬ 
tet.  Der  dreiwöchige  Kursus  für  Anfänger  findet  in  der  Zeit  vom  7.  bis  26. 
Oktober  statt,  der  einwöchige  Kursus  für  Fortgeschrittene  ist  für  die  Zeit 
vom  21.  bis  26.  Oktober  festgesetzt  worden.  Als  Fortgeschrittene  gelten  die 
Teilnehmer  des  vorjährigen  Kursus  sowie  Praktiker  des  Pressewesens.  Es 
sind  auch  in  diesem  Jahre  neben  dem  Kursusleiter  Erich  Kurt  Kittel  einige 
Gastdozenten  gewonnen  worden,  die  vor  beiden  Kursen  sprechen  werden, 
so  Landesrat  Dr.  Siegfried  Berger,  Pressechef  der  Landesdirektion  Prov. 
Sachsen,  Merseburg,  Schriftleiter  Rudolf  Elze,  Redaktionsmitglied  der  „Köln. 
Zeitung“,  Privatdozent  Dr.  Max  Graf  Solms,  Marburg,  Assessor  Dr.  Aloys 
Kennerknecht,  Marburg,  ferner  Schriftleiter  Dr.  Alexander  Reuß,  Schwet¬ 
zingen,  für  die  Abhaltung  einer  Arbeitsgemeinschaft  über  Musikkritik. 
Aenderungen  der  nachstehend  veröffentlichten  Lehrpläne  bleiben  Vorbe¬ 
halten.  Anmeldungen  zur  Teilnahme  wolle  man  unverzüglich  an  Direktor 
Dr.  Cal  Strehl,  Marburg-Lahn,  Wörthstr.  11,  richten. 


Lehrplan  für  Anfänger 

7.  Oktober,  11  Uhr:  Eröffnungsansprache  von  Direktor  Dr.  Strehl,  anschlie¬ 
ßend:  Einstündige  journalistische  Klausurarbeit. 

14 30  Uhr:  Besichtigung  des  Verlags-  und  Druckereigebäudes  der 
Marbftrger  Blindenstudienanstalt.  Führungsvortrag  von 
Dir.  Dr.  Strehl. 
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8. 

Okt., 

10- 

-12 

Uhr: 

16- 

-1830  Uhr: 

9. 

Okt., 

9 

Uhr: 

10. 

Okt., 

9- 

-10 

Uhi- 

10- 

-12 

Uhr: 

i 

16- 

-18 

Uhr: 

11. 

Okt., 

10- 

-12 

Uhr: 

16- 

-1830  Uhr: 

12. 

Okt., 

8- 

-12 

Uhr: 

16- 

-17  30  Uhr: 

14. 

Okt., 

8- 

-12 

Uhi- 

15. 

Okt., 

630- 

-10 

Uhr: 

2030  Uhr: 

16. 

Okt., 

8- 

-12 

Uht- 

15 

Uhr: 

2030  Uhr: 

17. 

Okt., 

8- 

-12 

Uhi- 

18. 

Okt., 

8- 

-12 

Uhr  : 

19. 

Okt., 

8- 

-12 

Uhr: 

21. 

Okt., 

• 

9  30  Uhr: 

15- 

-17 

Uhi- 

22. 

Okt., 

8- 

-12 

Uhr  : 

17- 

-19 

Uhr: 

23. 

Okt., 

10- 

-12 

Uhr: 

15- 

-17 

Uhr: 

2030  Uhr: 

Vortrag  von  Verlags-  und  Chefredakteur  i.  R.  Kittel, 
„Die  technische  Seite  des  modernen  Zeitungsbetrie¬ 
bes“. 

Kolloquium  zum  Vortrag  des  Vormittags  (Kittel). 

Besichtigung  des  technischen  Betriebes  der  „Ober¬ 
hessischen  Zeitung“  unter  Führung  einzelner  Gefolg¬ 
schaftsmitglieder. 

Besprechung  der  erfolgten  Betriebsbesichtig.  (Kittel). 

Vortrag  von  Kittel,  „Die  redaktionelle  Seite  der  mo¬ 
dernen  Tageszeitung“. 

Kolloquium  zum  Vortrag  des  Vormittags  (Kittel). 
Fortsetzung  des  Kolloqiums. 

Kolloquium  von  Kittel,  „Technik  und  Redaktion  des 
Buch  Verlags“. 

Praktische  Uebungen  unter  Leitung  von  Kittel,  „Re¬ 
daktionelle  Bearbeitung  von  Nachrichtenmaterial.“ 

Ass.  Dr.  Kennerknecht,  „Aus  meiner  früheren  Tätig¬ 
keit  als  Nachrichten-Redakteur“. 

Fortsetzung  der  Uebungen  vom  12.  Oktober 

Abhören  des  Pressefunks  und  redaktionelle  Bear¬ 
beitung  des  Funknachrichtenmaterials  (Kittel). 

Gemeinsame  Lektüre  schöngeistiger  Literatur  über 
den  Journalismus. 

Praktische  Uebungen  „Buchbesprechung“  (Kittel). 

Besichtigung  des  technischen  Betriebes  des  „Reichs¬ 
verlags  u.  Druckerei  des  DGD“,  Marburg.  Führungs¬ 
vortrag  von  Dir.  Rathmann. 

Fortsetzung  der  gemeins.  Lektüre  des  Vorabends. 
Praktische  Uebungen,  „Berichterstattung“,  (Kittel). 

Praktische  Uebungen  „Gesamtredaktion  einer  Tages¬ 
zeitung“  (Kittel). 

Ansprache  von  Dir.  Dr.  Strehl,  anschließend:  Vortrag 
von  Landesrat  Dr.  Berger,  „Das  Feuilleton  der  Tages¬ 
zeitung,  journalistisch  und  kulturpolitisch  gesehen“. 

Kolloquium  zum  Vortrag  des  Vormittags  (Berger). 

Praktische  Uebungen,  „Berichterstattung“  (Kittel). 
Vortrag  von  Kittel  „Das  neue  Presserecht“. 

Vortrag  von  Schriftleiter  Elze,  „Der  Nachrichtenappa¬ 
rat  einer  großen  Tageszeitung“. 

Kolloquium  zum  Vortrag  des  Vormittags  (Elze). 

Vortrag  von  Priv.-Doz.  'Dr.  Graf  Solms,  „Die  sozio¬ 
logische  Seite  der  Publizistik“. 
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24.  Okt.,  8 — 12  Uhr:  Praktische  Uebungen  „Zeitschriften  und  Buch  ver¬ 

tage“,  (Kittel). 

25.  Okt.,  8 — 12  Uhr:  Praktische  Uebungen  „Zeitschriften  und  Buchver¬ 

lage“,  (Kittel).  • 

18 — 1930  Uhr:  Schriftleiter  Dr.  Reuß,  Arbeitsgemeinschaft  über  Mu¬ 
sikkritik. 

26.  Okt.,  8 — 12  Uhr:  Vortrag  und  Kolloquium  von  Kittel,  „Der  Pressechef 

bei  Behörden  und  Korporationen“. 

20  Uhr:  Abschiedsfeier  der  Teilnehmer  beider  Kurse. 

Lehrplan  für  Fortgeschrittene 

21.  Okt.,  930  Uhr: 


15—17  Uhr: 

22.  Okt.,  16—17  Uhr: 

17— 19  Uhr: 

23.  Okt.,  10—12  Uhr: 

15— 17  Uhr: 

2030  Uhr: 

24.  Okt.,  8 — 12  Uhr: 

16  Uhr: 

25.  Okt.,  8—12  Uhr: 

16— 18  Uhr: 

18—  1930  Uhr: 

26.  Okt.,  8 — 12  Uhr: 

20  Uhr: 

Die  Teilnehmergebühr  für  den  Gesamtkursus  (3  Wochen)  beträgt  10  RM. 
Die  Kursisten  erhalten  das  Buch  „Lüddecke,  Die  Tageszeitung  als  Mittel  der 
Staatsführung“  in  Punktschrift  zum  vorbereitenden  Studium  kostenlos. 

Die  Gebühr  für  den  Fortgeschrittenenkursus  (1  Woche)  beträgt  5  RM. 
Die  Kosten  für  Wohnung  und  Verpflegung  in  Marburg  betragen  pro  Tag 
3  RM.  An-  und  Abreisetag  werden  voll  berechnet. 

Der  Direktor  der  Der  Kursusleiter 

Blindenstudienanstalt  Chef-  u.  Verlagsredakteur  i.  R. 

Dr.  C.  Strehl  E.  K.  Kittel 


Begrüßungsansprache  von  Dir.  Dr.  Strehl,  anschlie¬ 
ßend  :  Vortrag  von  Landesrat  Dr.  Berger,  „Das  Feuille¬ 
ton  der  Tageszeitung,  journalistisch  und  kulturpoli¬ 
tisch  gesehen“. 

Kolloquium  zum  Vortrag  des  Vormittags  (Berger). 

Journalistische  Klausurarbeit. 

Vortrag  von  Kittel,  „Das  neue  Presserecht“* 

Vortrag  von  Schriftleiter  Elze,  „Der  Nachrichten¬ 
apparat  einer  großen  Tageszeitung“. 

Kolloquium  zum  Vortrag  des  Vormittags  (Elze). 
Vortrag  von  Priv.-Doz.  Dr.  Graf  Solms,  „Die  sozio¬ 
logische  Seite  der  Publizistik“. 

Abfassung  eines  kritischen  Berichtes  über  den  Vor¬ 
trag  des  Grafen  Solms  (Kittel). 

Besichtigung  des  Staatsarchivs  im  Schloß  zu  Mar¬ 
burg  zum  Zwecke  der  Berichterstattung. 

Feuilletonistische  Uebungen  (Kittel). 

55  55  55 

Schriftleiter  Dr.  Reuß,  Arbeitsgemeinschaft  über  Mu¬ 
sikkritik 

Vortrag  und  Kolloquium  von  Kittel,  „Der  Presse¬ 
chef  bei  Behörden  und  Korporationen“. 
Abschiedsfeier  der  Teilnehmer  beider  Kurse. 
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Akustisches  Gestalterfassen 

Von  Dr.  Friedrich  Mansfeld,  Wien 

Wir  Blindenbildner  wissen  es  längst:  Genau  besehen,  werden  uns  bei 
der  Uebernahme  unseres  Amtes  zwei  Aufgaben  auferlegt.  Wir  müssen  ein¬ 
mal  —  ebenso  wie  alle  anderen  Lehrer  und  Erzieher  —  unsere  Schützlinge 
bilden  und  das  andere  Mal,  um  dieser  Aufgabe  überhaupt  gerecht  werden 
zu  können,  das  Wesen  der  uns  anvertrauten  Menschen  erforschen.  Dieses 
ist  in  vieler  Hinsicht  anders  geartet  als  das  der  Vollsinnigen.  Infolgedessen 
steht  jeder  Blindenbildner,  der  es  mit  seinem  Berufe  ernst  meint,  minde¬ 
stens  einmal  in  seinem  Leben  vor  der  Notwendigkeit,  blindenpsychologische 
Studien  zu  betreiben. 

Jeder,  der  das  einschlägige  Schrifttum  auch  nur  einigermaßen  kennt, 
weiß,  daß  sich  die  seelenkundlich  eingestellte  Blindenbildnerschaft  immer  wie¬ 
der  eine  und  dieselbe  Frage  vorlegte:  Wie  kann  der  Blinde  unter  Ausnützung 
der  ihm  verbliebenen  Möglichkeiten  dazu  geführt  werden,  sich'  in  seiner 
Umwelt  zurecht  zu  finden  und  im  Daseinskämpfe  siegreich  durchzusetzen? 
Es  ist  klar,  daß  es  darauf  nur  eine  Antwort  geben  kann:  Indem  er  lernt, 
die  ihm  verbliebenen  Sinne  möglichst  zu  verwerten.  Und  infolge  dessen 
machte  man  sich  seit  Valentin  Haüy  und  J.  W.  Klein  daran,  den  Tastsinn 
zu  studieren  und  eine  Methodik  für  dessen  Verfeinerung  und  Schulung  aus¬ 
zubilden.  Höchst  sonderbarer  Weise  kam  aber  bis  heute  noch  niemand 
darauf,  dasselbe  auch  für  andere  Sinnesgebiete  anzubahnen.  Denn  es  gibt 
weder  eine  Riech-,  noch  auch  eine  Hörlehre,  wie  man  eigentlich  als  not¬ 
wendige  Folge  des  oben  angeführten  Ansatzes  erwarten  sollte.  Ja,  man  ist, 
um  nur  vom  Hören  zu  reden,  über  die  ersten  Vorarbeiten  nicht  hinaus.  Es 
ist  das  unleugbar  ein  sehr  schwerer  Mangel.  Allein  man  darf  den  Blinden¬ 
bildnern  daraus  keinen  Vorwurf  machen.  Bietet  ihnen  doch  auch  die  all¬ 
gemeine  Psychologie  zu  derartigen  Untersuchungen  kaum  mehr  als  hie  und 
da  einen  ganz  unzulänglichen  Anhaltspunkt.  Auch  die  allgemeine  Hörpsycho¬ 
logie  ist  ein  nur  überaus  schlecht  entwickeltes  Sondergebiet  der  Gesamt¬ 
psychologie. 

Weil  es  aber  jedem  Eingeweihten  ganz  unmittelbar  einleuchtet,  daß  das 
Hören  eine  Kunst  ist,  die  für  den  Blinden  von  allergrößter  Wichtigkeit  ist, 
wollen  wir  trotz  des  dürftigen  Standes  der  Wissenschaft  auf  diesem  Felde 
doch  versuchen,  einige  Feststellungen  mitzuteilen,  die  natürlich  über  den 
Rahmen  allererster  Beschreibungen  in  keiner  Weise  hinausgehen.  Auch  schon 
diese  dürften  der  Ausgestaltung  der  Blindenbildung  in  hohem  Maße  förder¬ 
lich  sein. 

Wir  wissen  alle  längst,  daß  es  dreierlei  Arten  von  Schallen  gibt:  1.  Eigen-, 
2.  Rück-  und  3.  Mitschalle.  Dabei  versteht  man  unter  Eigenschallen  solche, 
die  vom  Schallerreger  unmittelbar  ausgehen.  Rückschalle  sind  dagegen 
solche,  die  von  einem  Dinge,  das  sie  treffen,  bloß  zurückgeworfen  werden. 
Und  unter  Mitschallen  versteht  man  schließlich  solche  Schalle,  die  dann 
in  einem  Dinge  auftreten,  wenn  dieses  von  ejnem  anderen  Schalle  getroffen 
wird.  Physikalisch  gesehen,  hängen  die  Mitschalle  also  sehr  eng  mit  dem 
Phänomene  der  Resonanz  zusammen,  dürfen  jedoch  keineswegs  schlank¬ 
weg  mit  diesem  gleichgesetzt  werden. 
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Damit  haben  wir  unsere  Ausgangsstellung  umschrieben.  Die  Frage  ist 
nun:  Wie  kann  der  Blinde  diese  drei  Schallarten  benützen,  um  sich  in  seiner 
dinglichen  Umwelt  zurechtzu  finden,  um  sie  zunächst  —  wieder  nur  rein 
akustisch  —  ihrer  Gestalt  nach  zu  erkennen?  Darauf  ist  zu  erwidern:  So 
gestellt  —  und  jeder  muß  die  Frage  im  ersten  Anhieb  so  stellen  —  ist  die 
Frage  ungenau  und  mehrdeutig,  weil  viel  zu  weit.  Läßt  sie  sich  doch  ohne 
weiteres  in  zwei  Unterfragen  aufgliedern,  nämlich:  1.  Wie  erfaßt  der  Blinde 
die  Dinge,  die'  sich  in  seinem  Umraum  befinden,  auf  bloß  akustischem 
Wege?  Bezw.  wie  verschafft  er  sich  durch  bloßes  Hinhören  Kenntnis  von 
der  Gestalt  der  Dinge,  die  in  dem  Raume  um  ihn  herum  sind?  Und  2.  wie 
gewinnt  er  —  wieder  rein  akustisch  —  Kenntnis  von  der  Beschaffenheit 
des  Raumes,  in  dem  er  sich  aufhält?  Wir  haben  es  im  Folgenden,  um  es 
gleich  im  Voraus  zu  sagen,  bloß  auf  die  Beantwortung  der  ersten  Frage 
abgesehen.  Die  Erledigung  der  zweiten  Frage  erfordert  unzweifelhaft  noch 
überaus  schwierige  Untersuchungen. 

Um  nun  möglichst  rasch  vorwärtszukommen,  führen  wir  die  Begriffe 
der  statischen  und  der  dynamischen  Hörgestalt  ein  und  definieren:  Unter 
der  statischen  Hörgestalt  versteht  man  den  schlagartigen  Eindruck,  den  man 
beim  bloßen  Hinhören  von  einem  Raumdinge  erhält.  Dabei  wird  voraus¬ 
gesetzt,  daß  das  wahrzunehmende  Raumding  keinen  Eigenschall  hat,  sondern 
bloß  durch  Rückschall  und  Mitschall  erfaßt  werden  soll. 

Unter  einer  dynamische-n  Hörgestalt  hinwiederum  versteht  man  eine 
solche  Gehörwahrnehmung,  die  nur  in  der  Weise  eines  Hörverlaufes,  also 
einer  Reihe  von  Höreindrücken  erfaßt  werden  kann.  Dabei  ist  es  durch¬ 
aus  möglich,  daß  es  sich  nicht  nur  um  eine  wirklich  vereinzelte  Hörreihe, 
sondern  um  eine  Vielfalt  von  in  der  Fläche  oder  im  Raume  verteilten  Hör¬ 
reihen  handeln  kann,  wie  aus  den  beigefügten  Beispielanalysen  ganz  un¬ 
mittelbar  einsichtig  hervorgehen  wird. 

Ferner  ist  klar:  Auf  jede  dynamische  Hörgestalt  sind  die  von  der  Metrik 
und  Musiklehre  festgestellten  Kategorien  ohne  weiteres  anwendbar.  Wir  be¬ 
rücksichtigen  im  Folgenden  von  diesen  nur  die  sieben  wichtigsten:  Takt, 
Rhythmus,  Tempo,  Dynamik,  Agogik,  Melodik  und  Harmonik. 

Beginnen  wir  nun  aber  mit  der  Analyse  der  erläuternden  Beispiele  und 
nehmen  wir  zunächst  an,  der  Blinde  befinde  sich  in  einem  ihm  fremden 
geschlossenen  Raume,  den  er  durchschreiten  soll.  Da  er  keinen  Stock  in 
der  Hand  hat,  ist  er  darauf  angewiesen,  sich  hörend  weiterzuhelfen.  Zu¬ 
nächst  wird  sein  Tritt  unsicher  und  scharrt.  Er  erzeugt  also  selber  Schall. 
Dieser  Eigenschall  aber  wird  von  den  Möbelstücken  in  seiner  Umgebung 
zurückgeworfen  und  zwar  je  nach  ihrer  räumlichen  Gestalt  in  ganz  beson¬ 
derer  Weise.  Dadurch  entsteht  etwas,  das  ich  am  liebsten  mit  dem  Worte 
Hörhülse  bezeichnen  möchte.  Eine  solche  Hörhülse  ist  natürlich  nichts  wei¬ 
ter  als  ein  ganz  ungefährer  Eindruck,  der  an  Genauigkeit  weit  hinter  dem 
Tasteindrucke,  geschweige  denn  hinter  der  Gesichtswahrnehmung  zurück¬ 
bleibt.  Aber  die  Hörhülse  ist  trotzdem  da,  und  es  wäre  töricht,  sie  leugnen 
zu  wollen.  Ist  doch  gerade  das  Phänomen  der  Hörhülse  jener  Tatbestand, 
der  uns  sonst  rätselhafte  Erscheinungen  ohne  Schwierigkeiten  erklärt.  Hätte 
der  Blinde  seine  Hörhülsen  nicht,  könnte  er  sich  überhaupt  nicht  in  seinem 
Umraum  bewegen.  So  aber  schreitet  er  gewissermaßen  an  ihnen  entlang  und 
vermeidet  —  Unglücksfälle  ausgenommen  —  mit  großer  Sicherheit  Zusammen¬ 
stöße  mit  den  Dingen  um  ihn  herum. 
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Wir  sagten  schon:  Die  Hörhülse  ist  etwas  sehr  Beiläufiges,  bestenfalls 
nur  mit  einem  dünnen  Schleier  vergleichbar.  Trotzdem  ist  es  sicher,  daß 
sich  auch  dieser  dünne  Schleier  verdichten  läßt.  Das  tritt  ganz  automatisch 
ein,  wenn  der  Blinde  mehrere  Schritte  machend  durch’s  Zimmer  geht.  Bei 
jedem  Schritte,  den  er  macht,  erneuern  sich  ja  die  Hörhülsen  und  verän¬ 
dern  sich  gleichzeitig,  weil  sich  ja  die  Stellung  des  Blinden  zu  den  Dingen 
um  ihn  herum  ändert.  Da  diese  Aenderung  aber  nur  eine  allmählich  fort¬ 
schreitende  ist,  die  noch  dazu  nach  einer  bestimmten  längst  bekannten  Regel 
geschieht,  ist  der  Blinde  sehr  wohl  im  Stande,  durch  das  bloße  Hinhören 
eine  ungefähre  und  zwar  schließlich  ziemlich  richtige  Vorstellung  von  den 
Dingen  zu  haben,  die  um  ihn  herum  sind. 

Natürlich  ist  die  Kunst,  Hörhülsen  aufzufassen  und  zu  überlagern,  eine 
Sache,  die  gelernt  werden  kann  und  gelehrt  werden  muß.  Aber  welcher 
Blindenbildner  hat  das  bis  heute  wohl  schon  getan?  Ich  muß  gestehen:  Auch 
ich  nicht,  weil  ich  von  den  obwaltenden  Verhältnissen  keine  Ahnung  hatte 
und  erst  durch  sorgfältigste  Selbstbeobachtung  und  Beobachtung  meiner 
Schützlinge  hinter  die  Dinge  kam. 

Wir  sprachen  bisher  schlechthin  von  Hörhülsen.  Hier  bedarf  es  einer 
wichtigen  Unterscheidung.  Es  gibt  nämlich  zweierlei  —  offene  und  ge¬ 
schlossene  —  Hörhülsen.  Eine  offene  Hörhülse  entsteht  immer  dann,  wenn 
der  behörte  Gegenstand  —  richtiger  heißt  es:  das  behörte  Ding  —  vor  einem 
anderen  behörbaren  Dinge  steht.  Denken  wir. an  Fälle  wie  den  Kasten  vor 
der  Wand  oder  den  Sessel  vor  dem  Tisch.  Dann  verschmilzt  nämlich  der 
Rückschall  von  der  Kehrseite  des  Dinges,  sofern  er  überhaupt  zur  Geltung 
kommen  kann,  mit  dem  Rückschall  von  der  hinter  dem  Kasten  liegenden 
Wand  oder  dem  hinter  dem  Stuhle  stehenden  Tisch. 

Geschlossene  Hörhülsen  ergeben  sich  zum  Beispiel  vom  Behören  von 
Bäumen  auf  einer  Wiese  oder  von  am  Straßenrand  parkenden  Kraftwagen. 
Das,  worauf  es  ankommt,  ist  also,  daß  der  zu  behörende  Gegenstand  frei 
stehen  muß,  damit  er  allseitig  von  fremden  Schallwellen  getroffen  werden 
kann.  Und  damit  stoßen  wir  auf  einen  phänomenologisch  überaus  wichtigen 
Tatbestand:  Während  die  Vollsinnigen  die  Dinge  um  sich  herum  immer  nur 
von  einer  Seite,  also  grundsätzlich  abgeschattet,  sehen,  liegt  beim  behören- 
den  Hören  eine  allseitige  Dingauffassung  durchaus  im  Bereiche  der  Möglich¬ 
keit.  Man  bedenke  doch!  Nicht  nur  die  Schallwellen  meines  vorüberwandern¬ 
den  Schrittes  treffen  das  parkende  Automobil,  sondern  ebenso  auch  der 
Lärm  des  Straßenverkehrs. 

Damit  haben  wir  die  Analyse  der  statischen  Hörgestalten  vorläufig  ab¬ 
geschlossen  und  wenden  uns  nun  der  Analyse  der  dynamischen  Hörgestal¬ 
ten  zu.  Unter  diesen  haben  wir  wieder  zwei  Gruppen  zu  unterscheiden:  Un¬ 
gegliederte  und  gegliederte.  Ungegliederte  dynamische  Hörgestalten  nenne 
ich  alle  Knalle  und  Krache,  sowie  das  Heulen  einer  Fabriksirene,  das  ferne 
Brausen  des  Meeres  und  dergleichen  mehr.  Daß  man  bei  der  Aufzählung 
solcher  Beispiele  sehr  vorsichtig  sein  muß,  beweist  der  Fall  des  rauschenden 
Baches.  Natürlich  —  sofern  ich  still  an  einer  Stelle  stehe,  ist  das  Rauschen 
des  Baches  etwas  eintönig  Ungegliedertes.  Sobald  ich  mich  aber  längs  seines 
Laufes  fortbewege,  ändert  es  sich  ununterbrochen  von  Schritt  zu  Schritt. 

Zu  den  gegliederten  Hörgestalten  gehören  vor  allem  die  Musikstücke. 
Dann  aber  auch  das  Knattern  eines  Motors  oder  das  Sausen  der-  Pneuma¬ 
tiks  auf  dem  Straßenuntergrunde  und  dergleichen  mehr.  Man  denke  nur 
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an  das  Rumpeln  der  Straßenbahn  im  Geleise,  um  sich  die  Sache  allenfalls 
noch  klarer  zu  machen. 

Jeder  Gassenbub  weiß,  daß  ein  jeder  Motor  seinen  Takt  hat  und  nicht 
nur  das!  Es  ist  ihm  ebenso  geläufig,  daß  er  seinen  Rhythmus  läuft.  Da¬ 
rüber  brauchen  wir  also  kein  Wort  zu  verlieren.  Diese  beiden  grundlegen¬ 
den  Feststellungen  werden  jeweils,  wenngleich  nicht  explicite,  auch  von. 
jedem  Blinden  gemacht.  Für  die  Lebenspraxis  sind  aber  die  übrigen  Form¬ 
arten  der  dynamischen  Hörgestalt  bei  weitem  wichtiger.  Nehmen  wir  bloß  das 
Tempo  oder  die  Tourenzahl  eines  Motors,  mit  der  er  läuft.  Jeder  Blinde  ist 
unausgesetzt  gezwungen,  hierauf  ganz  besonders  zu  achten.  Liefert  ihm  doch 
das  Tempo  des  Motors  den  Index  für  die  Geschwindigkeit  des  Fahrzeuges, 
das  er  treibt.  Oder,  um  auch  einmal  ein  etwas  älteres,  aber  auch  heute  noch 
wichtiges  Beispiel  anzuführen:  Die  Geschwindigkeit  eines  von  Pferden  ge¬ 
zogenen  Wagens  ergibt  sich  aus  der  Geschwindigkeit  des  Pferdegetrappels, 
sowie  aus  der  Geschwindigkeit  des  Geholpers,  das  der  hinterdreinfahrende 
Wagen  erzeugt. 

Wir  sind  uns  darüber  klar,  was  wir  unter  Dynamik  zu  verstehen  haben. 
Es  leuchtet  wohl  jedem  ein,  daß  Lautstärkeänderungen,  die  ein  Fuhrwerk 
hören  läßt,  für  den  Blinden  auf  der  Straße  von  Lebenswichtigkeit  sind, 
weil  sie  die  Geschwindigkeitsänderung  anzeigen.  Es  ist  müßig,  darüber  noch 
ein  Wort  zu  verlieren. 

Viel  lehrreicher  ist,  was  sich  über  die  Agogik  sagen  läßt.  Bekanntlich 
hat  jeder  Wagenlenker  eine  ganz  eigene  Art,  sein  Fuhrwerk  zu  steuern.  Ent¬ 
weder  überläßt  er  es  gern  sich  selbst,  das  heißt  er  läßt  es  auf  weite  Strecken 
immer  im  gleichen  Tempo,  mit  derselben  Dynamik  laufen,  oder  er  verän¬ 
dert  die  Geschwindigkeit,  um  auf  einmündende  Seitengassen  oder  unkluge 
Fußgänger  Rücksicht  zu  nehmen.  Es  ist  nun  für  den  Blinden  überaus  wich¬ 
tig,  darüber  Klarheit  zu  gewinnen,  mit  wem  er  es  auf  dem  Lenkersitze  zu 
schaffen  hat.  Darum  muß  er  stets  trachten,  herankommende  Fahrzeuge  aus 
möglichst  großer  Entfernung  ins  Ohr  zu  bekommen,  um  die  Sinnesart  ihrer 
Lenker  noch  rechtzeitig  kennen  zu  lernen. 

Und  was  nun  die  Melodik  und  Harmonik  der  dynamischen  Hörgestalten 
angeht,  so  wird  sie  in  erster  Reihe  von  den  sie  begleitenden  Rück-  und 
Mitschallen  bestimmt.  Damit  erhält  der  Blinde  eine  überaus  wichtige  Orien¬ 
tierungshilfe  im  Straßenverkehr.  Denn  so  weite  Wanderungen  er  auch  unter¬ 
nehmen  mag,  wird  er  sich  doch  womöglich  immer  wieder  an  die  gleichen 
Straßenzüge  halten  und,  geht  er  einen  Weg  auch  nur  zweimal,  so  ist  ihm 
das  Hörland,  das  er  durchschreitet,  doch  schon  bekannt.  Das  heißt:  Er  ist 
sich  dessen  mit  einem  großen  Näherungswerte  bewußt,  welche  Rück-  und 
Mitsehalle  er  an  einer  bestimmten  Stelle  zu  erwarten  hat.  Diese  Rück-  und 
Mitschalle  werden  aber  keineswegs  bloß  von  seinem  eigenen  Tritte  wach¬ 
gerufen,  sondern  von  allem,  das  sich  um  ihn  bewegt.  Und  dazu  kommt  noch 
Eines.  Die  Tatsache,  daß  sich  ein  Blinder  auch  auf  einem  ihm  ganz  fremden 
Gelände  weiter  bewegen  kann,  erklärt  sich  ganz  einfach  so,  daß  ein  solcher 
Mensch  gelernt  hat,  sich  von  seiner  unmittelbaren  Hörvergangenheit  zu  di¬ 
stanzieren  und  das  bei  den  letzten  Schritten  Vernommene  so  zu  behandeln, 
als  wäre  es  ihm  längst  geläufig.  Ist  er  dazu  fähig,  wird  für  ihn  die  Harmonik 
seiner  tönenden  Umwelt  zu  einer  starken  Hilfe  der  Fortbewegung. 

Damit  aber  haben  wir  das  Wichtigste  von  dem  zusammengestellt,  was 
über  die  statischen  und  dynamischen  Hörgestalten  gesagt  werden  kann. 
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Handelsverkehr  mit  Wien 

Dank  dem  Entgegenkommen  der  zuständigen  deutschen  Stellen  können 
reichsdeutsche  Blinde  und  Blindenanstalten  jetzt  wieder  Blindenschriften 
und  sonstigen  Blindenbedarf  vom  Blindenerziehungsinstitut  in  Wien  II, 
Wittelsbachstraße  5,  beziehen.  Vereinbarungsgemäß  sollen  sämtliche  Bestel¬ 
lungen  aus  Deutschland  der  Blindenstudienanstalt  in  Marburg-Lahn,  Wörth¬ 
straße  11,  als  Vermittlerin  zugeleitet  werden,  welche  auch  die  Reichsmark- 
Zahlungen  entgegennimmt  und  auf  Grund  von  Sammelanträgen  an  die 
Ueberwachungsstelle  für  Papier  die  erforderliche  Devisenbescheinigung  zur 
Zahlung  an  das  Wiener  Institut  erwirkt.  Deutscherseits  liegt  die  Zusage  vor, 
daß  bis  auf  weiteres  solchen  Anträgen  auf  Devisenbescheinigung  entsprochen 
werden  kann,  und  zwar  bei  beschleunigter  Behandlung.  Die  Erledigung  der 
Aufträge  könnte  gleichfalls  durch  Marburg  oder  auch  durch  unmittelbaren 
Versand  an  die  einzelnen  Besteller  erfolgen. 


Anstellungen,  Ernennungen,  Prüfungen 

Verschiedenes 


B  a  r  d  o  1  f ,  Hedwig,  Hamburg,  Alexanderstraße  32,  seit  dem  10.  4.  als  Maschinen- 
schreiberin  beim  Fürsorgewesen  in  Hamburg  angestellt. 

Lorenz,  Robert,  Dossenheim  bei  Heidelberg,  Schwabenheimerstr.  35,  am  14.  3.  in 
der  Herrnhuter  Missionsschule  die  Prüfung  zur  Eignung  als  Prediger  und  Volks¬ 
missionar  bestanden. 

Webers,  Horst,  Chemnitz.  Vitzthumstr.  15,  in  die  mittlere  Postbeamtenlaufbahn 
übernommen  (kbl.). 

Winkler,  Karl,  Essen-Karnap,  betreut  seit  1.4.  in  der  Stadtbücherei  Essen  eine 
Abteilung  Blindenbücherei. 


Von  den  Schülern  der  Blindenstudienanstalt  bestanden 


Illiger,  Erna,  Berlin-Spandau,  Földerichstr.  23,  die  Schulschlußprüfung, 
Parse  hau,  Heinz,  Rössel/Ostpreußen,  die  Primareife  am  15.  März, 
Ballhorn,  Armin,  Berlin-Friedenau,  Goßlerstr.  5, 

Hinnemann,  Heinz,  Essen,  Heinickestr.  51, 

Körner,  Hellmut,  Cottbus,  Moltkestr.  20, 

Mutter,  Alfons,  Basel,  Colmarerstr.  20, 

Stakemann,  Hannover,  Engelbostelerdanun  34, 


die  Reifeprüfung 
am  16.  März. 


Herausgegeben  von  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn.  —  Verantwortlicher 
Schriftleiter:  Dr.  Carl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  beauftragter  Do¬ 
zent  an  der  Philipps-Universität,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  —  Zu  bestellen  bei 
der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  —  Postscheck¬ 
anschrift:  Druckerei  der  Blindenhochschulbücherei  Frankfurt-Main,  Kontonummer 
82305.  —  Erscheint  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  (Auflage  500)  Jahresbezugs- 
preäs  6  RM.  —  Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn  1935.  .  1 
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Erinnerung  an  General  Ludendorff 

Von  W.  Niem  an  n,  Münster 

Maitage  in  Marburg-Lahn!  Man  muß  sie  genossen  haben,  um  sie  als 
ein  bleibendes  Geschenk  würdigen  zu  können.  Da  wird  es  auch  in  den 
wenigen  Nachtstunden  nicht  still,  weder  in  Straßen  und  Gärten,  noch  auf 
den  Korporationshäusern  und  erst  recht  nicht  in  den  Parkanlagen  des 
Schlosses.  Selbst  der  verstaubteste  Büchermann  ist  einmal  ganz  ohne  Pro¬ 
bleme  und  fühlt  befreienden  Tatendrang  im  Herzen. 

In  solchen  Tagen,  und  zwar  vom  25. — 27.  Mai  1924,  weilte  General  Luden¬ 
dorff  in  Marburg.  Unbeschreiblich  der  Jubel,  mit  dem  er  empfangen,  zum 
Hotel  begleitet,  zu  kurzen  Ansprachen  auf  den  Balkon  gerufen  und  zur 
Entgegennahme  einer  eindrucksvollen  Huldigung  in  den  Stadtsälen  erwartet 
wurde.  Sein  Besuch  erfolgte  im  Rahmen  der  „Deutschen  Tage“,  die  von 
den  Vereinigten  Vaterländischen  Verbänden  in  Verbindung  mit  der  Mar- 
burger  Ortsgruppe  der  NSDAP  anläßlich  des  Jahrestages  der  Ermordung 
Albert  Leo  Schlageters  durchgeführt  wurden.  Neben  Adolf  Hitler,  dem 
Märtyrer  von  Landsberg,  stand  der  große  Feldherr  im  Mittelpunkt  des 
öffentlichen  Interesses;  hatte  er  doch  an  jenem  schwarzen  Tage  des  9.  No¬ 
vember  1923  vor  der  Feldherrnhalle  in  München  mit  dem  Führer  im  Kugel¬ 
regen  gestanden  und  sich  dafür  hernach  vor  Gericht  in  einer  Weise  ver¬ 
antwortet,  die  ihm  den  begeisterten  Dank  all  derer  sicherte,  die  unver¬ 
fälschten  deutschen  Herzens  waren. 

Kaum  nötig  zu  erwähnen,  daß  die  damalige  Regierung  ihre  hinreichend 
bekannten  Knüppelparagraphen  spielen  ließ,  um  die  für  den  Bestand  der 
Republik  gefährlichen  Kundgebungen  für  Deutschlands  Retter  im  Weltkrieg 
zu  unterbinden!  Aber  das  schmucke  Jägerbataillon  bildete  dennoch  in  der 
Frankfurterstraße  Spalier,  und  eine  zackige  Parade  gab  es  auch.  Das 
„machte  sich  gerade  so“,  weil  der  Kommandeur  aus  Gießen  „zufällig“  zur 
Inspektion  kam.  Natürlich  hätte  jede  studentische  Korporation  den  General 
als  Gast  bei  sich  haben  mögen;  doch  nur  der  Landsmannschaft  Hasso- 
Borussia  als  der  Besitzerin  des  größten  Hauses  wurde  diese  Freude  zuteil. 
Selbstverständlich  waren  Vertreter  aller  anderen  Verbindungen  zugegen. 
So  erlebten  die  jungen  Studenten  einen  kurzen,  aber  feierlichen  Früh¬ 
schoppen,  den  sie  gewiß  nie  vergessen  werden. 

Im  Anschluß  daran  stattete  General  Ludendorff  der  Blindenstudien¬ 
anstalt  einen  Besuch  ab.  Kein  anderer  als  unser  Dr.  Strehl  hätte  es  ver¬ 
mutlich  fertig  gebracht,  dieses  unvorhergesehene  knappe  Stündchen  dem 
Adjutanten  seiner  Exzellenz  abzuringen.  Allein  der  Umstand,  daß  es  sich  um 
Kriegsblinde  handelte,  die  ihren  General  zu  begrüßen  wünschten,  machte 
das  Unmögliche  möglich,  und  General  Ludendorff  erschien  im  Blinden¬ 
studienheim  Wörthstraße  11,  wo  die  blinden-  Studierenden  und  die  in  der 
Korrekturabteilung  Beschäftigten  in  den  Wohnräumen  Aufstellung  genom¬ 
men  hatten.  Ludendorff  drückte  einem  jeden  die  Hand,  erkundigte  sich 
nach  den  näheren  Umständen  der  Erblindung,  nach  sonstigen  Schicksalen 
oder  Berufsabsichten  und  wandte  sich  zum  Schluß  mit  Worten  des  Dankes 
und  der  Anerkennung  an  seine  alten  im  Kriege  erblindeten  Kameraden. 
„Wie  wird  er  sprechen,  wie  mag  wohl  seine  Stimme  klingen?“  so  hatten 
wir  uns  vorher  gefragt.  Jetzt  redete,  nein,  sprach  zu  uns  ein  gütiger,  warm- 
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herziger  Mann,  nichts  Schneidendes  in  seiner  Stimme  und  doch  wiederum 
auch  nichts  Weichliches.  Kurzum,  wir  waren  angenehm  berührt  und  wollten 
es  sehenden  Beobachtern  nicht  glauben,  als  sie  uns  hernach  sagten,  er 
habe  Tränen  in  den  Augen  gehabt. 

Der  Adjutant  drängte  wiederholt  unauffällig  zur  Eile,  und  so  konnte 
eine  photographische  Aufnahme  draußen  im  Garten  leider  nur  oberflächlich 
vorbereitet  werden.  Nichtsdestoweniger  haben  wir  uns  alle  ein  Bild  ge¬ 
sichert,  und  mancher,  der  diesen  Zeilen  gefolgt  ist,  mag  es  jetzt  wohl  wieder 
hervorholen,  um  es  sich  noch  einmal  beschreiben  zu  lassen.  Vielleicht  wird 
es  dazu  aber  garnicbt  dieser  auffrischenden  Erinnerung  bedürfen,  da  der 
70.  Geburtstag  General  Ludendorffs  am  9.  April  ds.  Js.  schon  ein  genügen¬ 
der  Anlaß  gewesen  sein  dürfte.  Alsdann  mögen  meine  Marburger  Kame¬ 
raden  von  1924  dieses  Geplauder  hinnehmen  als  einen  herzlichen  Gruß  zur 
Belebung  der  Erinnerung  an  gemeinsam  verlebte  Studienjahre  im  behag¬ 
lichen  Blindenstudienheim  zu  Marburg. 


Kriegsblind entreffen  in  Stuttgart 

Von  C.  Strehl,  Marburg 

Vom  Samstag,  den  i.,  bis  Montag,  den  3.  Juni,  fand  in  Stuttgart  das 
„Deutsche  Kriegsblindentreffen  1935“,  verbunden  mit  einer  Ausstellung 
„3000  deutsche  Kriegsblinde  —  ihr  Schicksal  und  ihr  Schaffen“  statt.  Den 
Samstag  leitete  die  Eröffnung  der  Ausstellung  durch  den  Herrn  Reichs¬ 
statthalter  und  Gauleiter  Wilhelm  Murr  ein.  Dem  folgten  ein  Rundgang 
durch  die  Ausstellung,  sowie  die  Vorführung  eines  Abeitsfilms  mit  ent¬ 
sprechenden  Erläuterungen.  Am  Abend  fand  eine  große  öffentliche  Kund¬ 
gebung  in  der  Stadthalle  statt,  bei  der  2  Musikkorps  mitwirkten.  Nach  der 
Eröffnung  durch  den  Landesbezirksobmann  sprachen  u.  a.  Oberbürgermeister 
Dr.  Strölin,  Reichsstatthalter,  und  Gauleiter  Wilhelm  Murr,  der  Bundesführer 
Dr.  Plein  und  der  Reichskriegsopferführer  Oberlindober.  Die  Ausführungen 
aller  Redner  ließen  erkennen,  welch  große,  innige  Anteilnahme  das  deut¬ 
sche  Vaterland  und  seine  behördlichen  Vertreter,  insbesondere  aber  der 
verantwortliche  Führer  der  Reichskriegsopferversorgung  und  ihrer  Fach¬ 
gruppen  dem  Schicksal  und  dem  Opfer  der  deutschen  Kriegsblinden  ent¬ 
gegenbringen.  Sie  haben  als  echte  Frontkämpfer  trotz  dieser  schweren 
Verstümmelung  den  Schützengrabengeist  weiterleben  lassen  in  ihrem  mu¬ 
tigen  Arbeitswillen  und  ihrer  Arbeitsfreudigkeit,  die  sie  zum  Aufbau  und 
Ausbau  des  deutschen  Vaterlandes  immer  wieder  durch  die  Tat  zum  Aus¬ 
druck  gebracht  haben.  Aber  ihr  Beispiel  und  ihr  schweres  Schicksal  sollen 
auch  dazu  beitragen,  die  Worte  unseres  Führers  und  Reichskanzlers  Adolf 
Hitler  immer  wieder  zu  bekräftigen,  daß  nur  ein  europäischer  Frieden  den 
Völkern  helfen  und  Deutschland  die  Ruhe  zum  Aufbau  im  Innern  verbürgen 
kann. 

Am  Sonntag  Vormittag  fanden  zunächst  eine  Gefallenenehrung  auf  dem 
Waldfriedhof,  danach  die  Bundesversammlung  in  der  Liederhalle  statt.  Die 
Redner  des  Sonntags  unterstrichen  die  Gedanken  des  Vorabends  und  brach¬ 
ten  auch  in  den  Ausführungen  der  Vertreter  Frankreichs  und  Italiens  den 
Willen  zu  echter  Frontkameradschaft  und  zur  internationalen  Verständigung 
der  Völker  zum  Ausdruck. 
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Neben  einer  Reihe  von  Tagungen  der  Landes-  und  Bezirksobleute  und 
-gruppen  brachte  der  Nachmittag  ein  großes  Konzert  im  Kursaal  Bad 
Cannstatt. 

Der  nächste  Vormittag  war  einer  Besichtigung  von  Stuttgart-Monrepos- 
Schloß  Solitude  gewidmet. 

Gleichzeitig  tagten  auch  die  Leiter  der  Hauptfürsorgestellen,  die  neben 
zahlreichen  Vertretern  der  Reichs-  und  Landesbehörden,  sowie  der  Organi¬ 
sationen  ihr  regstes  Interesse  durch  ihre  Teilnahme  an  dieser  großen  Kund¬ 
gebung  bewiesen.  Auch  der  Vorstand  der  deutschen  Kriegsblindenstiftung 
für  Landheer  und  Flotte  war  anwesend  und  gab  seinen  jährlichen  Rechen¬ 
schaftsbericht. 

Die  Ausstellung  ist  würdig  denen  in  Würzburg  und  Hamburg  an  die 
Seite  zu  stellen.  Es  ist  erstaunlich,  was  die  deutschen  kriegsblinden  Kopf- 
und  Handarbeiter  leisten  und  in  dem  vielfachen  Buch-,  Bild-  und  Sach- 
material  zum  Ausdruck  brachten.  Besondere  Hervorhebung  verdienen  die 
Werke  des  Kriegsblinden  Jakob  Schmitt  aus  Mainz,  der  mit  seinen  hoch¬ 
künstlerischen  und  mannigfaltigen  Plastiken  das  Erstaunen  und  die  Be¬ 
wunderung  aller  Besucher  erweckte. 

Aber  auch  die  Betriebe  der  kriegsblinden  Möbelschreiner,  Spielzeug¬ 
waren-,  Eisenteile-  und  Werkzeugfabrikanten  erfuhren  teils  durch  den  vor¬ 
geführten  Film,  teils  durch  die  ausgestellten  Waren  größte  Anerkennung. 

Die  Organisation  des  Treffens  und  der  Ausstellung  war  mustergültig; 
die  Referate  und  Reden  waren  packend.  Die  Landes-  und  Staatsbehörden,  die 
Parteistellen,  aber  auch  die  Industrie  und  die  Stuttgarter  Bevölkerung  taten 
alles,  um  der  Kundgebung  ein  gutes  Gelingen  zu  sichern  und  den  Teilneh¬ 
mern  (etwa  700  Kriegsblinde  mit  ihren  Frauen  und  Begleitern)  neben  zahl¬ 
reichen  geladenen  Gästen  die  Stuttgarter  Tagung  zu  einem  großen  und 
schönen  Erlebnis  zu  gestalten. 

Wirkungsvoll  verstanden  es  insbesondere  Dr.  Plein  als  Bundesführer, 
Friedei  als  sein  Stellvertreter  und  Schnaitmann  als  Landesbezirksobmann, 
durch  aufklärende  Ansprachen  und  tiefschürfende  Vorträge  den  Teilnehmern 
immer  wieder  vor  Augen  zu  führen,  daß  die  Kriegsblinden  ihr  Los  als 
echte  deutsche  Kämpfer  zu  meistern  bemüht  sind  und  von  der  Regierung 
und  dem  deutschen  Volke  lediglich  Verständnis  für  sich  und  ihre  bewunde¬ 
rungswürdigen  Helferinnen,  ihre  Frauen,  die  ihnen  ihr  schweres  Geschick 
tragen  helfen,  durch  eine  ihren  Fähigkeiten  entsprechende  Arbeitszuweisung 
erwarten. 

Anläßlich  der  Besprechung  der  Bundesobleute  am  Sonntag  überbrachte 
ich  die  Glückwünsche  der  Marburger  Blindenstudienanstalt,  dankte  für  die 
uns  übermittelte  Einladung  und  gab  der  Verbundenheit  Ausdruck,  die  seit 
20  Jahren  zwischen  den  deutschen  Kriegsblinden,  insbesondere  den  Geistes¬ 
arbeitern  unter  ihnen,  und  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  besteht. 


Biographisches 

Direktor  Richard  Dreyer 

Leiter  der  Hamburger  Centralbücherei  für  Blinde 

Rieh.  Dreyer  wurde  am  21.  November  1877  in  Hamburg  geboren.  Sein 
Vater  war  Großkaufmann,  und  es  galt  als  selbstverständlich,  daß  er  sich 
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dereinst  dem  gleichen  Beruf  zuwenden  würde,  um  später  einmal  das  väter¬ 
liche  Geschäft  übernehmen  zu  können.  Darum  besuchte  er,  wie  es  damals 
als  Vorbereitung  für  den  kaufmännischen  Beruf  üblich  war,  eine  dortige 
Realschule.  Zu  einer  angeborenen  Kurzsichtigkeit  trat  in  seinem  13.  Lebens¬ 
jahr  Netzhautablösung  hinzu,  die  bald  zu  seiner  völligen  Erblindung  führte. 
Dadurch  wurde  ihm  die  ursprünglich  für  ihn  vorgesehene  Laufbahn  ver¬ 
schlossen. 

Schon  früh  zeigte  sich  bei  ihm  ein  ausgesprochenes  Interesse  für  Lite¬ 
ratur  und  neue  Sprachen,  das  es  ihm  heute  sehr  wohl  möglich  erscheinen 
läßt,  daß  er,  selbst  wenn  er  sein  Augenlicht  behalten  hätte,  sich  doch  nach 
beendeter  Schulzeit  für  einen  andern  Beruf  entschlossen  hätte.  Dieses  In¬ 
teresse  ließ  in  ihm  den  Plan  erstehen,  sich  auf  den  Beruf  eines  Sprach¬ 
lehrers  vorzubereiten.  Nach  mehrjährigem  gründlichem  Studium  der  eng¬ 
lischen  und  französischen  Sprache  und  einem  sich  daranschließenden  Aufent¬ 
halt  in  England  und  Frankreich  kehrte  Dreyer  im  Jahr  1899  nach  Hamburg 
zurück  und  ließ  sich  hier  als  Privatlehrer  für  die  englische  und  französische 
Sprache  nieder.  Daneben  pflegte  er  sein  Interesse  für  die  deutsche  und 
ausländische  Literatur  eifrig  weiter,  zunächst  noch  nicht  ahnend,  von  wel¬ 
cher  Bedeutung  gerade  diese  Studien  für  sein  späteres  Leben  sein  würden. 

Im  Jahre  1901  trat  er  dem  vorbereitenden  Komitee  zur  Schaffung  einer 
allgemeinen  deutschen  Blindenbibliothek  bei.  Als  erstrebenswertes  Vorbild 
schwebte  ihm  die  „National  Library  for  the  Blind“  in  London  vor,  die  ihm 
von  seinem  Londoner  Aufenthalt  her  bekannt  war.  Er  widmete  sich  mit 
Eifer  den  Vorarbeiten,  insbesondere  der  Schaffung  eines  Grundstocks  an 
wissenschaftlicher  und  belletristischer  Literatur  in  Blindenschrift,  indem  er 
die  von  freiwilligen  Helfern  übertragenen  Bücher  korrigierte.  Am  20.  Feb¬ 
ruar  1904  wurde  zur  Konstituierung  eines  rechtsfähigen  Vereins  „Central¬ 
bibliothek  für  Blinde“  geschritten,  und  am  1.  Januar  1905  wurde  Dreyer 
das  Amt  eines  leitenden  Bibliothekars  an  der  neu  gegründeten  Bücherei 
übertragen,  die  am  19.  März  mit  einem  Bestand  von  5000  Bänden  ihre 
Pforten  öffnete. 

Dreyer  hat  es  immer  als  besondere  Gnade  empfunden,  daß  es  ihm  ver¬ 
gönnt  war,  mitzuarbeiten  an  einem  Werk,  dessen  Gründung  für  das  gei¬ 
stige  Leben  der  Blinden  von  ausschlaggebender  Bedeutung  war,  und  dessen 
Aufbau  und  Ausgestaltung  ihm  umso  mehr  am  Herzen  liegen  mußte,  als 
er  gerade  selber  in  seiner  Ausbildung  den  Mangel  an  Literatur  in  Blinden¬ 
schrift  als  außerordentlich  erschwerend  und  hinderlich  empfunden  hatte. 

30  Jahre  hat  Richard  Dreyer  der  großen  Blindensache  gedient.  Uner¬ 
müdlich  war  er  bestrebt,  die  Hamburger  Centralbibliothek  für  Blinde  den 
neusten  Erfordernissen  anzupassen  und  dem  Geschmack  seiner  Leser  Rech¬ 
nung  zu  tragen.  Leicht  ist  ihm  diese  Aufgabe  nicht  gewesen;  denn  der 
Krieg,  die  Inflation  und  andere  wirtschaftliche  Erschütterungen  haben  das 
Werk  schweren  materiellen  Belastungsproben  ausgesetzt.  Seiner  Tatkraft, 
seinem  Geschmack  für  auserlesene  Literatur  wird  es  jedoch  gelingen,  wie 
zuvor  auch  weitere  Krisen  zu  überwinden  und  dieses  Kulturwerk  der  deut¬ 
schen  Blindenschaft  zu  erhalten,  es  weiter  auszubauen  und  so  noch  Jahre 
lang  nunmehr  als  Direktor  diese  Einrichtung  zu  betreuen. 

Die  blinden  Geistesarbeiter  wünschen  und  hoffen,  daß  ihm  dies  ge¬ 
lingen  möge.  Strehl 
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Das  neue  Vermögenssteuergesetz 

Von  Robert  Fritsch,  Marburg-Lahn 

Im  Rahmen  des  ersten  Abschnitts  der  N.  S.  •  Steuerreform  ist  im  ver¬ 
gangenen  Herbst  neben  zahlreichen  anderen  Steuergebieten  auch  das  Ver¬ 
mögenssteuerrecht  neu  geordnet  worden.  Das  neue  Vermögenssteuergesetz 
(VStG.)  ist  unter  dem  16.  10.  1934  ergangen  (RGBl.  I  S.  1052)  und  findet  auf 
die  gegenwärtig  stattfindende  Hauptveranlagung  für  den  Hauptveranlagungs¬ 
zeitraum  vom  1.  4.  1936  bis  31.  3.  1939  erstmalig  Anwendung,  wobei  der 
Wert  des  steuerpflichtigen  Vermögens  mit  Wirkung  vom  1.  1.  1936  auf  den 
1.  1.  1935  ermittelt  wird  (§  23  VStG.  34).  Die  Durchführungsbestimmungen 
zum  Vermögenssteuergesetz  (VStDB.)  sind  für  die  Hauptveranlagung  nach 
dem  Stand  vom  1.  1.  1935  am  2.  2.  1935  erlassen  worden  (RStBl.  S.  202). 
Da  die  Vorschriften  des  VStG.  §  4  erstmalig  für  das  Rechnungsjahr  1936 
wirksam  werden,  bestimmen  die  VStDB.  35  in  §  15  Abs.  4,  daß  der  in  §  22 
VStG.  31  festgesetzte  Hauptveranlagungszeitraum  auf  das  Rechnungsjahr  1935 
ausgedehnt  wird.  Für  das  laufende  Rechnungsjahr  ist  daher  die  bisher  ver¬ 
anlagte  Vermögenssteuer  weiter  zu  entrichten,  die  nachdem  auf  den  1.  1. 
1931  ermittelten  Wert  des  steuerpflichtigen  Vermögens  festgesetzt  worden  ist. 

Für  die  unbeschränkt  steuerpflichtigen  natürlichen  Personen  wirkt  sich 
das  neue  Gesetz  vor  allem  durch  die  Einführung  hoher  Freibeträge  aus 
(§  5  Abs.  1  u.  2  VStG.),  durch  welche  die  meisten  Blinden  von  der  Vermögens¬ 
steuer  freikommen  dürften.  Nach  Abs.  1  Ziffer  1  sind  10000. —  RM.  auf  jeden 
Fall  steuerfrei.  Nach  Ziffer  2  sind  ferner  10000.—  RM.  für  die  Ehefrau  steuer¬ 
frei,  wenn  die  Ehegatten  unbeschränkt  steuerpflichtig  sind  und  nicht  dauernd 
getrennt  leben.  In  Ziffer  3  werden  10000. —  RM.  für  jedes  unbeschränkt  steuer¬ 
pflichtige  Kind  freigelassen,  das  entweder  minderjährig  ist  und  dem  Haus¬ 
halt  des  Pflichtigen  angehört,  oder  das  nach  Erreichung  der  Volljährigkeit 
auf  Kosten  des  Pflichtigen  für  einen  Beruf  ausgebildet  wird.  Im  letzteren 
Fall  ist  ein  besonderer  Antrag  erforderlich.  Die  Vergünstigung  wird  nur  bis 
zur  Vollendung  des  25.  Lebensjahres  gewährt.  Die  Freibeträge  sind  nach 
§  7  Abs.  1  Bst.  a  VStG,  von  dem  Gesamtvermögen  des  Pflichtigen  abzu- 
zuziehen.  Für  die  Höhe  der  Freibeträge  werden  nach  §  5  Abs.  3  VStG,  die 
Verhältnisse  am  Hauptveranlagungszeitpunkt  zugrunde  gelegt,  den  §  12  Abs.  2 
VStG,  auf  den  Beginn  des  Kalenderjahres  festsetzt,  welches  dem  Haupt¬ 
veranlagungszeitraum  vorangeht.  Zusammenveranlagt  wird  der  Steuerpflich¬ 
tige  mit  der  Ehefrau  und  den  Kindern,  wenn  ihm  für  diese  Personen  nach 
den  erwähnten  Gesetzesvorschriften  Freibeträge  gewährt  werden  (§  11  VStG.). 
Einen  weiteren  wichtigen  Freibetrag  besonderer  Art  gewährt  §  5  Abs.  2  VStG. 
Weitere  10000. —  RM.  nämlich  hat  steuerfrei,  wer  das  60.  Lebensjahr  vol¬ 
lendet  hat  oder  voraussichtlich  für  mindestens  3  Jahre  erwerbsunfähig  ist. 
In  beiden  Fällen  darf  sein  letztes  Jahreseinkommen  3000. —  RM.  nicht  über¬ 
stiegen  haben.  Der  Blinde  als  solcher  ist  jedoch  als  erwerbsunfähig  nicht 
anzusehen.  Gefallen  ist  im  neuen  Recht  die  Ausdehnung  der  erwähnten 
Vergünstigung  auf  den  Fall,  daß  der  Pflichtige  nicht  nur  vorübergehend 
verhindert  ist,  seinen  Lebensunterhalt  durch  eigenen  Erwerb  zu  bestreiten. 
Nach  altem  Recht  genügten  objektive  Behinderungsgründe,  z.  B.  die  un¬ 
günstige  Arbeitsmarktlage.  Nunmehr  kommen  nur  noch  Gründe  in  Betracht, 
die  in  der  Person  des  Pflichtigen  liegen.  Das  trifft  auch  für  die  Blindheit 
zu,  wenn  sie  im  einzelnen  Fall  die  Erwerbsunfähigkeit  zur  Folge  hat. 
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Unbeschränkt  vermögenssteuerpflichtig  sind  auch  Körperschaften,  Per¬ 
sonenvereinigungen  und  Vermögensmassen  (§  1  Abs.  1  VStG.).  Für  die  Blin¬ 
denorganisationen  kommen  in  erster  Linie  die  Erwerbs-  und  Wirtschafts¬ 
genossenschaften  (§  1  Abs.  1  Ziffer  2  Bst.  b)  und  die  gewöhnlichen  juristischen 
Personen  des  privaten  Rechts  (§  1  Abs.  1  Ziffer  2  Bst.  d)  in  Frage.  Nach  bisheri¬ 
gem  Recht  waren  jedoch  bei  eingetragenen  Genossenschaften  von  dem  Roh¬ 
vermögen  die  Guthaben  der  Genossen  abzuziehen.  Diese  Vergünstigung  ist 
gefallen.  Um  eine  Uebergangsregelung  zu  ermöglichen,  wird  der  Reichs¬ 
minister  der  Finanzen  in  §  22  VStG,  ermächtigt,  für  bestimmte  Arten  von 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  Steuerfreiheit  einzuführen  oder 
ihre  Besteuerung  besonders  zu  regeln.  Von  dieser  Ermächtigung  hat  der 
Minister  bisher  keinen  Gebrauch  gemacht.  In  §  3  Abs.  1  Ziffer  6  VStG,  sind 
im  Anschluß  an  den  früheren  Rechtszustand  von  der  Vermögenssteuer  befreit 
worden  unbeschränkt  steuerpflichtige  Körperschaften,  Personenvereinigun¬ 
gen  und  Vermögensmassen,  die  nach  der  Satzung,  Stiftung  oder  sonstigen 
Verfassung  und  nach  ihrer  tatsächlichen  Geschäftsführung  ausschließlich 
und  unmittelbar  kirchlichen,  gemeinnützigen  oder  mildtätigen  Zwecken  die¬ 
nen.  Unterhalten  sie  einen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb,  der  über  den 
Rahmen  einer  Vermögensverwaltung  hinausgeht,  so  sind  sie  insoweit  ver¬ 
mögenssteuerpflichtig.  Das  Vermögen,  welches  der  reinen  Vermögensver¬ 
waltung  dient,  ist  also  auch  in  diesem  Fall  steuerfrei.  Die  Begriffe  „kirchlich“, 
„gemeinnützig“  oder  „mildtätig“  sind  nach  näherer  Maßgabe  der  §§  17 — 19 
des  Steueranpassungsgesetzes  vom  16.  10.  1934  auszulegen.  Ueber  diese 
Bestimmungen  ist  in  den  „Beiträgen“  bereits  in  Nr.  1  S.  21  ff.  dieses  Jahr¬ 
ganges  gehandelt.  Ueber  die  Begriffe  „ausschließlich“  und  „wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb“  verhalten  sich  die  §§  2  und  3  der  VStDB.  35.  Nach  §  2 
a.  a.  0.  dient  eine  Körperschaft,  Personenvereinigung  oder  Vermögensmasse 
ausschließlich  kirchlichen,  gemeinnützigen  oder  mildtätigen  Zwecken  nur 
dann,  wenn  sie  andere  als  die  in  den  §§  17 — 19  St  AG.  bezeichneten  Zwecke 
nicht  verfolgt  und  außerdem  die  folgenden  Voraussetzungen  erfüllt  sind. 
Der  Anteil  der  Mitglieder  oder  Gesellschafter  am  Reingewinn  darf  satzungs¬ 
mäßig  und  tatsächlich  4°/o  der  Kapitalanteile  und  bei  nicht  voll  eingezahlten 
Kapitalanteilen  4o/o  der  Einlagen  nicht  übersteigen.  Außerdem  muß  sicher¬ 
gestellt  sein,  daß  den  Mitgliedern  oder  Gesellschaftern  sonstige  Vermögens¬ 
vorteile  nicht  zugewendet  werden.  Auch  darf  niemand  durch  unverhältnis¬ 
mäßig  hohe  Vergütungen  (Aufsichtratsvergütungen,  Vorstandsgehälter)  oder 
durch  Verwaltungsausgaben,  die  dem  Zweck  der  Körperschaften  usw.  fremd 
sind,  begünstigt  werden.  Satzungsmäßig  vorgeschrieben  und  tatsächlich 
sichergestellt  muß  ferner  sein,  daß  die  Mitglieder  oder  Gesellschafter  bei 
ihrem  Ausscheiden  oder  bei  Auflösung  der  Körperschaften  usw.  nicht  mehr 
als  ihre  Kapitalanteile  bezw.  ihre  Einlagen  zurück  erhalten  und  daß  bei 
Auflösung  der  Körperschaft  usw.  oder  Wegfall  ihrer  bisherigen  Zwecke  das 
Vermögen  für  kirchliche,  gemeinnützige  oder  mildtätige  Zwecke  verwandt 
wird,  soweit  es  in  diesem  Zeitpunkt  die  Kapitalanteile  bezw.  Einlagen  über¬ 
steigt.  Wirtschaftlicher  Geschäftsbetrieb  liegt  nach  §  3  VStDB.  35  vor,  wenn 
eine  planmäßige  wirtschaftliche  Tätigkeit  entfaltet  wird,  die  auf  Erzielung 
von  Einnahmen  oder  anderen  wirtschaftlichen  Vorteilen  gerichtet  ist.  Die 
Tätigkeit  darf  nicht  nur  einmalig  sein.  Die  Absicht,  Gewinn  zu  erzielen,  ist 
nicht  erforderlich.  Vermögenssteuerpflichtig  ist  also  eine  Körperschaft,  Per¬ 
sonenvereinigung  oder  Vermögensmasse  auch  dann,  wenn  sie  Entgelte  for¬ 
dert,  die  nicht  über  ihre  Selbstkosten  hinausgehen.  Die  §§  2  und  3  VStDB.  35 
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müssen  gleichzeitig  erfüllt  sein,  wenn  die  Befreiungsvorschrift  des  §  3  Abs.  1 
Ziffer  6  VStG,  in  Anspruch  genommen  werden  soll.  Diese  versagt  daher, 
wenn  auch  nur  eine  der  in  den  §§  2  und  3  VStDB.  35  aufgestellten  Voraus¬ 
setzungen  fehlt.  Auf  den  §  2  VStDB.  35  werden  vor  allem  die  Selbsthilfe- 
Vereinigungen  der  Blinden  zu  achten  haben.  An  den  Bestimmungen  des 
§  3  VStDB  35  wird  regelmäßig  die  Steuerfreiheit  hinsichtlich  der  Blinden¬ 
werkstätten,  Punktschriftdruckereien  und  privaten  Blindenschulen  scheitern, 
die  in  Form  einer  Körperschaft  oder  sonstigen  Rechtspersönlichkeit  betrieben 
oder  von  einer  solchen  unterhalten  werden.  Hinsichtlich  der  reinen  Ver¬ 
mögensverwaltung  greift  dagegen  bei  den  betreffenden  Organisationen  die 
Befreiung  durch. 

Soweit  nach  dem  bisher  Gesagten  die  Befreiungsvorschrift  des  §  3  Abs.  1 
Ziffer  6  VStG,  nicht  zutrifft,  unterliegen  die  fraglichen  Körperschaften,  Per¬ 
sonenvereinigungen  und  Vermögensmassen  den  allgemeinen  Besteuerungs¬ 
vorschriften.  Hiernach  sind  insbesondere  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen¬ 
schaften  (§1  Abs.  1  Ziffer  2  Bst.  b  VStG.)  und  juristische  Personen  des  privaten 
Rechts  (§  1  Abs.  1  Ziffer  2  Bst.  d  VStG.)  mit  ihrem  gesamten  Vermögen  (§  4  VStG.) 
steuerpflichtig,  wenn  dieses  10  000. —  RM.  übersteigt  (§§  6  Abs.  2  und  7  Abs.  1 
Bst.  b  VStG.).  Auf  die  Mindestbesteuerung  bei  Kapitalgesellschaften  (z.  B.  A.-G., 
G.  m.  b.  H.,  usw.)  braucht  an  dieser  Stelle  nicht  eingegangen  zu  werden,  da 
die  Blindenorganisationen  diese  Gesellschaftsformen  nicht  zu  wählen  pflegen 
(vergl.  hierzu  §  6  Abs.  1,  in  Verbindung  mit  §§  1  Abs.  1  Ziffer  2  Bst.  a  und  7 
Abs.  1  Bst.  c  VStG.). 

Die  Bewertung  des  steuerpflichtigen  Vermögens  richtet  sich  nach  dem 
Reichsbewertungsgesetz  vom  16.  10.  34  (RGBl.  I  S.  1035),  zu  welchem  für  die 
Bewertung  nach  dem  Stand  vom  1.  1.  35  Durchführungsbestimmungen  unter 
dem  2.  2.  35  ergangen  sind  (RStBl.  S.  189  ff.).  Für  Blinde  ergeben  sich  hier¬ 
bei  keine  Besonderheiten. 


Steuerrecht 

Umsatzsteuerfreiheit  von  Beherbergungsentgelten 
(Aus:  Rechts-,  Steuer-  und  Wirtschaftsfragen  der  freien  Wohlfahrtspflege, 

Jg.  10,  Heft  3,  S.  39/40) 

Das  Umsatzsteuergesetz  sieht  im  §  4  Ziffer  10  Steuerfreiheit  für  die 
Vermietung  und  Verpachtung  von  Räumen  vor.  Lediglich  die  Beherbergung 
in  Gaststätten  ist  steuerpflichtig,  wobei  nach  den  Durchführungsbestim¬ 
mungen  eine  Gaststätte  vorliegt,  wenn  mindestens  ein  gemeinschaftlicher 
Aufenthaltsraum  vorhanden  ist.  Die  Zweifel,  die  diese  Bestimmung  offen 
ließ,  sind  in  einer  Besprechung  der  Spitzenverbände  der  freien  Wohlfahrts¬ 
pflege  im  Reichsfinanzministerium  geklärt  worden.  Als  Ergebnis  dieser  Be¬ 
sprechungen  wird  folgendes  festgestellt: 

1.  Die  Anwendung  der  Befreiungsvorschrift  des  §  4  Ziffer  10  UStG,  setzt 
voraus,  daß  Räume  auf  Grund  eines  Mietvertrages  oder  Pachtvertrages 
zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Demzufolge  kann  Umsatzsteuerbefreiung  für  die  auf  die  Beherbergung 
entfallenden  Entgeltanleihe  nur  beansprucht  werden,  wenn  die  Vermie¬ 
tung  oder  Verpachtung  von  Räumen  zur  Unterkunft  den  wesentlichen 
Vertragsinhalt  darstellt*  nicht  aber,  wenn  ein  anderer  Vertragszweck  über¬ 
wiegt.  Letzteres  wäre  z.  B.  bei  Krankenhäusern,  Erziehungs-  und  Aus¬ 
bildungsanstalten  der  Fall. 
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2.  Der  Begriff  „Gaststätte“  in  §  4  Ziffer  10  UStG.  (vgl.  auch  §  28  DB.  z. 
UStG.)  ist  nicht  dem  Gaststättengesetz  vom  28.  April  1930  zu  entnehmen. 
Er  ist  ein  Begriff  eigener  Art.  Die  Frage  der  Konzessionspflicht  spielt 
keine  entscheidende  Rolle.  Umsatzsteuerpflichtige  Beherbergung  in  einer 
Gaststätte  kann  also  auch  dann  vorliegen,  wenn  die  Beherbergung  ohne 
Gewinnabsicht  vorgenommen  wird,  oder  wenn  die  Beherbergung  nicht 
nur  vorübergehender  Natur  ist  (der  Ausdruck  „Gäste“  in  §  28  DB.  zum 
UStG,  soll  lediglich  die  in  der  „Gaststätte“  —  im  Sinne  des  Unsatzsteuer¬ 
gesetzes  —  aufgenommenen  Personen  kennzeichnen). 

3.  Einziges  Merkmal  der  Gaststätte  im  Sinne  des  §  4  Ziffer  10  UStG,  ist 
die  Zurverfügungstellung  „mindestens  eines  gemeinschaftlichen  Aufent¬ 
haltsraumes,  z.  B.  zur  Einnahme  von  Mahlzeiten“  außer  dem  Wohnraum. 
Dabei  ist  es  unmaßgeblich,  ob  der  einzelne  Mieter  den  gemeinschaft¬ 
lichen  Aufenthaltsraum  tatsächlich  benutzt,  sofern  ihm  nur  das  Recht 
auf  Benutzung  zusteht. 

Gemeinschaftsküchen  z.  B.  in  Altersheimen,  besondere  Räume  zum  Emp¬ 
fang  von  Besuchen,  z.  B.  in  Frauen-  und  Mädchenheimen,  Andachts¬ 
räume,  Wärmehallen,  z.  B.  bei  Wanderer-  und  Obdachlosenheimen  oder 
ähnliche  Einrichtungen  sind  nicht  „gemeinschaftliche  Aufenthaltsräume“ 
im  Sinne  des  Gesetzes. 

4.  Soweit  neben  der  Zimmervermietung  Verpflegung  gewährt  wird,  ist  das 
Entgelt  für  diese  grundsätzlich  umsatzsteuerpflichtig.  Die  Lieferung  von 
Morgenfrühstück  allein  ist  dagegen  als  Nebenleistung  steuerfrei,  des¬ 
gleichen  die  Lieferung  von  Heizung  und  Licht  und  die  Bedienung. 

5.  Es  bleibt  den  Anstalten  und  Einrichtungen  unbenommen,  durch  ent¬ 
sprechende  räumliche  Umorganisation  die  Umsatzsteuerpflicht  aus  der 
Vermietung  von  Räumen  zu  vermeiden. 

Da  bei  den  Blindenanstalten  immer  das  Moment  der  Erziehung,  Aus¬ 
bildung  und  Fürsorge  vorherrscht,  wird  zweifellos  eine  Befreiung  von  der 
Umsatzsteuer  für  diesen  Teil  der  nichtöffentlichen  Blindenfürsorge-Anstalten 
auf  Antrag  möglich  sein.  Soweit  die  Heime  lediglich  Erholungszwecken 
dienen,  also  dem  „Gast“  außer  seinem  Schlafzimmer  auch  noch  andere 
Räume  vertraglich  zur  allgemeinen  Mitbenutzung  offenstehen,  kommt  nach 
diesen  Ausführungen  eine  Befreiung  nicht  in  Frage,  es  sei  denn,  daß  diese 
Erholungsheime  den  fürsorgerischen,  erzieherischen  und  ausbildnerischen 
Charakter  in  den  Vordergrund  stellen  und  bei  ihrem  zuständigen  Finanz¬ 
amt  wohlwollendes  Verständnis  für  diesen  Gedanken  finden. 


Aus  einem  Runderlaß  des  Reichs-  und  Preußischen  Arbeitsministeriums 
vom  24.  6.  1935  betr.  # 

Neuregelung  der  Befreiung  von  Rundfunkgebühren 

(Reichsarbeitsblatt  I,  Jg.  15,  Nr.  20,  S.  244),  Abs.  2  c: 

Angesichts  der  besonders  großen  Opfer,  die  die  Kriegsblinden  dem 
Vaterland  gebracht  haben,  bin  ich  damit  einverstanden,  daß  Kriegsblinde 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  ihres  sonstigen  Einkommens  für  die  Ge¬ 
bührenbefreiung  vorgeschlagen  werden,  sofern  sie  eine  Zusatzrente  nach  dem 
Reichsversorgungssesetz  beziehen.  Was  die  Behandlung  anderer  Blinder 
anlangt,  so  können  sie  mit  Rücksicht  darauf,  daß  blinde  Volksgenossen 
stets  in  besonderem  Maße  auf  den  Rundfunk  angewiesen  sind,  abweichend 
von  den  für  die  Bedürftigkeit  in  Ziffer  I  1  b  festgelegten  Voraussetzungen 
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auch  dann  bei  der  Gebührenbefreiung  berücksicht  werden,  wenn  ihr  Ein¬ 
kommen  den  Richtsatz  der  öffentlichen  Fürsorge  nicht  wesentlich  über¬ 
steigt.  Von  der  Festsetzung  einer  bestimmten  Einkommensgrenze  für  diesen 
Personenkreis  sehe  ich  bei  der  Besonderheit  der  Verhältnisse  ab.  Die  Be¬ 
urteilung  der  Bedürftigkeit  bleibt  daher  dem  pflichtmäßigen  Ermessen  der 
Bezirksfürsorgesteilen  überlassen.  Die  Berücksichtigung  Blinder  ist  in  der 
Regel  dann  geboten,  wenn  ihnen  die  Zahlung  der  Rundfunkgebühren  be¬ 
sondere  Entbehrungen  auferlegt. 


Eine  Weltausstellung  in  Prag 

Von  C.  Strehl,  Marburg 

Der  seit  1915  in  Prag  bestehende  Verein  „Tschechischer  Blindendruck“ 
ist  seit  Jahren  bemüht,  den  4000  Blinden  der  Tschechoslowakei  das  Schrift¬ 
tum  durch  Uebertragung  und  Druck  näherzubringen.  Um  nun  bei  den  be¬ 
hördlichen  Stellen,  insbesondere  dem  Sozial-  und  dem  Unterrichtsminister, 
sowie  den  vielen  privaten  Förderern  weiteres  Verständnis  für  die  Belange 
der  geistig  vorwärtsstrebenden  Blinden  zu  wecken,  gleichzeitig  aber  auch 
die  Blinden  des  Landes  über  das,  was  anderwärts  geschaffen  ist,  zu  unter¬ 
richten,  regte  der  Leiter  des  obengenannten  Vereins,  Ministerialinspektor 
a.  D.  Zeman,  eine  internationale  Ausstellung  des  Blindenbuches  und  der 
Blindenbehelfsmittel  bei  seiner  Regierung  an.  Diese  trat  über  die  Gesandt¬ 
schaften  an  die  verschiedensten  Nationen  heran  und  bat  sie,  sich  an  der 
vom  8. — 31.  Mai  ds.  Js.  stattfindenden  Ausstellung  zu  beteiligen.  Unterstützt 
von  Dr.  Alexander  Zahor,  dem  Leiter  der  tschechoslowakischen  Zentral¬ 
blindenfürsorge,  der  als  Teilnehmer  an  dem  New  Yorker  internationalen 
Blindenwohlfahrtskongreß  vielen  Vertretern  des  Blindenwesens  der  ganzen 
Welt  bekannt  ist,  gelang  es  Herrn  Zeman,  viele  Staaten  Europas  und  an¬ 
derer  Erdteile  für  das  großzügige  Unternehmen  zu  gewinnen.  29  Nationen, 
46  Institutionen  haben  sich,  wie  mir  mitgeteilt  wurde,  an  dieser  Weltaus¬ 
stellung  beteiligt,  um  nach  besten  Kräften  dazu  beizutragen,  die  Sammlung 
vollständig  zu  gestalten.  In  2  Räumen  (Prag  II  Veresilska)  wurden  die  Bücher 
und  Lehrmittel  in  geschmackvoller  und  zweckentsprechender  Weise  dem 
Beschauer  dargeboten;  während  in  dem  unteren  Raum,  der  etwa  20:12  m 
groß  war,  die  fremden  Nationen  ausstellten,  war  in  einem  zweiten  Raum 
im  1.  Stockwerk,  der  wesentlich  kleiner  war,  das  Material  der  tschechisch¬ 
slowakischen  Blindeninstitute  und  des  Weltbundes  der  blinden  Esperantisten 
ausgelegt.  Leider  war  für  eine  so  starke  Beteiligung  der  zur  Verfügung 
stehende  Raum  nicht  ausreichend;  denn  für  das  mannigfaltige  Blindenbuch¬ 
druck-,  -Zeichen-,  -Karten-  und  -Bildmaterial,  die  vielfachen  Maschinen, 
Geräte  und  Behelfe  waren  die  Tische  und  die  zur  Verfügung  stehenden 
Wandflächen  ungenügend.  Alles  lag  und  stand  gedrängt  nebeneinander, 
geschmackvoll  und  nach  Kategorien  zweckentsprechend  aufgestellt;  aber 
der  beschränkte  Platz  verhinderte  insbesondere  das  Aufliegen  der  recht 
interessanten  Bücher  und  das  Ausbreiten  der  Leporello-Mappen.  Auch  das 
Bildmaterial  lag  oder  hing  vielfach  so  eng  nebeneinander,  daß  es  dem  Be¬ 
schauer  kaum  den  richtigen  Ueberblick  über  die  Mannigfaltigkeit  der  dar¬ 
gestellten  Probleme  vermittelte.  Nun  ist  es  sicherlich  nicht  ganz  leicht,  eine 
Ausstellung  von  Bildmaterial  über  die  verschiedensten  Einrichtungen  der 
Welt  auf  einem  bestimmten  fachlichen  Gebiete  mit  der  Buchproduktion  und 
sonstigen  technischen  Behelfen  zu  verquicken.  Man  beschränkte  sich  daher 

74 


in  Prag  darauf,  das  Charakteristischste  der  einzelnen  Länder  nach  bestimm¬ 
ten  Gesichtspunkten  zu  gruppieren,  um  es  alsdann  Laien  in  verständlicher 
Form  zugängig  zu  machen.  Herr  Inspektor  Zeman  persönlich  oder  eine  seiner 
Hilfskräfte  standen  jederzeit  zur  Verfügung,  um  Besucher  über  die  zahl¬ 
reichen  prächtigen  Blindendrucke,  Bilder  und  Behelfe  zu  unterrichten. 

Deutschland  nahm  die  dem  Eingang  gegenüber  liegende  Wand  und 
noch  einen  Teil  der  links  angrenzenden  Seitenwand  in  Anspruch.  Ueber 
den  Tischen  hingen  die  von  den  verschiedenen  deutschen  Einrichtungen 
gesandten  bildlichen  Darstellungen.  Links  waren  die  Blindenschriftmaschinen, 
die  Zeichen-,  Notensetz-  und  -Schreibgeräte  und  sonstige  technische  Behelfs¬ 
mittel,  wie  Setzapparate,  Schreibtafeln  für  Schwarzschrift,  Blindenschrift¬ 
tafeln  u.  a.  m.  ausgelegt.  Daran  reihte  sich  das  gesamte  Buchmaterial  aus 
den  verschiedenen  Druckereien  und  Büchereien.  Insbesondere  lagen  hier 
aus  die  Zeitschriften  der  deutschen  Blindenverbände  für  Erwachsene,  die 
Hannover-Kirchrodes  für  den  Blindenunterricht  und  die  Jugend,  dazwischen 
das  Kartenmaterial  Hannovers,  Breslaus  und  verschiedener  anderer  Stellen, 
der  Relief -Globus  und  die  Schädeltypen  aus  Berlin -Steglitz,  die  geistes¬ 
wissenschaftliche  Literatur  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  u.  a.  m.  Für 
den  Laien  sicherlich  ein  buntes,  interessantes  und  belehrendes  Bild.  Leider 
waren  aus  Platzmangel  die  neusten  Europa-Reliefs  aus  Steglitz  nicht  mehr 
zur  Ausstellung  gelangt. 

An  Deutschland  reihte  sich  Dänemark.  Hier  wiederholten  sich  ungefähr 
die  gleichen  Bilder.  Dann  nahm  die  ganze  rechte  Seite  Rußland  ein,  das 
auf  dem  Gebiete  der  Buchproduktion  in  den  letzten  Jahrzehnten  Erstaun¬ 
liches  geleistet  hat.  Interessant  waren  die  über  den  russischen  Tischen  be¬ 
findlichen  graphischen  Darstellungen  über  Hygiene,  Statistik,  Blindenunter¬ 
richt,  -fürsorge  und  -arbeitsbeschaffung  von  ehedem  und  heute.  Wenn  man 
diesen  Darstellungen  Glauben  schenken  dürfte,  müßten  sich  die  Verhält¬ 
nisse  in  Rußland  heute  geradezu  vorbildlich  gestaltet  haben.  Insbesondere 
die  Trachombekämpfung,  die  Durchsetzung  des  Landes  mit  Augenärzten 
(fliegende  Kolonnen),  die  Einrichtung  der  Krankenhäuser  mit  für  Augen¬ 
kranke  bestimmten  Betten,  die  Schulungsmöglichkeiten  für  Blinde,  ihr  Be¬ 
such  der  Volkshochschulen,  die  Arbeitsmöglichkeiten  in  der  Industrie,  die 
Blindenwerkstätten  mit  ihren  modernen  hygienischen  und  sozialen  Anlagen 
stellen  Errungenschaften  dar,  die  berechtigte  Zweifel  an  ihrer  tatsächlichen 
Ausgestaltung  erwecken. 

Beachtenswert  waren  die  Erzeugnisse  Japans,  das  zweifellos  in  emsiger 
Arbeit  in  den  letzten  Jahrzehnten  den  europäischen  Ländern  völlig  angepaßt, 
gute  Schulbücher,  Lehrmaterial,  Unterrichtsbehelfe  u.  a.  m.  herausgebracht 
hat.  Besonders  kunstvoll  war  ein  Rechengerät  konstruiert,  das  leider,  da 
jede  Beschreibung  fehlte,  dem  Interessenten  nicht  verständlich  war.  Genau 
so  ging  es  mit  einem  dänischen  Schreibgerät,  dessen  Funktion  man  sich  man¬ 
gels  Beschreibung  trotz  verschiedener  Versuche  nicht  recht  erklären  konnte. 

England,  Italien,  Frankreich,  Belgien,  Holland  waren  gleichfalls,  vor¬ 
nehmlich  durch  Bildmaterial,  vertreten.  Die  Länder  zeigten  mannigfache 
Fortschritte  im  Buch-  und  Lehrmaterial. 

Die  Ausstellung  zeigte  ganz  deutlich,  daß  bei  allen  Kulturnationen  der 
Erde  heute  eifrig  gearbeitet  wird,  daß  man  überall  versucht,  den  Blinden¬ 
buchdruck  auszugestalten,  daß  alle  Länder  die  verschiedensten  Zeitschriften 
und  Zeitungen  herausbringen,  daß  der  Darstellung  der  mathematischen  und 
naturwissenschaftlichen  Vorgänge  größtes  Gewicht  beigelegt  wird  und  man 
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weiter  bemüht  ist,  Maschinen  und  Behelfe  zu  konstruieren,  die  den  Blinden 
mehr  und  mehr  von  der  technischen  Hilfe  Sehender  unabhängig  machen. 

Unumstritten  muß  jedoch  jeder  Beschauer  zugeben,  daß  Deutschland 
mit  Bezug  auf  das  Blindenschrifttum  und  die  Lehrmittel  auf  diesem  Fach¬ 
gebiete  allen  andern  Ländern  voraus  ist.  Dies  zeigte  sich  vornehmlich  bei 
den  Blindenschreibmaschinen  und  den  technischen  Behelfen,  nicht  zuletzt 
bei  dem  ausgezeichneten  Karten-  und  sonstigen  Reliefmaterial.  Außerordent¬ 
lich  lehrreich  für  einen  Fachmann  war  die  verschiedene  Papierbeschaffen¬ 
heit  der  ausgestellten  Bücher  und  Atlanten.  Abgesehen  davon,  daß  der 
Einband  die  größte  künstlerische  und  ästhetische  Mannigfaltigkeit  aufwies, 
die  sicherlich  nicht  nur  im  Interesse  des  Ausstellungsobjektes  gewählt  wor¬ 
den  war,  so  konnte  man  doch  sehen,  daß  die  Auffassung  der  verschiedenen 
Länder  mit  Bezug  auf  Druckhöhe,  -stärke  und  -große  ganz  verschieden  ist. 
Jedenfalls  lassen  Vergleiche  mit  den  Erzeugnissen  anderer  Länder  die  Ver¬ 
mutung  zu,  daß  es  nicht  unbedingt  notwendig  ist,  einen  Karton,  der  ent¬ 
sprechend  aufträgt  und  schwer  wiegt,  für  Blindendruck  zu  benutzen,  sondern 
daß  oft  ein  dünnes,  glattes,  zähes  und  doch  scharf  ausgeprägtes  Papier  bei 
Verwendung  der  entsprechenden,  dem  Tastgefühl  angepaßten  Schriftgröße 
und  -höhe  ein  klares  und  schnelles  Lesen  ermöglicht,  ohne  daß  der  Druck 
der  Rückseite  dabei  störend  wirkt. 

Die  Tschechoslowakei  selbst  stellte  u.  a.  3  von  dem  erblindeten  Ingenieur 
Rokos  konstruierte.  Blindenschriftmaschinen  aus,  die  eine  Kombination  zwi¬ 
schen  der  Picht’schen  Blindenschrift-  und  der  Normalschreibmaschine  dar¬ 
stellen.  D.  h.  die  Papierführung  ist  teils  durch  eine  einfache,  teils  durch 
eine  doppelte  Gummiwalzenführung,  die  der  Normalschreibmaschine  nach¬ 
gebildet  ist,  in  eine  Blindenschriftmaschine  eingebaut.  Neben  der  einfachen 
Blattschreibmaschine  zeigte  Rokos  das  Modell  eines  Drillings,  der  gleich¬ 
zeitig  3  Blatt  beschrieb.  Die  Wagen  waren  hintereinander  gesetzt  und  die 
Hebelübertragung  so  eingerichtet,  daß  man  trotz  der  an  sich  hohen  Leistung 
doch  nur  einen  normalen  Fingerdruck  und  -Tiefgang  auszuüben  hatte.  Die 
Gedanken  des  Ingenieurs  Rokos  sind  genial.  Leider  waren  die  Modelle  me¬ 
chanisch  nicht  ganz  tadellos  gearbeitet,  so  daß  man  die  Brauchbarkeit  der 
Maschine  nicht  einwandfrei  an  Ort  und  Stelle  feststellen  konnte.  Jeder 
Kenner  mußte  an  Hand  dieser  Konstruktionen  zu  der  Ueberzeugung  kom¬ 
men,  daß  der  Gedankengang  des  Erfinders  durchaus  richtig  ist  und  mit  der 
Zeit  zu  einem  brauchbaren  Ergebnis  führen  kann.  Kinderkrankheiten  der 
Modelle  werden  sich  überwinden,  und  die  Konstruktion  wird  sich  wesent¬ 
lich  vereinfachen  lassen,  so  daß  bei  geringstem  Kostenaufwand  dennoch 
eine  Maschine  zustande  kommen  könnte,  die  unserer  deutschen  Picht  durch¬ 
aus  ähnlich,  aber  den  bei  dieser  noch  immer  vorhandenen  Mangel  in  ge¬ 
nauer  Papier-  und  Linienführung  vermeiden  wird. 

Die  Tschechoslowakei  hat  nur  wenige  kleine  Druckereibetriebe;  aber 
die  Ausstellung  bewies,  daß  man  auch  hier  bemüht  ist,  mit  geringen  Mitteln 
das  Bestmögliche  zu  schaffen.  Mannigfaltig  waren  die  Unterrichts-,  Lehr- 
und  Lernmittel,  die  die  einzelnen  Institute  der  Republik  teils  als  Kuriosa, 
teils  zur  Veranschaulichung  der  Unterrichtsmethoden  in  Natur  oder  bild¬ 
lich  zur  Schau  stellten.  Im  großen  und  ganzen  bot  sich  dem  wirklich  in¬ 
teressierten  Beschauer  eine  Fülle  Material,  das  wirkungsvoll  zum  Ausdruck 
brachte,  mit  welchen  Mitteln  man  heute  in  der  ganzen  Welt  bemüht  ist, 
dem  blinden  Kinde  und  auch  dem  blinden  Erwachsenen  das  gesamte  Bil¬ 
dungsgut  näherzubringen  und  ihn  trotz  des  fehlenden  Augenlichtes  in  die 
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Lage  zu  versetzen,  sich  ein  eigenes,  dem  der  Sehenden  fast  völlig  gleiches 
Weltbild  zu  erarbeiten.  Wenn  auch  die  Mittel  und  Wege  verschieden  sind, 
und  er  vielfach  auf  anderem  Wege  zum  Ziele  kommt,  so  ist  er  doch  zufolge 
der  genial  konstruierten  technischen  Behelfe  heute  in  der  Lage,  sich  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  selbständig  und  unabhängig  zu  machen,  dank 
der  zahlreichen  Erfindungen  und  ständigen  systematischen  Erforschung 
weiterer  Gebiete  durch  Blindenpädagogen,  -freunde  und  Blinde  selbst. 

Auch  das  sprechende  Buch  war  u.  a.  vom  Esperanto-Blindenverein  aus¬ 
gestellt.  Leider  konnte  es,  da  der  Apparat  eine  andere  Stromstärke  als  die 
Prags  hatte,  nicht  vorgeführt  werden.  Dem  „Tschechischen  Blindendruck“, 
insbesondere  seinem  Vorsitzenden  Herrn  Ministerialinspektor  a.  D.  Zeman, 
muß  man  das  Zeugnis  erteilen,  daß  er  durch  diese  Weltausstellung  sich  ein 
großes  Verdienst  um  die  Förderung  des  Blindenbildungswesens  in  der 
tschechoslowakischen  Republik  und  somit  den  Dank  der  dortigen  blinden 
Volksgenossen  erworben  hat.  Es  war  sicherlich  eine  mühsame  Arbeit,  das 
gesamte  Material  zusammenzubringen;  es  war  auch  mühevoll,  es  ansprechend 
und  zweckdienlich  auszustellen;  dies  vornehmlich  bei  der  Fülle  der  vor¬ 
handenen  Objekte  und  bei  der  großen  Raumbeschränkung.  Tausende  von 
Bürgern  Prags,  Freunde  und  Förderer  der  Blinden  haben  sich  davon  über¬ 
zeugen  können,  was  in  andern  Ländern  für  die  Blindenbildung  getan  wird. 
Blinde  haben  feststellen  können,  daß  weiter  gearbeitet  und  danach  ge¬ 
trachtet  wird,  Vorhandenes  zu  verbessern,  Fehlendes  zu  ergänzen.  Es  wäre 
wünschenswert,  wenn  solche  internationalen  Ausstellungen  für  Sonder¬ 
gebiete  des  Blindenwesens  auch  in  andern  Ländern  stattfinden  würden,  um 
einerseits  zu  zeigen,  was  bereits  vorhanden  ist,  andrerseits  fachlich  inter¬ 
essierte  Kreise  anzuregen,  neue,  noch  nicht  vorhandene  Behelfe  zur  Ver¬ 
besserung  der  Selbständigheit  der  Blinden  zu  schaffen.  Abgesehen  davon, 
daß  es  einfach  selbst  für  einen  öfteren  Besuch  in  der  Ausstellung  unmög¬ 
lich  war,  das  von  den  verschiedensten  Ländern  gesandte  Schrift-  und  Bild¬ 
material  lückenlos  durchzuprüfen  und  festzustellen,  ob  nicht  hier  oder  dort 
noch  ein  Lehrmittel  vorhanden  ist,  das  zweckmäßig  internationale  Ver¬ 
breitung  findet,  hat  die  Ausstellung  mir  wiederum  gezeigt,  daß  3  Momente 
in  Zukunft  stärker  beachtet  werden  müssen: 

1.  sollten  einem  jeden  Objekt  jeweils  Beschreibungen  in  den  3  internatio¬ 
nalen  Sprachen  deutsch,  englisch,  französisch  und  in  der  betr.  Landes¬ 
sprache  beigefügt  werden; 

2.  kann  keine  Maschine,  kein  Behelfsmittel  anschaulich  wirken,  wenn  sie 
nicht  von  einem  Kenner  vorgeführt  werden.  Die  meisten  sahen  sich  die 
genial  erdachten  Zeichengeräte  mit  Staunen  an;  aber  keiner  wußte,  wie 
sie  gehandhabt  wurden.  Genau  so  ging  es  mit  den  anderen  komplizier¬ 
teren  Behelfsmitteln. 

3.  Das  gesamte  Schrift-  und  Bildmaterial  kann  nur  von  dem,  der  es  aus¬ 
stellt,  dem  Besucher  wirklich  nahegebracht  werden.  Es  müßte  daher  ent¬ 
weder  gleichfalls  die  entsprechenden  Erklärungen  in  den  verschiedenen 
Sprachen  enthalten  und  möglichst  in  Bilderserien  an  der  Wand  hangend 
oder  in  Leporelloform  ausgebreitet  ausgestellt  werden.  Die  wenigsten  der 
Besucher  haben  sich  in  die  Fülle  des  ausgelegten  Materials  vertiefen 
können.  Die  meisten  haben  sich  damit  begnügt,  die  zufällig  aufgeschla¬ 
gene  Seite  oder  den  Rücken  des  Buches,  des  Albums  zu  beschauen,  ohne 
zu  ahnen,  welche  reichhaltigen  graphischen  und  bildlichen  Darstellungen 
das  Innere  barg.  Daher  wird  man  gut  tun,  sich  auf  solchen  internatio- 
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nalen  Ausstellungen  von  vornherein  den  entsprechenden  Platz  zu  sichern 
und  wenn  möglich  das  Bildmaterial  fachlich  zu  begrenzen. 


Erblindungsursachen  in  Böhmen 

Durch  den  Vorsitzenden  der  Tschechoslowakischen  Zentralblindenfürsorge  in 
Prag,  den  Augenarzt  Dr.  med.  Zahor,  geht  mir  der  nachstehende  sehr  interessante 
Aufsatz  zu,  der  wichtige  statistische  Angaben  über  Erblindungsursachen  in  der 
Tschechoslowakei  bringt  und  zu  ihnen  Stellung  nimmt.  Vergleichsweise  sind  auch 
die  früher  veröffentlichten  Angaben  des  bekannten  Dir.  Wagner  herangezogen.  Leider 
fehlt  jede  gesonderte  Angabe  über  die  Kriegsblinden;  es  ist  anzunehmen,  daß  sie  unter 
die  Gruppe  „Verletzungen“  fallen.  Dr.  Zahor  berichtet  wie  folgt: 

Bei  der  Blindenzählung,  welche  im  Jahre  1931  in  Böhmen  von  der 
Tschechoslowakischen  Zentralblindenfürsorge  in  Prag  vorgenommen  wurde, 
hat  man  natürlich  großen  Wert  auch  darauf  gelegt,  die  Ursachen  der  Blind¬ 
heit  festzustellen.  Es  kann  freilich  der  Einwand  erhoben  werden,  daß  das 
eingelaufene  Material  nicht  absolut  verläßlich  ist.  Das  trifft  jedoch  für  sämt¬ 
liche  derartige  Statistiken  zu;  denn  eine  genaue  Diagnose  wäre  nur  durch 
systematisch  durchgeführte  fachärztliche  Augenuntersuchung  der  Angemel¬ 
deten  zu  erreichen,  was  aber  praktisch  wegen  der  zu  hohen  Kosten  und 
aus  anderen  technischen  Gründen  technisch  undurchführbar  ist.  Trotzdem 
konnte  das  Material  zu  fast  90°/o  gut  verwertet  werden;  denn  ein  großer 
Teil  der  Blinden,  welche  dabei  jetzt  nicht  ärztlich  untersucht  worden  sind, 
hatte  schon  früher  einmal  einen  Augenarzt  oder  eine  Augenklinik  besucht 
und  brachte  von  dort  eine  Bestätigung  oder  Mitteilung  des  Befundes,  welche 
nun  zur  Ausfüllung  der  betreffenden  Rubrik  im  Fragebogen  diente.  Die 
restlichen  10°/o  wurden  unter  „unbekannte  Ursachen“  eingereiht. 

Es  sei  hier  erwähnt,  daß  in  die  Blindenzählung  nicht  nur  die  Stock¬ 
blinden  einbezogen  wurden,  sondern  auch  jene,  deren  Sehkraft  auf  Zählung 
der  ausgespreizten  Finger  auf  dunkler  Grundlage  bei  klarem  Tageslicht  auf 
höchstens  3  m  Entfernung  abgeschwächt  ist.  Also  auch  die  praktisch  Blinden. 

Die  einzelnen  Krankheiten  oder  Erblindungsursachen  wurden  in  26 
am  Schluß  dieses  Aufsatzes  angeführte  Gruppen  eingeteilt. 

Zu  den  einzelnen  Gruppen  ist  es  notwendig,  folgendes  zu  bemerken: 

Gruppe  1:  Die  Albinotiker  sind  sämtlich  unter  20  Jahre  alt. 

Gruppe  2:  Hier  sind  eingereiht  Fehlen  des  Augapfels  (Anophthal- 
mus),  ungenügende  Ausbildung  (Mikrophthalmus),  Fehlen  der  Regenbogen¬ 
haut  (Aniridie)  und  Spalte  (Kolombe)  der  inneren  Augenhäute,  sofern  sie 
mit  schwerer  Herabsetzung  der  Sehschärfe  oder  Blindheit  verbunden  sind. 
Ihre  Häufigkeit  ist  am  größten  unter  den  Jugendlichen  bis  zu  15  Jahren: 
25  von  148,  oder  16,9°/o.  Unter  den  älteren  sinkt  sie  stark,  da  diese  Kinder 
oft  mit  noch  anderen  Defekten  behaftet  sind,  die  sie  weniger  lebensfähig 
machen,  so  daß  sie  ein  höheres  Alter  meist  nicht  erreichen. 

Gruppe  3:  Es  ist  erschreckend,  daß  die  Fälle  von  Erblindung  durch 
eitrige  Entzündung  der  Neugeborenen  heute  noch  so  häufig  sind;  denn  von 
148,  die  bis  15  Jahre  alt  sind,  sind  es  42  oder  28,4°/o.  Ein  Beweis,  daß  die 
Prävention  bei  uns  noch  nicht  auf  der  Höhe  ist,  und  es  darf  uns  nicht 
täuschen,  wenn  unter  der  Gesamtzahl  der  Blinden  der  Prozentsatz  der 
Blennorrhoe  natürlich  kleiner  ausfällt.  Die  Blennorrhoe  hält  ihren  Vorrang 
als  Erblindungsursache  aufrecht  auch  unter  den  Blinden,  die  jetzt  im  dritten 
Jahrzehnt  ihres  Lebens  stehen:  43  von  309,  oder  13,9°/o,  und  wird  erst  bei 
den  im  vierten  Jahrzehnt  Stehenden  von  Verletzungen  übertroffen,  steht 
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aber  mit  49  von  359,  also  13,6°/o,  gleich  hinter  ihnen.  Man  bedenke,  daß 
nach  dem  heutigen  medizinischen  Wissen  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  der 
Ausbruch  dieser  Krankheit  durch  richtiges  Einschreiten  überhaupt  zu  ver¬ 
hindern  ist;  aber  auch  wenn  das  nicht  wäre,  ist  sie  jetzt  durch  rechtzeitige 
fachärztliche  Behandlung  100°/oig  und  folgenlos  heilbar.  Es  ist  demnach  Ge¬ 
wissenssache  aller  in  Frage  kommenden  Faktoren,  diese  Erblindungsursache 
in  einem  Kulturstaate  ganz  zum  Verschwinden  zu  bringen. 

Gruppe  4:  Kommt  zum  Glück  sehr  selten  vor  und  wird  nur  ausnahms¬ 
weise  vernachlässigt. 

Gruppe  5:  Erfreulich  ist,  daß  die  an  Trachom  Erblindeten  schon  sämt¬ 
lich  älter  sind  als  31  Jahre,  woraus  man  schließen  kann,  daß  diese  Er¬ 
blindungsursache  heute  bei  uns  im  Verschwinden  ist. 

Gruppe  6:  Inbegriffen  sind  ekzematöse  und  tuberkulöse  Erkrankungen 
der  Bindehaut  und  Hornhaut.  Dem  jetzigen  Alter  nach  stehen  perzentuell  die 
Häufigsten  zwischen  dem  21.  und  30.  Jahre,  nämlich  31  von  309,  oder  10°/o. 

Gruppe  7:  Von  allen  Altersgruppen  ist  in  der  letztgenannten  (21,  30) 
auch  diese  Erblindungsursache  perzentuell  die  häufigste,  jedoch  nur  mit 
13  Fällen,  d.  i.  4,2°/o. 

Gruppe  8:  Diese  Gruppe  umfaßt  Folgen  teils  von  schleichenden  Horn¬ 
hautgeschwüren  —  welche  zwar  aetiologisch  (ursächlich)  eigentlich  zu  Gr.  25 
gehören,  aber  technisch  nicht  immer  dort  eingerechnet  werden  konnten  — , 
teils  anderer  Prozesse  oder  Narben  (Leukome),  die  nicht  näher  zu  bestimmen 
waren.  Es  ist  wohl  dem  schleichenden  Hornhautgeschwür  anzurechnen,  daß 
deren  Mehrzahl  auf  über  60  Jahre  alte  Leute  fällt,  wo  58  unter  2002,  also 
2,9°/o,  daran  erblindet  sind. 

Gruppe  9:  Hierher  zählen  Entzündngen  der  Regenbogenhaut,  sowie 
des  Ziliarkörpers  mit  allen  Folgeerscheinungen,  namentlich  komplizierter 
Linsentrübung  und  sekundärer  Drucksteigerung  des  Augeninhalts,  evtl,  auch 
Schwund  des  Augapfels.  Es  war  unmöglich,  sie  den  Ursachen  nach  (aetio¬ 
logisch)  zu  sondern,  so  daß  daran  tuberkulöse  sowie  luetische  und  vielleicht 
auch  andere  Prozesse  teilnehmen.  Ihre  Frequenz  erscheint  fast  gleichmäßig 
auf  alle  Altersklassen  verteilt. 

Gruppe  10:  Alle  jugendlichen  Linsentrübungen,  ob  angeboren  oder 
in  der  Jugend  entwickelt,  sind  hier  eingereiht;  die  nicht  behandelten,  aber 
auch  die  operierten  Fälle,  bei  denen  durch  den  Eingriff  keine  brauchbare 
Sehschärfe  erreicht  wurde.  Ebenso  hier  bietet  die  Verteilung  nach  dem 
Alter  nichts  Bemerkenswertes. 

Gruppe  11:  Der  graue  Star  —  Altersstar,  senile  Katarakt  —  tritt  als 
Erblindungsursache  erst  bei  Individuen  auf,  die  älter  sind  als  40  Jahre,  und 
zwar  unter  1042  zwischen  dem  41.  und  60.  Lebensjahre  Stehenden  in  31 
Fällen,  also  2,9°/o,  während  bei  den  2000  Aelteren  schon  in  678  Fällen  oder 
33,9°/o.  Demnach  sind  von  allen  717  an  Altersstar  erblindeten  nur  4,3°/o 
jünger  als  60  Jahre,  die  überwiegende  Mehrzahl,  94,6°/o,  ist  älter.  Diese 
hohe  Zahl  zwingt  zum  Nachdenken.  Teilweise  kann  man  in  dem  hohen 
Alter  der  Blinden  Erklärung  finden:  Zur  Zeit  der  Zählung  standen  ihrer  im 
achten  Lebensjahrzehnt  753,  im  neunten  420  und  im  zehnten  80.  Mit  Recht 
können  wir  annehmen,  daß  sich  Leute  in  diesem  Alter  schwer  zu  einer 
Operation  entschließen;  denn  wir  kennen  konkrete  Fälle  auch  von  60 jähri¬ 
gen,  die  jeden  Eingriff  entschieden  ablehnen  und  sich  von  seinem  Vorteil 
nicht  überzeugen  lassen.  Vielleicht  trägt  die  Schuld  daran  auch  der  Um¬ 
stand,  daß  viele  von  ihnen  zerstreut  auf  dem  entlegenen  Land  leben  und 
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sich  in  ihr  Los  ergeben,  ohne  überhaupt  mehr  zu  einem  Arzt  zu  kommen. 
Aber  ein  Teil  von  ihnen  wurde  doch  operiert,  und  zwar  mit  schlechtem 
Ausgang:  das  sind  höchstwahrscheinlich  Fälle  aus  früherer  Zeit,  wo  die 
Operationstechnik  nicht  auf  der  jetzigen  Höhe  stand,  und  wo  der  Alters¬ 
star  auch  noch  in  Provinzialkrankenhäusern  von  Chirurgen  operiert  wurde, 
da  kein  geschulter  Augenarzt  dort  zur  Verfügung  war.  Diese  Verhältnisse 
bessern  sich  fortwährend  durch  immer  häufigeres  Niederlassen  von  Fach¬ 
ärzten  auch  auf  dem  Lande.  Das  Material  der  guten  Augenkliniken  weist 
heute  bei  Kataraktoperationen  in  mehr  als  99°/o  guten  Erfolg  auf.  Es  muß 
deshalb  das  Bestreben  sein,  die  weitesten  Volksschichten  von  der  Vorteil- 
haftigkeit  der  operativen  Entfernung  des  Altersstars  zu  belehren  und  dafür 
zu. sorgen,  daß  diese  Erblindeten  in  Hände  guter  Augenoperateure  gelangen. 

Gruppe  12:  Sehnervenschwund  bei  angeborenen  Mißbildungen  des 
Schädels,  bei  Wasserkopf  und  ähnlichen  Erkrankungen  wurde  hier  ein¬ 
bezogen.  Die  Fälle  sind  verhältnismäßig  selten,  und  oft  gilt  von  ihnen  das 
bei  Gr.  2  Gesagte. 

Gruppe  13:  Sehnervenschwund  auf  luetischer  Grundlage,  bei  Gehirn¬ 
lues,  Rückenmarkschwund  (Tabes),  progressiver  Paralyse  tritt  hier  bei  Indivi¬ 
duen  nach  dem  21.  Lebensjahr  auf.  Er  nimmt  rasch  zu,  so  daß  er  bei  423  der 
sich  in  fünfter  Lebensdekade  befindenden  Blinden  unter  den  Erblindungs¬ 
ursachen  mit  52  oder  12,3°/o  schon  an  zweiter  Stelle  steht;  den  Gipfel  er¬ 
reicht  er  jedoch  in  der  sechsten  Dekade,  zwar  auch  an  zweiter  Stelle,  aber 
mit  15,5°/o:  96  von  619. 

Gruppe  14:  Die  Ursache  des  Sehnervenschwundes  ist  nicht  immer 
klar  im  Fragebogen  angeführt.  Solche  Fälle  von  undeutlichen  oder  fehlen¬ 
den  Angaben  wurden  hier  eingereiht,  natürlich  mit  Ausnahme  jener,  die 
deutlich  als  Verletzungsfolgen  anzusehen  sind;  denn  die  gehören  zu  Gr.  25. 

Gruppe  15:  Hierzu  zählt  die  Kurzsichtigkeit  mit  allen  Komplikationen 
des  Augenhintergrundes  mit  Ausnahme  von  Netzhautabhebung,  wo  das 
Sehen  auch  mit  Gläsern  unter  Fingerzählen  auf  3  Meter  gesunken  ist.  Zu 
diesen  schweren  Folgen  kommt  es  hauptsächlich  in  späteren  Jahren;  von 
den  82  Fällen  stehen  25  oder  30,5°/o  zwischen  dem  41.  und  60.  Lebens¬ 
jahre,  36  oder  43,9°/o  sind  noch  älter. 

Gruppe  16:  Bei  Netzhautabhebung  verhält  es  sich  ähnlich:  im  4L  bis 
60.  Lebensjahre  stehen  24  von  66  oder  36,4°/o;  älter  sind  28  oder  42,4°/o. 

Gruppe  17:  umfaßt  Fälle  von  grünem  Star  (Glaukom)  der  Jugend¬ 
lichen,  sei  es  durch  angeborenen  oder  in  den  ersten  Lebensjahren  auf¬ 
tretenden  erhöhten  Innendruck  des  Auges,  mit  folgender  Vergrößerung  des 
Augapfels  (Buphthalmus)  u.  ä.  Von  141  Blinden,  die  jetzt  zwischen  dem 
6.  und  15.  Lebensjahr  stehen,  sind  13  oder  9,2°/o  daran  erblindet.  Zum 
Glück  gehört  das  zu  den  seltenen  Erscheinungen. 

Gruppe  18:  Um  so  öfter  tritt  der  grüne  Star  bei  Erwachsenen  auf; 
er  erscheint  erst  bei  den  über  31  Jahre  Alten.  Seine  Frequenz  steigt  aber 
schnell,  so  daß  er  bei  den  2002  heute  über  60  jährigen  unter  den  Erblindungs¬ 
ursachen  mit  164  Fällen  oder  8,2°/o  an  die  dritte  Stelle  gerückt  ist.  Obwohl 
es  nach  den  hier  angeführten  Zahlen  nicht  so  scheint,  ist  diese  Krankheit 
doch  viel  gefährlicher  als  der  graue  Star,  mit  dem  sie  von  Laien  öfters 
verwechselt  wird,  da  nicht  selten  weder  durch  medikamentöse  noch  durch 
operative  Behandlung  ein  zufriedenstellender  Erfolg  erzielt  wird. 
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Gruppe  19:  Diese  schwere  Netzhautentartung  tritt  meistens  bei  Nach¬ 
kommen  aus  Verwandtschaftsehen,  aber  erst  im  reiferen  Alter,  auf  und  führt 
gewöhnlich  durch  allmähliche  Verschlimmerung  zur  Blindheit. 

Gruppe  20:  umfaßt  andere  Erkrankungen  des  Augeninneren,  und  zwar 
nicht  nur  entzündliche  Veränderungen  der  Netz-  und  Aderhaut  auf  tuber¬ 
kulöser  oder  luetischer  Grundlage,  sondern  auch  degenerative  sklerotische 
Prozesse,  ferner  intraokuläre  Tumoren  oder  andere  näher  nicht  definierte 
Krankheiten.  Sie  kommen  am  häufigsten  bei  älteren  Leuten  vor,  in  50°/o 
(63  von  127)  nach  dem  60.  Lebensjahre. 

Gruppe  21:  zählt  Blindheitsfälle,  die  auf  Erkrankungen  des  Zentral¬ 
nervensystems  beruhen,  so  Hirnhautentzündungen,  Rückenmarkleiden,  Ge¬ 
hirntumoren,  Gehirnblutungen  oder  andere  sklerotische  Veränderungen 
(krankhafte  Veränderungen  der  Lederhaut).  Die  meisten  von  ihnen  stehen 
im  dritten  Lebensjahrzehnt,  wo  sie  gemeinschaftlich  mit  den  Unfällen  unter 
den  Erblindungsursachen  mit  10,7°/o  (33  von  309)  an  zweiter  Stelle  nach 
der  Neugeborenenblenorrhoe  stehen. 

Gruppe  22:  Keiner  der  an  Blattern  Erblindeten  ist  heute  jünger  als 
31  Jahre;  eher  sind  die  meisten  schon  über  51  Jahre  alt  und  stammen  aus 
der  Zeit,  als  die  Blattern  bei  uns  noch  endemisch  (heimisch)  waren,  während 
sie  heute  infolge  Hygiene  und  Schutzimpfung  aus  unserer  Gegend  ver¬ 
schwunden  sind. 

Gruppe  23:  enthält  Erblindungen  nach  den  übrigen  Infektionskrank¬ 
heiten,  Scharlach  usw.,  während  Gruppe  24  solche  nach  nicht  infektiösen 
Allgemeinleiden  bespricht. 

Gruppe  25:  Die  Verletzungen  rücken  bald,  natürlich  durch  die  über¬ 
wiegende  Anzahl  der  Männer,  beginnend  mit  dem  Alter  von  31  Jahren  bis 
zum  60.,  unter  den  Erblindungsursachen  an  erste  Stelle,  und  zwar  im  vier¬ 
ten  Lebensjahrzehnt  mit  23,4o/o  (84  von  359),  im  fünften  mit  22,7o/o  (96  von 
423),  im  sechsten  mit  17,3o/o  (107  von  619);  erst  nach  dem  61.  Lebensjahre 
werden  sie  vom  Altersstar  an  zweite  Stelle  mit  12,4o/o  (248  von  2002)  ver¬ 
drängt. 

In  Gruppe  26  kamen  alle  Fälle,  deren  Ursache  überhaupt  nicht  oder 
unklar  angegeben  ist. 

Es  ist  interessant,  die  heutigen  Ergebnisse  mit  der  Vergangenheit  zu 
vergleichen.  Wagners  Blindenstatistik  aus  dem  Jahre  1900  führt  freilich  die 
Blindheitsursachen  nicht  so  detailliert  an.  Er  teilt  sie  ein  in  angeborene 
Blindheit  mit  340  Fällen  =  10, 3o/o,  heute  225  =  5,6o/o,  Blennorrhoe  der  Neu¬ 
geborenen  253  =  7,7o/o,  —  214=5, 3o/o,  Blattern  253  =  7, 7o/o,  —  76  =  19o/o,  Ver¬ 
letzungen  372  =  ll,3o/o,  —  633  =  15,7o/o,  andere  Ursachen  2077  =  63 o/o,  — 
2889  =  71,5o/o,  insgesamt  3295  Fälle,  heute  4037.  Die  Verbesserung  der  ersten 
drei  Gruppen  liegt  im  Fortschritt  der  kulturellen  und  hygienischen  Ver¬ 
hältnisse.  An  der  Verschlechterung  der  Gruppe  4  trägt  der  Aufschwung  der 
Maschinen  und  industriellen  Arbeit  Schuld.  Hoffentlich  gelingt  es  in  nächster 
Zukunft,  Blattern  vollkommen  und  Blennorrhoe  zum  größten  Teil  als  Er¬ 
blindungsursachen  zum  Verschwinden  zu  bringen.  Aber  auch  für  die  ande¬ 
ren  Ursachen  sind  aus  unserer  Zusammenstellung  wertvolle  Hinweise  zu 
schöpfen. 

Den  Ausführungen  ist  deutlich  zu  entnehmen,  daß  auch  in  der  Tschecho¬ 
slowakei  die  unbedingt  vermeidbaren  Augenkrankheiten,  die  zur  Erblindung 
führen,  wie  Blenoorrhoe,  Blattern  usw.  abnehmen,  aber  nicht  wie  bei  uns 
in  Deutschland  infolge  der  gesetzlichen  hygienischen  Maßnahmen,  wie 
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Impfung,  Crede’sches  Verfahren,  u.  dgl.,  fast  völlig  verschwunden  sind.  Doch 
ist  anzunehmen,  daß  dem  deutschen  Vorbild  folgend  auch  die  tschecho¬ 
slowakischen  Maßnahmen  diese  Erblindungsursachen  nach  und  nach  völlig 
verschwinden  lassen. 


© 

ft 

ft 

s 

bl 

O 

Erblindungsursachen 

Anzah 

Männer 

1  der  Blinden 

Frauen  |  Zus. 

Prozentsatz 
Männer  j  Frauen  J  Zus. 

1 

Albinismus . 

1 

3 

4 

0,05 

0,15 

0,1 

2 

Angeborene  Defekte . 

48 

40 

88 

2,1 

2,3 

2,2 

3 

Blennorrhoe  der  Neugeborenen  .  .  . 

102 

112 

214 

4,5 

6,3 

5,3 

4 

5 

Blennorrhoe  der  Erwachsenen  .  .  . 

3 

1 

4 

0,15 

0,05 

0,1 

Trachom . 

16 

15 

31 

0,7 

0,8 

0,7 

6 

Tuberkni.  Erkrankungen  d.  Hornhaut 

86 

85 

171 

3,8 

4,9 

4,2 

7 

Luetische  Erkrankungen  d.  Hornhaut 

28 

26 

54 

1,2 

1,5 

1,3 

8 

Andere  Hornhautprozesse . 

29 

55 

84 

1,3 

3,1 

2,1 

9 

Uveale  Entzündungen . 

87 

137 

224 

3,9 

7,7 

5,6 

10 

Jugendliusenstar 

56 

29 

85 

2,5 

1,7 

2,1 

11 

Altersstar  . 

346 

371 

717 

15,3 

21,0 

17,8 

12 

13 

Sehnervenschwund  bei  Mißbildungen 
des  Schädels . 

41 

14 

'  55 

1,9 

0,8 

1,4 

Sehnervenschwund  luetisch  .... 

159 

104 

263 

7,0 

5,9 

6,5 

14 

Sehnervenschwund  a.  andrer  Ursache 

55 

33 

88 

2,4 

1,9 

2,2 

15 

Schwere  Kurzsichtigkeit . 

46 

36 

82 

2,0 

2,0 

2,0 

16 

Netzhautabhebung . 

47 

19 

66 

2,1 

1,2 

1,6 

17 

Jugendliches  Glaukom . 

21 

14 

35 

0,9 

0,8 

0,9 

18 

Glaukom  der  Erwachsenen . 

97 

117 

214 

4,3 

6,0 

5,3 

19 

Pigmententartung  der  Netzhaut  .  .  . 

24 

11 

35 

1,0 

0,6 

0,9 

20 

Andere  Krankheiten  des  Augeninnern 

75 

52 

127 

3,3 

3,0 

3,1 

21 

Krankheiten  d.  Zentralnervensystems 

69 

70 

139 

3,0 

4,0 

3,4 

22 

Blattern  .  .  .* . . 

40 

36 

76 

1,8 

2,0 

1,9 

23 

24 

Andere  Infektionskrankheiten  .  .  . 

63 

54 

117 

2,8 

3,1 

2,9 
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Blindenbildung  und  -fürsorge  in  der 

Tschechoslowakei 

Von  C.  Strehl,  Marburg  , 

Anläßlich  meines  Besuches  in  Prag  während  der  Weltausstellung  über 
das  Blindenbuch  machte  ich  es  mir  zur  Aufgabe,  die  dortigen  Einrichtungen 
der  Blindenbildung  und  -fürsorge  näher  kennen  zu  lernen.  Prag  ist  eine 
Großstadt  europäischen  Stils  und  bildet  die  kulturelle  Zentrale  des  Landes. 
Somit  ist  es  kein  Wunder,  daß  sich  hier  fast  die  ganze  Blindenbildung  und 
-fürsorge  der  Tschechoslowakei  vereinigt. 

Während  die  Berliner  Anstalt  1806  begründet  wurde,  errichtete  man 
in  Prag  auf  Anregung  von  Prof.  Josef  Ritter  von  Mader  und  Prof.  Alois 
Klar  schon  1807  die  erste  tschechische  Blindenanstalt  auf  dem  Hradschin. 
Früher  standen  diese  und  die  nachfolgenden  Anstalten  in  enger  Beziehung 
zu  der  Berliner,  Pariser  und  Wiener  Anstalt,  und  vornehmlich  von  der  letz¬ 
teren  gingen  mannigfaltige  Einflüsse  zum  Nachbarlande  hinüber. 

Prag  selbst  verfügt  über  5  Blindenanstalten,  die  privaten  Charakter 
haben  und  nur  teilweise  vom  Staate  subventioniert  werden: 

Die  Hradschiner,  herrlich  auf  dem  Berge  gelegen,  ist  rein  katholisch, 
von  Nonnen  geleitet.  Sie  hat  einen  Kindergarten,  4  Klassenzüge  zu  je  2 
Jahren,  ein  Musikseminar,  aber  keine  handwerkliche  und  berufskundliche 
Ausbildung. 

Die  Deyl’sche  Anstalt  ist  interkonfessionell,  weltlich  geleitet,  recht  gut 
dotiert,  mit  4  Schulklassen  zu  je  2  Jahren,  Musikseminar,  in  kleinerem  Um¬ 
fange  auch  handwerkliche  Ausbildung,  aber  nur  für  Jünglinge.  Gute  nach¬ 
gehende  Fürsorge  für  die  ausgeschiedenen  Zöglinge. 

Die  Klar’sche  Anstalt,  ebenfalls  interkonfessionell,  weltlich  geleitet,  die 
größte  und  bei  weitem  modernste,  mit  einem  Kindergarten  und  Frauen¬ 
blindenheim  draußen  in  Krc.  Eine  Berufsschule,  ein  Musikseminar  und  ge¬ 
werbliche  Ausbildungsmöglichkeiten  bis  zum  30.  Jahre  in  der  Stadt.  Eine 
große  Turnhalle,  Aula,  Schwimmbad,  Konferenzzimmer,  [die  gewerblichen 
Unterrichtsräume  u.  a.  m.  im  Neubau,  während  der  Altbau  die  Schlafzimmer, 
die  Speisesäle,  die  Wirtschaftsräume  und  Uebungsräume  enthält. 

Die  „Palata“,  ein  Blindenheim  für  Blinde  vom  50.  Lebensjahre  ab. 

Das  Seywalter’sche  Mädchenblindenheim,  rein  katholisch,  aus  carita- 
tiven  Mitteln  erhalten,  gut  dotiert,  mit  einem  neuem  Heim  in  Brandeis  an 
d.  E.  und  der  alten  Anstalt  in  Prag  „Kampa“,  die  aber  teilweise  neu  auf¬ 
gebaut  wurde. 

Somit  sind  2  Kindergärten,  2  Elementarschulen,  3  Musikseminare,  2  ge¬ 
werbliche  Ausbildungsanstalten  und  3  Versorgungsheime  vorhanden. 

Für  die  nachgehende  Fürsorge  sorgt  die  „Tschechoslowakische  Zentral¬ 
blindenfürsorge“  in  Prag.  Es  gibt  einen  Verband  der  Blindenvereinigungen, 
der  mit  der  Zentrale  heute  Hand  in  Hand  arbeitet.  Ihm  gehören  etwa  8 
Vereinigungen,  und  zwar  4  der  Selbsthilfe,  davon  1  Verein  der  Intellektu¬ 
ellen,  der  etwa  40  Mitglieder  umfaßt.  Letztlich  gibt  es  in  der  Tschehoslo- 
wakei  3  Vereine  der  Kriegsblinden,  die  aber  mit  dem  Verein  der  Friedens¬ 
blinden  in  keiner  näheren  Zusammenarbeit  stehen.  Sie  sind  sämtlich  auf 
wohltätige  Beiträge  angewiesen.  Die  Zentrale  erhält  Subventionen  vom  Sozial- 
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ministerium.  Sie  ist  annähernd  das,  was  früher  in  Deutschland  die  „Blinden¬ 
wohlfahrtskammer“  war,  unter  dem  Vorsitz  des  Augenarztes  Dr.  Zahor. 

Neben  den  jeweiligen  Anstaltsbüchereien  gibt  es  eine  Städtische  Blinden¬ 
bücherei  in  Prag.  Diese  steht  unter  der  Obhut  von  Dr.  F.  Soukup  und  unter 
der  Leitung  des  blinden  Ingenieurs  Rokos.  Sie  verfügt  über  etwa  2600  Bände, 
meist  in  tschechischer  Sprache,  und  wird  von  der  Stadt  Prag  unterhalten. 

Weiter  besteht  der  Verein  Cs.  Blindendruck;  er  besitzt  eine  Druckerei 
und  eine  Blindenbücherei  und  wird  von  Spenden  und  Subventionen  der 
Ministerien  unterhalten.  Er  gibt  die  Zeitschrift  „Zora“  mit  8  Beilagen  heraus. 
Alle  Anstalten  und  Vereinigungen  stehen  in  einem  recht  guten  Verhältnis 
zu  der  Zentralblindenfürsorge. 

Ganz  allgemein  ist  mir  etwa  folgendes  aufgefallen:  Die  Zentralblinden¬ 
fürsorge  sucht  unter  Ausnutzung  aller  vorhandenen  Kräfte  das  in  der 
Tschechoslowakischen  Republik  gestehende  nach  deutschem  Muster  zu  re¬ 
organisieren.  Leider  gelingt  ihnen  dies  nicht  immer,  da  die  meisten  Prager 
und  so  auch  die  deutsche  Blindenanstalt  in  Außig,  die  mährische  Blinden¬ 
anstalt  in  Brünn,  die  ungarische  in  Levoca,  die  karpathorussische  in  Mu- 
kacevo  entweder  durch  ihre  Landesregierungen  oder  durch  ihre  privaten 
Geldgeber  von  den  Zentralinstanzen  unabhängig  gemacht  werden.  Auf  der 
einen  Seite  zeigt  das  Vorhandensein  großer,  räumlich  weiter,  modern  ge¬ 
bauter  und  eingerichteter  Anstalten  in  Prag  selbst,  daß  in  den  vergangenen 
125  Jahren  viel  im  Interesse  der  Blinden  getan  worden  ist.  Auf  der  anderen 
Seite  könnten  diese  Anstalten,  wenn  sie  gemeinsam  ihre  Ziele  verfolgten, 
wesentlich  mehr  im  Interesse  der  Früh-,  Spät  und  Alterserblindeten  tun. 
Ansätze  zu  einer  geregelten  Zusammenarbeit  sind  überall  vorhanden,  und 
doch  sucht  jeder  den  andern  zu  übertrumpfen,  um  für  sich  das  Vorrecht 
in  Anspruch  zu  nehmen.  Zweifellos  würde  z.  B.  1  Kindergarten  für  Prag 
vollkommen  genügen.  Denn  z.  Zt.  sind  beide  Kindergärten  unvollkommen 
belegt.  Volle  Berechtigung  haben  die  verschiedenen  Elementar-  und  Berufs¬ 
schulen;  aber  es  ist  unzweckmäßig,  an  einem  Orte  3  Musikseminare  zu 
haben.  Der  tschechische  Blinde  ist  durchschnittlich  recht  musikalisch,  und 
es  scheint  mit  ein  Hauptziel  der  Anstalten  zu  sein,  die  Blinden  zu  Klavier¬ 
stimmern,  Musikern,  Musiklehrern,  Organisten  und  Solisten  heranzubilden. 
Nach  den  mir  gewordenen  Auskünften  finden  gute,  musikalisch  begabte 
Kräfte  dort  ihr  Auskommen.  Anders  ist  es  mit  dem  Blindenhandwerk,  das 
völlig  darniederliegt.  Selbst  die  Blindenanstalten  und  -Werkstätten  können 
nur  verkürzt  arbeiten,  da  sie  keine  einheitliche  Absatzorganisation  haben. 
Für  Späterblindete  wird  wenig  oder  garnichts  getan.  An  den  vorhandenen 
Anstalten  weisen  nur  2,  eine  relativ  kleine  Zahl  der  Landesinstitute,  eine 
handwerkliche  Ausbildung  auf.  So  sind  heute  fast  80°/o  aller  erwachsenen 
Blinden  auf  den  Hausierhandel  und  Almosen  angewiesen.  Wahrlich  bei  allen 
Bestrebungen,  das  Los  der  Blinden  in  der  Tschechoslowakei  wirklich  zu 
bessern,  ein  mageres  Ergebnis!  Schuld  daran  sind  zweifellos  die  wirtschaft¬ 
lichen  und  finanziellen  Verhältnisse  des  Landes  selbst  und  zum  Teil  die 
Stammes-  und  Sprachverschiedenheiten  unter  den  einzelnen  Volksteilen. 
Schon  diese  Mannigfaltigkeit  bedingt  das  Vorhandensein  sovieler  Erziehungs-, 
Unterrichts-  und  Ausbildungsanstalten.  Die  ganze  Tschechoslowakei  hat  nach 
den  statistischen  Schätzungen  von  1930  rund  7500  Blinde,  also  etwa  den 
4.  Teil  der  deutschen  Blindenziffer,  während  ihre  Unterrichts-  und  Aus¬ 
bildungsanstalten  im  Verhältnis  zu  den  unseren  wie  1 :  2  stehen.  Der  Wille 
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zur  Zentralisierung  und  Vereinfachung  ist  bei  den  verantwortlichen  Stellen 
vorhanden.  Man  wünscht,  daß  die  bestehenden  Institute  sich  besonderen 
Aufgaben  widmen,  und  so  Ueberschneidungen,  wie  sie  in  Prag  selbst  zweifel¬ 
los  vorhanden  sind,  vermieden  werden.  Zufolge  der  starken  Unabhängig¬ 
keit  der  privaten  Blindenanstalten  von  jedem  staatlichen  Einfluß  ist  dies 
jedoch  nur  auf  dem  Wege  der  Verhandlung  über  die  Zentralblindenfür¬ 
sorge,  die  unter  der  besonderen  Obhut  der  Unterrichts-  und  Sozialmini¬ 
sterien  steht,  möglich.  Ansätze  zur  Reorganisation  sind  unter  der  ziel¬ 
bewußten  und  menschenfreundlichen  Arbeit  des  oben  erwähnten  Augen¬ 
arztes  Dr.  Zahor  vorhanden.  Aber  es  wird  zweifellos  noch  einer  Reihe  von 
Jahren  und  vielleicht  mancher  großen  Enttäuschung  bedürfen,  ehe  man 
sich  im  Interesse  aller  auf  einer  Linie  einigt.  Um  nur  ein  Beispiel  zu  nennen, 
das  uns  Deutschen  vollkommen  gegen  das  Gemeinschaftsgefühl  gehen  würde: 
Die  eine  der  in  Prag  bestehenden  Anstalten  verfügt  über  ein  herrliches 
Hallenschwimmbad.  Anstatt  daß  man  nun  die  Zöglinge  der  Prager  Anstalten 
dort  abwechselnd  schwimmen  läßt  —  denn  die  Entfernungen  der  einzelnen 
Anstalten  von  einander  sind  nicht  bedeutend  —  hat  man  dieses  Schwimm¬ 
bad  dem  Publikum  gegen  Entgelt  zur  Verfügung  gestellt,  während  die  Zög¬ 
linge  der  eigenen  und  der  übrigen  Anstalten  wöchentlich  mit  ihrem  Wannen¬ 
bade  vorlieb  nehmen  müssen.  Was  würden  wohl  die  Stifter  dieser  Einrich¬ 
tung  sagen,  wenn  ihnen  diese  Verwendung  ihrer  Gaben  bekannt  würde! 
Als  Grund  gibt  man  an,  daß  der  Blinde  im  Zusammenbaden  mit  den  Sehen¬ 
den  leicht  zu  Schaden  kommen  könnte;  der  Sehende  wiederum  sträubt  sich, 
mit  den  Blinden  zu  baden,  da  er  befürchtet,  von  Trachomkranken  ange¬ 
steckt  zu  werden. 

Die  Wohnungs-  und  Ausbildungsräume,  die  Turn-  und  Musiksäle  der 
Klar’schen  Anstalt  sind  so  groß,  daß  sie  Platz  für  alle  Zöglinge  der  3  Prager 
Erziehungsanstalten  bieten,  und  dennoch  sträuben  sich  teils  aus  konfessio¬ 
nellen,  teils  aus  politischen  Gründen  die  Anstalten  gegen  eine  Vereinigung, 
die  letzten  Endes  im  Interesse  aller  zu  dem  ersehnten  Ziel  führen  würde, 

1.  eine  8klassige  Schulanstalt, 

2.  getrennte  Berufsschulen  —  eine  für  Handwerker,  eine  für  Klavierstimmer 
und  Musiker, 

3.  eine  Ausbildungsanstalt  für  die  Späterblindeten  zu  besitzen. 

Möge  es  zielbewußter  und  verantwortungsvoller  Arbeit  der  Zentralblinden¬ 
fürsorge  gelingen,  auf  dem  einmal  beschrittenen  Wege  die  tschechoslowa¬ 
kische  Blindenbildung  und  -fürsorge  mit  den  Jahren  so  zu  reorganisieren, 
daß  sie  unter  Ausnutzung  der  vorhandenen  Einrichtungen  das  Bestmögliche 
im  Interesse  der  Blinden  erreicht. 


Marburger  Stenographiermaschine 

Größe:  Zusammengeklappt  21X13X0  cm 
Aufgeklappt  21  X  20,5  X  5  cm 
Gewicht:  2,250  kg 

Gebrauchsanweisung 

Man  stelle  die  Maschine  auf  die  Gummiknöpfe  mit  dem  langen  Schar¬ 
nier  nach  vorn  vor  sich  hin,  drücke  mit  beiden  Zeigefingern  auf  die  an 

85 


beiden  Schmalseiten  vorn  rechts  und  links  befindlichen  Knöpfe,  wodurch 
der  vordere  Deckel  etwas  aufspringt.  Man  lege  ihn  dann  ganz  nach  vorn 
um,  und  die  Schreibtasten  liegen  nun  frei.  Dann  ist  die  nach  innen  ge¬ 
kippte  mittlere  Zwischenraumtaste  durch  Umlegen  nach  vorn  in  die  zum 
Gebrauch  notwendige  Lage  zu  bringen.  Jetzt  drücke  man  mit  dem  linken 
Zeigefinger  auf  das  hintere  Knöpfchen  der  linken  Schmalseite,  wodurch 
wiederum  die  Verschlußklappe  für  den  Papierstreifen  selbsttätig  geöffnet 
wird.  Erst  jetzt  ist  die  Maschine  gebrauchsfertig  (Abb.  1). 


(Abb.  1) 

Rechts  von  der  Tastatur  in  der  hinteren  Ecke  befindet  sich  ein  soge¬ 
nannter  Papieranzeiger,  der  angibt,  wieviel  Papier  auf  der  Rolle  vorhanden 
ist.  Man  fasse  mit  dem  Daumen  und  Zeigefinger  der  rechten  Hand  die 
beiden  Plättchen  an  und  drücke  das  bewegliche  Plättchen  mit  dem  Zeige¬ 
finger  gegen  das  unbewegliche  des  Daumens.  Kommen  jetzt  Zeigefinger 
und  Daumen  sehr  dicht  zusammen,  dann  ist  der  Streifenvorrat  auf  der  Spule 
nur  noch  sehr  gering. 

Um  eine  Papierrolle  einzulegen,  öffne  man  zuerst  die  oben  beschrie¬ 
bene  hintere  Verschlußklappe,  kippe  die  Maschine  auf  die  linke  Schmal¬ 
seite,  gleite  mit  dem  rechten  Daumen  am  rechten  Rand  der  jetzt  nach  oben 
gekehrten  Schmalseite  entlang  bis  zu  einer  Vertiefung.  Hier  klappe  man 
den  Bodendeckel  nach  rechts  herunter.  Dort  befindet  sich  eine  kleine  Dreh¬ 
scheibe  mit  einem  Stift,  auf  den  die  Papierrolle  aufgesetzt  wird,  und  zwar 
so,  daß  sie  sich  in  entgegengesetzter  Richtung  des  Uhrzeigers  dreht,  also 
von  rechts  nach  links.  Jetzt  fasse  man  das  freie  Ende  des  Papierstreifens 
mit  dem  linken  Zeigefinger  und  Daumen,  führe  es  durch  die  Oeffnung  der 
hinteren  Längswand  nach  außen  und  klappe  den  Bodendeckel  sofort  zu. 
Jetzt  kippe  man  die  Maschine  auf  die  vordere  Längswand,  hebe  mit  dem 
linken  Zeigefinger  den  Bügel  rechts  an  dem  kleinen  Röllchen  hoch,  schiebe 
mit  der  rechten  Hand  den  Streifen  unter  dem  Bügel  nach  links  durch  und 
lasse  den  Bügel  wieder  zurückschnellen.  Dann  drücke  man  rechts  vom 
Bügelröllchen  den  Papierstreifen  mit  dem  Finger  etwas  herunter,  damit  der 
Streifen  in  die  hier  befindliche  Führungsleiste  zu  liegen  kommt. 

Beim  Schließen  der  Maschine  lege  man  die  Zwischenraumtaste  wieder 
nach  innen  um  und  klappe  ebenso  den  vorderen  Deckel  zu  (Abb.  2).  Das 
gleiche  geschieht  nach  Abreißen  des  Streifens  mit  der  hinteren  Verschluß- 
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klappe.  Doch  ist  hierbei  der  Streifen  möglichst  kurz  abzureißen,  sonst  kann 
dieser  Deckel  nicht  zuklappen. 

Die  Maschine  kann  mit  einfachem  und  mit  doppeltem  Zwischenraum¬ 
hub  geliefert  werden.  Ist  der  doppelte  Hub  erwünscht,  so  ist  darauf  zu 
achten,  daß  bei  einzeln  stehenden  Punktbuchstaben  oder  bei  den  letzten 
Buchstaben  resp.  Zeichen  eines  Wortes  mit  diesem  zugleich  die  Zwischen¬ 
raumtaste  angeschlagen  werden  muß.  Auf  diese  Weise  spart  man  den  An¬ 
schlag  der  Zwischenraumtaste,  was  zur  Erhöhung  der  Geschwindigkeit  sehr 


(Abb.  2) 


wesentlich  beiträgt.  Will  man  von  dieser  Erleichterung  keinen  Gebrauch 
machen,  so  kann  die  unter  der  Zwischenraumtaste  befindliche  Stellschraube 
durch  eine  zwischengeschraubte  Mutter  erhöht  werden,  und  dann  ist  auch 
diese  Stenographiermaschine  wie  jede  andere  dieser  Art  zu  behandeln,  d.  h. 
jeder  Zwischenraum  bedingt  einen  eigenen  Anschlag,  und  der  Streifen  be¬ 
wegt  sich  nur  um  eine  Form  (Hub)  weiter.  Ist  die  Mutter  zur  Erhöhung 
der  Stellschraube  nicht  eingeschraubt,  und  schlägt  man  jetzt  die  Leertaste 
an,  so  bewegt  sich  der  Streifen  um  2  Formen. 

Die  Maschine  hat  keine  Rückschalttaste.  Will  der  Schreiber  auf  dem 
geschriebenen  Streifen  etwas  verbessern,  dann  ist  das  an  der  hinteren 
Schmalseite  liegende  Röllchen  zu  heben  und  der  Papierstreifen  nach  rechts 
bis  an  die  zu  ändernde  Stelle  zurückzuziehen.  Dabei  ist  jedoch  darauf  zu 
achten,  daß  sich  der  Streifen  nicht  aus  der  Führungsschiene  heraushebt 
und  dadurch  den  einwandfreien  Transport  gefährdet. 

Beim  Schreiben  ist  darauf  zu  achten,  daß  den  Tasten  nach  dem  An¬ 
schlag  stets  genügend  Zeit  gelassen  wird,  wieder  in  die  Ruhelage  zurück 
zu  gleiten,  da  sonst  ein  einwandfreier  Transport  nicht  möglich  ist.  Der 
Schreiber  wolle  daher  mit  den  Fingern  nicht  ständig  auf  den  Tasten  ver¬ 
weilen,  sondern  nach  der  Prägung  sie  soweit  abheben,  daß  die  Tasten  in 
ihre  ursprüngliche  Lage  wieder  zurückschnellen  können.  Wird  das  befolgt, 
werden  sich  keinerlei  Beanstandungen  ergeben. 

Der  Hub  ist  leicht  und  fast  geräuschlos;  dennoch  braucht  die  Taste 
eine  gewisse  Zeit,  um  in  Ruhestellung  zu  gelangen,  wodurch  selbstver¬ 
ständlich  das  Tempo  begrenzt  wird.  Will  man  die  Geschwindigkeit  erhöhen, 
dann  muß  man  die  Maschine  auf  den  doppelten  Zwischenraumhub  ein¬ 
stellen  (s.  oben).  Weiter  ist  allen  Stenotypisten  die  Erlernung  der  Mar- 
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burger  Schnellschrift  von  E.  Freund,  zu  beziehen  durch  die  Marburger 
Blindenstudienanstalt  zum  Preise  von  0,60  RM.,  zu  empfehlen. 

Die  Blindenstudienanstalt  gibt  für  alle  von  ihr  gelieferten  Stenogra¬ 
phiermaschinen,  die  ohne  nachstehend  angeführte  Hilfsmittel  zum  Preise 
von  80  RM.  geliefert  werden,  eine  1  jährige  Garantie.  Die  Maschinen  sind 
plombiert,  und  es  wird  den  Benutzern  empfohlen,  bei  auf  tretenden  Stö¬ 
rungen  sie  umgehend  als  Postpaket  an  uns  einzusenden.  Störungen,  die 
auf  Material-  oder  Konstruktionsfehler  zurückzuführen  sind,  werden  von 
uns  kostenlos  und  schnellstens  beseitigt.  Für  Fehler,  die  durch  falsche  Be¬ 
handlung  entstehen,  übernehmen  wir  keine  Gewähr. 

Zu  der  Maschine  liefern  wir  auch  einen  Papieraufroller  mit  Metallkorb  zum 
Preise  von  6  RM.  Er  ist  für  Berufstätige  dringend  ratsam.  Weiter  können  Lese¬ 
klammern  durch  die  Blindenstudienanstalt  bezogen  werden  zum  Preise  von 
3,20  RM.  Diese  sind  so  eingerichtet,  daß  sie  an  jeder  Tischkante  in  be¬ 
liebigen  Abständen  angeklemmt  und  der  Streifen  von  rechts  nach  links 
durchgeschoben  werden  kann.  Dabei  dient  die  Tischplatte  als  Leseunter- 


(Abb.  3 

läge  (Abb.  3).  Diese  Klammern  sind  Leseschienen  vorzuziehen.  Doch  sind 
auch  solche  zum  Preise  von  4  RM.  durch  die  Blindenstudienanstalt  zu 
beziehen. 

Die  Papierrolle  faßt  zwischen  40  und  50  m.  Sie  koste!  bei  Einzelbezug 
0,15  RM.,  bei  100  Stück  13,50  RM.  Es  kann  Vorkommen,  daß  die  eine  oder 
andere  Rolle  von  den  richtigen  Höhenmaßen  (Streifenbreite  14,5  mm)  ab¬ 
weicht.  Dadurch  könnten  Transportschwierigkeiten  auftreten,  da  die  über¬ 
mäßige  Streifenhöhe  das  Abrollen  im  Innern  der  Maschine  hemmt.  Solche 
Rollen  sind  auszuscheiden. 

Weiter  empfehlen  wir  die  Anschaffung  unseres  zusammenlegbaren 
Papierkorbes  zum  Preise  von  1,50  RM.,  der  zur  Aufnahme  des  abrollenden 
Streifens  dient. 

Auf  besonderen  Wunsch  kann  die  Maschine  nochmals,  um  sie  fast 
völlig  geräuschlos  zu  machen,  in  einen  besonderen  Filzkasten  eingebettet 
werden.  Dieser  wird  besonders  angefertigt  und  kostet  6  RM. 
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Das  deutsche  Blindenrecht 

eine  Zusammenfassung  aller  blindenrechtlichen  und  -fürsorgerischen  Literatur 

Von  Dr.  Rudolf  Kraemer,  Heidelberg 

Vorankündigung 

Nach  langjähriger  Arbeit  habe  ich  die  Gesamtdarstellung  des  deutschen 
Blindenrechts  vollendet.  Dabei  ist  ein  stattliches  Buch  entstanden,  das  700 
bis  800  Seiten  in  Sehdruck  umfassen  wird.  Es  bringt  alle  auf  Blinde 
bezüglichen  oder  für  Blinde  besonders  wichtigen  Vorschriften  der  deut¬ 
schen  Rechtsordnung  nach  dem  Stand  der  Gesetzgebung  vom  1.  1.  1935: 
Reichsrecht  und  Landesrecht,  Privatrecht,  Handelsrecht,  Staatsrecht,  Straf¬ 
recht,  Prozeßrecht,  Schulrecht,  Arbeits-  und  Gewerberecht,  Sozialversiche¬ 
rung,  öffentliche  Fürsorge,  Gesundheitspolizei,  Verkehrswesen,  Steuern  und 
die  Kriegsblindenversorgung.  Im  ersten  Teil  werden  die  begrifflichen,  sta¬ 
tistischen,  wirtschaftlichen,  rechtspolitischen  und  geschichtlichen  Grund¬ 
lagen  erörtert,  um  zu  einer  theoretischen  Grundlegung  und  gesellschafts¬ 
wissenschaftlichen  Rechtfertigung  der  Blindenwohlfahrtspflege  zu  gelangen. 
Der  zweite  und  dritte  Teil  enthalten  ausschließlich  das  geltende  private 
und  öffentliche  Recht.  Das  Buch  kann  sowohl  als  Nachschlagewerk  benützt 
wie  auch  als  Lehrbuch  gelesen  werden.  Der  Stil  ist  auf  Anhörlichkeit  ab¬ 
gestimmt.  Die  Gliederung  der  Darstellung  in  22  Abschnitte,  137  Stücke  und 
449  Unterabteilungen  je  mit  Ueberschrift  ermöglicht  einen  raschen  Ueber- 
blick  und  ein  sicheres  Zurechtfinden,  das  außerdem  durch  ein  alphabetisches 
Schlagwortverzeichnis  unterstützt  wird.  Rechtskenntnisse  sind  beim  Leser 
nicht  erforderlich.  Die  vorkommenden  Fachausdrücke  werden  jeweils  er¬ 
läutert. 

Die  Schrift  will  dem  Blinden,  der  darnach  fragt,  die  von  der  Rechts¬ 
ordnung  gebotenen  Möglichkeiten  und  Wege  zur  Erleichterung  und  Be¬ 
reicherung  des  Daseins  zeigen.  Sie  will  jedem,  der  irgendwie  mit  Blinden¬ 
fürsorge  zu  tun  hat,  die  Arbeit  vereinfachen  und  im  Erfolg  steigern.  Sie 
will  schließlich  dem  wissenschaftlichen  Betrachter  Klarheit  über  die  recht¬ 
liche  und  gesellschaftliche  Stellung  der  Blinden  in  der  Volksgemeinschaft 
bringen. 


Durch  Schreiben  vom  24.  8.  1935  bringt  der  Amtsleiter  und  Haupt¬ 
lektor  der  Reichsstelle  für  Deutsches  Schrifttum  im  Hauptamt  für  Volks¬ 
wohlfahrt  zum  Ausdruck,  daß  das  Hauptamt  für  Volkswohlfahrt  gegen  die 
Veröffentlichung  sowie  den  Ankauf  und  die  Benutzung  obigen  Werkes  durch 
Blindenorganisationen  keine  Bedenken  hat. 

Die  Blindenstudienanstalt  in  Marburg-Lahn  in  Verbindung  mit  dem  Ver¬ 
ein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.  V.  beabsichtigen,  dieses  Werk 
nunmehr  herauszugeben.  Der  Preis  wird  im  Inland  8  RM.  einschl.  Porto 
und  Verpackung  betragen. 

Um  eine  feste  Unterlage  für  die  Anzahl  der  benötigten  Stücke  zu  be¬ 
kommen,  bitten  wir  dringend,  der  Geschäftsstelle  der  Blindenstudienanstalt 
umgehend  mitzuteilen,  wieviel  Stücke  gewünscht  werden. 
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Mitteilung 


Der  Schulungskursus 

für  blinde  Musiklehrer  und  Organisten  findet  laut  Vereinbarung  be¬ 
stimmt  von 

Dienstag,  den  15.,  bis  Sonnabend,  den  19.  Oktober  in  Marburg-Lahn 

statt.  Anreisetag  ist  Montag,  den  14.  Oktober.  Die  Zeichnungen  zur  Teil¬ 
nahme  an  den  praktischen  Dirigierübungen  in  diesem  Kursus  sind  wegen 
Erreichung  der  Höchstzahl  geschlossen,  während  weitere  Hörer  noch  zu¬ 
gelassen  werden  können. 

Der  Pressekursus  findet  gleichzeitig  statt.  Zureisetag  ist  Sonntag,  den 
6.  Oktober.  Beginn  Montag,  den  7.  Okt.  Schluß  Sonnabend,  den  26.  Okt. 
Zeichnungen  zur  Teilnahme  an  diesem  Kursus  können  noch  entgegen¬ 
genommen  werden. 

Die  Unkosten  für  Wohnung  und  Verpflegung  in  Marburg  betragen 
pro  Kopf  täglich  3  RM. 


Nachtrag  zum  Gesamtkatalog 

der  öffentlichen  Blindenleihbüchereien 

Wie  im  Vorwort  zum  Gesamtkatalog  zum  Ausdruck  gebracht  wurde, 
sollte  er  in  gewissen  Zeitabständen  fortgeführt  werden.  Außer  dem  im  Jahre 
1931  erschienenen  ersten  Nachtrag  konnten  weitere  Veröffentlichungen 
aus  Mangel  an  Mitteln  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgen.  So  vergingen  inzwi¬ 
schen  vier  Jahre,  ohne  ein  Gesamtbild  über  die  Entwicklung  und  besonders 
die  Neuerwerbungen  der  im  Gesamtkatalog  erfaßten  deutschen  Blinden¬ 
leihbüchereien  geben  zu  können.  Nun  ist  es  uns  gelungen,  das  Reichs-  und 
Preuß.  Arbeitsministerium  für  unser  Vorhaben  zu  interessieren,  und  wir 
haben  es  übernommen,  diese  Arbeit  in  kürzester  Frist  zu  erledigen,  damit 
unseren  blinden  Volksgenossen  ein  so  notwendiges  Nachschlagewerk  nicht 
noch  länger  vorenthalten  wird.  Dies  ist  auch  ohne  weiteres  möglich,  weil 
die  Titelaufnahmen  der  Neuerwerbungen  der  angeschlossenen  Blindenleih¬ 
büchereien  sogleich  nach  Eingang  gemäß  den  Preuß.  Instruktionen  bear¬ 
beitet  und  als  Manuskriptzettel  in  unsere  Nachtragskartei  eingereiht  worden 
sind.  Da  sich  die  Anlage  des  Gesamtkatalogs  in  nunmehr  fünfjährigem 
Gebrauch  in  jeder  Beziehung  bestens  bewährt  hat,  wird  auch  der  Nach¬ 
trag  in  gleicher  Darstellung  herausgebracht  werden.  Er  schließt  sich  an 
die  im  Gesamtkatalog  von  1930  aufgeführten  Bestände  an  und  bildet  so 
einen  Gesamtnachtrag  für  die  Zeit  von  Ende  1930  bis  einschl.  1935. 

Im  Einvernehmen  mit  dem  Reichs-  und  Preuß.  Arbeitsministerium  haben 
wir  unter  Hinzuziehung  der  Reichsstelle  zur  Förderung  des  deutschen 
Schrifttums  das  Manuskript  einer  sorgfältigen  Prüfung  unterzogen  und, 
diktiert  von  nationalsozialistischer  Verantwortung  und  nationalsozialistischer 
Weltanschauung,  alle  unerwünschten  Werke  und  Veröffentlichungen  ge¬ 
strichen,  so  daß  das  im  Nachtrag  aufgeführte  Schrifttum  den  neuen  Geist, 
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der  seit  der  nationalsozialistischen  Revolution  den  deutschen  Menschen  er¬ 
faßt  hat,  widerspiegeln  wird.  Undeutsches  Schrifttum  verschwindet,  und  statt 
dessen  wird  dieser  Nachtrag  unseren  blinden  Volksgenossen  neben  an¬ 
derem  eine  Fülle  wertvollsten  nationalsozialistischen  Schrifttums  vermitteln. 

Anfang  kommenden  Jahres  wird  der  Nachtrag  voraussichtlich  schon 
versandbereit  vorliegen.  Trotz  seines  Umfangs  von  ca.  350  Seiten  wird  er 
fest  gebunden  nur  1,75  RM.  (zuzüglich  40  Pf.  Versandspesen)  kosten.  Be¬ 
stellungen  nimmt  jetzt  schon  die 

Geschäftsstelle  der  Marburger  Blindenstudienanstalt,  Wörthstraße  11, 

entgegen. 


Marburger  Buch  dienst 

Abt.:  Neuerscheinungen  in  Blindendruck 

Im  Rahmen  dieser  Veröffentlichungen  bringen  wir  regelmäßig  die 
Neuerscheinungen  in  Blindendruck.  Wir  wollen  unseren  Lesern  hierdurch 
die  Möglichkeit  geben,  die  Neuerscheinungen  kennenzulernen,  die  in  den 
verschiedenen  Blindendruckereien  herausgebracht  worden  sind.  Erfreulicher¬ 
weise  haben  fast  alle  Blindendruckereien  ihre  Mitarbeit  zugesagt,  so  daß 
wir  in  der  Lage  sind,  alle  Neudrucke  zu  erfassen  und  zu  veröffentlichen.- 
Zweckentsprechend  begnügen  wir  uns  mit  einer  möglichst  kurzen,  jedoch 
ausreichenden  Titelaufnahme  und  bringen  anschließend  die  erforderlichen 
Punktschriftangaben  und  auch  den  Preis.  Der  Bezug  der  Bücher  kann  nur 
durch  d  i  e  Druckerei  erfolgen,  in  der  das  betr.  Buch  hergestellt  worden  ist. 

Abkürzungen:  k.  =  Kurzschrift,  v.  =  Vollschrift,  zp.  =  Zwischenpunktdruck, 

zz.  =  Zwischenzeilendruck. 

Berlin:  KulPsche  Blindendruckerei 

Hindenburg  zum  Gedächtnis,  k.  zp.  1  Hbd.  1,75  RM. 

Hannover-Kirchrode:  Verein  zur  Förderung  der  Blindenbildung 

Bade :  Thiele  findet  seinen  Vater,  k.  zp.  1  Bd.  4,50  RM. 

Börger:  Angewandte  Rassenkunde  für  jedermann,  k.  zp.  1  H.  50  Pf. 

Brugger:  Erdkundliches  Quellenlesebuch.  1.  T.:  Asien  und  Afrika,  k.  zp. 
1  Bd.  3,50  RM.  2.  T.:  Amerika  und  Australien,  k.  zp.  1  Bd.  3  RM. 

David:  Der  Bettelvogt.  k.  zp.  1  H.  70  Pf. 

David:  Die  stille  Margaret,  k.  zp.  1  H.  70  Pf. 

Dinstühler:  An  die  deutsche  Nation.  Reden  führender  Deutscher  zum  Auf¬ 
bruch  unseres  Volkes,  k.  zp.  1  .Bd.  2  RM. 

Frey:  Bewußt  gewordenes  Klavierspiel  und  seine  technischen  Grundlagen, 
k.  zp.  1  Bd.  4  RM. 

Frotscher:  Die  Orgel,  k.  zp.  2  Bde.  10  RM. 

Ginzkey:  Der  von  der  Vogelweide.  Roman,  k.  zp.  2  Bde.  8  RM. 
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Gmelin:  Prohn  kämpft  für  sein  Volk.  k.  zp.  1  Hbd.  2,30  RM. 

Hasse:  Vom  deutschen  Musikleben,  k.  zp.  1  Bd.  4  RM. 

Deutsche  Heldensagen  für  Jugend  und  Volk.  Hrsg.  v.  G.  Schalk.  1.  Walther 
und  Hildegunde,  k.  zp.  1  Bd.  2,80  RM.  2.  Die  Nibelungen.  2  Bde.  6  RM. 

3.  Gndrun:  1  Bd.  3,50  RM.  4.  König  Ortnit,  Hugdietrich,  Wolfdietrich. 
1  Bd.  4  RM.  5.  Dietrich  von  Bern.  2  Bde.  6  RM.  6.  Beowulf,  Roland. 

1  Bd.  2,50  RM.  7.  Parzival,  Lohengrin,  Tannhäuser.  1  Bd.  4  RM. 

Hohlbaum:  Stein.  Der  Roman  eines  Führers,  k.  zp.  2  Bde.  7  RM. 
Jörns-Schwab:  Rassenhygienische  Fibel,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Keller:  Romeo  und  Julia  auf  dem  Dorfe,  k.  zp.  1  Bd.  2,80  RM. 

Kelter:  Horst  Wessel,  k.  zp.  1  H.  1  RM. 

Köddermann:  Arbeitshefte  für  den  literaturkundlichen  Unterricht.  1.  H.:  Zu 
Goethes  „Egmont“.  k.  zp.  1  H.  1,20  RM. 

Naturgeschichtliche  Lesebücher.  Bearb.  v.  Prilop.  1.  Bd.:  Der  deutsche  Wald, 
k.  zp.  2  Bde.  11  RM.  2.  Bd.:  An,  auf  und  in  deutschen  Gewässern, 
k.  zp.  3  Bde.  17  RM. 

Lie:  SklaAe  des  Lebens.  Roman,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Löns:  Die  rote  Beeke,  k.  zp.  1  H.  50  Pf. 

Melitz:  Führer  durch  die  Opern.  Insgesamt  4  Bde.  k.  zp.  3.  Bd.  5  RM., 

4.  Bd.  3  RM. 

Müller-Blattau:  Das  deutsche  Volkslied,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Müller-Rüdersdorf:  Hermann  Görings  deutscher  Heldenweg.  k.  zp.  1  H. 
80  Pf. 

Raabe:  Der  Hungerpastor,  k.  zp.  4  Bde.  20  RM. 

Raabe:  Deutsche  Not  und  deutsches  Ringen,  k.  zp.  1  Bd.  2,80  RM. 

Die  Reden  Hitlers  als  Kanzler.  Das  junge  Deutschland  will  Arbeit  und 
Frieden,  k.  zp.  1  Bd.  3,50  RM. 

Rössing:  Der  tapfere  Hans.  k.  zp.  1  Hbd.  2,50  RM. 

Die  deutsche  Saar.  k.  zp.  1  Hbd.  1,50  RM. 

Sarfatti:  Der  Mann,  der  Geschichte  machte.  Mussolinis  Weg  zu  Macht  und 
Größe,  k.  zp.  1  Bd.  4  RM. 

Sawatzki:  Mein  guter  Kamerad,  v.  zp.  1  Bd.  4,50  RM. 

Schäfer:  Anekdoten  in  Auswahl,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Schäfer:  Ein  Mann  namens  Schmitz.  Novelle,  k.  zp.  1  Bd.  2,50  RM. 
Studeny:  Das  Büchlein  vom  Geigen,  k.  zp.  1  Bd.  4  RM. 

Theuermeister:  Von  Steinbeil  und  Urne.  Geschichten  aus  der  Urzeit,  v.  zp. 

2  Bde.  .6,50  RM. 

Wolff:  Der  Sülfmeister.  Eine  alte  Stadtgeschichte,  k.  zp.  4  Bde.  20  RM. 
Zahn:  Die  Prangerbank.  Novelle,  k.  zp.  1  H.  60  Pf. 

Zimmermann:  Kriegsflieger.  Erlebnisse  und  Berichte,  k.  zp.  1  Hbd.  1,40  RM. 

Vierter  Nachtrag  zum  Gesamtverzeichnis  der  in  Punktschrift  gedruckten 
Musikalien.  In  Schwarzdruck  erschienen  für  50  Pf. 
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Königsberg:  Ostpreußische  Blindenunterrichtsanstalt 

Fischer:  Das  Licht  im  Elendhause,  v.  zz.  1  Bd.  3  RM. 

Evangelisches  Gesangbuch  für  die  Kirchenprovinz  Ostpreußen,  v.  zp. 
2  Bde.  6  RM. 

Keller,  Paul:  In  den  Grenzhäusern,  v.  zz.  1  Hbd.  3  RM. 

Koch:  Aufbau  im  Osten,  k.  zp.  1  Bd.  3  RM. 

Marold:  Die  Provinz  Ostpreußen,  v.  zp.  1  Bd.  6,75  RM. 

Melodien  des  „Evangelischen  Gesangbuches“,  Ausgabe  für.  die  Kirchen¬ 
provinz  Ostpreußen.  1  Bd.  3  RM. 

Ausgewählte  Stücke  aus  Schumanns  „Jugendalbum“.  Für  den  Gebrauch 
beim  Unterricht  für  Anfänger.  1  H.  90  Pf. 

Leipzig:  Blindendruckerei 

Der  Reichsparteitag  der  NSDAP  in  Nürnberg  vom  4. — 10.  September  1934. 
k.  zp.  1  Bd.  3,50  RM. 

Marburg:  Blindenstudienanstalt 

Beethoven:  Fidelio.  Oper  in  2  Aufzügen.  Textbuch,  k.  zp.  1  Hbd.  3,50  RM. 

Blindenschrift-  Lese-  und  Übungsbuch  für  Anfänger  und  Fortgeschrittene, 
zusammengestellt  nach  der  „Marburger  Systematik“,  v./k.  zz./zp. 
1  Bd.  5  RM. 

Marburger  Bücherliste  Nr.  1  —  3.  k.  zp.  3  H.  (Beilage.) 

Gaspey-Bubert:  Englische  Konversations-Grammatik  für  den  Schul-,  Privat- 
•  und  Selbstunterricht.  Mit  eingearbeitetem  Schlüssel,  k./v.  zp.  8  Bde. 
40  RM. 

Goethe:  Iphigenie  auf  Tauris.  Ein  Schauspiel  in  5  Aufzügen,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 
Goethe:  Die  Leiden  des  jungen  Werther.  k.  zp.  1  Bd.  6,50  RM. 

Goethe:  Torquato  Tasso.  Ein  Schauspiel  in  5  Aufzügen,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 
Hebbel:  Der  Diamant.  Eine  Komödie  in  5  Akten,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 
Hebbel:  Herodes  und  Mariamne.  Eine  Tragödie  in  5  Akten,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Hebbel:  Der  Rubin.  Ein  Märchenlustspiel  in  3  Akten.  —  Michelangelo.  Ein 
Drama  in  2  Akten,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Hebbel:  Ein  Trauerspiel  in  Sizilien.  Tragikomödie  in  einem  Akt.  —  Julia. 
Ein  Trauerspiel  in  3  Akten,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Hollenberg:  Hebräisches  Schulbuch,  k.  zp.  4  Bde.  20  RM. 

Kleist:  Amphitryon.  Ein  Lustpiel  nach  Moliere  in  3  Akten,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 
Kleist:  Die  Hermannsschlacht.*  Ein  Drama  in  5  Akten,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 
Kleist:  Der  zerbrochne  Krug.  Ein  Lustspiel,  k.  zp.  1  Bd.  5  RM. 

Kleist:  Die  Familie  Schroffenstein.  Ein  Trauerspiel  in  5  Aufzügen,  k.  zp. 
1  Bd.  5  RM. 

Kürzungszeichen  der  deutschen  Blindenkurzschrift,  v./k.  zp.  1  H.  25  Pf. 

Mozart:  Die  Entführung  aus  dem  Serail.  Oper  in  3  Aufzügen.  Textbuch, 
k.  zp.  1  Hbd.  3,50  RM. 
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Otto-Schmidt:  Französische  Konversations-Grammatik  zum  Schul-,  Privat- 
und  Selbstunterricht.  Mit  ein  gearbeitetem  Schlüssel,  k./v.  zp.  8  Bde. 
40  RM. 

Schiller:  Kabale  und  Liebe.  Ein  bürgerliches  Trauerspiel  in  5  Akten,  k.  zp. 
1  Bd.  6,50  RM. 

Erste  Verordnung  zur  Durchführung  des  Einkommensteuergesetzes  vom 
6.  2.  1935.  k.  zp.  1  H.  95  Pf. 

Dritte  Verordnung  zur  Ausführung  des  Gesetzes  zur  Verhütung  erbkranken 
Nachwuchses  vom  25.  2.  1935.  k.  zp.  1  H.  20  Pf. 

Deutschlands  Weihelieder:  Deutschlandlied,  Horst  Wessel-Lied,  Saarlieds 
k.  zp.  1  H.  15  Pf. 


Paderborn :  Prov.-Blindenanstalt 

Das  Neue  Testament.  Übers,  und  kurz  erläutert  von  Rösch.  Das  heilige 
Evang.  Jesu  Christi  nach  Matthäus,  k.  zp.  1  Bd.  1,90  RM.  Markus. 
1  Hbd.  1,50  RM.  Lukas.  1  Bd.  1,90  RM.  Johannes.  1  Bd.  1,50  RM. 
Apostelgeschichte.  1  Bd.  1,90  RM.  Paulus-Brief  an  die  Römer.  1  Hbd. 
1,50  RM.  Die  beiden  Paulus-Briefe  an  die  Korinther.  1  Bd.  1,50  RM. 
6  Paulus-Briefe  an  die  Galater,  Epheser,  Philipper,  Kolosser  und  Thes- 
salonicher.  1  Bd.  1,50  RM.  5  Paulus-Briefe  an  Timotheus,  Titus,  Phi- 
lemon  und  Hebräer.  1  Bd.  1,50  RM.  Die  katholischen  Briefe.  1  Bd. 
1,50  RM.  Die  Offenbarung.  1  Hbd.  1,50  RM. 


Stuttgart:  Blindenanstalt 

Bücherverzeichnis  der  schwäbischen  Blindenbücherei  nach  dem  Stand  v. 
Frühjahr  1934.  k.  zp.  1  Bd.  1  RM. 

Johst:  Schlageter.  Schauspiel,  k.  zp.  1  Hbd.  2,50  RM. 

Sommerfeldt:  Hermann  Göring.  k.  zp.  1  Hbd.  2  RM. 

Wilamowitz-Moellendorff :  Carin  Göring.  k.  zp.  1  Bd.  2,50  RM. 

Wien:  Blindenerziehungsinstitut 

Korngold:  Die  tote  Stadt.  Oper  in  3  Bildern.  Textbuch,  k.  zp.  1  Hbd. 
1,15  RM. 

Korngold:  Das  Wunder  der  Heliane.  Oper  in  3  Akten.  Textbuch,  k.  zp. 
1  Hbd.  1,20  RM. 

Raimund:  Der  Bauer  als  Millionär  oder  Das  Mädchen  aus  der  Feenwelt. 
Romantisches  Original-Zaubermärchen  mit  Gesang  in  3  Aufzügen, 
k.  zp.  1  Bd.  1,85  RM. 
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Marburger  Umschau 

(Monatsschrift.)  Zeitschrift  zur  Belehrung  in  Fragen  der  Wissenschaft,  Kunst, 
Literatur,  Wirtschaft  und  Politik.  Bezugspreis  5  RM.  jährlich.  Einzelheft  50  Pf. 

Sorgfältig  ausgewählte  Aufsätze  aus  anerkannten  Monatsheften  und 
Magazinen  machen  die  „Marburger  Umschau“  zu  einer  beliebten  und  weit 
verbreiteten  Monatsschrift  in  Blindendruck. 

Marburger  Schachzeitung 

(Abdruck  aus:  Deutsche  Schachzeitung.  Organ  für  das  gesamte  Schachleben. 
Hrsg,  von  M.  Blümich,  H.  Ranneforth  und  J.  Halumbirek.  Berlin  &  Leipzig: 
de  Gruyter.)  Bezugspreis  jährlich  2  RM.  Einzelheft  20  Pf. 

Die  „Marburger  Schachzeitung“  hat  sich  seit  ihrem  Bestehen  durch  ihre 
sachliche,  ausschließlich  der  Pflege  des  Spiels  gewidmete  Haltung  das  Ver¬ 
trauen  der  blinden  Schachspieler  stets  in  gleich  hohem  Maße  zu  erhalten 
gewußt  und  ist  für  jeden  Schachfreund,  der  sich  für  die  Vorgänge  auf 
schachlichem  Gebiete  und  die  Fortentwicklung  des  Spiels  interessiert,  un¬ 
entbehrlich.  Zum  Abdruck  gelangen  größere  Meisterpartien,  Probleme  mit 
Lösungen  und  Aktuelles  aus  der  Schachwelt.  Zur  Ergänzung  des  in  un¬ 
serem  Verlage  erschienenen  „ABC  des  Schachspiels“  von  Minckwitz-Blümich 
bringen  wir  für  Fortgeschrittene  die  Lasker’sche  „Schachstrategie“.  Diese 
reichhaltige  Ausgestaltung  unserer  Schachzeitung  wird  uns  in  erster  Linie 
durch  wertvolle  Unterstützung  des  auf  dem  Gebiete  der  Schachlitez'atur 
maßgebenden  Verlages  Walter  de  Gruyter  u.  Co.  Berlin-Leipzig  ermöglicht. 
Die  angewandte  Schach-Notation  ist  denkbar  einfach  und  bewährt  sich 
bestens  auch  bei  den  kompliziertesten  Darstellungen. 

Der  große  König 

als  erster  Diener  seines  Staates 

Denken  und  Wirken  Friedrichs  des  Großen,  dargestellt  nach  seinen  bedeu¬ 
tendsten  Schriften,  Briefen,  Testamenten  und  Gesprächen, 
nebst  einigen  persönlichen  Anekdoten 

Herausgegeben  von  Friedrich  von  Oppeln-Bronikowski 
in  Kurzschrift  2  Bände,  Preis  geh.  10  RM. 

ln  diesem  Buch  wird,  erstmalig  in  dieser  Form,  eine  Auswahl  kennzeichnender 
Proben  und  Stücke  aus  Friedrichs  des  Großen  eigener  schriftlicher  Hinterlassenschaft 
mit  den  genialen  Nachschöpfungen  seines  Heldenlebens  durch  Künstlerhand  zu  einem 
doppelt  lebendigen  Ganzen  verbunden.  Als  Quellen  für  den  Text  dienten  Friedrichs 
Staatsschriften  und  Regierungsakte,  Testamente  und  Marginalverfügungen,  Bekennt¬ 
nisse  in  Vers  und  Prosa,  Briefe  und  Gespräche,  sowie  Schilderungen  von  Augenzeugen, 
besonders  gut  beglaubigte  Anekdoten.  Dabei  ist  manches  zur  Geltung  gebracht,  was 
bisher  wenig  bekannt  war  oder  erst  durch  die  neuere  Forschung  erschlossen  worden 
ist,  so  daß  sich  diese  Zusammenstellung  auch  tatsächlich  von  früheren  unterscheidet. 
Gewähr  für  sie  bietet  als  Herausgeber  der  bekannte  preußische  Kulturhistoriker 
Friedrich  von  Oppeln-Bronikowski.  Dieses  Buch  muß  jeden  fesseln,  der  sich 
nicht  damit  begnügt,  den  Lebenslauf  und  die  geschichtliche  Mission  des  großen  Kö¬ 
nigs  zu  kennen,  sondern  tiefer  eindringen  will  in  das  Denken  und  Handeln  dieses 
auserwählten  Fürsten,  der  Soldat  und  Gelehrter  war  und  nur  ein  Streben  kannte: 
seinem  Volke  zu  dienen. 
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Anstellungen,  Ernennungen,  Prüfungen 

Anschriften änderu  ngen 

Binder,  E.,  Dr.,  Graz,  Merangasse  40. 

Böhlke,  H.,  Tübingen,  Nauklerstraße  14  bei  Eberle. 

Busch,  H.,  Lehrer,  Destadt  bei  Braunschweig. 

Clostermey er,  D.,  Berlin-Steglitz,  Amfortasweg  15. 

Ende  mann.  K.  0.,  Reg.-Rat,  Dr.,  Hannover,  Matthiasstraße  4IIIr. 

Fritsch,  R.,  Ger.-Ass.,  Kassel,  Herkulesstraße  9. 

Grub  er,  K.  R.,  Dr.,  Studienrat,  Frankfurt-Main,  Auf  dem  Mühlberg  8, 
Juringius,  N.,  Dr.,  Stockholm,  Schweden,  Drottningholmsvägen  76. 

Kornath,  H.,  Hindenburg,  O.-S.,  Bielitzerstraße  7. 

Kranig,  Amtsgerichtsrat,  Breslau,  Agathstraße  11. 

Kiinzel,  W.,  Dr.,  Berlin-Hessenwirkel,  Kanalstraße  5. 

Mutter,  A.,  stud.  phil.,  Lausanne,  rue  Madeleine  1. 

Naeher,  H.,  Stud. -Ass.,  Dresden  A  16,  Stephanienstraße  11. 

Ruff  mann,  J.,  Berlin-Lichterfelde,  Baselerstraße  37. 

Sawitzki,  P.,  Petershagen  a.  d.  Weser,  Hindenburgstraße  65. 

Schwendy,  G.,  Reg.-Rat,  Breslau  35,  Gnomenweg  19. 

Wagner,  M.,  Leipzig  C  1,  Roßstraße  14. 

Wingen,  A.,  Freiburg,  Br.,  Wilhelmstraße  34  bei  Walbroel. 

Examen,  Anstellungen  usw. 

Engel,  L.,  Klingenmiinster,  Pfälzische  Heil-  und  Pflegeanstalt,  als  Maschinen¬ 
schreiberin  angestellt. 

Fischer,  R.,  Berlin,  am  27.  3.  1935  Privatmusiklehrerprüfung  an  der  Musikhoch¬ 
schule  Berlin-Charlottenburg  abgelegt. 

Jensen,  G.,  Hamburg  13,  Binderstraße  151,  hat  am  21.  und  22.  6.  ds.  Js.  die 
Doktorprüfung  mit  „sehr  gut“  (in  allen  4  Fächern  und  als  Gesamtnote)  be¬ 
standen.  Für  Dissertation  das  Prädikat  „vorzüglich“. 

Josefiak,  Ed.,  Berlin,  der  bekannte  Konzertsänger,  ist  von  der  Reichsmusik¬ 
kammer  auf  Grund  eines  Prüfungsergebnisses  endgültig  in  die  Fachschaft  IV 
„Konzertierende  Solisten  und  Kapellmeister“  aufgenommen  worden. 

Lübbing,  H.,  Dr.,  Assessor,  Hannover,  Geibelstraße  23,  probeweise  bei  dem  Lan¬ 
deskirchenamt  Hannover  beschäftigt. 

Weide,  C.,  Dr.,  Eberstadt  bei  Darmstadt,  als  Referent  der  Abteilung  III  bei  der 
Landesregierung  angestellt. 

Neue  Mitglieder 

Baasch,  A.,  Organist,  Kiel,  Kirchhof- Allee  44. 

Kalmuczak,  Reinhold,  Berlin  SW  61,  Hagelbergerstraße  20a,  Gruppe  der  blin¬ 
den  Musiklehrer. 

Menn,  Albert,  Konzertpianist  und  Organist,  Köln-Rh.,  Hansaring  139. 

Würtz,  Wilh.,  Köln-Rh.,  Streitzeuggasse  23,  Gruppe  der  blinden  Musiklehrer. 


Herausgegeben  von  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn.  —  Verantwortlicher 
Schriftleiter:  Dr.  Cärl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  beauftragter  Do¬ 
zent  an  der  Philipps-Universität,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  —  Zu  bestellen  bei 
der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  —  Postscheck¬ 
anschrift:  Druckerei  der  Blindenhochschulbücherei  Frankfurt-Main,  Kontonummer 
82305.  —  Erscheint  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  (Auflage  500)  Jahresbezugs¬ 
preis  6  RM.  —  Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn  1935. 
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Organ  der  Hochschulbücherei,  Studien¬ 
anstalt  und  Beratungsstelle  für  blinde 
Studierende  E.V.  (H.St.B.) 
und  des  Vereins  der  blinden  Aka¬ 
demiker  Deutschlands  E.V.  (V.b.A.D.), 
Marburg-Lahn 
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wie  der  Belange  der  blinden  Geistes¬ 
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Vereinbarung  zwischen  den  deutschen 

Selbsthilfeverbänden 

Den  vereinten  Bemühungen  des  Reichs-  und  Preußischen  Arbeitsmini¬ 
steriums  und  des  Hauptamtes  für  Volkswohlfahrt  verdanken  die  beiden  Ver¬ 
bände  „Reichsdeutscher  Blindenverband  E.  V.  mit  den  Rechten  einer  milden 
Stiftung“,  Berlin,  und  der  „Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  E.V.“, 
Marburg,  eine  dem  Sinne  des  dritten  Reichs  und  der  Volksgemeinschaft 
entsprechende  Interessenverknüpfung.  Von  den  Leitern  beider  Verbände 
ist  die  nachstehende  Erklärung  vollzogen  und  damit  eine  loyale  und  kame¬ 
radschaftliche  Zusammenarbeit  zum  Wohle  der  deutschen  Blinden  gewähr¬ 
leistet.  Wir  begrüßen  diesen  neuen  Zusammenschluß  der  beiden  Verbände 
aufs  herzlichste  und  bringen  hier  zum  Ausdruck,  daß  beide  Verbände,  ihre 
Leiter  und  Mitglieder,  ihren  übernommenen  Verpflichtungen  nachkommen 
und  sich  gegenseitig  die  Treue  halten  werden. 

Der  VbAD.  E.  V.  ist  mit  Wirkung  vom  1.  September  ds.  Js.  dem  Reichs¬ 
deutschen  Blindenverband  nach  §  12  der  Satzung  beigetreten.  Der  RBV. 
ist  nach  §  3  der  Satzung  des  VbAD.  diesem  als  förderndes  Mitglied  bei¬ 
getreten.  Die  auf  Grund  der  vollzogenen  Erklärung  erforderliche  Satzungs¬ 
änderung  des  VbAD.  ist  am  8.  Dezember  ds.  Js.  der  diesjährigen  Mitglieder¬ 
versammlung  zur  Annahme  vorgelegt  worden. 

Außer  der  Namensänderung  „Verein  der  blinden  Akademiker  Deutsch¬ 
lands  und  Absolventen  höherer  Lehranstalten  E.  V.“  (VbAD.)  wird  §  3  der 
Satzung  grundlegend  geändert,  indem  der  Begriff,  der  außerordentlichen 
Mitgliedschaft  gestrichen  wird,  und  es  in  Zukunft  nur  die  folgenden  ordent¬ 
lichen  blinden  Mitglieder  gibt: 

1.  rite  immatrikulierte, 

2.  mit  kleiner  Matrikel, 

3.  Absolventen  der  Blindenstudienanstalt  und  anderer  höherer  Lehr¬ 
anstalten. 

Wir  hoffen,  daß  durch  diese  Satzungsänderungen  und  die  gegenseitige 
enge  Fühlungnahme  der  Leiter  beider  Verbände  nunmehr  ein  freundschaft¬ 
liches  und  gedeihliches  Arbeiten  zum  Wohle  der  blinden  Volksgenossen  im 
nationalsozialistischen  Sinne  gewährleistet  ist. 


Erklärung 

Die  Unterzeichneten  erklären  hiermit  folgende  Vereinbarung  zwischen 
dem  Reichsdeutschen  Blindenverband  und  dem  Verein  blinder  Akademiker 
und  Absolventen  höherer  Lehranstalten  für  die  von  ihnen  vertretenen  Ver¬ 
bände  als  verbindlich: 

„Der  Beitritt  des  Vereins  der  blinden  Akademiker  und  Absolventen 
höherer  Lehranstalten  zum  Reichsdeutschen  Blindenverband  als  unterstützen¬ 
des  Mitglied  gemäß  §  12  der  Satzung  des  Reichsdeutschen  Blindenverbandes 
vom  März  1934  soll  die  notwendige  Gemeinschaftsarbeit  im  Blindenwesen 
fördern.  Die  Leiter  beider  Vereine  werden  deshalb  in  allen  gemeinsamen 
Fragen  vertrauensvoll  Zusammenarbeiten.  Beide  Verbände  bleiben  zur  Er- 
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füllung  ihrer  besonderen  Aufgabe  finanziell  und  materiell  selbständig;  dies 
gilt  insbesondere  auch  für  die  Aufgaben,  die  dem  Verein  der  blinden  Aka¬ 
demiker  und  Absolventen  höherer  Lehranstalten  vom  Vorstand  der  Hoch¬ 
schulbücherei,  Studienanstalt  und  Beratungsstelle  für  blinde  Studierende  in 
Marburg  (Lahn)  zugewiesen  werden.  Die  Arbeitsteilung  bedeutet  keine  Spal¬ 
tung  im  Blindenwesen,  vielmehr  werden  die  Verbände  ihr  Zusammenwirken 
in  allen  gemeinsamen  Fragen  auch  nach  außen  hin  geschlossen  zum  Aus¬ 
druck  bringen.“ 

Wigand  von  Gersdorff,  Leiter  des  RBV. 

Dr.  Carl  Stiehl,  Leiter  des  VbAD. 


Bericht 

über  die  Arbeitsausschußsitzung  und  11.  ordentliche  Mitgliederver¬ 
sammlung  des  VbAD.  am  8.  Dezember  1935 

Zum  8.  Dezember  ds.  Js.  hatte  der  VbAD.  zu  der  10.  Arbeitsausschuß¬ 
sitzung  und  der  11.  ordentlichen  Mitgliederversammlung  eingeladen.  Die 
Sitzung  fand  in  Marburg  Am  Schlag  2  von  vormittags  9 — 13,  nachmittags 
von  15 — 18  Uhr  statt.  Abends  war  ein  gemütliches  Beisammensein  im  Stu¬ 
dentenheim  Wörthstraße  11. 

Es  wurden  nachfolgende  Themen  behandelt: 

Kassenbericht  vom  1.  Januar  1933  bis  1.  Oktober  1935. 

Die  weltanschaulichen  Grundlagen  des  Nationalsozialismus.  Studienrat  Dr. 
Gaul,  Marburg-Lahn,  stellvertretender  Kreisschulungsleiter  der  NSDAP. 

Rassen-,  Erbgesundheitspflege  und  Bevölkerungspolitik  als  Grundlage  des 
nationalsozialistischen  Staates  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 
blinden  Volksgenossen.  Prof.  Dr.  Wilhelm  Pfannenstiel,  Direktor  des 
Hygienischen  Instituts  der  Universität  Marburg. 

Berufliche  Betätigung  als  seelische  Notwendigkeit  für  den  Blinden,  insbe¬ 
sondere  den  blinden  Geistesarbeiter.  Studienrat  Dr.  Hans  Ludwig,  Berlin. 

Die  Wohlfahrtspflege,  insbesondere  Blindenfürsorge  im  dritten  Reich.  Prof. 
Dr.  Bruno  Schultz,  Dresden. 

Erziehungs-  und  Bildungsaufgaben  einer  höheren  Blindenschule.  Dr.  Fr. 
Mittelsten  Scheid,  Marburg. 

Das  Studium  Blinder:  Voraussetzungen,  Durchführung  und  Erfolgsaussichten, 
cand.  phil.  E.  Dehnhardt,  Marburg. 

Der  Blinde  im  Zivilrecht.  Amts-  und  Landgerichtsrat  Dr.  W.  Becker,  Frank¬ 
furt-Main. 

Der  Erblindete  im  nationalsozialistischen  Steuerrecht.  Rechtsanwalt  Dr.  A. 
Gottwald,  Berlin. 

Der  Blinde  als  Schriftsteller  und  Schriftleiter.  Dr.  A.  Reuß,  Schwetzingen. 
Aus  der  Arbeit  der  Musikergruppe.  Schulmusiklehrer  E.  Freund,  Marburg. 

Anwesend  waren  40  Mitglieder.  Die  Stimmübertragung  hatten  88  ordent¬ 
liche  Mitglieder  veranlaßt.  Demnach  war  die  Mitgliederversammlung  voll 
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beschlußfähig,  Die  Vorträge  hatten  ein  hohes  Niveau  und  haben  den  An¬ 
wesenden  sowohl  ein  anschauliches  Bild  von  der  Arbeit  des  Vereins  der 
blinden  Akademiker  Deutschlands  gegeben,  als  auch  für  eine  Reihe  von 
Fragen  das  Verständnis  geweckt  bzw.  vertieft. 

Dem  Vorstande  und  der  Geschäftsführung  wurde  für  das  Geschäfts¬ 
jahr  1933  und  1934  einstimmig  Entlastung  erteilt. 

Der  Geschäftsbericht  und  die  Abrechnungen  werden  in  der  nächsten 
Nummer  dieser  Zeitschrift  veröffentlicht. 

Als  Vorstandsmitglied  wurde  für  den  ausgeschiedenen  Kriegsblinden¬ 
vertreter  Amts-  und  Landgerichtsrat  Dr.  W.  Becker,  Frankfurt-M.,  der  kriegs¬ 
blinde  Studienrat  Dr.  H.  Ludwig,  Berlin,  berufen,  für  den  ausgeschiedenen 
Bezirksleiter  für  Groß-Berlin,  Major  a.  D.  Dr.  E.  Claessens,  der  friedensblinde 
Rechtsanwalt  Dr.  A.  Gottwald,  Berlin.  Die  Herren  Ludwig  und  Gottwald 
werden  in  Zukunft  gemeinsam  zu  den  Bezirkstagungen  einladen,  so  daß 
auch  hier  die  Geschlossenheit  und  die  freundschaftlichen  Beziehungen  zwi¬ 
schen  den  kriegs-  und  friedensblinden  Geistesarbeitern  zum  Ausdruck  kommt. 

20  Jahre  wirkt  der  VbAD.  im  Interesse  seiner  Schicksalsgefährten,  und 
auf  manchen  schönen  Erfolg  kann  er  zurückblicken.  Er  ist  stolz  auf  die 
durch  ihn  mitgetragene  Marburger  Blindenstudienanstalt,  zu  deren  Grün¬ 
dung  er  die  Anregung  gab. 

Die  Versammlung  brachte  klar  zum  Ausdruck,  daß  sie  neben  der  eigenen 
Standesvertretung  und  Betreuung  der  kriegs-  und  friedensblinden  Akade¬ 
miker  und  Absolventen  höherer  Lehranstalten  die  Unterstützung  und  För¬ 
derung  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  als  ihre  vornehmste  Pflicht 
betrachtet.  Der  Vorstand  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  überbrachte 
durch  sein  geschäftsführendes  Vorstandsmitglied  Dir.  Dr.  Fr.  A.  Pinkerneil, 
Berlin,  der  Bund  erblindeter  Krieger  durch  Studienrat  Dr.  Ludwig,  Berlin, 
der  RBV.  durch  seinen  2.  Vorsitzenden,  0.  Kuhweide,  Petershagen,  ihre 
Wünsche  und  Grüße  zum  Ausdruck. 

Beendet  wurde  die  Tagung  mit  einem  Dank  an  die  Behörden,  insbe¬ 
sondere  das  Reichs-  und  Preußische  Arbeitsministerium,  die  Parteistellen, 
insbesondere  das  Hauptamt  für  Volkswohlfahrt,  und  einem  dreifachen  Sieg¬ 
heil  auf  unsern  Führer  und  Reichskanzler  Adolf  Hitler. 

Strehl 


Die  Selbsthilfe  —  eine  politische  Notwendigkeit 

Von  Ernst  Dehnhardt 

In  einer  kleinen  Schrift,  betitelt  „Die  Selbsthilfebewegung  —  eine  not¬ 
wendige  Folge  der  Entwicklung“  nimmt  der  RBV.  soeben  das  Wort  und 
zeigt  an  Hand  der  geschichtlichen  Entwicklung,  wie  diese  Bewegung  eine 
im  Blindenwesen  vorhandene  Lücke  ausgefüllt  und  allen  Blinden  segens¬ 
reiche  Förderung  gebracht  hat.  Nichts  könnte  die  Berechtigung  der  Selbst¬ 
hilfe  besser  dokumentieren  als  der  große  Erfolg,  den  ihre  Bemühungen 
im  Laufe  von  knapp  25  Jahren  erzielt  haben.  Wie  hätte  die  Selbsthilfe  der 
Blinden  so  bedeutende  Erfolge  erzielen  können,  wie  hätte  sie  so  wichtige 
Aufgaben  einer  Lösung  näher  bringen  können,  wäre  sie  nicht  in  einen  luft- 
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leeren  Raum  vorgestoßen  und  hätte  sie  dadurch  nicht  wertvolle  Kräfte 
mobilisiert  und  der  Nutzbarmachung  zugeführt. 

Es  erübrigt  sich,  die  geschichtliche  Betrachtung  noch  auszubauen.  Wir 
wollen  hier  das  Problem  der  Selbsthilfe  von  einer  anderen  Seite  betrachten; 
wir  wollen  uns  die  Frage  stellen:  Wie  verhält  sich  die  Selbsthilfe  zu  den 
Grundsätzen  nationalsozialistischer  Sozialpolitik  und  dem  Arbeitsethos  des 
Nationalsozialismus. 

Die  Sozialpolitik  des  Dritten  Reiches  geht  aus  von  dem  Grundsatz,  alle 
lebenfördernden  Kräfte  des  Volkes  zu  erhalten  und  dort,  wo  solche  Kräfte 
gefährdet  sind,  einzugreifen  und  das  Verschüttete  zu  beleben  und  zu  stär¬ 
ken.  Sie  steht  damit  im  Gegensatz  zu  einer  früher  sehr  starken  Richtung, 
die  die  Aufgabe  der  Sozialpolitik  darin  sah,  den  Betreuten  vordringlich  die 
bloße  Lebensmöglichkeit  zu  sichern.  Das  führte  dazu,  daß  diese  zumeist 
nicht  zur  Entwicklung  der  eigenen  in  ihnen  schlummernden  Kräfte  ge¬ 
langten;  das  Schwache  wurde  erhalten,  es  wurde  aber  versäumt,  gehemmte 
Kräfte  zu  befreien,  die  ein  Gegengewicht  hätten  bilden  können.  Daneben 
und  oft  in  gemischter  Form  bestand  die  Selbsthilfe,  die  hauptsächlich  be¬ 
strebt  war,  den  Fürsorgebedürftigen  eine  auf  eigener  Arbeit  aufgebaute 
Lebensgrundlage  zu  verschaffen.  Ihre  Existenz  schon  bewies,  daß  die  Ar¬ 
beit  der  „Wohlfahrt“  einen  wichtigen  Drang  im  Menschen  vernachlässigte, 
den  Drang  nach  eigener  Betätigung  und  Erprobung. 

Ist  nun  der  heute  geltende  Grundsatz  nicht  die  konsequente  Fortfüh¬ 
rung  der  Gedanken,  die  in  der  Selbsthilfe  lebendig  waren?  Stellt  es  die 
NSV.  nicht  als  ihre  vornehmste  Aufgabe  hin,  in  ihrer  Existenz  bedrohten 
Menschen  wieder  eine  feste  Lebensgrundlage  zu  schaffen,  indem  sie  die 
ihnen  innewohnenden  produktiven  Kräfte  fördert? 

Es  soll  hier  nicht  etwa  der  Meinung  das  Wort  geredet  werden,  daß  die 
Fürsorgevereine  und  die  staatlichen  Fürsorgestellen  nicht  auch  einen  wich¬ 
tigen  Anteil  an  der  produktiven  Fürsorge  haben.  Ganz  im  Gegenteil,  dieser 
Anteil  ist  nicht  zu  unterschätzen,  er  ist  sogar  notwendig,  wenn  die  Selbst¬ 
hilfe  Erfolg  haben  soll.  Aber  die  Arbeit  dieser  Stellen  wäre  ohne  die  Selbst¬ 
hilfe  nur  eine  halbe.  Denn  jeder  Mensch,  der  noch  einen  Funken  Lebens¬ 
kraft  in  sich  verspürt,  möchte  nicht  nur  Objekt  einer  so  guten  Fürsorge 
sein;  er  will  auch  das  Gefühl  haben,  daß  er  sich  selbst  etwas  verdankt, 
daß  in  ihm  auch  Kräfte  liegen,  die  der  Gestaltung  seines  Lebens  nützen. 

Denn  das  ist  das  innerste  Bestreben  aller  Selbsthilfe:  selbst  zu  kämpfen 
um  den  Lebensraum,  selbst  tätig  zu  sein  für  die  Erhaltung  des  Daseins  und 
darüber  hinaus  das  Bewußtsein  haben,  daß  man  dem  Ganzen  dient  und  nützt. 

Darum  auch  ist  es  ein  gesundes  Streben,  daß  die  Blinden  ihr  Leben 
und  das  ihrer  Schicksalsgenossen  selbst  mitgestalten  wollen,  indem  sie 
sich  gegenseitig,  bereichert  durch  ihre  Erfahrung,  mit  Rat  und  Tat  helfen 
wollen,  um  eine  Lebensgrundlage  zu  erlangen,  die  ihnen  das  Bewußtsein 
des  eigenen  Wertes  und  menschlicher  Würde  verleiht.  Das  ist  auf  anderem 
Gebiete  genau  das  Gleiche  wie  der  Weg  des  Deutschen  Volkes  überhaupt 
seit  drei  Jahren:  er  hat  sich  freigemacht  von  der  zweifelhaften  Begönne- 
rung  durch  andere  Mächte  und  hat  aus  eigener  Kraft  die  Gestaltung  seines 
Schicksals  in  die  Hand  genommen.  Ein  Staat,  der  seine  Bürger  zu  freien, 
selbstbewußten  und  kämpferischen  Menschen  erziehen  will,  kann  kein 
Wohlfahrtsstaat  sein,  er  muß  folgerichtig  die  Kräfte  wecken,  die  fähig  sind 
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und  willig,  selbst  weiterzubauen  und  zu  kämpfen.  Und  was  kann  ihm  da 
willkommener  sein  als  die  Selbsthilfe  der  Blinden  —  und  der  Gebrech¬ 
lichen  überhaupt  —  die  diese  Bestrebungen  von  jeher  als  ihre  vornehmste 
Aufgabe  angesehen  hat? 

Man  könnte  nun  einwerfen,  daß  diese  Selbsthilfe  aber  doch  nicht  ohne 
fremde  Hilfe  arbeiten  kann.  Sie  muß  doch  für  ihre  Arbeit  Geld  haben,  und 
dieses  Geld  kann  sie  nicht  von  ihren  meist  schlecht  gestellten  Mitgliedern 
herausholen,  sie  muß  sich  genau  wie  die  „Fürsorge“  an  staatliche  und  pri¬ 
vate  Stellen  wenden,  um  die  nötigen  Mittel  zu  erlangen.  Mithin  drängt  sie 
sich  in  die  Aufgaben  der  Fürsorge,  sie  ist  sogar  überflüssig,  denn  ihre  Auf¬ 
gaben  können  von  den  Fürsorgevereinen  ebenso  gut  gelöst  werden. 

Das  trifft  sicherlich  zum  Teil  zu,  nämlich  für  die  reine  Arbeitsfürsorge, 
aber  nicht  für  die  Erziehung  der  Blinden  zu  eigenständiger  Tätigkeit.  Denn 
eine  Arbeitsfürsorge,  die  lediglich  auf  Betreuung  aufgebaut  ist,  wird  immer 
vor  der  Tatsache  stehen,  daß  die  Betreuten  sich  auf  die  Fürsorge  verlassen 
und  letzten  Endes  das  Gefühl  behalten,  daß  sie  nur  Objekte  der  Betreuung 
sind  und  sich  vollkommen  auf  diese  Betreuung  verlassen.  Die  Erziehung 
zur  eigenen  Verantwortlichkeit  durch  die  Selbsthilfe  kann  gar  nicht  weg¬ 
gedacht  werden,  wenn  die  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Blinden  bis  zum 
letzten  wirksam  werden  sollen.  Wenn  die  Selbsthilfe  sich  also  an  sehende 
Freunde  der  Blinden  wendet,  so  tut  sie  es  unter  Betonung  ihres  höchsten 
Zieles,  die  Blinden  aus  der  passiven  Haltung  gegenüber  der  Gemeinschaft 
herauszureißen  und  sie  an  den  Platz  zu  stellen,  der  ihnen  in  der  Gemein¬ 
schaft  des  ganzen  Volkes  gemäß  ist,  nämlich  an  den  Platz,  wo  sie  trotz 
ihres  Gebrechens  fruchtbare  Arbeit  leisten  und  auch  das  Bewußtsein  haben 
können,  daß  sie  Werte  schaffen  für  die  Gesamtheit  und  von  dieser  wiederum 
anerkannt  werden,  weil  sie  Vollwertiges  leisten. 

Die  Berufsarbeit  des  Blinden  ist  dann  nicht  nur  ein  notwendiges  Uebel, 
um  sich  vor  der  Not  des  Lebens  zu  schützen,  sie  ist  mehr.  Bei  dem  rein 
fürsorgerischen  Arbeitseinsatz  besteht  allzusehr  die  Gefahr,  daß  die  Arbeit 
nur  angesehen  wird  als  eine  leidige  Notwendigkeit  für  den  Blinden;  der 
Mensch  setzt  dann  nicht  alle  seine  Kräfte  ein,  ja  er  wird  seine  Kräfte  sogar 
schonen;  es  wird  dann  ähnlich  ergehen  wie  bei  der  Arbeitslosenfürsorge: 
wenn  man  irgend  kann,  wird  man  sich  vor  der  Arbeit  drücken,  weil  sie 
keinen  eigenschöpferischen  Sinn  hat  und  weil  man  ohne  sie  auch  be¬ 
stehen  kann. 

Der  Grundsatz  des  „Rechtes  auf  Arbeit“,  den  der  Führer  oft  genug 
verkündet  hat,  macht  die  Selbsthilfe  unerläßlich.  Durch  diesen  Grundsatz 
wird  die  Arbeit  von  einer  bloßen  Angelegenheit  des  Magens  heraufgehoben 
zu  einer  Aufgabe  und  sittlichen  Verantwortlichkeit.  Es  liegt  ganz  in  der 
Linie  des  nationalsozialistischen  Arbeitsethos,  daß  jeder  Mensch  um  seinen 
Platz  an  der  Sonne  kämpfen  soll.  Und  die  Gemeinschaft  als  Ganzes  trägt 
ihn  wiederum,  indem  sie  ihm  die  Möglichkeit  eines  Lebensraumes  schafft, 
eben  durch  das  „Recht  auf  Arbeit“.  Darum  ist  es  die  Aufgabe  der  Gemein¬ 
schaft  im  Falle  des  Blinden,  daß  sie  durch  wirtschaftliche  Hilfe  und  ideelle 
Bereitwilligkeit  für  den  Blinden  tatkräftig  eintritt,  damit  die  Hindernisse 
überbrückt  werden,  die  durch  sein  Gebrechen  verursacht  sind.  Es  ist  und 
muß  aber  Sache  jedes  einzelnen  Blinden  sein,  sich  dieser  Hilfe  würdig  zu 
zeigen,  sich  als  verantwortungsbewußtes  Glied  der  Gemeinschaft  zu  er- 
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weisen,  indem  er  selbst  sich  durch  seine  Leistung  den  Platz  verdient,  an 
dem  er  wirken  kann.  Und  es  muß  weiterhin  seine  Aufgabe  sein,  seinen 
Schicksalsgefährten  die  Wege  zu  weisen,  damit  sie  gleichen  Sinnes  ihr 
Leben  gestalten.  Dazu  brauchen  wir  die  Selbsthilfe,  damit  sie  die  Eigen¬ 
tätigkeit  fördert,  damit  sie  die  Blinden,  die  durch  ihr  Geschick  enger  zu¬ 
sammengehören,  reif  macht  und  immer  wieder  aufruft  zur  Erfüllung  der 
Aufgaben,  die  ihnen  in  der  Gemeinschaft  des  Volkes  zukommen. 

Ohne  die  Selbsthilfe  ständen  die  Blinden  —  immerhin  eine  große  Zahl 
von  Menschen  —  abseits  der  Volksgemeinschaft.  Sie  würden  den  Ansatz¬ 
punkt  für  jene  „Wohlfahrtsgesinnung“  darstellen,  die  der  Nationalsozialis¬ 
mus  bekämpft  und  überwunden  hat. 

Die  Fürsorgevereine  könnten  die  Arbeit  der  Selbsthilfe  niemals  leisten- 
Denn  durch  Zwang  allein  kann  man  niemals  einen  Menschen  zu  verant¬ 
wortlicher  Arbeit  erziehen.  Das,  was  aller  Arbeit  und  allem  Mühen  erst 
sittlichen  Wert  gibt,  die  innere  Freiheit  und  der  Glaube  an  die  eigene  Kraft, 
würden  vollkommen  fehlen. 

Damit  würde  aber  auch  der  Wille  zur  Selbstbehauptung  und  zum  Ein¬ 
satz  für  die  Gemeinschaft  schwinden.  Es  würde  das  in  einem  Teile  des 
Volkes  vernichtet,  was  die  nationalsozialistische  Idee  sieghaft  machte  und 
was  das  Dritte  Reich  aufwärts  geführt  hat. 

In  seiner  Idee  stellt  der  Staat  dem  Blindenwesen  darum  die  großen 
Aufgaben : 

Erziehung  zu  dieser  Idee  in  den  Anstalten, 

Ueberwindung  der  durch  das  körperliche  Gebrechen  gegebenen  Hemm¬ 
nisse  durch  fürsorgerische  Arbeit, 

Realisierung  der  Idee  unter  den  Blinden  gegenüber  der  Gemeinschaft 
des  Volkes  als  Gemeinschaft  von  Schicksalsgefährten  in  der  Selbsthilfe¬ 
bewegung. 


Dritte  Marburger  Schulungswoche 
für  blinde  Musiker 

Von  E.  Freund,  Marburg 

Vom  14.  bis  19.  Oktober  fand  die  dritte  Marburger  Schulungswoche  für 
blinde  Musikerzieher  und  Kirchenmusiker  statt.  Sie  wurde  von  der  Mar¬ 
burger  Blindenstudienanstalt  mit  Unterstützung  des  „Vereins  der  blinden 
Akademiker  Deutschlands“  und  des  „Reichsdeutschen  Blindenverbandes“ 
veranstaltet  und  in  den  Räumen  der  Blindenstudienanstalt  in  Marburg-L. 
Am  Schlag  1  und  2  durchgeführt. 

Wie  die  beiden  vorangegangenen,  so  wurde  auch  die  Veranstaltung 
dieser  Schulungswoche  seitens  der  blinden  Musikerschaft  mit  großem  Inter¬ 
esse  begrüßt.  Wie  schon  in  der  Einladung  bekanntgegeben  wurde,  konnte 
nur  eine  beschränkte  Zahl  von  Teilnehmern  zugelassen  werden,  um  den 
Erfolg  des  Dirigierkurses,  der  im  Mittelpunkt  stand,  nicht  von  vornherein 
in  Frage  zu  stellen.  Aus  diesem  Grunde  mußte  leider  eine  ganze  Anzahl 
von  Interessenten  zurückgewiesen  werden;  doch  ist  vorgesehen,  im  nächsten 
Jahre  wieder  eine  Schulungswoche  in  ähnlicher  Weise  durchzuführen. 
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Die  22  Teilnehmer  versammelten  sich  am  Montag  dem  14.  Oktober  zur 
Eröffnung,  bei  der  Dr.  Strehl  als  Direktor  der  Blindenstudienanstalt  und 
Vorsitzender  des  „Vereins  der  blinden  Akademiker  Deutschlands“  und 
Schuhnusiklehrer  E.  Freund  als  Leiter  der  Schulungswoche  die  Anwesenden 
begrüßten.  So  konnte  am  Dienstag  gleich  die  praktische  Arbeit  beginnen. 

Denn  praktische  Arbeit,  nicht  langatmige  Referate,  die,  mögen  sie  noch 
so  anregend  sein,  doch  nur  allzu  rasch  verfliegen,  sollte  die  Schulungs¬ 
woche  beherrschen.  Und  so  war  es  auch.  Ein  fröhliches  Morgensingen  gab 
gleich  den  rechten  Auftakt,  woran  sich  der  Dirigierkursus  anschloß.  Diese 
Arbeitsgemeinschaft  beanspruchte  täglich  den  Löwenanteil  der  zur  Ver¬ 
fügung  stehenden  Zeit.  Ihr  Leiter,  Musiklehrer  0.  Hörschelmann,  Marburg, 
verstand  es  ganz  vortrefflich,  sich  auf  die  Arbeit  mit  Blinden  einzustellen. 
Er  wollte  von  Anfang  an  nicht  nur  die  Bewegungen  des  Dirigierens  ver¬ 
mitteln,  sondern  brachte  alles  sofort  in  Beziehung  zur  lebendigen  Chor¬ 
arbeit  des  Dirigenten.  Dadurch  hatten  auch  diejenigen  Teilnehmer,  die  schon 
über  das  rein  Handwerkliche,  wie  ich  es  einmal  nennen  möchte,  und  mehr 
verfügten,  eine  Menge  von  Anregungen  für  ihre  persönliche  Weiterarbeit. 
Als  Grundlage  für  die  Arbeit  des  Dirigierkurses  dienten  die  von  dem  Dürener 
blinden  Organisten  und  Chorleiter  Ferdinand  Schmidt  gesetzten  „Deutschen 
Choräle  und  geistlichen  Lieder“.  Dieses  wertvolle  feinsinnige  Bändchen  ist 
von  der  Druckerei  der  Blindenstudienanstalt  in  Punktschrift  in  partitur¬ 
mäßiger  Darstellung  hergestellt  worden.  Anhand  dieser  Partiturdarstellung, 
die  sich  trotz  anfänglicher  Zweifel  in  jeder  Beziehung  volle  Anerkennung 
errang,  konnten  sich  die  Teilnehmer  jede  Stimme  vom  Blatt  ersingen  und 
sich  auch  ohne  Mühe  über  den  jeweiligen  akkordischen  Zusammenklang 
klar  werden.  So  wurde  eine  Reihe  von  Bearbeitungen  aus  der  Sammlung 
dirigiermäßig  mit  den  wichtigsten  Einzelheiten  für  die  Chorprobe  erarbeitet. 
An  drei  Abenden  stand  dann  ein  kleiner  Chor  von  sehenden  Damen  und 
Herren,  die  sich  in  dankenswerter  Weise  ohne  jede  Vergütung  in  den  Dienst 
unserer  Arbeit  gestellt  hatten,  den  Dirigenten  zur  Erprobung  zur  Verfügung. 

Nach  Ansicht  aller  Beteiligten,  insbesondere  auch  nach  der  Ansicht 
des  Leiters  des  Dirigierkursus,  hat  dieser  sein  Ziel  völlig  erreicht.  Selbst¬ 
verständlich  lassen  sich  nicht  in  wenigen  Tagen  erstklassige  Dirigenten  heran¬ 
bilden!  Es  ist  aber  wieder  einmal  der  Beweis  erbracht,  daß  der  blinde 
Musiker  bei  richtiger  Anleitung  durchaus  in  der  Lage  ist,  einen  Chor  gut 
zu  leiten.  Die  hier  geleistete  Arbeit  hat  den  Beteiligten  eine  gute  Grundlage 
und  die  erste  Uebung  im  Leiten  eines  Chores  gegeben.  Wer  hierauf  weiter¬ 
arbeitet,  der  wird  in  absehbarer  Zeit  in  der  Lage  sein,  vor  einen  Chor  mit 
Erfolg  hinzutreten.  Dies  bedeutet  insbesondere  für  Organisten,  von  denen 
dann  mancher  einen  Kirchenchor  übernehmen  kann,  eine  wesentliche  Ver¬ 
breiterung  ihrer  Existenzgrundlage;  und  mancher  blinde  Musiker  wird  so 
gut  wie  die  sehenden  Kollegen  einen  weltlichen  Chor  oder  eine  Singschar 
leiten  können. 

In  enger  Beziehung  mit  dem  Dirigierkursus  stand  die  Arbeitsgemein¬ 
schaft  über  Fragen  der  Gehörbildung,  die  ebenfalls  Musiklehrer  0.  Hörschel¬ 
mann  leitete.  Referent  führte  aus,  daß  das  Thema  mit  gutem  Grund  so 
gewählt  sei,  da  nicht  die  einzelnen  Methoden  der  Gehörbildung  erörtert 
werden  sollten.  Die  Methoden  machten  es  ja  nicht,  sondern  die  Grund¬ 
haltung,  mit  der  die  Gehörbildung  an  die  Schüler  herangebracht  würde. 
Die  Schüler,  und  so  auch  z.  B.  die  Sänger  eines  Chores,  müßten  von  An- 
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fang  an  dazu  angeleitet  werden,  alles  hörmäßig  auf  sich  wirken  zu  lassen 
und  zu  erfassen:  Nicht  so  viel  mit  dem  Verstand  zu  erfassen  suchen,  viel¬ 
mehr  mit  einfachem,  unverbildetem  Gefühl  aufnehmen!  Hierzu  tritt  dann 
allmählich  das  Wissen  um  die  musikalischen  Elemente.  An  einzelnen  Musik¬ 
stücken  wurde  dann  die  Anwendung  dieser  Grundsätze  in  drei  eineinhalb¬ 
stündigen  Sitzungen  gezeigt,  wobei  die  lebhafte  Beteiligung  der  Teilnehmer 
manches  Interessante  zeitigte. 

„Das  Volkslied  im  Musikunterricht“  war  das  Thema  der  dritten  Arbeits¬ 
gemeinschaft,  die  Prof.  Heinrich  Werle,  Dozent  an  der  pädagogischen  Aka¬ 
demie  zu  Leipzig,  führte.  Referent  ging  davon  aus,  daß  bei  aller  Musik¬ 
erziehung  das  Wachwerden  in  und  zu  der  Musik  die  Hauptsache  sei.  Dazu 
sei  das  Volksliedsingen  die  beste  Einführung.  Insbesondere  ständen  die 
Kinder  dem  Singen  am  nächsten.  Daher  müsse  der  Musiklehrer  hier  an¬ 
knüpfen.  An  einzelnen  Kinderliedern  wurde  gezeigt,  wie  der  Musiklehrer, 
auf  das  Erleben  des  Kindes  eingehend,  den  Unterricht  lebendig  gestalten 
kann.  Das  Singen  sei  auch  im  weiteren  Verlauf  des  Unterrichts  beizube¬ 
halten,  von  jeder  Unterrichtsstunde  sei  ihm  eine  viertel  Stunde  zu  widmen. 
Hierbei  sei  der  erste  und  wichtigste  Grundsatz,  schlicht  und  natürlich  zu 
singen.  Referent  gibt  dann  einen  kurzen  Ueberblick  über  das  Volkslied  in 
den  einzelnen  Jahrhunderten  und  zeigt  an  Beispielen,  die  meist  gemeinsam 
ersungen  wurden,  den  Unterschied  von  „wahrem“  und  „gemachtem“  Volks¬ 
lied.  Er  wies  durch  Wort  und  Beispiel  auf  eine  große  Anzahl  von  Lieder¬ 
sammlungen  aus  der  Vergangenheit  bis  zur  Gegenwart  hin,  die  eine  Fülle 
von  Material  dem  Musiklehrer  zur  Ausgestaltung  seines  Unterrichts  an  die 
Hand  geben.  Infolge  eines  Unfalles  war  Prof.  Werle  leider  gezwungen,  die 
letzte  Sitzung  seiner  Arbeitsgemeinschaft  ausfallen  zu  lassen.  In  dankens¬ 
werter  Weise  hat  er  noch  einen  Nachtrag  zu  seinen  Ausführungen  in  Aus¬ 
sicht  gestellt,  der  dann  in  den  Zeitschriften  veröffentlicht  werden  wird. 

Organist  und  Musiklehrer  F.  Loeffler,  W7ürzburg,  leitete  als  vierte  Ar¬ 
beitsgemeinschaft  eine  solche  über  den  Gregorianischen  Choral.  Wenn  diese 
sich  auch  in  erster  Linie  an  die  Organisten  wandte,  so  arbeiteten  doch  auch 
hier,  in  erfreulicher  Erkenntnis  der  Wichtigkeit  des  Chorals  für  unsere  gesamte 
Musikentwicklung,  fast  alle  Teilnehmer  der  Schulungswoche  mit.  Auch  hier 
wurde  neben  einer  kurzen  Einführung  von  der  Praxis,  nämlich  vom  Singen 
nach  einer  Punktdruckvorlage,  der  Ausgang  genommen.  So  erstanden  die 
wichtigsten  Formen  viel  klarer  als  durch  das  nur  referierende  Wort:  die 
Fragen  der  Anwendung  des  Chorals  im  heutigen  Gottesdienst,  insbesondere 
die  Choralbegleitung,  wurden  geschickt  eingestreut  und  praktisch  an  der 
Orgel  behandelt.  Daß  auch  diese  Arbeitsgemeinschaft  ihren  Zweck  erfüllt 
hat,  geht  schon  daraus  hervor,  daß  einige  Musiklehrer  (nicht  Organisten) 
mir  versicherten,  erst  jetzt  durch  das  Singen  in  das  Wesen  des  Chorals 
richtig  eingedrungen  zu  sein. 

Mit  großem  Interesse  wurde  auch  ein  Referat  des  Landesleiters  der 
Reichsmusikkammer  für  Schlesien,  Alfred  Stoeckel,  Breslau,  mit  dessen 
Entsendung  die  Reichsmusikkammer  zu  unserer  Freude  ihr  Interesse  an 
der  Schulungswoche  bewies,  aufgenommen.  Er  überbrachte  die  Grüße  und 
Wünsche  der  Reichsmusikkammer  und  sprach  dann  über  das  Thema:  „Die 
Bestrebungen  der  Reichsmusikkammer  für  ihre  Musikerzieher,  Kirchen¬ 
musiker  und  Chorleiter.“  Referent  schildert  das  Entstehen,  die  Organisation 
und  Arbeit  der  Reichsmusikkammer  und  legt  ihre  Bestrebungen  und  Ziele 
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auseinander.  Auch  den  Belangen  der  blinden  Musiker  stehe  man  seitens 
der  Reichsmusikkammer  mit  großem  Verständnis  gegenüber.  Es  ergaben 
sich  manche  wertvollen  Anregungen  und  Winke,  die  in  der  Aussprache  über 
die  Berufsfragen  blinder  Musiker  näher  diskutiert  und  formuliert  wurden. 

Eine  solche  Aussprache  bringt  immer  viel  des  Interessanten,  weil  jeder 
seine  Anregungen  und  Wünsche  Vorbringen  kann,  zu  denen  dann  gleich 
sozusagen  ein  Sachverständigenausschuß  ‘Stellung  nehmen  kann.  Diesmal 
gliederte  sich  die  Aussprache  in  die  drei  Punkte:  Unterbringungsmöglich¬ 
keiten,  Literaturbeschaffung  und  Berufsausbildung.  Allgemein  wurde  es 
bedauert,  daß  der  Zentralstellennachweis  für  blinde  Kirchenmusiker  an¬ 
scheinend  immer  noch  nicht  so  weit  ist,  daß  er  praktische  Arbeit  leisten 
kann.  Einstimmig  wurde  der  Wunsch  ausgesprochen,  daß  nach  einer  Ver¬ 
ständigung  zwischen  den  beteiligten  Verbänden  die  Berufsbetreuung  und 
-Vermittlung,  die  nur  durch  eine  ganz  individuelle  Behandlung  gelöst  wer¬ 
den  könne,  dem  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands,  dem  die 
Musikerzieher  und  Kirchenmusiker  nach  Art  ihrer  Ausbildung  und  Betätigung 
doch  zugehören,  übertragen  werden  möge.  Auch  sähen  es  die  Teilnehmer 
der  Schulungswoche  gern,  wenn  die  Notenbeschaffungszentrale  für  Blinde 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt  angegliedert  würde.  Hierfür  ist  be¬ 
sonders  die  Erkenntnis  bestimmend,  daß  mancherorts  auf  die  Uebertragung 
und  Herstellung  von  Musikalien  in  Punktschrift  nicht  die  erforderliche  Sorg¬ 
falt  verwandt  wird.  Die  Teilnehmer  können  sich  des  Eindrucks  nicht  er¬ 
wehren,  daß  vor  allem  eine  gründliche  Korrektur  nicht  immer  durchgeführt 
wird.  Diese  muß  aber  unbedingt  verlangt  werden,  denn  katastrophal  sind 
die  Folgen  für  einen  blinden  Musiker,  wenn  er  vor  einem  Schüler  oder 
auch  einem  Chor  zugeben  muß,  daß  seine  Punktdruckvorlage  nicht  ein¬ 
wandfrei  ist.  Betreffend  Ausbildung  der  werdenden  blinden  Musiker  be¬ 
steht  volle  Einmütigkeit  darüber,  daß  diese  Ausbildung  mindestens  in  jeder 
Beziehung  derjenigen  der  Sehenden  gleichkommen  müsse.  Dies  gilt  auch 
für  die  schulische  Vorbildung,  wo  für  die  Sehenden  mittlere  oder  Ober¬ 
sekundareife  vorgeschrieben  ist.  Blindheit  darf  hiervon  keine  Ausnahme 
bedingen,  denn  gerade  für  den  Blinden,  dem  gegenüber  dem  Sehenden  so 
manches  viel  leichter  zufällt,  ist  eine  gute  Schulbildung  nach  den  Vor¬ 
schriften  im  beruflichen  Wettbewerb  außerordentlich  wertvoll.  Die  hier  ver¬ 
sammelten  Musiker  richten  also  aus  ihrer  Berufs-  und  Lebenserfahrung 
heraus  die  dringende  Bitte  an  alle  Blindenanstalten  und  Blindenberater,  die 
werdenden  blinden  Musiker  die  mittlere  oder  Obersekundareife  ablegen  zu 
lassen;  sie  empfehlen  dafür  die  Marburger  Blindenstudienanstalt,  wo  neben 
der  schulischen  Ausbildung  auch  gute  Möglichkeiten  zur  Förderung  der 
Musikbegabung  gegeben  sind. 

Erwähnt  muß  noch  die  am  Donnerstag  mittag  stattgefundene  Besich¬ 
tigung  des  Verlags-  und  Werkstättengebäudes  der  Blindenstudienanstalt 
werden.  Gleichzeitig  fand  eine  Vorführung  der  Marburger  Notenschreibgeräte 
statt,  die  großes  Interesse  erregte.  Es  wurden  drei  Apparate  vorgeführt: 
ein  Notenkasten  zur  Veranschaulichung  aller  Notenschriftzeichen  und  zwei 
Geräte  zum  praktischen  Notenschreiben.  Auch  machten  sich  die  Teilnehmer 
mit  den  in  der  Blindenstudienanstalt  hergestellten  Drucken  und  den  hand¬ 
schriftlichen  Uebertragungen  im  Interesse  der  Musiker  bekannt.  Die  Ueber- 
tragungen  von  Abbildungen  in  einzelnen  Werken,  Orchesterpartituren,  Kla¬ 
vierauszüge  und  manches  andere  fanden  lebhafte  Anerkennung.  Es  war 
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auffallend,  wie  trotz  der  ständigen  Anzeigen  der  jeweils  erscheinenden  Bü¬ 
cher  und  besonderer  Hinweise  in  unseren  Zeitschriften  nur  wenige  darüber 
Bescheid  wissen,  was  alles  schon  in  Punktdruck  vorhanden  ist. 

So  fand  am  Sonnabend  dem  19.  Oktober  eine  für  alle  Teilnehmer  ar¬ 
beitsreiche  Woche  ihren  Abschluß.  Allen  Referenten  wurde  für  ihre  an¬ 
strengende  und  von  tiefem  Verständnis  zeugende  Arbeit  herzlicher  Dank 
gezollt.  Und  dieser  Dank  galt  in  gleichem  Maße  auch  den  Veranstaltern 
dieser  dritten  Schulungswoche.  Man  trennte  sich  mit  dem  Wunsche  nach 
einem  Wiedersehen  im  nächsten  Jahre  zu  gleicher  Arbeit  im  Dienste  der 
beruflichen  Ertüchtigung  und  Förderung. 

Am  Abend  kamen  noch  alle  Beteiligten  zu  einigen  Stunden  erbaulichen 
und  geselligen  Beisammenseins  zusammen.  Da  hieran  auch  die  Teilnehmer 
des  gleichzeitig  tagenden  Marburger  Pressekurses  teilnahmen,  konnte  noch 
mancher  Gedankenaustausch  gepflogen  und  manche  Beziehung  neu  ange¬ 
bahnt  werden. 


Kursusbilanz  1935 

Abschließender  Bericht 

über  die  diesjährigen  „Marburger  Pressekurse“ 

Von  Kursusleiter  Erich  Kurt  Kittel,  Marburg 

In  der  Zeit  vom  7.  bis  26.  Oktober  veranstaltete  die  Marburger  Blinden¬ 
studienanstalt  mit  Unterstützung  des  „Vereins  der  blinden  Akademiker 
Deutschlands“  und  des  „Reichsdeutschen  Blindenverbandes“  erneut  einen 
Ferienlehrgang  zur  Einführung  in  das  gesamte  Pressewesen.  Ferner  fand  in 
der  Woche  vom  21.  bis  26.  Oktober  ein  Presselehrgang  für  Fortgeschrittene 
statt,  der  für  die  Teilnehmer  des  1934er  Ferienlehrganges  offenstand. 

Es  sei  noch  einmal  erwähnt,  daß  sich  die  sogenannten  Marburger  Presse¬ 
kurse  drei  verschiedene  Ziele  gesteckt  haben:  Sie  sollen  befähigten  blinden 
Geistesarbeitern  den  Weg  in  den  Presseberuf  bahnen.  Sie  sollen  weiter  in 
anderen  geistigen  Berufen  hauptamtlich  tätigen  Blinden  den  Aufbau  und 
das  Wesen  der  Presse  so  nahe  bringen,  daß  sie  bei  entsprechenden  An¬ 
lagen  als  freie  Schriftsteller  oder  aber  als  Pressesachbearbeiter  an  den¬ 
jenigen  Stellen  wirken  können,  also  beispielsweise  bei  Behörden,  Körper¬ 
schaften  oder  anderen  Institutionen,  die  eines  Verbindungsmannes  zwischen 
sich  und  der  Presse  bedürfen.  Schließlich  sollen  die  Lehrgänge  weitesten 
Kreisen  der  Blindenschaft  die  Möglichkeit  schaffen,  sich  im  Hinblick  auf 
ihre  Allgemeinbildung  mit  dem  Pressewesen  bekannt  zu  machen.  Sie  dienen 
lediglich  den  Sonderbelangen  der  Blindenschaft  und  sollen  in  keiner  Weise 
die  Arbeit  der  Zeitungswissenschaftlichen  Institute  an  den  Universitäten  oder 
gar  die  Schulungsarbeit  der  Presseschule  des  Reichspropagandaministeriums 
ersetzen.  Obwohl  eingeweihten  Kreisen  diese  Tatsache  bekannt  ist,  soll  noch 
einmal  mit  Nachdruck  darauf  verwiesen  sein,  um  allen  etwaigen  Mißver¬ 
ständnissen  in  dieser  Richtung  zu  begegnen. 

Ueber  die  Wege  und  Ziele  der  Lehrgänge  ist  schon  wiederholt  in  der 
Blindenpresse,  vor  allem  aber  in  den  „Beiträgen  zum  Blindenbildungswesen“ 
ausführlich  berichtet  worden.  Besonders  sei  auf  das  Schwarzschriftheft  Nr.  4 
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des  5.  Jahrgangs  der  „Beiträge“  hingewiesen,  das  als  Pressesondernummer  er¬ 
schien  und  das  von  der  Geschäftsstelle  des  „Vereins  der  blinden  Akademiker 
Deutschlands“,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11,  bezogen  werden  kann. 

Der  Kreis  der  Teilnehmer  des  diesjährigen  dreiwöchigen  Anfängerlehr¬ 
ganges  war  naturgemäß  kleiner  als  der  des  Vorjahres;  denn  unter  der  relativ 
kleinen  Gruppe  blinder  Geistesarbeiter  innerhalb  der  Gesamtblindenschaft 
muß  der  Kreis  der  Interessenten  für  einen  Fachlehrgang  noch  kleiner  sein. 
Es  wäre  aber  unrichtig,  aus  dieser  kleinen  Teilnehmerzahl  von  insgesamt 
fünf  Damen  und  Herren  —  verschiedene  andere  Personen  hatten  aus  per¬ 
sönlichen  Gründen  in  letzter  Minute  die  Anmeldung  zurückziehen  müssen  — 
Schlüsse  auf  die  Erfolgskraft  der  Lehrgänge  zu  ziehen.  Ganz  im  Gegenteil 
kann  gesagt  werden,  daß  bei  dem  diesjährigen  Anfängerlehrgang  die  Schu¬ 
lung  der  Einzelnen  noch  weit  individueller  und  darum  intensiver  erfolgen 
konnte  als  im  Oktober  1934  bei  17  Teilnehmern.  Hinzu  kam,  daß  diesmal 
die  Teilnehmer  geistig  einheitlichere  Grundlagen  mitbrachten,  so  daß  a  priori 
die  Schulungsarbeit  nicht  durch  Unebenheiten  des  Niveaus  gehemmt  wurde. 
Wenn  wir  unsere  Kursusbilanz  von  1934  trotz  des  Unterschiedes  gegenüber 
1935  mit  einem  durchweg  sehr  guten  Erfolg  bekanntgeben  konnten,  so 
können  wir  die  diesjährige  Bilanz  des  Anfängerkurses  mit  einem  noch 
größeren  Plus  abschließen. 

Nicht  so  einheitlich  waren  die  Leistungen  des  Lehrganges  für  Fortge¬ 
schrittene.  Obwohl  das  rein  äußerliche  Niveau  dieses  Lehrganges  ein  ein¬ 
heitlicheres  Gesicht  zeigte  —  von  den  17  Teilnehmern  des  Vorjahres  waren 
6  nicht  wieder  erschienen,  dafür  ein  neuer  Teilnehmer  hinzugetreten  — , 
sind  diesmal  sehr  unterschiedliche  Erfolge  zu  verbuchen:  Mehrere  Teilneh¬ 
mer  haben  ihr  vorjähriges  Niveau  behauptet,  von  einigen  ist  ein  fortschrei¬ 
tender  Erfolg  zu  melden,  während  andere  versagt  haben.  Dieses  Urteil  ist 
aber  cum  grano  salis  zu  verstehen;  denn  es  handelt  sich  bei  dieser  Be¬ 
urteilung  nur  um  die  nachweisbar  praktischen  Erfolge  durch  Anfertigung 
schriftlicher  Arbeiten,  nicht  aber  um  die  erworbenen  fachwissenschaftlichen 
Erkenntnisse,  die  zweifelsohne  auch  die  journalistisch  weniger  fähigen  Teil¬ 
nehmer  mit  nach  Hause  genommen  haben.  Es  muß  ja  überhaupt  als  ein 
besonderer  Vorzug  unserer  Lehrgänge  bezeichnet  werden,  sozusagen  als 
viertes  Ziel,  daß  die  Interessenten  durch  Teilnahme  an  unseren  Kursen  einen 
offenen  Blick  für  die  Erfordernisse  des  Presseberufes  gewinnen,  und  daß 
ihnen  dadurch  eine  Sebstbeurteilung  ihrer  eigenen  Fähigkeiten  ermöglicht 
wird.  Wenn  also  dieser  oder  jener  Teilnehmer  auf  Grund  des  Besuchs  der 
Lehrgänge  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  für  die  Praxis  im  Berufsfeld  der 
Presse  nicht  geeignet  zu  sein,  so  braucht  er  die  Marburger  Pressewochen 
noch  nicht  einmal  als  verlorene  Zeit  zu  betrachten;  er  wird  im  Gegenteil 
sehr  froh  darüber  sein,  sich  für  alle  Zukunft  vor  weiteren  Fehlschritten  in 
der  Richtung  auf  das  Berufsziel  „Presse“  bewahrt  zu  haben. 

Der  Lehrplan  des  Anfängerkurses  war  genau  nach  dem  bewährten  Vor¬ 
bilde  von  1934  aufgebaut.  Nur  waren  die  Vorträge  der  auswärtigen  Gast¬ 
dozenten  diesmal  auf  die  dritte  Woche  gelegt,  weil  die  Themen  von  der 
Kursusleitung  so  gestellt  waren,  daß  sie  für  Anfänger  und  Fortgeschrittene 
zugleich  von  Nutzen  waren.  Der  Anfängerlehrgang  begann  wieder  mit  einer 
Betriebsbesichtigung  der  vorzüglich  eingerichteten  Druckerei  der  Blinden¬ 
studienanstalt,  wesentlich  unterstützt  durch  einen  Vortrag  von  Direktor  Dr. 
Carl  Strehl  über  das  Blindendruck-  und  -Verlagswesen.  Erst  nachdem  der 
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blinde  Teilnehmer  sich  Klarheit  über  das  ihm  am  verständlichsten  erschei¬ 
nende  Blindendruckverfahren  verschafft  hat,  kann  er  sich,  namentlich  wenn 
er  früh  erblindet  ist,  in  die  technischen  Erfordernisse  der  Schwarzdruck¬ 
verfahren  hineindenken.  Wir  müssen  auf  die  Eroberung  dieser  Kenntnisse  in 
rein  technischer  Hinsicht  den  größten  Wert  legen,  weil  wir  nur  so  die  Ein¬ 
wände,  die  man  gegenüber  blinden  Anwärtern  braucht,  widerlegen  können, 
daß  die  Mitarbeit  eines  Blinden  am  Pressewesen  schon  allein  aus  diesen 
technischen  Gründen  naturnotwendig  unterbleiben  müsse.  So  ist  denn  die 
ganze  Hälfte  der  ersten  Woche  nur  dazu  verwendet  worden,  der  Eroberung 
der  Festung  „Technik“  zu  dienen.  In  besonderen  Repetitionsstunden  wurde 
während  der  drei  Kufsuswochen  das  Errungene  immer  wieder  von  neuem 
befestigt.  In  besonders  anzuerkennender  Weise  hatten  sich  auch  diesmal 
Führer  und  Gefolgschaften  der  Druckereien  der  „Oberhessischen  Zeitung“, 
Marburg,  und  des  „Reichsverlages  des  DGD.“,  Marburg,  für  Betriebsbesich¬ 
tigungen  zur  Verfügung  gestellt. 

Es  würde  zu  weit  führen,  ausführlich  auf  die  praktische  Schulungs¬ 
arbeit  im  einzelnen  einzugehen.  Zeitungs-  und  Buchverlagswesen  wurden 
hier  in  allen  Sparten,  für  die  der  blinde  Geistesarbeiter  besonders  in  Frage 
kommt,  in  Vortrags-,  Uebungs-  und  Plauderstunden  behandelt.  Ihre  Grund¬ 
lagen  erhielt  die  Arbeit  auch  diesmal  in  geistiger  Hinsicht  durch  die  Be¬ 
handlung  der  rechtlichen  Seite,  wie  sie  seit  1933  durch  das  Reichskultur¬ 
kammergesetz,  das  Schriftleitergesetz  und  einzelne  aus  dieser  Gesetzgebung 
resultierende  Anordnungen  und  Praktiken  entstanden  ist.  Erst  derjenige, 
der  diese  Rechtsfragen  beherrscht,  wird  imstande  sein,  die  Erfordernisse 
der  geistigen  Führung  im  Pressewesen  zu  erfüllen.  Als  gemeinsame  Abend¬ 
lektüre  wurde  auch  diesmal  bei  den  Anfängern  Knut  Hamsuns  Roman 
„Redakteur  Lynge“  gelesen,  über  den  gleichzeitig  zur  Uebung  ein  Lektorats¬ 
gutachten  erstattet  werden  mußte.  Die  Fortgeschrittenen  lasen  Trude  Sands 
Roman  einer  Mädchenredaktion  „Die  fünf  Tannen“,  der  ein  wertvolles 
Uebungsobjekt  für  die  Abfassung  einer  kritischen  Buchbesprechung  bietet. 

Wie  gesagt,  kann  an  dieser  Stelle  darauf  verzichtet  werden,  ein  Bild 
von  der  Einzelarbeit  beider  Lehrgänge  zu  vermitteln.  Nur  soviel  soll  noch 
gerechterweise  gesagt  sein:  Den  Fortgeschrittenen  wurden  weit  schwerer  zu 
bewältigende  schriftliche  Arbeiten  gestellt,  denn  sie  sollten  ja  eben  bewei¬ 
sen,  daß  sie  wirklich  gegenüber  dem  Vorjahre  „fortgeschritten“  sind. 

Neu  war  für  beide  Lehrgänge  die  Einführung  einer  an  den  Anfang  der 
Kurse  gestellten  sogenannten  journalistischen  Klausurarbeit.  Jeder  einzelne 
Kursist  hatte  ihm  in  Punkt-  bzw.  Maschinenschrift  überreichte  Fragebogen 
zu  beantworten.  Für  die  Bewältigung  von  60  Fragen  waren  70  Minuten  Zeit 
gegeben.  Diese  Zeit  wurde  aber  von  niemand  voll  in  Anspruch  genommen, 
die  ersten  Fragebogen  wurden  schon  nach  30  Minuten,  die  allerletzten  nach 
55  Minuten  zurückgegeben.  Hundertprozentige  Leistungen  hat  aber  niemand 
bei  der  Beantwortung  der  Fragen  erfüllt.  Der  Kursusleitung  verlieh  die  Ver¬ 
anstaltung  dieser  Klausur  wertvolle  Winke  dafür,  wo  die  Arbeit  an  dem 
einzelnen  Kursusteilnehmer  anzusetzen  war.  Den  Kursusteilnehmern  selbst 
ist  überall  da,  wo  sie  nicht  in  der  Lage  waren,  richtige  Antworten  zu  geben, 
eingegangen,  was  ungefähr  ein  Journalist  an  Allgemeinwissen  besitzen  muß. 

Von  der  Lehrseite  her  kann  ohne  Ueberheblichkeit  behauptet  werden, 
daß  das  Lehrgefüge  in  diesem  Jahre  einem  einzigen  Gußstück  glich.  Die 
Gastdozenten  paßten  sich  in  ihren  Themen  und  mit  der  Art  ihres  Unter- 
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richts  in  das  Lehrgebäude  so  ein,  daß  bei  den  Teilnehmern  auch  nicht  für 
eine  Sekunde  der  Eindruck  entstehen  konnte,  es  hier  und  da  mit  einem 
Außenseiter  zu  tun  zu  haben.  Als  besonderen  Erfolg  unserer  diesjährigen 
Kurse  dürfen  wir  die  Tatsache  festhalten,  daß  Praktiker,  wie  der  ehemalige 
Chefredakteur  und  jetzige  Pressechef  einer  großen  Verwaltung,  Landesrat 
Dr.  Siegfried  Berger,  und  das  früher  in  Paris  und  jetzt  in  Köln  tätige  Re¬ 
daktionsmitglied  der  „Kölnischen  Zeitung“,  Schriftleiter  Rudolf  Elze,  unsere 
Behauptung  bestätigt  haben,  daß  der  Blinde  sehr  wohl  geeignet  ist,  in  be¬ 
stimmten  Zweigen  des  Pressewesens  seinen  Mann  stehen  zu  können.  In 
diesem  Zusammenhänge  sei  als  praktischer  Beweis  noch  angeführt,  daß 
sich  unter  den  Teilnehmern  der  bisherigen  drei  Lehrgänge  zwei  aktive 
Schriftleiter,  der  Pressesachbearbeiter  eines  großen  Unternehmens,  ferner 
einige  als  freie  Schriftsteller  bereits  bewährte  Herrn  befunden  haben. 

Auch  in  diesem  Jahre  haben  die  Teilnehmer  trotz  einiger  Versager  in 
der  Leistung  einen  Arbeitseifer  und  eine  Anteilnahme  gezeigt,  die  als  lobens¬ 
wert  anzuerkennen  ist,  zumal  die  meisten  ihre  Examensarbeit  bzw.  ihre 
berufliche  Tätigkeit  unterbrochen  hatten. 

Den  ohne  Ausnahme  ehrenamtlich  mitwirkenden  Lehrkräften,  Landes¬ 
rat  Dr.  Siegfried  Berger,  Schriftleiter  Rudolf  Elze,  Dipl.-Volkswirt  Paul 
Hensel,  Assessor  Dr.  Alois  Kennerknecht  und  Direktor  Dr.  Carl  Strehl,  sei 
auch  an  dieser  Stelle  herzlichster  Dank  abgestattet,  letzterem  besonders 
auch  dafür,  daß  die  Durchführung  der  Lehrgänge  nur  dank  seiner  tat¬ 
kräftigen  Unterstützung  möglich  war. 


Sondergruppe 

der  blinden  Schriftleiter  und  Schriftsteller 

Auf  Grund  der  Erfahrungen  der  in  den  Jahren  1934  und  1935  abge¬ 
haltenen  Pressekurse  habe  ich  mich  entschlossen,  im  Rahmen  des  VbAD. 
eine  Sondergruppe  der  blinden  Schriftleiter  und  Schriftsteller  zu  begründen. 
Ich  bitte  alle  Schicksalsgenossen,  die  diesen  Berufszweigen  angehören,  sich 
unter  Einsendung  eines  kurzen  Lebenslaufs  und  Angabe,  ob  sie  Mitglied, 
der  Reichsschrifttumskammer  sind,  an  mich  zu  wenden.  Weitere  Schritte 
zur  Wahrnehmung  der  Interessen  dieser  Berufsgruppe  und  zur  Förderung 
ihrer  Belange  sollen  alsdann  im  Einvernehmen  mit  den  zuständigen  Stellen 
unternommen  werden.  Strehl 


In  memoriam  Georg  Droste 

Von  stud.  jur.  H.  Böse,  Marburg 

In  Bremen  verstarb  am  19.  8.  ds.  Js.  der  Blinde  Georg  Droste  im  69.  Le¬ 
bensjahre.  Als  plattdeutscher  Dichter  und  volkstümlicher  Künder  bremischer 
Geschichte  ist  er  in  weiten  Kreisen  Norddeutschlands  bekannt  geworden. 
Wenn  auch  erst  mit  42  Jahren  zur  Schriftstellerei  kommend,  hat  uns  Droste 
doch  noch  10  größere  Erzählungen  hinterlassen,  die  insgesamt  etwa  2000 
Buchseiten  ausfüllen. 
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Dabei  hat  sich  Droste  nie  zum  Dichter  berufen  gefühlt.  ‘Er  wäre  es 
wahrscheinlich  auch  nie  geworden,  wenn  ihn  nicht  seine  älteste  Tochter 
veranlaßt  hätte,  seine  Erzählungen  drucken  zu  lassen,  die  er  des  öfteren 
nach  Feierabend  im  Kreise  seiner  Familie  und  seiner  nächsten  Bekannten 
zum  Besten  gab.  Das  ist  auch  das  hervorstechendste  Kennzeichen  seiner 
Schriften,  daß  man  ihnen  sofort  anmerkt,  daß  sie  nicht  am  Schreibtisch 
geschaffen  wurden,  sondern  aus  der  lebendigen  Unterhaltung  hervorge¬ 
wachsen  sind. 

Die  Mehrzahl  seiner  Erzählungen  befaßt  sich  mit  den  Episoden  aus  der 
bremischen  Geschichte.  Nur  3  seiner  Bücher,  nämlich  „Molli  und  Padde- 
mann“,  „Im  Rodenbusch-Haus“  und  „Doktor  Langbeen“,  sind  nicht  in  seinem 
geliebten  Bremer  Platt,  sondern  in  hochdeutsch  abgefaßt. 

Sein  bedeutendstes  Werk  stellt  die  auf  3  Bände  verteilte  Ottjen  All- 
daggeschichte  („Ottjen  Alldag  un  sine  Kaperstreiche“,  „Ottjen  Alldag  un  sin 
Lehrtied“  und  „Ottjen  Alldag  un  sin  Moorfex“)  dar.  Wir  erleben  hier  das 
Heranwachsen  eines  echten  Bremer  Jungen,  der  voller  Knabenstreiche  steckt, 
mit.  Wir  verfolgen  die  Lehrzeit  des  kleinen  Taugenichtses  in  einer  Bremer 
Baumwollgroßhandlung  und  gewinnen  dabei  einen  tiefen  Einblick  in  den 
Betrieb  eines  Ueberseegeschäftes.  Das  Treiben  an  der  Bremer  Börse  wird 
uns  lebendig  vor  Augen  geführt.  Wir  lernen  alle  möglichen  Typen  von 
Kaufleuten,  Schiffern  und  Frachtführern  kennen,  werden  mit  alten  Bremer 
Patrizierfamilien  bekannt  gemacht  und  hören  aus  dem  Munde  alter  Originale 
Geschichten  aus  der  Zeit  der  Kontinentalsperre  und  den  Gründerjahren. 
Ferner  beobachten  wir,  wie  Ottjen  Alldag  seine  Braut  in  der  Lehrerstochter 
eines  Moordorfes  vor  den  Toren  Bremens  findet.  Die  Schönheiten  des  Teu¬ 
felsmoores  werden  uns  erschlossen,  ferner  die  Moorbauern  vorgeführt,  wie 
sie  sich  im  Kreise  ihrer  Familie,  im  Getriebe  des  Alltags  und  bei  ihren 
Festlichkeiten  betragen.  Hier,  wie  auch  in  seinen  übrigen  Erzählungen  stellt 
Droste  Menschen  vor  uns  hin,  die  mit  beiden  Füßen  auf  der  Erde  stehen  und 
mit  einem  tiefen  Lebensernst  einen  köstlichen  Humor  zu  verbinden  wissen. 

Nicht  nur  aus  künstlerischen  Gesichtspunkten  sollte  man  zuerst  zu  den 
Ottjen-Alldag-Büchern  greifen,  sondern  auch  deswegen,  weil  sie  in  gewis¬ 
sem  Sinne  eine  Art  Selbstbiographie  des  Dichters  darstellen. 

Als  Sohn  eines  Schneiders  wurde  Georg  Droste  am  13.  Dezember  1866 
in  Bremen  geboren.  Nach  dem  Besuch  der  Volksschule  trat  er  bald  in  die 
Kaufmannslehre.  Im  Alter  von  20  Jahren  erblindete  er  plötzlich  an  einer 
Sehnervenentzündung.  In  der  Blindenanstalt  zu  Hannover  erlernte  er  das 
Korbmacherhandwerk  und  einiges  von  der  Musik.  Im  anfangs  unternom¬ 
menen  Hausierhandel  ohne  Erfolg  bleibend,  ließ  er  sich  später  wieder  in 
Bremen  als  selbständiger  Korbmacher  nieder.  Viel  bitteres  Leid  hat  Droste 
zu  erdulden  gehabt.  Aber  es  hat  ihm  auch  nicht  an  schriftstellerischen  Er¬ 
folgen  und  an  Anerkennungen  gefehlt.  So  wurde  1928  ihm  zu  Ehren  eine 
neu  angelegte  Straße  Bremens  Georg-Droste-Straße  genannt. 


Ein  blinder  Gelehrter  gestorben 

Von  Dr.  Gerhard  Gundlach,  Marburg 

Wieder  einmal  ist  ein  Glied  aus  den  Reihen  der  blinden  Geistesarbeiter 
von  diesem  Leben  abgerufen  worden.  Am  3.  November  d.  Js.  verschied  in 
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Marburg  Geh. -Rat  Prof.  Dr.  Edmund  Stengel  im  91.  Lebensjahre.  Damit 
endete  ein  nicht  nur  langes,  sondern  auch  außerordentlich  arbeits-  und 
inhaltsreiches  Leben. 

Geh.-Rat  Stengel  wurde  in  Halle  als  Sohn  eines  Maurermeisters  ge¬ 
boren.  Er  besuchte  in  seiner  Vaterstadt  die  Schule  der  Franckeschen  Stif¬ 
tungen,  begann  auch  seine  Studien  in  Halle  und  beschloß  sie  in  Bonn. 
Hier  fühlte  er  sich  durch  die  Persönlichkeit  von  Friedrich  Diez,  dem  Be¬ 
gründer  der  deutschen  romantischen  Philologie,  stark  beeindruckt.  Durch 
diesen  vortrefflichen  Gelehrten  wurde  in  ihm  die  Liebe  zur  Wissenschaft 
und  speziell  zur  romanischen  Philologie  geweckt.  Schon  mit  23  Jahren 
promovierte  er  mit  einer  Dissertation  über  den  Vokalismus  der  räto-roma- 
nischen  Sprachen.  Nach  längerem  Aufenthalt  in  Paris  und  Oxford  habilitierte 
er  sich  in  Basel.  Doch  währte  seine  Tätigkeit  als  Privatdozent  nur  ganz 
kurze  Zeit.  Erst  28  Jahre  alt  erhielt  Stengel  in  Marburg  die  ordentliche 
Professur  für  „abendländische  Sprachen  und  Literatur“,  d.  h.  er  war  ver¬ 
pflichtet,  außer  der  romanischen  auch  englische  Philologie  zu  lehren.  Doch 
getrieben  durch  seine  entschieden  tiefe  Neigung  zur  Romanistik  setzte 
es  Stengel  bei  der  Regierung  durch,  daß  ihm  die  englische  Philologie  ab¬ 
genommen  und  für  sie  in  Marburg  ein  besonderer  Lehrstuhl  errichtet  wurde. 
Außerdem  legte  Stengel  den  Grund  zu  der  heute  so  stattlichen  Bibliothek 
des  Marburger  romanischen  Seminars..  1896  wurde  er  nach  Greifswald  be¬ 
rufen,  wo  er  bis  zum  Eintritt  seiner  Erblindung  im  Jahre  1913  im  Amt  war. 

Hinsichtlich  seiner  wissenschaftlichen  Einstellung  war  Stengel  ein  aus¬ 
gesprochener  Positivist.  Dazu  war  er  schon  von  Natur  aus  durch  seine  sach¬ 
liche,  nüchterne,  von  jeder  Dialektik  freie  Denkweise  besimmt.  Er  be¬ 
schränkte  sich  daher  bei  der  Durchforschung  der  Sprachen  lediglich  auf 
ihre  lautlich-formale  Seite.  So  besteht  auch  der  größte  Teil  seiner  wissen¬ 
schaftlichen  Arbeiten  aus  textkritischen  Ausgaben  alter  Texte.  Sein  Haupt-, 
ja  man  kann  sagen  sein  Lebenswerk  ist  die  textkritische  Bearbeitung  der 
in  Oxford  befindlichen  ältesten  Handschrift  des  Rolandsliedes,  eine  Arbeit, 
die  25  Jahre  seines  Lebens  (von  1876 — 1901)  in  Anspruch  nahm.  Da  das 
anhaltende  und  angestrengte  Lesen  alter  Handschriften  an  seine  Augen 
übermäßige  Anforderungen  stellte,  wurde  Stengel  schließlich  das  Opfer 
seiner  Arbeit.  Innerhalb  von  3  Jahren  (von  1913 — 1916)  verlor  er  das  Augen¬ 
licht  vollständig. 

Wie  alle  real  denkenden  Menschen,  so  war  auch  Stengel  zeitlebens 
von  einer  temperamentvollen  Aktivität  beseelt.  Sie  war  es,  die  ihn  nach 
seiner  Emeritierung  im  Jahre  1913  sofort  nach  einem  neuen  Arbeitsgebiet 
Ausschau  halten  ließ.  Zwar  war  bei  seiner  speziellen  wissenschaftlichen 
Arbeitsmethode,  die  das  Auge  unentbehrlich  macht,  ein  wissenschaftliches 
Arbeiten  nicht  mehr  möglich.  Nur  zum  Abhalten  von  Prüfungen  wurde  er 
dann  und  wann  noch  herangezogen.  Da  wies  ihm  denn  sein  ausgeprägter 
Wirklichkeitssinn  ganz  neue  Wege.  Schon  in  jungen  Jahren  hatte  er  sich 
eifrig  politisch  betätigt,  und  5  Jahre  lang  hatte  er  sogar  einen  Sitz  im 
Reichstag  inne.  Jetzt,  da  er  aus  dem  Amt  geschieden  war,  stellte  er  sich 
dem  Greifswalder  Magistrat  zut  Verfügung  und  stand  ihm  während  der 
Kriegsjahre  in  sozialen  Verwaltungsangelegenheiten  mit  Rat  und  Tat  zur 
Seite.  Für  seine  Verdienste  in  dieser  Tätigkeit  ernannte  ihn  die  Stadt  Greifs¬ 
wald  zum  Ehrenbürger. 
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Nach  Beendigung  des  Krieges  siedelte  Geh. -Rat  Stengel  nach  Halle  und 
zu  Beginn  des  Jahres  1923  nach  Marburg  über.  Auch  hier  wollte  der  nun¬ 
mehr  78jährige  Greis  nicht  rasten.  Er  bot  der  Marburger  Blindenstudien¬ 
anstalt  seine  Dienste  an,  und  so  kam  es,  daß  es  einigen  Insassen  des  Stu¬ 
dentenheims  der  Blindenstudienanstalt  vergönnt  war,  von  Herrn  Geh.-Rat 
Stengel  privatim  in  das  Studium  der  altfranzösischen  Sprache  und  Literatur 
eingeführt  zu  werden.  Da  ihnen  diese  privaten  Uebungen  bei  Herrn  Geh.- 
Rat  Stengel  eine  unschätzbare  Hilfe  in  ihrem  Studium  waren,  sind  sie  ihm 
zu  großem  Dank  verpflichtet. 

Nun  ist  dem  unermüdlich  Schaffenden  ein  Ziel  gesetzt  worden.  In  tiefer 
Ehrfurcht  stehen  wir  am  Grabe  eines  großen  Schicksalsgenossen.  Möge  er 
allen  deutschen  blinden  Geistesarbeitern  ein  leuchtendes  Vorbild  sein! 


Karl  Satzenhofer 

Es  ist  mir  eine  angenehme  Pflicht,  auf  das  überaus  segens-  und  er¬ 
folgreiche  Wirken  eines  Mannes  hinzuweisen,  der  als  ein  fruchtbarer  För¬ 
derer  des  österreichischen  Blindenbuchwesens  zu  betrachten  ist:  Karl  Satzen¬ 
hofer,  Wien,  der  am  11.  September  ds.  Js.  sein  60.  Lebensjahr  vollendete. 
Seit  47  Jahren  ist  er  in  der  Druckerei  und  Bücherei  des  Staatlichen  Blin¬ 
denerziehungsinstitutes  tätig  und  hat  viel  wertvolles  Kulturgut  geschaffen. 

Karl  Satzenhofer  erblindete  im  2.  Lebensjahre.  Bald  darauf  starb  sein 
Vater,  so  daß  seiner  Mutter  allein  die  Sorge  für  ihn  und  mehrere  Ge¬ 
schwister  verblieb,  die  nun  allein  mit  ihrer  Handarbeit  das  kärgliche  Brot 
für  alle  verdienen  mußte.  Von  einer  sogenannten  „Erziehung“  konnte  natür¬ 
lich  keine  Rede  sein.  So  wuchs  er  im  Kreise  seiner  Geschwister  heran, 
spielte  mit  seinen  Kameraden  wie  jeder  andere  sehende,  und  seine  Blind¬ 
heit  kam  weder  ihm  selbst,  noch  seinen  Gespielen  recht  zum  Bewußtsein. 
Im  Alter  von  8  Jahren  trat  er  als  Zögling  in  das  Wiener  Blinden-Erziehungs- 
institut,  wo  er  9  Jahre  hindurch  verblieb  und  seine  Schulbildung  erhielt. 
S.  erwies  sich  bald  als  ein  begabter  Knabe,  und  als  Alexander  Mell  im 
Jahre  1889  die  erste  Blindendruckerei  Oesterreichs  ins  Leben  rief,  wurde 
er  als  bester  Schüler  für  die  Arbeiten  in  dieser  herangezogen.  Mit  äußerster 
Anstrengung  seiner  körperlichen  und  geistigen  Kräfte  widmete  er  sich  nun 
der  Schule  und  den  Arbeiten  in  der  Druckerei,  die  bei  dem  damaligen 
großen  Bedarf  an  Blindenbüchern  rasch  anwuchsen.  1892  verließ  S.  die 
Schule  und  wurde  nun  in  der  Druckerei  angestellt,  in  der  er  zunächst 
Drucker,  Buchhalter  und  Korrespondent  in  einer  Person  war.  Neben  diesen 
Arbeiten  erweiterte  er  durch  private  Studien  seine  Kenntnisse  in  Literatur 
und  erlernte  fremde  Sprachen.  Welch  umfangreiche  Tätigkeit  die  Druckerei 
schon  in  den  ersten  10  Jahren  entfaltete,  beweisen  folgende  Zahlen:  ln 
diesem  Zeitraum  wurden  8628  Druckplatten  punziert  und  8136  Bücher  er¬ 
zeugt.  In  den  47  Jahren  hat  die  unter  der  Leitung  Satzenhofers  stehende 
Druckerei  des  Wiener  Blinden-Erziehungsinstitutes  die  Blindenliteratur  um 
354  Werke  bereichert  und  etwa  40  000  Blindenbücher  unter  den  Blinden 
verbreitet.  Dazu  kommt  noch  die  Zeitschrift  „Johann  Wilhelm  Klein“,  die 
seit  1920  von  Satzenhofer  redigiert  wird  und  sich  über  die  Grenzen  Oester¬ 
reichs  hinaus  größter  Beliebtheit  erfreut. 
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Bald  nach  Gründung  der  Blindendruckerei  wurde  von  Mell  auch  die 
Blindenleihbücherei  ins  Leben  gerufen  (1892),  die  gleichfalls  der  Führung 
und  Verwaltung  Satzenhofers  anvertraut  wurde.  Auch  sie  nahm  einen  raschen 
Aufschwung  und  zählt  heute  mehr  als  16  000  Bände.  Ihr  Bücherbestand 
ist  zum  größten  Teil  im  Marburger  Gesamtkatalog  enthalten.  Laut  Auftrag 
hat  S.  im  Jahre  1894  die  Blindendruckerei  in  Prag,  1896  in  Brünn  einge¬ 
richtet.  1914  veröffentlichte  er  ein  Buch  „Gründung  und  Verwaltung  von 
Blindenbibliotheken“  und  gab  damit  den  Anstoß  zur  Schaffung  mehrerer 
deutschen  Blindenbibliotheken.  In  den  Jahren  1896,  1913,  1924,  1925,  1926 
und  1930  bereiste  er  Deutschland  zwecks  Meinungsaustauschs  mit  seinen 
Kollegen  sowohl  über  Blindendruck-  und  -büchereiwesen,  als  auch  über 
Blindenfürsorge. 

1898  wurde  er  einer  der  Gründer  des  1.  Blindenunterstützungsvereins 
in  Wien,  der  sich  später  zu  dem  „Ersten  Oesterreich  ischen  Blinden  verein“ 
entwickelte.  1902  schuf  er  die  erste  Krankenkasse  für  Blinde  und  nahm 
1907  regen  Anteil  an  der  Gründung  der  „Genossenschaft  für  blinde  Bürsten¬ 
binder  und  Korbflechter“.  1909  wurde  er  in  einen  Ausschuß  über  das  Blin¬ 
denwesen  beim  Unterrichtsministerium  berufen  und  erwirkte  in  diesem  durch 
sein  energisches  Eintreten  eine  weitgehende  Portovergünstigung  für  Blin¬ 
denschriftsendungen.  Im  selben  Jahre  nahm  er  am  „Ersten  deutschen  Blin¬ 
dentage“  in  Dresden  teil.  1919  wurde  er  Mitglied  der  Blindenfürsorgekom¬ 
mission  beim  Ministerium  für  soziale  Verwaltung.  1920  und  1922  hielt  er 
auf  den  österreichischen  Blindenfürsorgetagen  seine  erfolgreichen  Referate 
„Was  wir  wollen“  und  „Gegenwärtiger  Stand  des  Biindenwesens“.  Nach 
Schaffung  des  „Verbandes  der  Blindenvereine  Oesterreichs“  im  Jahre  1923 
wurde  S.  in  das  Kuratorium  der  Wiener  Blindenfürsorgestelle  bei  der  Ge¬ 
meinde  Wien  berufen.  Er  bemühte  sich,  möglichst  alle  Wiener  Blinden  in 
die  allgemeine  Arbeiterkrankenkasse  einzugliedern.  Auf  seine  Anregung  hin 
erhielten  ab  1925  alle  Mitglieder  des  Verbandes  der  Blindenvereine  Oester¬ 
reichs  eine  regelmäßige  monatliche  Altersunterstützung.  1928  war  S.  Ob¬ 
mann  des  „Ersten  Oesterreichischen  Blindenwohlfahrtskongresses“  in  Wien. 
1929  war  er  Obmann  des  Ortsausschusses  für  den  „Ersten  internationalen 
Blindenwohlfahrtskongreß“  in  Wien.  1931 — 34  hatte  er  die  Leitung  des 
Ersten  Oesterreichischen  Blindenvereins  inne.  Anläßlich  seines  60.  Geburts¬ 
tages  wurde  er  zum  Ehrenobmann  desselben  ernannt. 

Die  blinden  Geistesarbeiter  Deutschlands  erkennen  dankbar  seine  großen 
Verdienste  an  und  übermitteln  ihm  noch  nachträglich  ihre  herzlichsten 
Glückwünsche  zum  60.  Lebensjahre.  In  altgewohnter  Frische  waltet  er  seines 
Amtes  als  Leiter  der  Wiener  Blindendruckerei  und  -bücherei.  Möge  er  seine 
segensvolle  Arbeit  noch  lange  dem  Wiener  Institut  zuteil  werden  lassen. 
Möchte  ihm  auch  von  Staatswegen  aus  eine  offizielle  Ehrung  in  Anerken¬ 
nung  seiner  zahlreichen  Verdienste  zuteil  werden,  wie  sie  bei  uns  beispiels¬ 
weise  durch  Verleihung  des  Direktortitels  an  Herrn  Bibliothekar  Richard 
Dreyer  in  Hamburg  seinerzeit  erfolgte. 


Zum  Thema  „Die  Unterschrift  des  Erblindeten“ 

Von  Fritz  Hinze,  Schwerin  i.  M. 

Die  Frage,  wie  sich  der  Blinde,  wenn  er  eine  Unterschrift  zu  vollziehen 
hat,  behelfen  kann,  ist  in  diesen  Blättern  schon  mehrfach  erörtert  worden. 
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Leider  gibt  es  aber  doch  unter  den  Früherblindeten  viele,  die  selbst 
unter  Zuhilfenahme  der  vorhandenen  Hilfsmittel  ihren  Namen  nicht  schrei¬ 
ben  können,  weil  sie  es  im  Schulunterricht  in  der  Blindenanstalt  nicht  ge¬ 
lernt  haben. 

Nun  sagte  mir  einmal  jemand,  er  habe  sich,  da  er  von  der  Beschaffen¬ 
heit  der  Buchstaben  keine  Vorstellung  hat,  seinen  Namenszug  plastisch 
darstellen  lassen,  um  sich  die  Linienführung  einzuprägen.  Der  Versuch  sei 
aber  mißglückt.  Seitdem  vollziehe  er  jede  Unterschrift  mittels  Heboldtafel 
in  großen  Lateinbuchstaben,  wie  sie  im  Blindenschulunterricht  erlernt  wer¬ 
den.  Er  bediene  sich  hierbei  auch  der  Kull’schen  Punktschrifttaschentafel, 
in  deren  Schreibfeldern  sich  die  Buchstaben,  wenn  der  Klappdeckel  mit 
der  beim  Punktschriftschreiben  dem  Papier  zugekehrten  Seite  nach  oben 
gelegt  wird,  deutlich  ausführen  lassen.  Es  sei  das  auch  in  keinem  Falle 
beanstandet  worden. 

Mir  leuchtete  das  ohne  weiteres  ein.  Besteht  doch  meines  Wissens 
keinerlei  gesetzliche  Vorschrift  darüber,  in  was  für  Buchstaben  eine  rechts¬ 
gültige  Unterschrift  ausgeführt  werden  muß.  Ein  persönliches  Gepräge,  was 
hier  allein  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist,  bekommt  eine  solche  Unter¬ 
schrift  auch,  weil  man  ja  die  einzelnen  Buchstaben  in  den  Schreibformen 
der  Tafel  selbst  zeichnet. 

Ein  Freund  aus  einer  sächsischen  Kleinstadt,  dem  ich  diese  Mitteilung 
gelegentlich  machte,  schrieb  mir  nach  längerer  Zeit,  er  vollziehe  die  Unter¬ 
schrift  in  dieser  Form  jetzt  nicht  nur  beim  Empfang  von  Geld  oder  anderen 
Postsendungen,  sondern  auch  auf  der  Polizei,  dem  Wohlfahrtsamt,  den 
Parteidienststellen  und  in  seiner  Eigenschaft  als  Mitglied  des  Gemeinde¬ 
kirchenrates. 

Nun  wird  mir  jedoch  folgender  Fall  bekannt:  ein  Blinder,  der  sich  beim 
Unterschreiben  ebenfalls  der  erwähnten  Methode  bedient,  sollte  einen  Scheck 
unterzeichnen.  Der  Beamte,  in  dessen  Gegenwart  die  Unterschrift  vollzogen 
wurde,  bestritt  ihre  Rechtsgültigkeit  und  erklärte  sie  für  ein  „kompliziertes 
Handzeichen“,  da  beim  Schreiben  eine  „Schablonenvorrichtung“  zur  Hilfe 
genommen  worden  ist. 

Es  wäre  zu  begrüßen,  wenn  einmal  von  berufener  Seite  festgestellt 
würde,  ob  eine  in  oben  besprochener  Weise  geleistete  Unterschrift  in  jedem 
Falle  rechtsgültig  ist. 

Und  nun  zu  dem  in  Rede  stehenden  Thema  noch  eine  Anregung: 

Ein  Blinder  wird  beim  Unterschreiben  in  den  allermeisten  Fällen  eine 
sehende  Person  hinzuziehen  müssen,  die  ihm  sagt,  wo  die  Unterschrift  ge¬ 
setzt  werden  muß.  Soweit  es  sich  um  wichtige  Dokumente  handelt,  wird 
sich  da  auch  niemals  eine  andere  Möglichkeit  finden  lassen.  Anders  aber 
in  Fällen,  wo  man  sich  des  Similistempels  bedienen  kann.  Hier  könnte  in 
einer  Blindenhilfsmittelwerkstatt  eine  Stempelfläche,  die  mit  einer  Klammer 
oder  Spange  auf  eine  Schreibmaschinentype  geschoben  werden  kann,  so 
daß  bei  entsprechender  Einstellung  des  Schreibmaschinenwagens  die  Unter¬ 
schrift  an  die  rechte  Stelle  unter  den  Schriftsatz  kommt,  herausgebracht 
werden.  Die  Vorrichtung  müßte  einfach,  aber  auch  schnell  und  mühelos 
zu  handhaben  sein.  Daß  die  Schreibmaschinentype,  auf  die  die  Vorrichtung 
zu  setzen  ist,  während  deren  Benutzung  nicht  anschlagen  darf,  ist  selbst¬ 
verständlich.  Um  zu  erreichen,  daß  die  Unterschrift  eine  andere  Färbung 
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bekommt,  als  sie  das  Farbband  abgibt,  müßte  dasselbe  beim  Anschlag  der 
Stempelfläche  auch  außer  Funktion  kein.  Die  Stempelfläche  wäre  dann  vor 
ihrer  Benutzung  auf  einem  Stempelkissen  anzufeuchten. 

Ich  halte  eine  solche  Konstruktion,  die  sich  unter  den  Blinden  sicher 
regen  Zuspruches  erfreuen  würde,  technisch  für  durchaus  möglich,  über¬ 
lasse  es  aber  gern  den  Fachleuten  und  solchen,  die  „Erfindergeist“  und 
„Erfindermut“  haben,  sich  um  ihr  Zustandekommen  zu  mühen. 

Es  ist  für  den  Blinden  von  großem  Wert,  wenn  er  seine  schriftlichen 
Formalitäten,  soweit  das  irgend  möglich  ist,  selbst  erledigen  kann.  Die  Er¬ 
reichung  dieses  Zieles  sollte  auf  der  ganzen  Linie  erstrebt  werden.  Mögen 
dazu  auch  die  vorstehenden  Ausführungen  an  ihrem  Teil  mit  beitragen. 


Zur  Frage  der  Blindenunterschrift 

Von  Dr.  W.  Becker,  Frankfurt  a.  M. 

Die  Ausführungen  Hinzes  zu  diesem  Thema  geben  mir  Veranlassung 
zu  nachstehender  Aeußerung. 

1.  Die  Frage,  ob  die  Unterschrift  eines  Blinden,  die  dieser  in  der  Weise 
fertigt,  daß  er  seinen  Namen  in  großen  lateinischen  Buchstaben  unter  Be¬ 
nutzung  der  Schreibfelder  der  oberen  Platte  der  Punktschrifttafel,  und  zwar 
je  ein  Feld  für  jeden  Buchstaben,  in  Schwarzschrift  malt,  als  rechtsgültige 
Unterschrift  oder  als  Handzeichen  zu  werten  sei,  möchte  ich  im  ersteren 
Sinne  beantworten.  Das  BGB.  verlangt  im  §  126  eigenhändige  Namens¬ 
unterschrift.  Zweierlei  ist  also  erforderlich,  Ausdruck  des  Namens  in  Schrift¬ 
zeichen  und  eigenhändiger  Vollzug  dieser  Maßnahme.  Als  Schriftzeichen 
in  diesem  Sinne  sind  aber  solche  Zeichen  anzusehen,  die  dem  Sehenden 
ermöglichen,  den  betr.  Namen  durch  das  Auge  zum  Bewußtsein  zu  bringen. 
Dabei  muß  es  sich  aber  um  die  normalen  Schriftzeichen  des  allgemeinen 
Verkehrs  handeln,  so  daß  Punktschrift  ebenso  ausgeschlossen  ist  wie  eine 
andere  Kurz-  oder  Geheimschrift.  Weiter  ist  nichts  erforderlich,  also  ins¬ 
besondere  nicht,  daß  es  sich  um  Kurrentschrift  handelt.  Es  müssen  nur 
normale  Buchstaben  sein,  gleich  also,  ob  deutsche,  lateinische,  große  oder 
kleine.  Das  zweite  Erfordernis  ist  die  Eigenhändigkeit  der  Unterschrifts¬ 
vollziehung.  Hierzu  ist  erforderlich,  daß  die  Schriftzeichen  von  der  Hand 
des  Unterschreibenden  hergestellt  worden  sind,  das  heißt,  der  Unterschrei¬ 
bende  muß  die  Linien,  aus  denen  die  Schrift  besteht,  mit  der  Hand  auf 
die  Unterlage  ziehen,  nicht  unter  Zuhilfenahme  eines  rein  mechanischen 
Hilfsmittels,  Maschine  etc.,  darauf  setzen.  Durch  diese  Eigenhändigkeit  soll 
die  für  ihre  Zweckbestimmung:  Erkennbarmachung  des  Herrührens  der 
Unterschrift  von  einer  bestimmten  Person  notwendige  Individualität  der 
Schriftzüge  erreicht  werden.  Die  Besonderheiten  eines  jeden  Menschen  prä¬ 
gen  sich  in  der  Handschrift  deutlich  aus,  und  deshalb  fälllt  die  Unterschrift 
eines  Menschen  seiner  Individualität  entsprechend  immer  wieder  im  wesent¬ 
lichen  gleich  aus.  Das  Charakteristische  der  Schrift  oder  Schreibart  eines 
Menschen  prägt  sich  aber  auch  dann  noch  aus,  wenn  er  die  Buchstaben 
unter  Benutzung  rechteckiger  Felder  einzeln  malt.  Es  ist  dies  keineswegs 
eine  schablonenmäßige  Herstellung.  Das  Wesen  der  Schablone  besteht  darin, 
daß  das  Produkt  ihrer  Benutzung  das  gleiche  ist,  mögen  die  Benutzer  auch 
noch  so  verschiedene  Menschen  sein. 
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Beim  Malen  von  Buchstaben  innerhalb  gegebener  Umrandungen  aber 
bleibt  für  die  Betätigung  der  Individualität  des  Einzelnen  noch  genügend 
Raum,  um  das  Produkt  individuell  verschieden  ausfallen  zu  lassen.  Es  sind 
Abschrägungen  und  Abrundungen  zu  machen;  die  Mitte  nach  dem  Gefühl 
zu  wählen  und  anderes,  was  den  so  geschriebenen  Buchstaben  den  Stempel 
des  Persönlichen  in  genügend  starkem  Maß  aufprägt,  um  sie  für  eine  rechts¬ 
verbindliche  Namensunterschrift  genügend  erscheinen  zu  lassen. 

In  diesem  Zusammenhänge  möchte  ich  noch  auf  eine  andere  Frage 
eingehen,  die  den  Blinden  stark  interessiert.  Vor  einiger  Zeit  war  in  den 
Beiträgen  unter  Bezugnahme  auf  ein  ausländisches  Urteil  daraufhingewiesen, 
daß  eine  Unterschrift  nicht  leserlich  zu  sein  braucht,  vielmehr  das  Wesent¬ 
liche  bei  ihr  die  Fähigkeit  sei,  den  Aussteller  als  solchen  zu  identifizieren. 
Daran  wurden  dann  Betrachtungen  geknüpft,  des  Inhalts,  daß  also  eine 
unleserliche  Schwarzschriftunterschrift  des  an  sich  schreibunkundigen  Blin¬ 
den  genügend  sei.  Das  ist  nur  in  beschränktem  Maße  richtig.  Leserlichkeit 
einer  Unterschrift  wird  in  der  Tat  von  der  herrschenden  Meinung  nicht  ge¬ 
fordert.  Dabei  darf  aber  nicht  vergessen  werden,  daß  das  Wort  leserlich 
hier  nur  in  dem  Sinne  zu  verstehen  ist,  daß  nicht  jeder  die  Unterschrift 
lesen  zu  können  braucht.  Nicht  aber  darf  man  das  soweit  ausdehnen,  daß 
es  auch  genüge,  wenn  die  Unterschrift  überhaupt  nicht  zu  lesen  ist,  weil 
sie  in  Wirklichkeit  nicht  aus  Schriftzeichen,  Buchstaben  besteht,  sondern 
aus  irgendwelchen,  im  einzelnen  noch  so  individuell  oder  originell  aussehen¬ 
den  Schnörkeln.  Es  muß  sich  immer  noch  um  Buchstaben  handeln,  gleich 
ob  von  einem  Sehenden  oder  Blinden  hergestellt.  Eine  Unterschrift,  die  nur 
aus  einem  Auf  und  Ab  von  Strichen,  die  in  einem  mehr  oder  weniger 
genialen  Schnörkel  auslaufen,  besteht,  und  die  alles  oder  nichts  heißen 
kann,  ist  keine  rechtsgültige  Unterschrift.  Da  aber  der  Früherblindete  die 
richtige  Kurrentschrift  nur  in  ganz  wenigen  Ausnahmefällen  zu  erlernen 
befähigt  sein  wird,  weil  die  Unsumme  kleinster  und  nur  wenig  vonein¬ 
ander  verschiedener  Formen  und  Linienführungen  sich  seinem  Tastsinn  und 
danach  der  Erkennbarkeit  und  Nachbildungsfähigkeit  entziehen,  so  wird 
auch  in  der  Regel  eine  angelernte  Blindenunterschrift  in  dieser  Schreibart 
nur  selten  dem  Anspruch,  aus  wenn  auch  nicht  leserlichen,  so  doch  bewußt 
geformten  Buchstaben  zu  bestehen,  entsprechen  und  daher  rechtlich  nicht 
als  gültige  Unterschrift  zu  werten  sein.  Es  scheint  mir  daher  für  den  nicht 
schreibkundigen  Blinden,  der  gern  selbst  unterschreiben  möchte,  geraten 
zu  sein,  sich  lieber  des  von  Hinze  mitgeteilten  Verfahrens,  also  der  Formen 
der  großen  lateinischen  Buchstaben  zu  bedienen,  die  zufolge  ihrer  klareren 
und  meist  geraderen  Linienführung  leichter  erlernbar  und  sicherer  dar¬ 
stellbar  sind.  Ein  Zweifel  an  ihrer  Eignung  für  eine  eigenhändige  Namens¬ 
unterschrift  kann  nicht  bestehen. 

2.  Was  den  Vorschlag  auf  Konstruktion  eines  an  einer  Schreibmaschinen¬ 
type  zu  befestigenden  Faksimilestempels  angeht,  so  halte  ich  diesen  nicht 
für  ausführbar.  Da  die  Schreibmaschinentypen  beim  Anschlag  in  eine  ganz 
schmale  Aussparung,  hinter  der  das  Farbband  läuft,  schlagen,  kann  man 
an  ihnen  in  der  Höhe  ihrer  Schrift  keinen  breiteren  Stempel  anbringen. 
Brächte  man  den  Stempel  so  an,  daß  seine  Breite  erst  oberhalb  der  Type 
begänne,  so  daß  er  oberhalb  des  Farbbandes  auf  die  Walze  schlüge,  so 
wäre  das  wohl  möglich,  scheitert  aber  daran,  daß  der  Stempel  dann  zu¬ 
folge  des  größeren  Radius,  den  er  zu  beschreiben  hätte,  nicht  unter  den 
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über  den  Typen  liegenden  Maschinenteilen  bindurchkommt.  Man  müßte 
also  schon  ganz  neue  Maschinen  besonders  für  Blinde  konstruieren,  was 
nicht  in  Betracht  kommt.  Auch  besteht  m.  E.  kein  Bedürfnis  für  eine  der¬ 
artige  Einrichtung.  Für  rechtlich  relevante  Unterschriften  kommt  der  Stempel 
nicht  in  Betracht.  Bei  den  anderen  Schriftstücken  aber  kann  man  in  vielen 
Fällen  einfach  mit  der  Maschine  unterschreiben,  oder  aber,  wenn  man 
Schwarzschrift  schreiben  kann,  mit  Tintenstift  direkt  auf  der  Walze,  indem 
man  die  Walze  einige  Zeilen  weiter  dreht,  bis  das  Geschriebene  etwas  höher 
gerollt  ist.  Dann  kann  man  sehr  gut  und  mühelos  oben  auf  der  Walze  die 
Unterschrift  schreiben.  Man  kann  aber  auch  den  Bogen  ausspannen  und 
dabei  mit  einem  Finger  die  Stelle,  wo  man  unterschreiben  muß,  festhalten. 
Schließlich,  wenn  man  besonderen  Wert  auf  genaue  Stellung  der  Unter¬ 
schrift  legt,  kann  man  in  diesen  Fällen  auch  meist  leicht  einen  Sehenden 
herbeibitten.  Der  Blinde  sollte  überhaupt  das  sehr  lobenswerte  und  immer 
noch  nicht  genügend  allgemein  gewordene  Bestreben  nach  Selbständigkeit 
andererseits  nicht  übertreiben. 


Noch  ein  technischer  Hinweis,  betr. 

„Die  Unterschrift  des  Erblindeten“ 

Von  Luise  Engel,  Klingenmünster 

Im  Anschluß  an  die  Ausführungen  des  Herrn  Hinze,  Schwerin,  und  des 
Herrn  Dr.  Becker,  Frankfurt-Main,  möchte  ich  hier  folgendes  mitteilen: 

Um  sicher  zu  sein,  daß  die  eigenhändige  Unterschrift  bei  den  Schrift-, 
stücken,  die  man  selbst  mit  der  Maschine  geschrieben  hat,  in  gerader  Linie 
auf  die  richtige  Stelle  zu  stehen  kommt,  ist  folgendes  Verfahren  praktisch 
und  einfach: 

Hat  man  den  zu  schreibenden  Text  beendet,  so  rückt  man  den  Wagen 
der  Maschine  ans  äußerste  Ende  derjenigen  Zeile,  in  der  das  letzte  Wort 
steht.  Dort  schlägt  man  einen  kräftigen  Punkt  ein,  der  dann,  nachdem  der 
Bogen  ausgespannt  ist,  auf  der  Rückseite  desselben  deutlich  fühlbar  ist. 
(In  Bezug  auf  schönes  Aussehen  dürfte  dieser  Punkt  wohl  kaum  störend 
wirken.)  Dann  schiebt  man  unter  den  Bogen  einen  Briefbogen  mit  erhabenen 
Linien;  diese  Linien  fühlt  man  auch  durch  das  Papier  hindurch,  und  man 
kann  sich  mit  ihrer  Hilfe  sowie  durch  den  auf  der  Rückseite  fühlbaren 
Punkt  sicher  und  rasch  orientieren,  wo  die  Unterschrift  zu  setzen  ist.  Natür¬ 
lich  muß  man  darauf  achten,  daß  das  Linienpapier  Kante  auf  Kante  mit 
dem  Textbogen  zu  liegen  kommt,  damit  die  Unterschrift  auch  verhältnis¬ 
mäßig  parallel  zum  übrigen  Text  verläuft.  —  Briefbogen  mit  erhabenen 
Linien  sind  bei  der  Geschäftsstelle  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg, 
Wörthstraße  11,  zu  haben;  es  ist  praktisch,  davon  immer  etwas  Vorrat  zu 
haben,  besonders  dann,  wenn  man  eine  Reise  machen  muß  und  in  die  Lage 
kommt,  einen  Brief  schreiben  zu  müssen,  ohne  eine  Maschine  zur  Hand 
zu  haben. 
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Erbliche  Blindheit  als  Ehehinderungsgrund 

Von  A.  Gottwald,  Berlin 

Am  18.  Oktober  1935  hat  die  Reichsregierung  das  Gesetz  zum  Schutze 
der  Erbgesundheit  des  deutschen  Volkes  (Ehegesundheitsgesetz)  erlassen 
(RGBl.  I  S.  1246).  Dieses  Gesetz  bringt  vier  neue  Eheverbote.  Insbesondere 
bildet  das  Leiden  an  einer  Erbkrankheit  im  Sinne  des  Erbgesundheitsge¬ 
setzes,  worunter  bekanntlich  auch  die  erbliche  Blindheit  fällt,  einen  Ehe¬ 
hinderungsgrund. 

I 

Die  in  Frage  kommende  Bestimmung  ist  §  1  d  des  Gesetzes.  Diese  Vor¬ 
schrift  lautet:  „Eine  Ehe  darf  nicht  geschlossen  werden,  wenn  einer  der 
Verlobten  an  einer  Erbkrankheit  im  Sinne  des  Gesetzes  zur  Verhütung  erb¬ 
kranken  Nachwuchses  leidet.“ 

Es  begründen  also  nicht  alle  Erbkrankheiten  das  Eheverbot,  sondern 
nur  die,  die  im  §  1  Abs.  2  Erbkrankennachwuchsgesetz  aufgezählt  sind. 
Dies  sind  angeborener  Schwachsinn,  Schizophrenie,  zirkuläres  (manisch- 
depressives)  Irresein,  erbliche  Fallsucht,  erblicher  Veitstanz  (Huntingtonsche 
Chorea),  erbliche  Blindheit,  erbliche  Taubheit,  schwere  erbliche  körperliche 
Mißbildung. 

Daß  ein  fortpflanzungsfähäger  Erbkranker,  dessen  Unfruchtbarmachung 
noch  nicht  durchgeführt  ist  oder  der  deshalb  nicht  unfruchtbar  gemacht 
werden  darf,  weil  der  Eingriff  mit  Lebensgefahr  verbunden  ist,  von  der 
Eheschließung  ferngehalten  wird,  ist  eine  selbstverständliche  Fortführung 
der  Gedanken  des  Erbkrankennachwuchsgesetzes.  Wie  steht  es  aber  mit 
einem  Erbkranken,,  der  entweder  sterilisiert  oder  natürlich  unfruchtbar  ist? 
Amtsgerichtsrat  Maßfeller  im  Reichsjustizministerium  stellt  sich  in  einem 
Aufsatz  in  der  Juristischen  Wochenschrift  1935  S.  3065  ff.  auf  den  Stand¬ 
punkt,  daß  die  Erbkrankheit  auch  in  diesem  Fall  ein  Ehehindernis  bilde. 
Diese  ergebe  sich  aus  Sinn  und  Zweck  der  Ehe,  die  in  der  Erzeugung  von 
Nachwuchs  bestehen;  ein  erbgesunder  fortpflanzungsfähiger  Mensch  solle 
deshalb  nicht  an  einen  unfruchtbaren  Erbkranken  gekettet  sein. 

Diese  Beweisführung  erscheint  nicht  durchschlagend.  Es  ist  richtig,  daß 
Sinn  und  Zweck  der  Ehe  in  der  Erzeugung  von  Nachwuchs  bestehen.  Wollte 
man  diesen  Gedanken  aber  im  Gesetz  Ausdruck  geben,  so  hätte  man  ganz 
allgemein  dem  Unfruchtbaren  die  Eheschließung  verbieten  müssen.  Die  Vor¬ 
schrift  des  §  1  d  ist  erlassen,  nicht  um  die  Ehe  mit  einem  Unfruchtbaren, 
sondern  um  die  Vererbung  von  Erbkrankheiten  zu  verhindern.  Die  Konse¬ 
quenz  wäre  gewesen,  das  Eheverbot  bis  zu  dem  Zeitpunkt  zu  befristen, 
in  dem  der  Erbkranke  sich  hat  sterilisieren  lassen,  und  dem  sterilisierten 
oder  natürlich  unfruchtbaren  Erbkranken  die  Eingehung  einer  Ehe  zu  ge¬ 
statten.  Auf  diesem  Standpunkt  stand  denn  auch  die  Denkschrift  des  Preu¬ 
ßischen  Justizministers  „Nationalsozialistisches  Strafrecht“  Seite  63. 

Dennoch  entspricht  die  Ansicht  Maßfellers,  der  offenbar  an  der  Schaf¬ 
fung  des  Gesetzes  mitgewirkt  hat,  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  und  dem 
Willen  des  Gesetzgebers.  Denn  das  Eheverbot  ist  ganz  allgemein  für  den 
Fall  ausgesprochen,  daß  einer  der  Verlobten  an  einer  Erbkrankheit  leidet. 
Ob  der  an  der  Erbkrankheit  Leidende  sterilisiert  oder  natürlich  unfruchtbar 
ist,  ist  gleichgültig.  Hätte  der  Gesetzgeber  hier  eine  Ausnahme  schaffen 
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wollen,  so  hätte  er  es  ausdrücklich  ausgesprochen.  Dies  hat  er  nicht  getan. 
Er  hat  eine  Ausnahme  nur  für  den  Fall  gegeben,  daß  der  andere  Ver¬ 
lobte  unfruchtbar  ist  (§  1  Abs.  2). 

Der  an  einer  Erbkrankheit  Leidende  darf  also  die  Ehe  nur  mit  einer 
unfruchtbaren  Person  eingehen.  Auf  der  einen  Seite  ist  hierbei  gleichgültig, 
ob  der  an  der  Erbkrankheit  Leidende  zeugungsfähig,  sterilisiert  oder  natür¬ 
lich  unfruchtbar  ist.  Auf  der  anderen  Seite  kommt  es  bei  dem  anderen 
Ehegatten  nicht  darauf  an,  ob  seine  Unfruchtbarkeit  von  einem  ärztlichen 
Eingriff  herrührt  oder  naturgegeben  ist. 

Dieser  Standpunkt  des  Gesetzes  ist  in  vielen  Fällen  hart,  insbesondere 
nachdem  wir  auf  Grund  der  zitierten  Stelle  der  Denkschrift  des  preußischen 
Justizministers  eine  solche  Strenge  nicht  erwartet  haben.  Dennoch  ist  vom 
Standpunkt  des  Volksganzen  aus  die  Regelung  als  unbedingt  richtig  anzu¬ 
sehen.  Es  erhebt  sich  allein  die  Frage,  auf  welche  Weise  im  Einzelfall  auf¬ 
tretende  Härten  ohne  Schädigung  der  Volksgemeinschaft  gemildert  werden 
können.  Hier  gibt  §  6  des  Gesetzes  eine  Handhabe.  Nach  dieser  Vorschrift 
kann  der  Reichsminister  des  Innern  oder  die  von  ihm  ermächtigte  Stelle 
Befreiungen  von  den  Vorschriften  des  Gesetzes  bewilligen.  Für  einen  nicht 
sterilisierten  Erbkranken  dürfte  eine  solche  Befreiung  wohl  kaum  in  Frage 
kommen.  Dagegen  dürfte  bei  dem  Frauenüberschuß,  den  wir  in  Deutsch¬ 
land  haben,  ein  Befreiungsantrag  Aussicht  auf  Erfolg  haben,  wenn  ein 
sterilisierter  erbblinder  Mann  eine  erbgesunde  Frau  heiraten  will. 

II 

Selbstverständlich  kann  der  Standesbeamte  nicht  beurteilen,  ob  ein 
etwa  vorhandenes  Leiden  erblich  ist  oder  nicht.  Aus  diesem  Grunde  hat 
das  Gesetz  das  Ehetauglichkeitszeugnis  eingeführt.  Nach  §  2  haben  die  Ver¬ 
lobten  vor  der  Eheschließung  durch  ein  Zeugnis  des  Gesundheitsamtes  nach¬ 
zuweisen,  daß  ein  Ehehindernis  nach  §  1  des  Gesetzes  nicht  vorliegt. 

Das  Ehetauglichkeitszeugnis  muß  dem  Standesbeamten  vor  der  Anord¬ 
nung  des  Aufgebots  vorgelegt  werden.  Der  Standesbeamte  ist  an  den  Inhalt 
des  Ehetauglichkeitszeugnisses  gebunden.  Ein  eigenes  Prüfungsrecht,  ob  ein 
Ehehindernis  nach  §  1  des  Ehegesundheitsgesetzes  vorliegt  oder  nicht,  steht 
ihm  nicht  zu.  Wird  in  dem  Ehetauglichkeitszeugnis  festgestellt,  daß  ein 
Ehehindernis  nach  §  1  nicht  vorliegt,  so  hat  der  Standesbeamte,  wenn  sonst 
kein  Hindernis  gegeben  ist,  das  Aufgebot  anzuordnen.  Wird  die  Ausstellung 
des  Ehetauglichkeitszeugnisses  vom  Gesundheitsamt  verweigert,  dann  darf 
er  die  Ehe  nicht  schließen,  selbst  wenn  er  der  Auffassung  ist,  daß  das 
Gesundheitsamt  sich  geirrt  hat. 

Den  Verlobten,  die  sich  bei  der  Entscheidung  des  Gesundheitsamts  nicht 
beruhigen  wollen,  wird  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  den  Sachverhalt 
durch  das  Erbgesundheitsgericht  und  das  Erbgesundheitsobergericht  nach¬ 
prüfen  zu  lassen.  Die  nähere  Gestaltung  des  Verfahrens  wird  in  den  Aus¬ 
führungsbestimmungen  zum  Ehegesundheitsgesetz  geregelt  werden. 

In  welchem  Zeitpunkt  das  Ehetauglichkeitszeugnis  allgemein  eingeführt 
wird,  bestimmt  gemäß  §  8  des  Gesetzes  der  Reichsminister  des  Innern.  Bis 
zu  diesem  Zeitpunkt  ist  nach  §  8  Abs.  2  Satz  2  ein  Ehetauglichkeitszeugnis 
nur  in  Zweifelsfällen  vorzulegen.  Der  Standesbeamte  hat  vor  der  Anordnung 
des  Aufgebots  zu  prüfen,  ob  ein  solcher  Zweifelsfall  vorliegt  und  bejahen¬ 
denfalls  die  Verlobten  an  das  Gesundheitsamt  zu  verweisen. 
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III 

Die  Folgen  des  Verstoßes  gegen  die  Eheverbote  sind  in  den  §§  3  und  4 
des  Gesetzes  geregelt.  §  3  behandelt  die  eherechtlichen,  §  4  die  strafrecht¬ 
lichen  Folgen. 

Nach  §  3  Abs.  1  Satz  1  des  Gesetzes  ist  eine  entgegen  den  Verboten  des 
§  1  geschlossene  Ehe  nichtig,  wenn  die  Ausstellung  des  Ehetauglichkeits¬ 
zeugnisses  oder  die  Mitwirkung  des  Standesbeamten  bei  der  Eheschließung 
von  den  Verlobten  durch  wissentlich  falsche  Angaben  herbeigeführt  worden 
ist.  Die  Ehe  ist  also  nichtig,  wenn  die  Verlobten  arglistigerweise  entweder 
vor  dem  Gesundheitsamt  oder  vor  dem  Standesbeamten  falsche  Angaben 
gemacht  haben  oder  ein  gefälschtes  Ehetauglichkeitszeugnis  vorlegen. 

Voraussetzung  der  Nichtigkeit  ist  arglistiges  Verhalten  beider  Ehegatten. 
Kennt  der  eine  Ehegatte  die  Erblichkeit  des  Leidens  des  anderen  nicht,  und 
fällt  daher  nur  dem  anderen  Arglist  zur  Last,  so  ist  die  Ehe  gültig.  Der 
getäuschte  Ehegatte  hat  jedoch  ein  Anfechtungsrecht  gemäß  §  1334  BGB. 
Das  gleiche  gilt,  wenn  keiner  der  Ehegatten  das  Ehehindernis  gekannt  hat 
und  dieses  sich  im  Laufe  der  Ehe  herausstellt.  Hier  kann  der  gesunde  Teil 
die  Anfechtungsklage  wegen  Irrtums  über  eine  wesentliche  Eigenschaft  des 
anderen  Ehegatten  gemäß  §  1333  BGB.  erheben. 

Die  Nichtigkeit  der  Ehe  kann,  solange  die  Ehe  nicht  für  nichtig  erklärt 
oder  aufgelöst  ist,  nur  im  Wege  der  Nichtigkeitsklage  geltend  gemacht  wer¬ 
den.  Das  Klagerecht  steht  allein  dem  Staatsanwalt  zu.  Zuständig  ist  aus¬ 
schließlich  das  Landgericht,  in  dessen  Bezirk  der  Ehemann  seinen  Wohn¬ 
sitz  hat. 

Nach  §  4  des  Gesetzes  wird  mit  Gefängnis  nicht  unter  3  Monaten  be¬ 
straft,  wer  eine  verbotene  Eheschließung  erschleicht.  Die  Verurteilung  wegen 
vollendeten  Verbrechens  tritt  nur  ein,  wenn  die  Ehe  für  nichtig  erklärt 
worden  ist.  Hierbei  ist  es  gleichgültig,  ob  die  Nichtigkeitserklärung  auf 
Grund  der  Nichtigkeitsklage  des  Staatsanwalts  oder  der  Anfechtungsklage 
des  anderen  Ehegatten  erfolgt  ist.  Anders  als  in  §  170  des  Strafgesetz¬ 
buches  tritt  die  Strafverfolgung  von  Amts  wegen  ein. 

IV 

Eine  Umgehung  des  Gesetzes  dadurch,  daß  man  die  Eheschließung  im 
Ausland  vornimmt,  ist  nicht  möglich.  Denn  das  Recht  zur  Eingehung  der 
Ehe  bestimmt  sich  in  Ansehung  eines  jeden  der  Verlobten  nach  den  Ge¬ 
setzen  des  Staates,  dem  er  angehört  (Gesetz  des  Heimatstaates).  Dieser 
Grundsatz  ist  ausdrücklich  in  dem  Haager  Abkommen  zur  Regelung  des 
Geltungsbereichs  der  Gesetze  auf  dem  Gebiete  der  Eheschließung  vom 
12.  Juni  1902  ausgesprochen.  Er  wird  aber  nicht  nur  von  den  Staaten,  die 
sich  dem  Abkommen  angeschlossen  haben,  sondern  von  fast  allen  übrigen 
Staaten  tatsächlich  angewendet. 

Die  ausländische  Eheschließungsbehörde  verlangt  also  von  den  deut¬ 
schen  Staatsangehörigen  ein  Ehefähigkeitszeugnis,  d.  h.  eine  Bescheinigung 
darüber,  daß  der  Eheschließung  nach  den  deutschen  Gesetzen  kein  Hin¬ 
dernis  entgegensteht.  Dieses  Ehefähigkeitszeugnis  stellt  der  deutsche  Stan¬ 
desbeamte  aus,  der  hierbei  wiederum  die  Vorschriften  des  Ehegesundheits¬ 
gesetzes  zu  berücksichtigen,  also  die  Vorlegung  eines  Ehetauglichkeits- 
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Zeugnisses  zu  verlangen  hat.  Ohne  das  Ehefähigkeitszeugnis  des  deutschen 
Standesbeamten  nimmt  der  fremde  Staat  die  Eheschließung  nicht  vor. 

Anders  ist  allerdings  die  Rechtslage  in  den  Ländern,  die  für  die  Ehe¬ 
fähigkeit  nicht  das  Staatsangehörigkeits-,  sondern  das  Wohnsitzprinzip  maß¬ 
gebend  sein  lassen.  Hat  ein  Deutscher  sein  Domizil  im  Sinne  des  englischen 
Rechts  in  England,  so  wird  der  englische  Standesbeamte  nicht  nach  deut¬ 
schem,  sondern  nach  englischem  Recht  prüfen,  ob  etwa  das  Ehehindernis 
des  §  1  Ehegesundheitsgesetz  der  beabsichtigten  Ehe  entgegensteht  und 
noch  weniger  von  dem  Verlobten  die  Beibringung  eines  Ehetauglichkeits¬ 
zeugnisses  verlangen.  Ohne.eine  besondere  Bestimmung  im  Ehegesundheits¬ 
gesetz  wäre  eine  solche  Ehe  gültig.  Die  Folge  wäre,  daß  jeder,  der  über 
die  genügenden  Geldmittel  verfügt,  das  Ehegesundheitsgesetz  umgehen 
könnte.  Hier  hat  §  3  Abs.  1  Satz  2  einen  Riegel  vorgeschoben,  indem  er 
ausspricht,  daß  die  Ehe  auch  nichtig  ist,  wenn  sie  zum  Zwecke  der  Um¬ 
gehung  des  Gesetzes  im  Ausland  geschlossen  ist,  und  nach  §  4  ist  eine 
derartige  Erschleichung  der  Eheschließung  strafbar. 

§  5  des  Gesetzes  regelt  die  Eheschließung  von  Ausländern.  Gehören 
beide  Verlobten  einem  fremden  Staat  an,  so  findet  das  Ehegesundungsgesetz 
selbstverständlich  keine  Anwendung.  Denn  es  hat  lediglich  den  Zweck,  die 
Erbgesundheit  des  deutschen  Volkes  zu  schützen. 

Das  gleiche  gilt  aber  auch,  wenn  der  männliche  Verlobte  Ausländer 
ist  und  die  Braut  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  besitzt.  Denn  mit  der 
Eheschließung  erlangt  die  Frau  die  fremde  Staatsangehörigkeit.  Die  Kinder 
gehören  ebenfalls  dem  fremden  Staat  an,  so  daß  ein  Schutz  der  Erbgesund¬ 
heit  des  deutschen  Volkes  hier  wiederum  nicht  in  Frage  kommt. 

Anders  liegt  jedoch  der  Fall,  wenn  der  männliche  Verlobte  die  deutsche 
Staatsangehörigkeit  besitzt.  Die  dem  fremden  Staat  angehörige  Braut  ist 
nicht  verpflichtet,  ein  Ehetauglichkeitszeugnis  vorzulegen.  Dagegen  ist  der 
Mann  verpflichtet,  die  Gesundheit  beider  Verlobten  dem  Standesbeamten 
nachzuweisen.  Das  von  dem  Mann  beizubringende  Ehetauglichkeitszeugnis 
muß  sich  also  auf  die  gesundheitlichen  Verhältnisse  beider  Ehegatten  er¬ 
strecken. 

V 

Wir  hatten  unter  I  ausgeführt,  daß  ein  (zeugungsfähiger,  sterilisierter 
oder  natürlich  unfruchtbarer)  Erbkranker  einen  (natürlich  oder  künstlich) 
Unfruchtbaren  heiraten  darf.  Dieser  Satz  bedarf  noch  einer  Einschränkung. 

§  1  Abs.  2  besagt:  „Die  Bestimmung  des  Abs.  1  Buchst,  d  steht  der  Ehe¬ 
schließung  nicht  entgegen,  wenn  der  andere  Verlobte  unfruchtbar  ist.“  Also 
nur  das  Ehehindernis  des  §  1  d  (Erbkrankheit)  wird  durch  die  Unfrucht¬ 
barkeit  des  anderen  Teiles  aufgehoben.  Die  Eheverbote  a  bis  c  bleiben  be¬ 
stehen.  Ein  Erbkranker  darf  also  die  Ehe  mit  einem  Unfruchtbaren  nicht 
eingehen,  wenn  eins  der  Ehehindernisse  des  §  1  a  bis  c  vorliegt. 

Nach  §  1  a  darf  eine  Ehe  nicht  geschlossen  werden,  wenn  einer  der 
Verlobten  an  einer  mit  Ansteckungsgefahr  verbundenen  Krankheit  leidet, 
die  eine  erhebliche  Schädigung  der  Gesundheit  des  anderen  Teils  oder  der 
Nachkommen  befurchten  läßt.  Zu  den  Infektionskrankheiten  gehören  ins¬ 
besondere  die  Geschlechtskrankheiten  und  die  Tuberkulose,  solange  die 
Gefahr  der  Ansteckung  besteht.  Das  Eheverbot  besteht  grundsätzlich  auch 
dann,  wenn  beide  Ehegatten  krank  sind. 
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Nach  §  1  b  ist  die  Ehe  verboten,  wenn  einer  der  Verlobten  entmündigt 
ist  oder  unter  vorläufiger  Vormundschaft  steht.  Ob  die  Entmündigung  wegen 
Geisteskrankheit,  Geistesschwäche,  Trunksucht  oder  Verschwendung  erfolgt 
ist,  ist  gleichgültig. 

Die  wichtigste  Vorschrift  in  diesem  Zusammenhang  ist  jedoch  Buch¬ 
stabe  c  des  §  1.  Hiernach  darf  eine  Ehe  nicht  geschlossen  werden,  wenn 
einer  der  Verlobten,  ohne  entmündigt  zu  sein,  an  einer  geistigen  Störung 
leidet,  die  die  Ehe  für  die  Volksgemeinschaft  unerwünscht  erscheinen  läßt. 
Unter  diese  Vorschrift  fallen  zunächst  diejenigen  Geisteskranken  und  Geistes¬ 
schwachen,  die  nicht  entmündigt  sind.  Bekanntlich  genügt  zur  Entmündi¬ 
gung  nicht  das  bloße  Vorliegen  von  Geisteskrankheit,  Geistesschwäche  usw., 
sondern  nach  §  6  BGB.  kommt  eine  weitere  selbständige  Voraussetzung  für 
die  Entmündigung  hinzu.  Der  Geisteskranke  und  Geistesschwache  kann  nur 
entmündigt  werden,  wenn  er  infolge  seines  Leidens  seine  Angelegenheiten 
nicht  zu  besorgen  vermag.  Hat  also  ein  Geistesschwacher  keine  oder  nur 
geringfügige  Angelegenheiten  zu  regeln,  so  wird  er  nicht  entmündigt.  Für 
alle  diese  Personen  hat  §  1  c  ein  besonderes  Eheverbot  geschaffen. 

Sodann  fallen  unter  dieses  neue  Verbot  solche  Personen,  bei  denen 
geistige  Störungen  vorliegen,  die  zu  schwerer  Psychopathie  oder  zu  ver¬ 
brecherischem  gemeinschaftsgefährdendem  Verhalten  geführt  haben.  Aber 
nicht  jedes  geringfügige  Abweichen  von  der  Norm  begründet  das  Eheverbot. 
Bei  der  Prüfung,  ob  die  beabsichtigte  Ehe  für  die  Volksgemeinschaft  un¬ 
erwünscht  ist,  wird  immer  auf  die  konkrete  Ehe  abzustellen  sein.  So  wird 
man  insbesondere  mit  dem  Urteil  „unerwünscht“  dann  Zurückhaltung  üben 
können,  wenn  der  andere  Ehegatte  unfruchtbar  ist.  Der  Arzt  hat  hier  eine 
schwierige  Aufgabe  zu  lösen. 

Diese  Ausführungen  zeigen,  daß  der  eugenische  Gedanke  nicht  der 
einzige  Grundgedanke  ist,  auf  dem  das  Ehegesundheitsgesetz  ruht.  Selbst¬ 
verständlich  haben  erbpflegerische  Gründe  bei  der  Schaffung  des  Gesetzes 
im  Vordergrund  gestanden.  Dies  ergibt  sich  schon  aus  dem  Namen  „Gesetz 
zum  Schutze  der  Erbgesundheit  des  deutschen  Volkes“.  Aber  ein  sekun¬ 
därer  Gedanke  kommt  hinzu,  der  sich  auf  das  harmonische  Zusammen¬ 
leben  der  beiden  Ehegatten  beschränkt.  Es  sollen  nicht  nur  Ehen  verboten 
sein,  die  die  Erbgesundheit  des  deutschen  Volkes  schädigen,  sondern  auch 
solche  Ehen,  die  zwar  wegen  der  Unfruchtbarkeit  eines  oder  beider  Ehe¬ 
gatten  für  die  Vererbung  ausscheiden,  die  aber  wegen  ihrer  katastrophalen 
Wirkungen  auf  die  Ehegatten  selbst  und  damit  auf  ihre  Umgebung  für  die 
Volksgemeinschaft  unerwünscht  sind. 


Ausgleichsdienst 

Am  12.  6.  ds.  Js.  wandten  wir  uns  über  das  Deutsche  Studentenwerk, 
Amt  für  Arbeitsdienst,  an  das  Reichs-  und  Preußische  Ministerium  für  Wissen¬ 
schaft,  Erziehung  und  Volksbildung  mit  der  Bitte,  die  blinden  Abiturienten, 
die  zum  Studium  zugelassen  werden  möchten,  einen  Ausgleichsdienst  in 
der  Marburger  Blindenstudienanstalt  als  Ersatz  für  den  Arbeitsdienst  ab¬ 
leisten  zu  lassen.  Am  5.  November  ds.  Js.  ging  uns  über  das  Reichs-  und 
Preußische  Arbeitsministerium  folgender  Bescheid  zu: 
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Abschrift. 


Der  Reichs- 

und  Preußische  Minister 
für  Wissenschaft,  Erziehung 
und  Volksbildung. 

K  I  Nr.  6742  W  I.  E  III 

Betrifft:  Zulassung  blinder  Studenten 
zum  Studium. 


Ich  bin  damit  einverstanden,  daß  die  blinden  Abiturienten,  die 
studieren  wollen,  zum  Sonderdienst  in  den  Arbeitsbetrieben  der  Mar- 
burger  Blindenstudienanstalt  herangezogen  werden.  Von  einer  nach¬ 
träglichen  Heranziehung  der  Abiturienten,  die  ihr  Studium  bereits 
aufgenommen  haben,  ist  abzusehen. 

Den  Abiturienten  ist  zu  empfehlen,  vorher  sich  vom  stud.  Gesund¬ 
heitsdienst  untersuchen  zu  lassen,  ob  sie  für  das  Studium  nach  den 
neusten  Richtlinien  des  Amtes  für  Volksgesundheit  und  des  Reichs¬ 
studentenwerkes  für  tauglich  befunden  werden. 

An  die  Deutsche  Studentenschaft,  Amt  für  Arbeitsdienst  in  Berlin  SW  68, 
Friedrichstraße  235. 


Berlin  W  8,  den  17.  Oktober  1935 
Unter  den  Linden  4, 


Der  Reichs-  und  Preußische 
Arbeitsminister 

II  b  Nr.  11812/35 


i 


Berlin  W  8,  den  24.  Oktober  1935 
Unter  den  Linden  33/35. 


Betrifft:  Zulassung  blinder  Abiturienten 
zum  Studium. 


Vorstehende  Abschrift  übersende  ich  unter  Bezug  auf  Ihr  Schreiben 
vom  17.  Juli  1935  —  RAM.  —  F.-O.  76/35  —  zur  gefälligen  Kenntnis. 

Im  Auftrag 
gez.  Dr.  Rosen berg. 

Beglaubigt: 

An  .  Stempel.  gez.  Unterschrift 

die  Blindenstudienanstalt  Sekretär  im  Bürodienst 

Marburg-Lahn 


Im  Verfolg  der  Belange  der  blinden  Schriftsteller  habe  ich  an  die 
Reichsschrifttumskammer  z.  H.  Herrn  Prof.  Dr.  Suchenwirth  das  nachstehende 
Schreiben  gerichtet,  das  am  16.  Nov.  ds.  Js.  untenstehende  Antwort  erhielt. 
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Abschrift. 


Marburg,  den  31.  Oktober  1935 

Herrn 

Prof.  Dr.  Suchenwirth 
Reichschrifttumskammer 
Berlin  W  8,  Leipziger  Str.  19 

Hochverehrter  Herr  Professor! 

Ich  nehme  Bezug  auf  das  Schreiben  des  Herrn  Präsidenten  der 
Reichsschrifttumskammer  vom  9.  April  ds.  Js.,  wonach  diese  die  Be¬ 
mühungen  der  Marburger  Blindenstudienanstalt  begrüßt,  die  den  er¬ 
blindeten  deutschen  Volksgenossen  die  Möglichkeiten  einer  gesicherten 
Erwerbstätigkeit  eröffnen  und  erhalten  sollen. 

In  Verfolg  dieser  Bestrebungen  möchte  ich  mir  eine  Anregung 
gestatten.  Wäre  es  wohl  möglich,  daß  die  Reichsschrifttumskammer 
die  Verlage  veranlaßte,  geeignete  schriftstellerisch  begabte  Blinde  zur 
Abfassung  von  Buchbesprechungen  über  volkstümliche  Literatur¬ 
erscheinungen  bevorzugt  heranzuziehen?  Ich  würde  gern  eine  Reihe 
hierfür  in  Frage  kommender  Blinder,  die  gleichzeitig  Mitglieder  der 
Reichsschrifttumskammer  sind,  namhaft  machen.  Vielleicht  könnten 
die  Verlage  dann  an  die  Schriftsteller  direkt  oder  über  die  Blinden¬ 
studienanstalt  herantreten,  um  Besprechungen  in  Manuskriptform  im 
Interesse  des  Verlages  oder  zur  Propaganda  in  der  Presse  einzufor¬ 
dern.  Ich  würde  meinerseits  bemüht  sein,  für  sorgfältige  Auswahl 
der  geeigneten  Gutachten  Sorge  zu  tragen, 

Indem  ich  Ihnen  für  Ihre  Bemühungen  in  dieser  Angelegenheit 
meinen  aufrichtigen  Dank  ausspreche,  zeichne  ich  mit  dem  Ausdruck 
der  vorzüglichsten  Hochachtung  und 

Heil  Hitler! 
clls 

Ihr  sehr  ergebener 
Dr.  C.  Strehl 


Präsident  der 
Reichsschrifttumskammer 

Dr.  K./G. 

Nr.  1758 


Abschrift. 

Berlin  W  8,  den  16.  November  1935 
Leipziger  Straße  19 


Herrn 

Dr.  Carl  Strehl 
Marburg/Lahn 
Wörthstraße  11 


Ich  bin  gerne  bereit  die  Verlage  bei  Gelegenheit  aufzufordern  blinde 
Schriftsteller  zu  Buchbesprechungen  und  zur  Abfassung  von  Propa¬ 
gandatexten  heranzuziehen. 


Stempel. 


Im  Aufträge: 
gez.  Suchenwirth 
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Abschrift 

Der  Reichsminister  der  Justiz. 

Nr.  IV.  b.  7132  Berlin  W  8,  den  19.  Juli  1935 

Betr.:  Blinde  Rechtsanwälte.  Wilhelmstr.  65 

Der  Verein  der  blinden  Akademiker  Deutschlands  ist  an  mich  mit  der 
Bitte  herangetreten,  daß  die  blinden  Rechtsanwälte  angesichts  ihrer  sehr 
schwierigen  wirtschaftlichen  Lage  bei  der  Verteilung  von  Armensachen 
nach  Möglichkeit  berücksichtigt  werden  möchten.  Unter  Bezugnahme 
auf  meine  allgemeine  Verfügung  vom  10.  Dezember  1934  (IV.  b.  6122) 
Deutsche  Justiz  Seite  1572  —  Absatz  4  Satz  2  —  beehre  ich  mich  von 
diesem  Wunsche  Kenntnis  zu  geben.  Ich  bitte,  die  Gerichte,  bei  denen 
blinde  Anwälte  zugelassen  sind,  entsprechend  zu  verständigen;  nach 
einer  Zusammenstellung  des  oben  genannten  Vereins  sind  es  die  aus 
der  Anlage  ersichtlichen  Gerichte. 

Im  Aufträge:  gez.  Dr.  Volkmar 


Blindheit  und  Vererbung 

Von  Dr.  C.  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg 
Wieviel  Blinde  gibt  es  in  Deutschland?  Darauf  antwortet  uns  die  vom 
Statistischen  Reichsamt  auf  Grund  der  Reichsgebrechlichenzählung  von 
1925/26  zusammengestellte  Statistik  vom  Jahre  1931.  Danach  wurden  im 
Deutschen  Reich  (ohne  das  Saargebiet)  33  192  Blinde  registriert.  Einschließ¬ 
lich  des  Saarlandes  müssen  wir  also  mit  rund  35  000  Blinden  rechnen.  Das 
ist  eine  verhältnismäßig  niedrige  Ziffer  im  Verhältnis  zur  Gesamtgebrech- 
lichenzahl  von  713  571.  Taubstumme  und  Ertaubte  zählte  man  45  376,  son¬ 
stige  Körperlich-Gebrechliche  429  654,  Geistig-Gebrechliche  230112. 

In  welchen  Altersstufen  befanden  sich  die  Blinden  bei  der  Erblindung? 
Die  Blindgeborenen  erscheinen  mit  9,75  v.  H.  der  Gesamtheit,  die  Früh¬ 
erblindeten  (vor  dem  16.  Lebensjahr)  einschließlich  der  Blindgeborenen  mit 
28  v.  H.,  die  Späterblindeten  (zwischen  dem  15.  und  dem  50.  Lebensjahr) 
mit  36,7  v.  H.  und  die  Alterserblindeten  mit  32,7  v.  H.  Unter  den  rund 
35  000  Blinden  des  deutschen  Reiches  befinden  sich  2  537  Kriegsblinde. 
Welches  sind  die  Erblindungsursachen?  Diese  Frage  ist  schwierig  zu  be¬ 
antworten,  da  bei  der  oben  genannten  Gesamtzahl  nur  15  v.  H.  der  Befund 
ärztlich,  aber  nicht  nur  durch  Augenärzte  festgestellt  wurde.  Die  bei  18  911 
angegebenen  Erblindungsursachen  gliedern  sich  in  2  Gruppen: 

1.  Angeboren .  2  361 

2.  Erworben 

a)  durch  Erkrankungen  des  Auges  .  .  5  079 

b)  durch  Verletzungen  .......  4903 

c)  infolge  allgemeiner  Körperkrankheit  6  568 

18  911 

Diese  Zahl  umgerechnet  auf  35  000  ergäbe  für  die  Gruppe  „Angeboren“ 
4  500  =  etwa  13  v.  H.  der  Gesamterblindungen.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß 
erbliche  Blindheit  nicht  gleichbedeutend  ist  mit  angeborener.  Ich  erinnere 
nur  an  die  Augeneiterung  der  Neugeborenen,  die  früher  vor  der  zwangs¬ 
weisen  vorbeugenden  Behandlung  bei  der  Geburt  fast  stets  zur  Erblindung 
führte.  Hingegen  erscheint  nicht  ausgeschlossen,  daß  manche  unter  2  a  und  c 
angeführten  Leiden  auf  Erbbedingtheit  beruhen,  die  zur  Erblindung  führt. 
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Blindheit  an  sich  ist  nicht  erblich,  sondern  lediglich  einige  zur  Erblindung 
führende  Krankheiten.  Welches  sind  diese?  Ministerialdirektor  Dr.  Gütt,  der 
große  Kommentator  zum  Gesetz  vom  14.  Juli  1933  zur  Verhütung  erb¬ 
kranken  Nachwuchses,  das  unter  §  1,  Abs.  2,  Ziff.  6  auch  erbliche  Blind¬ 
heit  als  unerwünscht  zur  Fortpflanzung  bezeichnet,  nennt  u.  a.  hauptsäch¬ 
lich  die  folgenden  Krankheiten: 

Angeborener  grüner  Star,  angeborene  Netzhaut-,  Aderhaut-,  Hornhaut¬ 
oder  ähnliche  Entartungen  (z.  B.  Albinismus  oder  Farbstoffmangel),  gänz¬ 
liches  Fehlen  oder  übermäßige  Kleinheit  des  Augapfels  bei  der  Geburt, 
angeborene  Mißbildung  oder  Fehlen  einzelner  Teile  des  Auges,  wie  der 
Linse,  der  Regenbogenhaut  u.  a.  m.,  alle  komplizierten  Formen  des  ange¬ 
borenen  grauen  Stars,  insbesondere  wenn  er  mit  anderen  körperlichen  oder 
geistigen  Minderwertigkeiten  auftritt,  angeborener  Sehnervenschwund,  durch 
Turmschädel  oder  andere  selten  vorkommende  Leiden  bedingt,  angeborene 
hochgradige  Kurz-  und  Schwachsichtigkeit  im  Zusammenhänge  mit  weiteren 
Entartungen,  schließlich  die  angeborene  totale  Farbenblindheit  und  der 
Augenkrebs,  der,  selbst  wenn  auch  nur  auf  einem  Auge  auftretend  und 
mit  Erfolg  operiert,  vererbt  wird. 

„Die  genannten  Leiden  sind  alle  als  schwer  anzusehen,  bei  denen  ärzt¬ 
liche  Kunst  bis  jetzt  im  allgemeinen  nur  unvollkommen  zu  helfen  vermag, 
und  bei  deren  Trägern  gewöhnlich  auch  die  Erwerbsbeschränkung  durch 
das  Leiden  eine  sehr  erhebliche  ist.“  Sie  treten  jedoch,  das  geht  aus  den 
obengenannten  statistischen  Zahlen  hervor,  relativ  selten  in  Erscheinung. 

Verschuer,  der  bekannte  Eugeniker,  nimmt  33x/3  v.  H.  aller  Blinden  als 
erbkrank  an,  Kraemer-Heidelberg  3,85  v.  H.  Die  augenärztlichen  Autoritäten 
schätzen  die  Ziffer  auf  10 — 15  v.  H.  der  35  000  Blinden  in  Deutschland. 

Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1933  gibt  die  gewünschte  Handhabe,  um  solche, 
die  nachweislich  erbkrank  sind,  von  der  Fortpflanzung  auszuschließen. 
Zweifellos  wird  jeder  geistig  und  seelisch  hochwertige  und  verantwortungs¬ 
bewußte  Blinde  im  Interesse  der  Volksgemeinschaft  dieses  Opfer  freiwillig 
auf  sich  nehmen.  Das  besagt  aber  nicht,  daß  die  wenigen  unter  den  Blin¬ 
den,  die  nachweislich  tatsächlich  erbkrank,  nun  körperlich,  charakterlich 
und  geistig  minderwertig  sind,  so  daß  sie  schulisch  und  beruflich  von  der 
Volksgemeinschaft  auszuschließen  wären.  In  dem  Heft  „Gesunde  Eltern  — 
gesunde  Kinder“,  herausgegeben  von  der  NS.  Volkswohlfahrt,  hat  der  be¬ 
kannte  Rassenforscher  Prof.  Dr.  Groß  ausdrücklich  betont:  „Um  von  vorn¬ 
herein  jedem  Irrtum  zu  begegnen,  sei  ausdrücklich  festgestellt,  daß  Blinde, 
Taube,  Schwerhörige,  Krüppel  und  sonstige  Körperbehinderte,  die  ihre  Ge¬ 
brechen  erst  zu  Lebzeiten  durch  Krankheit  oder  Unfall  sich  zugezogen 
haben,  selbstverständlich  nicht  erbkrank  sind  und  also  auch  nicht  unter 
das  Gesetz  zur  Verhütung  erbkranken  Nachwuchses  fallen.  Insbesondere 
gilt  dies  für  die  Kriegs  verletzten  und  die  Opfer  der  Arbeit.  Fürsorge  dieser 
Art  ist  und  bleibt  Ehrenpflicht  des  Staates.  Auch  darf  z.  B.  die  schulische 
und  berufliche  Ertüchtigung  der  Jugendblinden  wegen  ihrer  größeren  Kosten 
nicht  vernachlässigt  werden.  Der  Allgemeinheit  würden  sonst  auf  die  Dauer 
weit  größere  finanzielle  Lasten  aufgebürdet.“ 

Nach  dem  vorher  Gesagten  ist  klar  zu  erkennen,  daß  die  Mehrzahl  der 
blinden  Volksgenossen  rassisch,  charakterlich  und  sonst  körperlich  gesund 
und  zu  ihrem  Teile  bereit  sind,  als  werteschaffende  Glieder  in  der  Volks- 
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Gemeinschaft  mitzuarbeiten.  Diese  Möglichkeit  ist  ihnen  gegeben  durch  die 
deutschen  Blindenanstalten,  in  denen  ihnen  die  Kenntnisse  einer  Volks¬ 
schule  vermittelt  werden.  Dort  werden  sie  dann  neben  dem  Besuch  der 
Berufsschule  in  den  üblichen  Blindenhandwerken  ausgebildet.  Nui  wenige, 
die  als  Hochbegabte  zu  werten  sind,  führt  man  der  Märburger  Blinden- 
studienanstalt  zu,  die  die  Obersekundareife  und  das  Abiturientenexamen  ver¬ 
mittelt.  Viele  besuchen,  wenn  sie  technisch  begabt  und  in  ihrem  Auftreten 
Gewandt  sind,  die  höhere  Handelsschulabteilung  diesei  Anstalt  und  weiden 
zu  Büroangestellten  ausgebildet.  Andere  wiedei,  die  hochmusikalisch  sind, 
besuchen  die  Konservatorien,  um  die  Organisten-  oder  die.  Privatmusiklehrer¬ 
prüfung  abzulegen.  Einige  wenige  gehen  zur  Universität,  studieren  Theo¬ 
logie,  Philologie,  Jurisprudenz  oder  Nationalökonomie  und  kommen  dann 
in  den  verschiedensten  höheren  oder  mittleren  beamteten  oder  freien  Be¬ 
rufen  unter.  •  £ 

All  denen,  die  im  Leben  stehen,  also  ihr  Schicksal  gemeistert  haben, 
steht  der  Weg  zur  Fortpflanzung  offen,  wenn  sie  nicht  nach  §  1,  Abs.  2, 
Ziff.  6  des  Sterilisierungsgesetzes  in  Verbindung  mit  §  1,  Ziff.  d  des  „Ehe¬ 
gesundheitsgesetzes“  vom  18.  Oktober  1935  auf  Grund  eines  Eheuntauglich¬ 
keitszeugnisses  von  der  Ehe  ausgeschlossen  werden.  Nach  §  2  des  Ehege¬ 
sundheitsgesetzes  haben  die  Verlobten  vor  der  Eheschließung  durch  ein 
Zeugnis  des  Gesundheitsamtes  nachzuweisen,  daß  ein  Ehehindernis  im  Sinne 
des  Gesetzes  nicht  vorliegt.  Dieses  ist  dem  Standesbeamten  vor  der  An¬ 
ordnung  des  Aufgebotes  vorzulegen.  Der  Standesbeamte  ist  an  den  Inhalt 
dieses  Zeugnisses  gebunden  und  muß  das  Aufgebot  verweigern,  wo  ein 
Ehetauglichkeitszeugnis  nicht  vorliegt. 

Zweifellos  wird  auch  dieses  Gesetz  dazu  beitragen,  die  Blindheitsver¬ 
erbung  immer  weiter  einzuschränken,  so  daß  mit  den  Fortschritten  der 
Medizin  und  mit  fortschreitender  Hygiene  in  Verbindung  mit  den  Maß¬ 
nahmen  der  Erbgesundheitslehre  die  Blindheit  auf  Grund  ererbter  Krank¬ 
heiten  zu  den  seltensten  Fällen  rechnen  möge.  Dagegen  werden  die  Unfall-, 
Krankheits-  oder  Altersblinden  stets  anzutreffen  sein.  Ihr  Prozentsatz  ist 
nachgewiesenermaßen  weit  größer  als  der  der  Erbblinden,  so  daß  die  Blin¬ 
denbeschulung,  -ausbildung  und  berufliche  Unterbringung  nach  wie  vor  zu 
den  vordringlichsten  Aufgaben  des  Staates  und  der  Volksgemeinschaft  ge¬ 
hören.  Aufgaben,  zu  denen  auch  nicht  unerhebliche  Mittel  erforderlich  sind, 
da  die  Blinden  auf  Grund  einer  hundertjährigen  Erfahrung  der  Sonder¬ 
schulung  und  -ausbildung  bedürfen.  Aber  alle  diese  vom  Staat,  den  Bezirks¬ 
und  Landesfürsorgeverbänden,  sowie  der  freien  Wohlfahrtspflege  aufge¬ 
brachten  Mittel  können  und  müssen  zum  Segen  gereichen,  wenn  der  Blinde 
trotz  seines  körperlichen  Gebrechens  zu  einem  brauchbaren  Menschen  heran¬ 
gebildet,  seinen  Fähigkeiten  entsprechend  untergebracht  und  so  als  werte¬ 
schaffendes  Glied  in  die  Kette  der  Volksgemeinschaft  eingereiht  wird. 


Herausgegeben  von  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn.  —  Verantwortlicher 
Schriftleiter:  Dr.  Carl  Strehl,  Direktor  der  Blindenstudienanstalt,  beauftragter  Do¬ 
zent  an  der  Philipps-Universität,  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  —  Zu  bestellen  bei 
der  Geschäftsstelle  Marburg-Lahn,  Wörthstraße  11.  Fernruf  2771.  —  Postscheck¬ 
anschrift:  Druckerei  der  Blindenhochschulbücherei  Frankfurt-Main,  Kontonummer 
82305.  —  Erscheint  am  Ende  eines  jeden  Vierteljahres  (Auflage  500),  Jahresbezugs¬ 
preis  6  RM.  —  Druck  und  Verlag  der  Blindenstudienanstalt,  Marburg-Lahn  1935. 
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